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Vorwort. 

Die  nach  Erlaß  der  Polizeiverordnung  über  die  Einrichtung 
und  den  Betrieb  von  Bäckereien  und  Konditoreien  massenhaft  ge- 
gründeten Zwangsinnungen  im  Bäckergewerbe  veranlaßten  mich 
zu  einer  Untersuchung  ihrer  Wirksamkeit,  um  so  mehr,  da  die 
Stimmung  in  der  Wissenschaft  eine  äußerst  zurückhaltende  gegen- 
über diesen  Institutionen  war  und  ist. 

Ihre  Maschinerie  mit  richtigem  Erkennen  und  durchsichtiger 
Klarheit  zu  deuten,  setzt  ein  Eindringen  in  deren  geschichtlichen 
Werdeprozeß  voraus.  Dabei  handelt  es  sich  allerdings  nur  um 
ein  bestimmtes  Gebiet,  nämlich  Rheinhessen,  das  bis  jetzt  jeglicher 
wirtschaftsgeschichtlicher  Monographien  entbehrt;  so  glaube  ich 
durch  eine  Untersuchung  des  rheinhessischen  Bäckergewerbes 
einen  Versuch  zu  einem  geringen  Beitrage  auf  diesem  Gebiete  zu 
liefern,  der  sich  zugleich  von  allen  bis  jetzt  erschienenen  Abhand- 
lungen über  das  Bäckergewerbe  dadurch  unterscheidet,  daß  er 
ein  starkes  Gewicht  auf  die  von  ihnen  mit  wenigen  Worten  ge- 
streiften Innungen  legt,  wobei  den  sie  gegenwärtig  charakterisie- 
renden wirtschaftlichen  und  sozialen  Strömungen  in  ausgeprägtem 
Grade  Rechnung  getragen  ist. 

Die  von  ihnen  nicht  gelösten  Aufgaben,  die  der  gegenwärtigen 
wirtschaftlichen  und  sozialen  Lage  ein  charakteristisches  Gepräge 
verleihen,  finden  in  einem  besonderen  Abschnitte,  der  die  so  oft 
gerügten  sozialen  Verhältnisse  stark  unterstreicht,  eine  spezielle 
Untersuchung,  die  wiederum  auf  einer  geschichtlichen  Aufrollung 
der  vorliegenden  Tatsachen  basiert.  Nur  sie  läßt  uns  in  einem 
Gewerbe,  das  an  den  wirtschaftlich  epochemachenden  Bewegungen 
nur  in  engbegrenztem  Maße  teilnimmt,  die  gegenwärtig  vorliegenden 
wirtschaftlichen  und  sozialen  Erscheinungen  verständnisvoll  er- 
kennen, und  womöglich  in  ihrer  zukünftigen  Tangierung  deuten. 

'Allen  denen,  die  mir  bei  der  Sammlung  des  Materials  be- 
hilflich waren,  besonders  der  Bereitwilligkeit  und  praktischen  Rat- 
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Schläge  der  Herren  H.  Schaab,  Schriftführer  der  Bäckerzwangs- 
innung des  Landkreises  Worms,  und  Obermeister  J.  Seitz,  Worms, 
sei  vielmals  gedankt. 

Vor  allem  sage  ich  innigsten  Dank  meinem  verehrten  Lehrer 
Herrn  Geh.  Hofrat  Prof.  Dr.  Gothein,  der  mich  während  der 
Abfassung  und  bei  Vollendung  der  Arbeit  auf  wichtige  wissen- 
schaftliche Richtlinien  hinwies. 


Heidelberg  im  Dezember  1913. 


Der  Verfasser. 
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A.  Die  Entwicklung  des  rheinhessischen  Bäckergewerbes 
bis  zur  Einführung  der  Gewerbefreiheit. 

I.  Mittelalterliche  Periode. 

a)  Backen  vorwiegend  Frauenarbeit. 

Die  Produkte,  die  der  Tätigkeit  unseres  Gewerbes  entspringen, 
sind  rasch  vergänglicher  Natur.  Das  Brot,  die  Semmeln,  der 
Kuchen,  heute  gebacken,  erfüllen  wenige  Stunden  oder  Tage  nach- 
her schon  die  ihnen  gewordenen  Aufgaben.  Sie  sättigen  die 
Hungrigen;  aber  nichtsdestoweniger  sind  die  Überlieferungen  aus 
dem  historischen  Bereiche  so  interessant  und  reichhaltig,  gewähren 
einen  so  deutlichen  Einblick  in  die  Kulturstufen,  Staatseinrichtungen, 
Nationalökonomie  und  Rechtsverhältnisse  aller  Zeiten,  daß  schon 
das  bloße  Sammeln  und  Zusammenstellen  der  auf  die  Bäckerei  be- 
zughabenden Materialien  allein  sich  rechtfertigt.  Dies  trifft  vollends 
für  einen  historischen  Aufbau  des  Bäckergewerbes  Rheinhessens  zu. 
Der  hier  vorliegende  mannigfache  geschichtliche  Wechsel  erfordert 
ein  stückweises  Zusammentragen  verschiedener  historischer  Belege, 
aus  deren  Aneinanderreihung  ein  einheitlicher  Zug  spricht,  der  uns 
in  die  Verhältnisse  vergangener  Zeiten  Einblick  gewährt. 

Von  der  Provinz  Rheinhessen  als  einem  zusammenhängenden 
Gebiete,  das  einer  einheitlichen  Rechtsprechung  unterstand,  kann 
erst  vom  Jahre  1816  ab  gesprochen  werden.  Häufigen  Verände- 
rungen unterlag  es  vorher;  Kurfürsten  von  Mainz  und  von  der 
Pfalz  und  eine  Menge  geistlicher'und  weltlicher  Herren  beherrschten 
es  abwechselnd,  bis  nach  der  letzten  Epoche,  in  der  es  eine  ge- 
raume Zeit  unter  französischer  Flagge  segelte,  das  Geburtsjahr 
1816  das  eigentliche  Rheinhessen  schuf. 

Wie  gestaltete  sich  an  Hand  dieser  geschichtlichen  Perioden 
das  öffentliche  Leben  unseres  Handwerks?  Welches  waren  seine 
rechtlichen  und  sozialen  Beziehungen  zum  Publikum,  zur  Gemeinde, 
zum  Staate  überhaupt  und  seine  Stellung,  die  es  in  den  verschie- 
denen Zeiten  zum  allgemeinen  großen  Ganzen  einnahm? 
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Bis  zum  Zeitpunkte  der  Städegründun^  war  das  Backgeschäft 
auf  größeren  Meiereien  und  in  Klöstern  nur  durch  Knechte,  an- 
fangs Leibeigene,  später  Freigelassene,  im  engeren  Privatleben  durch 
die  Frauen,  besorgt  worden.  Frauen-  und  Sklavenarbeit  fanden 
besonders  während  der  Römerzeit  in  den  Städten  Mainz  und  Worms 
ihren  Niederschlag  und  herrschten  bis  zu  Beginn  des  Mittelalters 
vor.  So  finden  wir  in  den  großen  Fronhöfen  in  und  außer  der 
Stadt  Worms,  für  deren  Organisation  lange  Zeit  die  Verordnungen 
Karls  des  Großen  über  die  königlichen  Landgüter  maßgebend 
waren,  das  Backen  ausschließlich  den  Frauen  zugewiesen.  Sie 
wurden  ins  Frauenhaus  gefordert,  um  dort  eine  bestimmte  Zeit 
zu  backen  ^).  Dieser  Zustand,  der  das  Backen  als  Gemeindesache 
charakterisierte,  hatte  sich  in  den  Dörfern  bis  Mitte  des  19.  Jahr- 
hunderts erhalten.  Eine  wesentlich  günstigere  Gestaltung  lag  in 
den  Städten  vor,  mit  deren  Gründung  und  Entwicklung  eine  He- 
bung des  Gewerbes  eintrat.  Bereits  früh  tauchten  nach  urkund- 
lichen Belegen  Bäcker  als  Handwerker  auf.  ln  Worms  wurde  be- 
reits 1080  eine  Vicus  Panis  erwähnt,  was  auf  Handwerker  des- 
selben Berufes  schließen  läßt,  die  sich  aus  marktpolizeilichen 
Gründen  in  den  gleichen  Straßen  ansiedeln  mußten").  Sie  ar- 
beiteten vorwiegend  nur  gegen  Lohn,  da  der  Rat  bis  in  die  zweite 
Hälfte  des  Mittelalters  den  Backofenzwang  ausübte.  Ausnahms- 
weise  erlaubte  er  in  Worms  den  Klöstern,  in  ihren  eigenen  Ofen 
Brot  zu  backen.  Ebenso  wurde  hier  einem  Ersuchen  des  Pflegers 
des  reichen  Convents,  einen  Backofen  errichten  zu  dürfen,  damit 
die  Frauen  nicht  des  Backens  wegen  über  die  Gassen  gehen 
müßten,  nur  unter  der  Bedingung  zugestimmt,  daß  die  Schwestern 
das  Ungeld  zahlten  und  jederzeit  auf  Befehl  des  Rats  den  Back- 
ofen wieder  entfernten. 

Für  die  Benutzung  des  gemeinsamen  Backhauses  waren  be- 
stimmte Abgaben  zu  entrichten,  die  teils  den  Charakter  einer  Ver- 
kehrs- und  Gewerbesteuer  trugen  und  sich  in  Alainz  nach  heutigem 
Gelde  auf  M.  1.85  beliefen,  die  dem  Stadtkämmerer  als  jährlicher 
Zins  zuflossen.  ln  Worms  riefen  sie  sogar  unter  dem  Namen 
„Bernbröt“  einen  Prozeß  zwischen  Rat  und  Klerus  ins  Leben,  der 
zu  Gunsten  des  letzteren  verlief,  indem  der  Rat  jährlich  10  Gulden 
an  den  damaligen  Bischof  zu  zahlen  hatte  ^). 

1)  Boos,  Geschichte  der  rheinischen  Städtekiiltur.  Bd.  I— IV. 

2)  Boos  a.  a.  O. 

3)  Boos  a.  a.  O. 
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b)  Mittelalterliche  Gebräuche;  Brotbänke;  Brotschau; 

Abgaben;  Taxwesen. 

p Neben  diese  erste  Stufe  des  Lohnwerks,  die  durchweg  heute 

j noch  im  geringen  Grade  vorhanden  ist,  trat  mit  dem  Aufblühen 

' der  Städte  das  Preiswerk,  dessen  Ausübung,  neben  dem  Besitz 

' eines  eigenen  Hauses  und  der  Zustimmung  der  vom  Rate  erteilten 

I Backgerechtigkeit,  an  eine  Menge  streng  gesetzlicher  Verordnungen, 

; die  zum  Teil  aus  der  täglichen  Berührung  mit  dem  konsumierenden 

J Publikum  resultierten,  gebunden  war.  Dazu  kamen  im  Mittelalter 

i und  in  den  folgenden  Zeiten  Umstände  hinzu,  die  die  größte  Auf- 

merksamkeit und  Sorgfalt  bedingten.  Bei  der  dichten,  in  engen 
Straßen  zusammengedrängten  Bevölkerung  mittelalterlicher  Städte, 
in  denen  Seuchen,  pestartige  Krankheiten  mitunter  häufig  aufräum- 
ten — so  waren  es  in  Mainz  um  das  14.  Jahrhundert  täglich  über 
100  Personen,  die  ein  Opfer  der  Pest  wurden  — mußten  die  Be- 
hörden mit  aller  Schärfe  die  Herstellung  eines  guten  gesunden 
Lebensmittels  im  Auge  haben.  Güte  und  Preis  unterstanden  somit 
ihrer  Aufsicht  und  Regelung. 

Der  Verkauf  des  Brotes  vollzog  sich  auf  den  Brotbänken  in 
I bedeckten  Räumen.  Diese  waren  zum  Teil  selbständige  Gebäude,  wie 

in  Worms  auf  dem  Niedermarkt,  oder  angebaute  hervorspringende 
Hallen  an  Kirchen,  Rathäusern,  wie  in  Mainz,  wo  bis  1732  die 
Bäcker  vor  der  Münze  in  ihren  Schrägen  ihre  Backware  feilhielten. 
I Das  Eigentum  dieser  Verkaufsstätten  stand  meistens  der  Orts- 

obrigkeit zu.  Nicht  überall  hielt  diese  das  Obereigentum  fest.  So 
erscheint  in  Mainz  Ende  des  1 2.  Jahrhunderts  ein  Bäcker  als  voller 
Eigentümer  seiner  Bank  „über  die  er  ohne  Erschatz  und  Zins- 
beschwerung verfügt  und  sie  freiwillig  dem  Stifte  St.  Peter  als 
Zinslehen  aufträgt“  ^). 

Die  Garantie  für  die  Güte  der  hier  feilgebotenen  gewerb- 
lichen Produkte  wurde  durch  die  Brotschau  gewährleistet,  eine 
lediglich  im  Interesse  der  Konsumenten  getroffene  Einrichtung. 
Sie  war  in  Worms  durch  die  1427  erlassene  Gewerbeordnung 
dem  Bürgermeister  unterstellt,  erfuhr  jedoch  infolge  der  zahl- 
reichen Klagen  gegen  die  Bäcker,  die  diese  mit  300  Heller  zu 
büßen  hatten,  durch  eine  neue  Ordnung  im  Jahre  1481  Ver- 
änderungen, indem  der  Rat  an  Stelle  des  seitherigen  Beschauers 
„zwei  Sechzehner  und  zwei  Zunftmeister“  betraute,  denen  die 

1)  Gothein,  Wirtschaftsgeschichte  des  Sclnvarzwalds. 
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/erpflichtung  auferlegt  wurde,  dreimal  in  der  Woche  das  Brot  zu 
lesehen  ^). 

Die  Bürgermeister  sollten  jedoch,  sofern  es  ihnen  die  Zeit 
erlaubte,  mitgehen.  Somit  ein  typisches  Beispiel  der  Werkstatt- 
schau, die  in  einer  Beaufsichtigung  der  einzelnen  durch  die  Älter- 
eute  der  Zunft  bestand.  Allein  auch  diese  Ordnung  vom  Jahre 
1481  wurde  nicht  eingehalten,  weil  die  Bürgermeister  und  Rats- 
herren  allzusehr  mit  Geschäften  überladen  waren,  weshalb  im 
Jahre  1485  der  Rat  zwei  „Heimburger  und  zwei  Schatzungs- 
knechte“ über  die  Brotschau  setzte.  Diese  mußten  eidlich  ge- 
loben, das  Brot  und  die  Weck  im  Brothaus,  in  den  Läden  und 
in  den  Kammern  zwei-  oder  dreimal  wöchentlich  zu  besehen, 
das  Brot  mit  der  Stadtwage  zu  wiegen  und  es  aufzuschneiden, 
um  zu  sehen,  ob  es  weiß  und  gut  gebacken  wäre^). 

ln  Mainz  unterstand  das  Gewerbe  der  Aufsicht  des  ,,Waltpoten“, 
des  obersten  Polizeibeamten ; dieser  hatte  auch  das  Gericht  über 
die  Bäcker  und  deren  Angehörige  ,,umb  alte  Schult  und  Bruche“ 
doch  nicht  um  Erben  und  Eigentum.  Er  wählte  aus  ihrer  Mitte 
jährlich  einen  Vorsteher  „Meistermann“,  sie  selbst  den  zweiten; 
mit  diesem  besichtigte  er  das  Brot  und  führte  dabei  einen  Bären 
mit  sich,  wofür  er  von  den  Bäckern  in  der  einen  Woche  das 
größte,  in  der  anderen  das  kleinste  Brot  als  sog.  ,, Bärenbrot“ 
erhielt.  Für  seine  Tätigkeit  durfte  er  sich  weiter  alle  Jahre  zwei 
Schweine  kaufen,  die  von  zwei  Zunftmeistern  gemästet  werden 
mußten.  Die  Feststellung  des  richtigen  (jewichts  geschah  hier 
unter  Beisein  des  Amtmanns  oder  einer  ihm  ebenbürtigen  Person 
sowie  von  zwei  Mitgliedern  des  Rats^). 

So  zeigt  sich  in  unserem  Gebiete  eine  stete  Fürsorge  der 
städtischen  Obrigkeit  für  ein  gutes,  gesundes,  der  allgemeinen, 
öffentlichen  Zufriedenheit  entsprechendes  Brot.  Ihre  Aufgabe 
ging  noch  weiter;  sie  übernahm  zugleich  die  Regulierung  der 
Produktion  durch  Überwachung  der  Zu-  und  Ausfuhr  des  Korns 
und  war  somit  bestimmender  Faktor  des  Preises.  Dieser,  sowie 
Gewicht  und  Güte  finden  in  den  erlassenen  Taxen,  die  bis  1844 
in  Rheinhessen  vorherrschten,  ihren  Niederschlag.  Zur  Veran- 
schaulichung diene  eine  von  1789  für  Mainz  herausgegriffene 

„Brodschätzung  nach  dem  von  Obrigkeits  wegen  bestimmten 
Jahrsgewicht,  das  Malter  Korn  ad  150  Pf.;  dann  der  Weizen  ad 

1)  Boos  a.  a.  O. 

2)  Boos  a.  a.  O. 

3)  Archiv  für  hessische  Geschichte.  Bd.  XV. 
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150  Pf.,  auf  den  Mainzer  Marktpreis  mit  Zusatz  des  Bäckers 
Kosten  und  Verdienst  per  Malter  der  rohen  Frucht  taxiert 


Kr.  Pf. 

Pures  Roggen  Brod,  der  Laib  ad  4 Vä  Pfund  schwer  5 2 

Dito  ein  halber  ad  2V^  Pfund  schwer  2 3 

Von  Roggen,  Gerst  und  Spelz  der  Laib  ad  Pfd.  schwer  4 2 

Ein  halber  Laib  ad  2 Vi  Pfund  2 1 

soll  wiegen 

Gemischtes  aus  2 Dritteln  Roggen  und  1 Drittel  Weissmehl  Loth 
Mit  Wasser:  Ein  Brödchen  für  1 Kr.  75 

Ein  dito  für  2 Kr.  30 

Ein  dito  für  4 Kr.  28 

Mit  Wasser:  Aus  Weissmehl  mit  der  Blume 

Ein  ausgebackener  Parweck  für  1 Kr.  13 

Ein  rundes  Brödchen  für  1 Kr.  13 

Ein  dito  für  2 Kr.  26 

Ein  Spitzweck  für  1 Kr.  12 

Mit  Milch:  2 Loth  leichter  als  1 Parweck 


Ein  langes  geschnittenes  Brödchen  für  1 Kr.  11 
Mit  Milch:  aus  ganz  geschwungenem  Vorschüsse 

4 Loth  leichter  ( ein  wohl  ausgebackenes  rundes 
als  ein  Parweck  | ungeschnittenes  für  1 Kr.  9 

ein  dergleichen  langes  ungeschnittenes  für  1 Kr.  9 
Das  Raspeln  steht  dem  Käufer  frey. 

Pro  Nota:  Sämtliche  Bäcker  werden  unter  Vermeidung  der  ihnen 
bereits  bekannt  gemachten  Leibesstrafe  alles  Ernstes 
angewiesen,  obige  Gattung  sowohl  schwarz  als  Weiss- 
brot nach  den  vorgeschriebenen  Brodstahl  in  dem  be- 
hörigen  Gewicht  und  Güte  wohl  auszubacken  und 
nach  dem  bestimmten  Tax  verkäuflich  abzugeben.“ 

Der  in  ihnen  festgesetzte  Brotpreis  und  das  Gewicht  wurde 
nach  einer  vorgenommenen  Fruchtprobe,  aus  der  man  das  Mittel- 
gewicht der  entsprechenden  Früchte  feststellte,  berechnet.  Um 
bei  der  Feststellung  des  Fruchtgewichts  sowohl  vor  der  Bürger- 
schaft, als  auch  vor  dem  Gewerbe  der  Bäcker  unparteiisch  zu 
sein,  ernannte  man  hier  eine  Kommission,  bestehend  aus  einem 
Mitgliede  des  Stadtrats  und  einem  ohnehin  in  Pflichten  stehenden 

„Mitter“,  die  unter  Beisein  der  Brudermeister  der  Bäckerzunft 

« • 

auf  einem  bestimmten  Platze  das  Wiegen  Vornahmen.  Uber  den 
notwendigen  Bedarf  an  Getreide  selbst  war  der  Rat  durch  eine 
spezifizierte  Angabe  von  Seiten  der  Zünfte  genau  unterrichtet. 

Seine  Politik  war  doch  wesentlich  von  dem  volkswirtschaft- 
lichen Gedanken  getragen,  der  Bevölkerung  nicht  nur  ein  gutes. 


) 
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sondern  vor  allem  ein  billiges  Brot  zu  verschaffen,  für  das  man 
auch  in  Teuerungszeiten  durch  Aufspeichern  größerer  Getreide- 
mengen Sorge  trug.  Für  unser  Gebiet  wai’  es  das  Brothaus  des 
Qetreidemagazins  Buchen,  das  zum  Teil  vom  Erzbischof  von 
Mainz,  zum  Teil  von  der  Stadt  selbst  benutzt  wurde  ^).  Alsdann 
gestattete  der  Rat  auch  ausnahmsweise  die  Einfuhr  fremden 
Brotes,  jedoch  nur  in  bestimmter  Entfernung  wohnenden  Bäckern, 
deren  Zulassung  auf  dem  heimischen  Markte  sich  baldigst  zur 
Regel  gestaltete.  Manchen  wurden  sogar  für  die  Einführung  noch 
Begünstigungen  gewährt.  So  befreite  der  Rat  in  Worms  die 
innerhalb  einer  Meile  um  die  Stadt  wohnenden  fremden  Bäcker  von 
der  Bezahlung  des  Mehlungeldes.  Für  Mainz  erstreckte  sich  die 
Zulassung  sogar  auf  zwei  Meilen'^). 

Die  Zufuhr  fremden  Brotes  in  die  genannten  Städte  ergab  sich 
zum  Teil  aus  der  wachsenden  Bevölkerung  und  den  dadurch  ent- 
stehenden größeren  Konsum,  in  der  Hauptsache  jedoch  aus  dem 
dringenden  Bedürfnis  ein  gutes  Brot  zur  Verfügung  zu  haben, 
sodaß  dem  Bestreben  des  täglichen  Auswählens  und  Suchens  nach 
Besserem  in  weitgehendstem  Maße  Rechnung  getragen  wurde,  was 
zugleich  ein  gegenseitiges  Anspornen  und  Wetteifern  der  Bäcker 
untereinander  zur  Folge  hatte. 

Als  Gesamtresultat  unseres  Gebietes  ergibt  sich  so- 
mit eine  den  Interessen  der  Konsumenten  und  Bäcker 
angepaßte  Politik  des  Rates,  wobei  die  Sorge  für  eine 
gleichmäßige,  reichliche  und  billige  Zufuhr  des  Brotes 
an  das  Publikum  im  Vordergrund  stand.  Der  Bäcker  sollte 
solange  wie  möglich  der  Beauftragte  seiner  Kunden  sein.  Der 
Charakter  der  Bäckerei  als  eines  Amtes  war  strenge  festgehalten 
und  mußte  es  werden,  weil  auch  der  ländliche  Bäcker,  aber  nur 
in  beschränkter  Zahl  (Bannmeile),  mit  in  die  Ordnung  einbegriffen 
war.  Seine  beschränkte  Zulassung,  die  man  in  Mainz  noch  durch 
erhöhte  Abgaben  erschwerte,  scheint  eine  möglichst  weitgehende 
Beschränkung  des  Bäckergewerbes  auf  die  Stadt  im  Auge  gehabt  zu 
haben,  namentlich  daß  diese  nicht  Mangel  an  frischem  Brot  leide. 

c)  Zünfte  und  deren  Tätigkeit. 

1.  Handwerkliche  Maßnahmen. 

Werfen  wir  nach  dieser  in  kurzen  Zügen  gestreiften  Geschichte 
des  öffentlichen  Lebens  unseres  Handwerks  einen  Blick  auf  seine 

1)  Mechler,  Die  Nahrungsmittelpolitik  kleinerer  Städte  des  oberrheini- 
schen Gebietes  älterer  Zeit. 

2)  Stadtarchiv  Mainz,  Ziinftakten. 


inneren,  seine  handwerksgesellschaftlichen  Verhältnisse,  so  bietet 
sein  Innungs-  und  Zunftwesen  eine  umfassende  und  erschöpfende 
Quelle  der  Belehrung.  Es  ergibt  sogleich  ein  einheitliches,  unser 
Gebiet  betreffendes  Ganze,  was  in  den  verschiedenen  Vereinigungen 
der  Bäckerzünfte  der  Städte  Mainz,  Worms,  Oppenheim,  Bingen, 
(nahezu  das  heutige  Rheinhessen  mit  Ausnahme  von  Alzey)  in 
den  Jahren  1352,  1513  und  1685  seinen  Ausdruck  findet. 

Es  hat  sich  bereits  gezeigt,  welch  besondere  Aufmerksamkeit, 
welche  Reihe  von  Pflichten  man  den  Bäckern  auferlegte;  wo  dies 
geschah,  ergab  sich  als  eine  natürliche  Folge  eine  Verfechtung  und 
Wahrung  der  Rechte,  zu  deren  Durchführung  das  Individuum  der 
Obrigkeit  gegenüber  machtlos  war  und  sich  nur  auf  dem  Wege  der 
Einigung  erfolgreich  betätigen  konnte.  Die  diesen  Zusammen- 
schließungen zu  Grunde  gelegte  Verfassung,  sowie  die  mit  der 
Zeit  sich  nebenbei  bildenden  Gewohnheiten,  aus  beiden  resul- 
tierende Schlüsse  und  Maßnahmen  geben  einen  sicheren  Wegweiser 
für  unsere  Betrachtungen,  bei  denen  wir  besonders  diejenigen, 
die  von  wesentlicher  Bedeutung  für  die  Gestaltung  unseres  Ge- 
werbes waren,  also  die  rein  handwerklichen  Zwecken  dienten,  in 
den  Vordergrund  stellen.  Ihnen  fügen  wir  ergänzend  den  poli- 
tischen und  moralischen  Einfluß  bei. 

Bereits  zu  Ende  des  11.  und  im  Laufe  des  12.  Jahrhunderts 
nahm  in  den  Städten  das  Gewerbe  korporative  Gestalt  an.  Diese 
frühzeitigen  Zünfte  zeigten  jedoch  nicht  den  Grad  starrer  Gebunden- 
heit, kastenmäßiger  Abgeschlossenheit,  was  sich  erst  im  Laufe  der 
Zeit  herausbildete:  es  herrschte  vielmehr  noch  große  Freiheit,  in- 
dem ein  Handwerksmann  mehrere  Berufe  nebeneinander  betreiben, 
einer  beliebigen  Zunft  oder  sogar  mehreren  angehören  konnte. 
So  gehörten  in  Mainz  noch  im  Jahre  1614  der  aus  39  Mitgliedern 
bestehenden  Bäckerzunft  die  Müller  an  ^).  In  Worms  dagegen 
wurde  durch  den  im  Jahre  1426  vollständig  errungenen  Sieg  der 
Zünfte  über  den  Rat,  der  den  politischen  Machtfaktor  dieser  durch 
Anteil  an  dem  Stadtregiment  bekundete,  ein  für  die  Zünfte  günsti- 
ges Abkommen  getroffen,  das  neben  den  Bestimmungen  über  die 
Brotschau,  Brotpreise  und  Schweinehaltung  der  Bäcker  eine  straffe 
Organisation  der  Zünfte  durchführte,  die  sogar,  im  heutigen  Sinne 
gesprochen,  in  der  Einführung  einer  fakultativen  Zwangsinnung 
gipfelte,  indem  betont  wurde,  „in  aller  Zukunft  soll  es  so  gehalten 
sein,  daß  ein  jeder  Handwerksmann  seiner  Handwerkszunft  ange- 

1)  Mainzer  Stadtarchiv. 
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hören  muß“  ^).  Keiner  durfte  sich  bei  schweren  Bußen  Eingriffe 
in  das  Handwerk  eines  anderen  erlauben.  In  der  Stadt  und  auf 
dem  Lande,  wo  nur  die  absolut  unentbehrlichsten  geduldet  wurden, 
wie  die  Bäcker,  Metzger  und  Schneider,  sollte  ein  jeder  sein  eigenes 
Handwerb  betreiben.  „Darum  ist  einer  nur  Brotbäcker,  so  treibe 
er  nur  dieses  Gewerbe  und  kein  anderes  daneben“-).  Er  mußte 
als  solcher  der  Zunft  der  Brotbäcker  angehören,  neben  der  es 
parallel  der  mittelalterlichen  Arbeitsteilung,  die  in  einer  Speziali- 
sierung der  Berufsteilung  bestand,  eine  Reihe  von  dieser  getrennter 
Korporationen  gab.  In  Worms  setzte  sich  die  Bäckerzunft  zu- 
sammen aus  Bäckern,  Pastetenbäckern,  Mehlh'ändlern  und  Müllern 
(einem  nach  dem  Brande  von  1689  aufgestellten  Schema  gemäß). 
Die  Zahl  schien  hier  indessen  keine  konstante  gewesen  zu  sein.  So 
waren  es  nach  einer  Aufzeichnung  aus  dem  Anfänge  des  15.  Jahr- 
hunderts 5,  am  Ende  4,  die  laut  Mannschaftsrodel  den  Pfalzgrafen 
gegen  den  schwäbischen  Bund  zur  Verfügung  gestellt  wurden,  woraus 
auch  auf  eine  kriegerische  Bedeutung  geschlossen  werden  kann. 

Der  strengen  Scheidung  und  Bindung  des  Gewerbes  an  den 
ihm  zugewiesenen  Rayon  entsprang  eine  erhöhte  Leistung.  Fast 
jede  Stadt  unseres  Gebietes  zeichnete  sich  durch  ein  ihr  eigentüm- 
liches Gebäck  oder  Brotsorte  aus.  Die  Spezialisierung  des  Bäcker- 
berufes fand  wiederholt  ihren  Niederschlag  in  den  Zunftordnungen, 
in  denen  allen  Spezialisten,  Pistor-,  Pasteten-,  Kuchen-,  Flaten- 
und  Weißbäckern  eine  strenge  Betätigung  nur  auf  dem  ihnen  zu- 
kommenden Felde  befohlen  wurde.  U.  a.  wurde  in  dem  gemein- 
samen Bündnis  von  1686,  zu  dem  die  Städte  Mainz,  Worms, 
Oppenheim  und  Bingen  zählten,  in  Punkt  4 bestimmt,  daß  keiner 
von  den  erwähnten  Bäckern  dem  andern  einen  Eintrag  im  Backen 
und  Verkaufen  verrichten  solle  „absonderlich  aber  nicht  die  Flaten- 
bäcker  den  Weisbäckern  und  umgekehrt“^). 

Ein  wunder  Punkt  scheint  somit  bereits  in  der  damaligen 
Zeit  die  gegenseitige  Konkurrenz  gewesen  zu  sein,  zu  deren  Be- 
seitigung man  aufs  ernste  bemüht  war.  Die  hierfür  notwendigen 
Maßnahmen,  die  in  einer  genauen  Abgrenzung  und  Regelung  der 
Produktion  endigten,  bildeten  einen  Hauptpunkt  der  erlassenen 
Verordnungen.  Ein  scharfes  eifersüchtiges  Beobachten  der  ein- 
zelnen Zunftgenossen  untereinander,  ein  noch  schärferes  der 
Außenstehenden,  besonders  der  Mehlhändler,  war  in  starkem 

1)  Boos  a.  a.  O. 

2)  Boos  a.  a.  O. 

3)  Boos  a.  a.  O. 
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Maße  ausgeprägt.  Die  geringste  Überschreitung  veranlaßte  so- 
fortige Anklage  bei  Zunftmeistern  oder  Rat.  So  beschwerten  sich 
im  Januar  1733  die  Mainzer  Bäcker  darüber,  daß  ein  Mitmeister 
gegen  Handwerksbrauch  Weißbrot  backe,  das  mit  Kümmel  und 
Salz  bestreut  sei;  es  wurde  ihm  unter  Androhung  der  Konfiskation 
verboten.  Andere  suchten  dem  Verkauf  einer  gewissen  Brotsorte 
„Virnbrod“,  der  billiger  als  der  des  gewöhnlichen  Verkaufsbrots 
vollzogen  wurde,  Einhalt  zu  gebieten,  indem  sie  bei  dem  Rate 
neben  der  absatzschädigenden  Wirkung  eine  minderwertige  Qualität 
desselben  betonten,  sodaß  gerade  der  arme  und  geringe  Mann, 
zu  dessen  Vorteil  es  gereichen  sollte,  einer  Gefahr  seiner  Gesund- 
heit ausgesetzt  sei  *).  Einige  in  der  Nähe  der  Mainzer  „Schrägen“ 
wohnende  Bäcker  setzten  es  vereint  mit  der  Nachbarschaft  durch, 
daß  die  Verkaufsstätten  infolge  der  beständig  ,, andauernden 
Gottlosigkeiten  der  dorten  sitzenden  Bäckermenscher  pro  decore 
publico“  freigelegt  wurden^).  Nähere  Erkundigungen  ergaben 
jedoch,  daß  diese  Eingaben  nur  auf  einseitiges  Betreiben  der- 
jenigen Bäcker  ergangen  waren,  die  in  der  Nähe  der  Verkaufs- 
bänke ihren  Sitz  hatten  und  in  der  dauernden  Aufhebung  der- 
selben im  Interesse  der  Vergrößerung  ihres  Absatzgebietes  eine 
heilsamere  Wirkung  erblickten,  als  in  der  vorgeschützten  Be- 
seitigung der  sittlichen  Auswüchse. 

War  man  somit  bemüht,  jede  einheimische  Konkurrenz  zu 
dämpfen,  so  geschah  dies  für  die  von  Außenseitern  eingreifende 
in  noch  stärkerem  Maße.  Wiederholt  wurden  von  den  vereinigten 
Zünften  dem  Rate  Vorschläge  zu  deren  Beseitigung  unterbreitet. 
Waren  es  doch  gerade  die  Landbäcker,  die  man  als  die  ,, Hand- 
werksverderber und  Stümpler“  bezeichnete,  und  die,  da  sie  zum 
Teil  ihr  Handwerk  nicht  in  der  vorgeschriebenen  Art  und  Weise 
erlernt,  mitunter  gar  nicht  erlernt  hatten,  dennoch  alle  Märkte 
besuchten  und  ihr  Gebäck,  das  schwerer  war  als  das  der  anderen 
Bäcker,  zu  demselben  Preise  feilhielten.  Das  während  der  fest- 
gesetzten Marktstunden,  die  von  ihnen  übrigens  nicht  strenge 
eingehalten  wurden,  nicht  abgesetzte  Brot  suchten  sie  durch 
Hausieren  zu  verkaufen,  wodurch  den  einheimischen  Bäckern 
mitunter  ein  recht  beträchtlicher  Schaden  zugefügt  wurde.  Für 
die  Aufhebung  dieser  Mißstände  traten  die  vereinigten  Städte  in 
der  Mainzer  Zunftordnung  1686  mit  aller  Stärke  ein,  indem  sie 
gelobten,  eine  diesbezügliche  Verordnung  dem  Rate  zu  unter- 

1)  Stadtarchiv  Mainz. 

2)  Bockenheimer,  Zur  Geschichte  der  Stadt  Mainz. 
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breiten  und  ihn  zuj^leich  untertänigst  zu  bitten,  dieser  „Stümplerey“ 
ein  Ende  zu  machen.  Ihre  Arbeit  war  von  Erfolg  gekrönt,  die 
in  der  Fernhaltung  der  Landbäcker  gipfelte,  die  1732  durch- 
geführt wurde. 

Ein  weiterer,  dem  Gev/erbe  schädlicher  Konkurrent  war  der 
ßrothandel.  Bereits  1422  wurde  festgesetzt,  daß  kein  Bürger, 
noch  einer  außerhalb  der  Zunft  Brot  kaufen  dürfe,  um  es  wieder 
zu  verkaufen  Dennoch  stand  diese  Maßregel  nur  auf  dem 
Papier.  Hier  gab  es  immer  wieder  verschiedene  Bäcker,  die  den 
Mehlhändlern  Brot  lieferten,  das  diese,  ohne  sich  an  die  wöchent- 
lich fixierten  Mehlpreise  zu  halten,  zu  willkürlichen  Preisen  feil- 
boten. Dem  wurde  durch  Gesetz  vom  13.  Mai  1721  Abhilfe  ge- 
schaffen, das  den  Bäckern  verbot,  sowohl  für  die  Mehlhändler 
wie  für  irgend  jemanden  sonst  Brot  zu  backen,  während  den 
Mehlhändlern  nur  der  Verkauf  von  Mehl  nach  den  aufgestellten 
Preisen  eingeschärft  wurde  ^). 

Auch  die  schädigende  Wirkung  des  Tauschhandels  trat  nach 
einer  1798  von  der  Zunft  zu  Mainz  eingereichten  Petition  an  den 
Rat  zutage,  in  der  man  an  Stelle  der  seither  auf  ein  Malter  aus- 
zumahlenden 17  Pfund  Kleie  24  Pfd.  erbat,  aber  zugleich  an 
Stelle  der  seitherigen  36  Va  Laib  Brot  nur  34  zu  liefern  gedachte  ^). 

Zu  diesen  dem  Bäckerhandwerk  schädlichen  Auswüchsen 
kam  als  letzter  Weheruf  die  Übersetzung  hinzu.  Nach  14  der 
zwischen  unseren  Städten  1686  geschlossenen  Vereinbarungen 
„haben  sich  sämtliche  Bundesstädte  zum  höchsten  beklagt,  dass 
gar  zu  viel  Backhäuser  aufkommen,  wodurch  wegen  der  Menge 
und  Vielheit  bereits  teilige  von  ansässigen  Meistern  verarmt  sei“'^). 
Die  Zunft  suchte  den  sich  ständig  vermehrenden  Backhäusern 
einen  Damm  zu  setzen,  indem  sie  zur  Aufnahme  den  Besitz 
eines  eigenen  Backhauses  vorschrieb,  da  viele  in  Miete  wohnten. 
Ferner  suchte  man  der  Transferierung  des  Backrechtes  Schwierig- 
keiten zu  bereiten;  man  erblickte  in  einer  Bindung  an  eine  be- 
stimmte Stelle  eine  gewisse  Grenze  für  die  Anzahl  der  Back- 
häuser. 

2.  Soziale  Tätigkeit. 

Betrachten  wir  neben  den  in  großen  Zügen  gestreiften  hand- 
werklichen Maßnahmen,  die  von  den  Zünften  unseres  Gewerbes 

1)  Stadtarchiv  Mainz,  Zuiiftakteii. 

2)  Bockenheimer,  Zur  Geschichte  der  Stadt  Mainz. 

3)  Stadtarchiv  Mainz. 

4)  Stadtarchiv  Mainz. 
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ausgehende  erzieherische  Wirkung  und  ihren  moralischen  Einfluß, 
den  sie  ausübten,  so  finden  wir  in  den  aufgestellten  einheitlichen 
Satzungen  die  notwendige  Unterlage. 

Gleichmäßige  Behandlung  und  Bezahlung  der  Knechte  war 
festgesetzt.  „Die  Bäckerknechte,  wie  auch  das  Schragengesind 
sollen  anderster  nicht  dann  von  halben  zu  halben  Jahre  gedingt 
werden  und  es  soll  ein  Knecht  länger  nicht  als  8 Tage  auf  der 
Bäckerherberge  sich  aufhalten,  besonders  diejenigen,  so  auf  Tage- 
lohn herumlaufen,  als  auch  die,  so  sich  nur  der  Bruder-  oder 
sog.  Vergleich-Tische  uff  den  Herbergen  bedienen“  ^). 

Aufenthalt  und  Verkehr  auf  dieser  waren  genau  in  den 
Herbergsverordnungen  geregelt.  Nach  ihnen  mußte  ein  fremder 
Knecht  anständig  und  höflich  um  Aufnahme  bitten,  sich  ehrbar 
aufführen  und  sich  gegen  Vater  und  die  Seinigen  sittlich  und 
vernünftig  betragen.  Im  Winter  hatte  er  spätestens  um  6,  im 
Sommer  um  8 Uhr  in  der  Herberge  einzutreffen.  Das  Schlafen- 
gehen war  auf  9 Uhr,  das  Aufstehen  auf  7 Uhr  festgesetzt. 
Keiner  durfte  ohne  Wissen  des  Herbergsvaters  in  der  Nacht  von 
der  Herberge  wegbleiben ; geschah  es  dennoch,  so  hatte  es  nicht 
nur  einen  gänzlichen  Ausschluß  von  der  Herberge,  sondern  auch 
eine  Nichteinstellung  zur  Folge. 

Zu  diesen  strengen  Verhaltungsmaßregeln  trat  schlechte  Be- 
handlung sowie  Ausbeute  der  Herbergsväter  hinzu,  die  zum  Teil 
deren  häufigem  Wechsel  entsprang.  Unordentliche  und  unreine 
Räume  waren  in  Menge  vorhanden.  Gesunde  und  kranke  Ge- 
sellen mußten  zusammen  in  einer  Kammer  schlafen.  Um  diese 
Mißstände  zu  beseitigen,  die  man  hauptsächlich  bei  den  in  Miete 
wohnenden  Herbergswirten  antraf,  entschloß  man  sich,  die  Herberge 
nur  bei  eigenen  Hauseigentümern  zu  nehmen.  Doch  auch  hier 
war  rohe  ungerechte  Behandlung  und  Ausbeutung  stets  an  der 
Tagesordnung.  So  wurde  nach  Aussagen  einiger  Bäckerknechte 
von  dem  Herbergsvater  für  Schlafgeld  anstatt  2 Kr.  4 Kr.  verlangt. 
Andere  mußten  für  Mittagessen  12 — 14  Kr.  bezahlen,  ohne  ge- 
sättigt zu  sein.  Einem  letzten,  der  dem  Herbergsvater  etwas 
schuldig  war,  wurden  Rock  und  Stiefel  ausgezogen,  und  er  wurde 
vor  die  Türe  geworfen,  obwohl  der  Wirt  genau  wußte,  daß  er 
keinem  mehr  als  für  den  Wochenlohn  borgen  solle-). 

Das  Verhalten  der  Knechte  gegenüber  den  Meistern  trug 
ebenfalls  für  erstere  seine  Schattenseiten,  zeigte  sogar  hier  oder 

1)  Stadtarchiv  Mainz,  Zunftordnung. 

2)  Stadtarchiv  Mainz,  Zunftakten. 
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Ja  die  ungerechtfertigsten  Überschreitungen.  Häufig  bezahlte  man 
die  Arbeitsleistung  mit  „Stößen  und  Schlägen“  Jedes  geringe 
Vergehen  wurde  mit  empfindlicher  Strafe  belegt.  Ein  Nichttragen 
der  kleinen  Bäckerschürze  an  den  hohen  Fest-,  Sonn-  und  Feier- 
tagen, hatte  eine  Geldstrafe  von  1 Pfd.  Heller  zur  Folge.  Noch 
beträchtlichere  Summen  waren  bei  einer  etwaigen  Schädigung 
des  Meisters  zu  entrichten.  War  der  Knecht  ohne  dessen  Vor- 
wissen und  Willen  aus  dem  Hause  geblieben,  so  war  es  mit 
einer  Strafe  von  2 Pfd.  Heller  zu  büßen.  Der  Verlust  des 
Wochenlohns  trat  ein,  wenn  der  Knecht  vor  seinem  Tagesausgang 
vergaß  die  für  den  Backprozeß  notwendigen  Vorrichtungen  zu 
treffen,’  die  darin  bestanden,  das  „Mehl,  Holz,  Wasser  und  was 
zum  Handwerk  gehörte,  bei  die  Hand  zu  verschaffen  ).  Jedes 
verspätete  Eintreffen  beim  Meister  berechtigte  denselben  zu  Lohn- 
abzügen die  in  wiederholten  Fällen  verdoppelt  wurden  und  zur 
Hälfte  den  Meistern,  zur  Hälfte  der  Zunft  zufielen.  Eine  Strafe 
von  5 Batzen  war  zu  entrichten,  wenn  der  Knecht  in  der  Winters- 
zeit nach  5 und  in  der  Sommerzeit  nach  6 Uhr  des  Meisters  Haus 

betrat^).  . 

Von  noch  weiterer  Tragweite  war  die  gemeinsam  geregelte 

Achterklärung,  die  nicht  nur  wie  die  erwähnten  Geldstrafen  eine 
Schmälerung  des  schlechten  Verdienstes  erwirkte,  sondern  ihn  gänz- 
lich von  der  Ausübung  des  Handwerks  in  den  vereinigten  Städten 
ausschloß.  Sie  geschah  nach  Punkt  15  der  Zunftverordnung  von 
1686  falls  ein  Bäckerknecht  einige  Aufwieglerei  oder  Rebellion 
unter  den  Anderen  anfinge,  dieselben  aus  der  Arbeit  ihrer  Meister 
zu  gehen  beredten  oder  gar  zum  Thor  hinaus  in  andere  Herrschaft 
führte  und  sich  wider  so  löbliche  Verordnung  setzte  und  deswegen 
überwiesen  würde,  dem  soll  sein  Backschurz  abgetan  und  so  lange 
bis  wieder  der  nächstkünftige  Bundestag  gehalten  wird  alldar  er 
wieder  vor  kein  Bäckerknecht  erkannt  werden“.  Aus  diesen  Zeilen 
sprach  indirekt  noch  ein  anderes  Mißgeschick  zu  ihm.  Es  konnte 
ihm  erschwert,  wenn  nicht  unmöglich  gemacht  werden,  sich  m 

unserem  Gebiete  als  Meister  zu  betätigen. 

War  doch  das  Meisterwerden  an  eine  Reihe  strenger  Ver- 
pflichtungen gebunden.  Nach  der  Aufnahme  in  das  Handwerk, 
die  nach  Punkt  1 von  1686  (Zunftordnung)  nur  erfolgte,  wenn 
man  von  „frommen,  ehrlichen  und  redlichen  Eltern  erzeugt  un 


1) 

2) 

3) 
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geboren“  war,  mußte  man  dieses  redbch,  wie  e'";™ 

Lckerknecht  gebühret,  an  zünftigen  Orten  erlernt  haben,  was 
du"  h Lehrbrief  zu  beweisen  war.  Der  Lehre  fo  gte  eine  zw.- 
iährige  Tätigkeit  als  Bäckerknecht  bei  einem  oder  mehreren  Meistern, 
um  alsdann  in  einer  abzulegenden  Prüfung  zu  zeigen  ob  man  sein 
Handwerk  .meisterlich  probirt,  erwiesen  und  dargetan  habe  l 
Neben  die  Erfüllung  dieser  Vorschriften  trat  der 
Backhauses.  Erst  dann  konnte  die  Eintragung  als  ' 

Zunft  bewirkt  werden.  Als  solcher  sollte  man  sich  stets  alle 
Ehrbarkeit  befleißigen  und  jeden  Verkehr  mit  unehrlichen 
tigen  oder  verleumdeten  Personen  wie  „Nachrich  er, 
und  dergl.  beschreite  und  untüchtige  Leute“  vermeiden“). 

3.  Zusammenhängende  Betrachtung  der  zünftlerischen  Politik  und 

Verfall  der  Zünfte. 

Fassen  wir  die  Tätigkeit  der  Zünfte  in  unserem  Gebiete  nach 
der  von  mir  angedeuteten  Richtung  in  ihren  rem  handwerklichen, 
politischen,  sowie  sozialen  Seiten  zusammen,  so  scheint  ihre 
ganze  Entwicklung  auf  den  verschiedenen  Gebieten  eine  ernhem 
Lhe  gewesen  zu  sein,  die  ihren  prägnantesten  Ausdruck  m den 
gemeinsam  abgeschlossenen  Zunftverordnungen  *und^  Ih^Tatig- 
Lit  als  gewerbliche  Organisation  kann,  muß  jedoch  nicht 
efne  frucLare  angesehen  werden.  Die  von  ihnen  getroffenen 
und  einheitlich  durchgeführten  handwerklichen  Maßnahitten  die 
in  einer  Beseitigung  der  gegenseitigen  Konkurrenz  “"d  Über- 
setzung gipfelten,  verdienten  zweifellos  Anerkennung,  zeigten  sie 
jedoch®  nicht  als  gefestigtes  Ganze,  sondern  beschrankt  in  ihrer 
Selbstverwaltung,  der  obrigkeitlichen 

überall  bestand,  eingeordnet.  Mag  das  behördliche  Eingreifen  m 
die  persönliche  Entfaltung,  die  durch  die  Zunft  schon  sehr  b^ 
schränkt  wurde,  als  schädlich  dahingestellt  werden,  so  war  es 
anderweitig  für  die  Wirtschaftlichkeit  der  Zünfte  von  großem 
Werte  und®  bewahrte  sie  vor  dem  finanziellen  Rum  der  mit  der 
Zeit  infolge  der  verschwenderischen  unproduktiven  Ausgaben  die 
sich  beständig  bei  der  Wahl  der  Zunltleltung,  des  ^og^”^ 
Tisch“,  vermehrten,  erreicht  worden  wäre.  In  sozia 
waren  die  Bestrebungen  zur  Erhaltung  und  Kräftigung  eines  ge^ 
Sunden  Nachwuchses  lobenswert,  der  Bogen,  en  sie  j 
gegenüber  den  Bäckersknechten  spannten,  war  zweifellos  ein  zu 

1)  Stadtarchiv  Mainz,  Zunftordnung. 

2)  Stadtarchiv  Mainz,  Zunftakten. 
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scharfer  gewesen.  Hier  überschritten  sie  die  Grenze  des  Rechtes 
auf  Arbeit,  was  vereint  mit  einer  Reihe  anderer  Elemente  Stimmen 
der  Entrüstung  laut  werden  ließ.  Der  Zunftzwang  mußte  als 
schädlich  und  verderblich  empfunden  werden,  von  der  Zeit  an, 
als  er  bezüglich  der  Aufnahme  neuer  Qewerbegenossen  in  spieß- 
bürgerliche Engherzigkeit  ausartete  und  sich  in  ein  Monopol  für 
eine  bestimmte  Anzahl  von  Meisterfamilien  verwandelte,  die  als- 
dann glaubten,  das  Meisterrecht  allein  in  Pacht  zu  haben. 

War  somit  der  Meister  zur  Erlangung  dieser  Würde  einer  Reihe 
von  Beschränkungen  ausgesetzt,  so  hörten  diese  keineswegs  mit 
der  Erreichung  des  Zieles  auf.  Zu  ihnen  gesellten  sich  weitere, 
die  die  Organisation  und  Regelung  seiner  Produktion  sowie  seines 
Absatzes  Vornahmen. 

Diese  Momente  trugen  zum  Verfall  der  Zünfte  bei.  Bereits 
Anfang  des  18.  Jahrhunderts  wurden  Stimmen  für  Einführung  der 
Gewerbefreiheit  laut,  scheiterten  jedoch  an  der  konservativen 
Wirtschaftspolitik  der  Städte  unseres  Gebietes.  So  hielten  sich 
die  Zünfte  bis  Ende  des  18.  Jahrhunderts,  das  mit  der  Besitz- 
nahme durch  die  Franzosen  den  Verfall  der  zünftlerischen  Politik 
bekundete.  Aller  Zunftzwang  und  jede  Beschränkung  der  Gewerbe- 
freiheit wurde  durch  das  Gesetz  von  1791  aufgehoben.  Keinem 
Untertanen  war  die  Ausübung  irgend  eines  Handelsgewerbes  oder 
einer  Profession  oder  selbst  die  Ausübung  mehrerer  Gewerbe  zu 
gleicher  Zeit  verboten,  wenn  er  sich  mit  dem  vorgeschriebenen 
Patent  versehen  oder  den  Polizeigesetzen  genügt  hatte. 

II.  Periode  bis  zur  Einführung  der  Gewerbefreiheit. 

a)  Zünftlerischer  Rückschlag  durch  Einverleibung 

Rheinhessens  zu  dem  Großherzogtum  Hessen. 

Die  in  Rheinhessen  bereits  früh  einsetzende  Periode  der 
Gewerbefreiheit  war  nur  von  kurzer  Dauer.  Mit  seiner  Abtretung 
an  Hessen  i.  J.  1816  setzte  eine  reaktionäre  Strömung  ein,  die 
aus  den  einheitlichen  Gesetzesverordnungen  für  das  gesamte 
Großherzogtum  resultierte,  das  sich  bei  seinen  Erlässen  in  einer 
äußerst  schwierigen  Lage  befand,  indem  es  für  zwei  grundver- 
schiedene Gebiete,  wie  das  gewerbefreie  Rheinhessen  und  die 
stark  zünftlerischen  Distrikte  Starkenburg  und  Oberhessen  eine 
gemeinsame  Verfassung,  die  beiden  gerecht  sei,  schaffen  sollte. 

Ein  ständiges  Hin-  und  Herpendeln  zwischen  Gewerbefreiheit 

• • 

und  Zunftzwang,  ein  baldiges  Uberwiegen  der  einen  auf  Kosten 
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der  andern  oder  umgekehrt,  ein  gegenseitiges  Ineinandergreifen 
beider  war  der  Leitfaden  der  hessischen  Gewerbepolitik  während 
der  ersten  Hälfte  des  19.  Jahrhunderts,  der  erst  spät  eine  einheit- 
liche Gesetzgebung  heranwachsen  ließ.  Dies  in  seinen  Einzelheiten 
an  Hand  der  einschlägigen  auf  diesem  Gebiete  erlassenen  Gesetze 
I zu  verfolgen,  würde  über  den  Rahmen  dieser  Arbeit  hinausgehen. 

V Ich  greife  vielmehr  jene  Gesetze  heraus,  die  für  Rheinhessen,  dem 

1 Gebiete  der  Gewerbefreiheit,  einen  Rückschlag  in  altzünftlerische 

Bahnen  bedeuteten  und  hauptsächlich  für  das  Bäckergewerbe  in  Be- 
^ tracht  kamen.  Sie  traten  in  dem  Augenblicke  auf,  wo  Hessen 

nicht  mehr  für  die  einzelnen  Gebietsteile  getrennte,  sondern  ge- 
meinsame Verordnungen  erließ,  die  teils  rein  gewerblicher,  teils 
mit  finanzpolitischen  Maßnahmen  durchflochtener  Natur  waren. 

’ So  wurde  durch  Gesetz  von  1821  der  ungehinderte  Gewerbe- 

betrieb eingeführt,  der  den  in  Starkenburg  und  Oberhessen  als  Meister 
aufgenommenen  und  den  in  Rheinhessen  zur  Ausübung  eines  Hand- 
werks autorisierten  Handwerkern,  insofern  sie  zünftig  oder  nicht- 
zünftig waren,  gestattete  unter  der  Bedingung,  daß  sie  ihren  dies- 
seitigen oder  jenseitigen  Wohnort  beibehielten,  ihr  Gewerbe  im 
ganzen  Großherzogtum  zu  betreiben.  Damit  wurde  auch  die  Be- 
Schränkung  der  aufzunehmenden  Lehrlinge  und  Gesellen,  wie  sie  in 
I einigen  Zünften  bestand,  gänzlich  aufgehoben.  Die  Bäcker  und  Metz- 

ger allein  waren  von  diesen  Bestimmungen  ausgeschlossen;  für  sie 
galten  die  an  den  betreffenden  Orten  bestehenden  Polizeitaxen. 

Die  Sonderbehandlung  des  Bäckergewerbes  entsprang  dem  Be- 
mühen der  Bäckerkreise,  die  dennoch  sich  wenig  des  Nutzens  oder 
Schadens  der  beschränkten  Gewerbefreiheit  bewußt  waren,  was  die 
plötzliche  Umwandlung  der  Ideen  in  diesen  Kreisen  bekundete.  Aus 
Zunftgegnern  hatten  sich  in  kurzer  Zeit  die  eifrigsten  Befürworter 
des  Zunftwesens  herangebildet,  die  schließlich  in  ihrer  Übermacht 
mit  Nachdruck  betonten,  daß  für  sie,  die  dem  Publikum  gegen- 
über gewisse  Verpflichtungen  hätten,  wie  Vorrätighaltung  größerer 
Mengen  von  Brot,  der  Zunftzwang  als  trefflicher  Schutz  der  sonst 
allzugroßen  Konkurrenz  von  auswärts  anzuwenden  sei. 

Weitere  Berücksichtigungen,  die  auf  Schutz  gegen  die  aus- 
wärtige Konkurrenz  hinzielten,  fand  das  Gewerbe  durch  das 
Steuergesetz  von  1827,  das  den  Handel  mit  manchen  Nahrungs- 
mitteln nur  den  Inländern  gestattete. 

Die  Besteuerung  selbst  war  keine  gerechte,  zeigte  vielmehr 
Ungleichheiten,  die  wiederum  aus  der  Kombination  der  in  Rhein- 
} hessen,  Oberhessen  und  Starkenburg  vorhandenen  verschiedenen 
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Qewerbesteuergesetze  hervorgingen.  Während  in  den  beiden 
letzten  Provinzen  eine  direkte  Abgabe  bestand,  die  neben  dem 
Arbeitsverdienst  das  in  dem  Gewerbe  umlaufende  Kapital  in  der 
Art  besteuerte,  daß  dem  Steuerpfichtigen  ein  Gewerbesteuer- 
kapital- angesetzt  und  dieses  bei  Verteilung  der  direkten  Steuern 
mit  in  Ansatz  gebracht  wurde,  herrschten  in  Rheinhessen  die  aus 
der  französischen  Republik  stammenden  Steuern.  Hier  war  die 
Klasseneinteilung  des  rheinhessischen  Patentsteuersystems,  die 
von  der  in  Oberhessen  und  Starkenburg  bestehenden  Gewerbe- 
steuer dadurch  verschieden  war,  daß  sie  in  einer  bestimmten  un- 
veränderlichen Abgabe  bestand,  die  von  jedem  Gewerbe  mit  ent- 
sprechenden Zusätzen  entrichtet  wurde.  Aus  der  Verschmelzung 
beider  ergab  sich  folgendes.  Die  Steuer  bestand  für  jedes  Gewerbe 
(somit  auch  für  das  Bäckergewerbe)  in  einer  jährlichen  Patentabgabe 
von  12  Kr.  und  der  eigentlichen  Gewerbesteuer,  die  wieder  nach 
Gewerbesteuerkapitalien  für  7 verschiedene  Klassen  der  Gewerbe  und 
der  Rangeinteilung  einzelner  Orte  erhoben  wurde.  Die  Rangeinteilung 
bestand  aus  drei  Stufen,  wobei  Mainz  und  Darmstadt  zu  den  Orten 
I.  Ranges,  Gießen,  Offenbach,  Worms  und  Bingen  dem  II.  Rang, 
und  alle  übrigen  dem  letzten  (111.  Rang)  angehörten.  Nach  der 
Anzahl  der  Gehilfen  oder  dem  Mietwerte  des  Gewerbelokals  wurde 
von  jedem  Gewerbe  ein  Steuerzuschlag  erhoben.  Interessante  Be- 
trachtungen lassen  sich  an  die  Anwendung  dieses  Steuergesetzes 
auf  unser  Gewerbe  anknüpfen.  An  den  7 vorhandenen  Klassen 
war  es  mit  Ausnahme  der  1.  und  3.  beteiligt  und  zeigte,  auf  Rhein- 
hessen angewandt,  folgendes  Bild: 


Die  an  den  ver- 
schiedenen 
Klassen  betei- 
igten  Gewerbe 

Klasse  I. 

Klasse  II. 

Proviantbäcker  auf 
eigene  Rechnung. 

Klasse  III. 

Klasse  IV. 
Zuckerbäcker. 

1 Klasse  V. 

A.  Bäcker  auf  den 

Kauf, 

Lebkuchenbäcker. 

B.  Pastetenbäcker, 
Waffelbäcker. 

Klasse  VI. 

Brotbäcker  um 
Lohn. 

Klasse  VII. 

Brotverkäufer  ohne 
Backofen. 

^erverhältnis- 
näßige  Steuer- 
zusatz 

geschieht  bei 

Klasse  I. 

Klasse  11. 

Nach  dem  Mietwert 
des  Gewerbelokals. 

Klasse  III. 

Klasse  IV. 

Nach  dem  Mietwert 
des  Gewerbelokals. 

Klasse  V. 

A.  Mietwert  des  Ge- 

werbelokals. 

B.  ZahlderGehilfen 

Klasse  VI. 

Nach  Anzahl  der 
Gehilfen. 

Klasse  VII. 

Nach  Anzahl  der 
Gehilfen  0- 

1)  Ullmann,  Die  hessische  Qewerbepolitik  von  der  Zeit  des  Rhein- 
)undes  bis  zur  Einführung  der  Gewerbefreiheit  im  Jahre  1866. 
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Somit  jene  von  mir  bereits  im  Mittelalter  angedeutete  starke 
Spezialisition  noch  in  stärkerem  Maße.  Neben  dem  Bäcker  auf 
eigene  Rechnung  bestand  noch  der,  der  auf  den  Kauf  und  der 
um  Lohn  buk.  Ihre  Einteilung  in  die  verschiedenen  Klassen  und 
die  daraus  resultierenden  Steuerabgaben,  halte  ich  für  gerecht- 
fertigt; ebenso  die  Art  der  Zusatzbesteuerung.  Aus  beiden  sprach 
eine  Heranziehung  der  Leistungsfähigsten  gegenüber  einer 
schwächeren  Belastung  der  Minderbemittelten.  Der  wunde  Punkt 
lag  jedoch  in  der  Rangordnung  der  Städte,  die  die  einträglicheren 
Bäckergewerbe  von  Oppenheim  und  Alzey  allen  übrigen  (also 
auch  den  auf  den  Dörfern  vorhandenen)  gleichsetzen.  Diese  Un- 
billigkeiten wurden  auch  baldigst  abgeändert. 

Dennoch  empfand  man  die  zu  leistenden  Abgaben  als  einen 
hemmenden  wirtschaftlichen  Faktor,  zu  dem  sich  bis  in  die 
Hälfte  des  19.  Jahrhunderts  das  Taxwesen  hinzugesellte,  das  nicht 
mehr  mit  den  freiheitlichen  Bewegungen  in  Einklang  gebracht 
werden  konnte.  Trotz  genauer  behördlicher  Regelung  wurde  den 
Bäckern  oft  trügerisches  Vorgehen  entgegengehalten;  zum  Teil 
begann  man  sie  wissenschaftlich  mit  Broschüren,  die  zur  Ver- 
teilung unter  das  Publikum  gelangten,  zu  bekämpfen.  Die  dabei 
ins  Treffen  geführten  Argumente  spiegeln  sich  in  einem  am 
26.  Juni  1846  in  der  Mainzer  Zeitung  erlassenen  Artikel  wieder. 
Es  heißt: 

„Am  Markttage  des  10.  Juli,  wo  nach  dem  Marktmittel- 
preise des  Roggens  zu  Fl.  12 — 22  Kr.  der  vierpfündige  Laib 
Brot  taxmäßig  I8V2  Kr.  hätte  kosten  müssen,  sind  die  Bäcker 
im  Einvernehmen  mit  dem  Herrn  Bürgermeister  und  Gemeinde- 
rat dahin  übereingekommen,  daß  ihnen  der  Rest  des  städtischen 
Vorrats  von  nur  200  Malter  Korn  und  100  Malter  Mehl  zu 
billigerem  Preise  verabfolgt  werde,  wodurch  sie  instandgesetzt 
wurden,  das  Brot  für  die  Woche  vom  10. — 17.  ds.  für  15  Kr. 
verkaufen  zu  können,  in  der  sicheren  Erwartung,  daß  am 
Markte  vom  17.  die  Preise  des  Getreides  die  gewünschten  Er- 
niedrigungen finden  würden;  leider  sind  aber  die  Erwartungen 
für  den  Abschlag  durch  die  Preise  der  letzteren  Tage  getäuscht 
worden,  so  zwar,  daß  an  diesem  Tage  der  Marktmittelpreis 
des  Roggens  Fl.  12 — 49  Kr.  war,  und  die  Bäcker,  um  not- 
wendigerweise auf  das  Normalverhältnis  der  Brotpreise  zurück- 
zukommen, setzten,  obschon  er  19  Kr.  hätte  sein  sollen,  den- 
selben auf  I8V2  Kr.  fest.  Dadurch  aber,  daß  in  der  Woche 
vom  10. — 17.  ds.  die  Preise  des  Brots  auf  dem  Lande  merk- 
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lieh  höher  standen  als  wie  in  der  Stadt,  wurde  von  Seiten  der 
Landleute  ungewöhnlich  viel  Brot  hier  gekauft,  und  dem  Um- 
stande, daß  im  aufschlagenden  Falle  ein  größerer  Teil  der 
Bürgerschaft  sich  immer  Vorräte  anlegt,  ist  es  zuzuschreiben, 
daß  die  Brotvorräte  der  Bäcker  sich  gegen  Abend  erschöpften ; 
darauf  erfolgte  nun  das  Einwerfen  der  Fenster  mehrerer  Back- 
häuser“. 

Mit  aller  Energie  widersetzte  sich  der  mit  zünftlerischen  Ge- 
danken durchtränkte  rheinhessische  Geist  diesem  starken  mittel- 
alterlichen Gebrauch,  der  in  der  Anwendung  des  Taxwesens  be- 
stand, und  es  gelang  1848  an  seine  Stelle  polizeiliche  Visitation, 
die  sich  auf  Qualität  wie  Gewicht  erstreckte,  einzuführen.  Für 
letzteres  wurden  je  nach  den  Altersstufen  Differenzen  zugelassen, 
die  in  den  ersten  vierundzwanzig  Stunden  zwischen  2 — 3 Lot 
schwankten,  jedoch  bei  älterem  Brot  höchstens  die  Maximal- 
grenze von  6 Lot  erreichen  durften.  Als  letztes  wirtschaftlich 
hemmendes  Moment  hatten  sich  die  bereits  von  den  Zünften  be- 
kämpften handwerklichen  Mißstände  erhalten;  eingereichte  Ge- 
suche (von  denen  ich  eins  für  Mainz  1838  herausgreife)  ver- 
langten, daß  das  Backen  jedem  zu  untersagen  sei  der  1.  seinen 
Kunden  eine  gewisse  Anzahl  von  Brot  in  natura  als  Dreingabe 
verabfolgte,  2.  der  Brot  unter  der  Taxe  oder  nach  einem  andern 
als  dem  vorgeschriebenen  Gewicht  verkaufte,  3.  der  Brot  und 
Wecken  an  Krämer  zum  Wiederverkauf  abgebe. 

Ein  ständiges  Durchsickern  zünftiger  Ideen,  die  besonders  in 
unserem  Gewerbe  bis  Mitte  des  19.  Jahrhunderts  auftauchten,  be- 
kundete sich  somit  in  dem  freiheitlichen  Rheinhessen,  ja  es  schien 
sogar,  als  ob  die  lang  geplante  zünftlerische  Gewerbeordnung  in 
dieser  Zeit  Gesetz  würde,  umsomehr,  als  sich  in  dem  gewerbe- 
freien Rheinhessen  verschiedene  dafür  bekannten. 

Oppenheim  hatte  zum  Zwecke  einer  diesbezüglichen  Regelung 
des  Handwerkswesens  1848  einen  Abgeordneten  zur  National- 
versammlung nach  Frankfurt  a.  M.  gesandt.  Ebenso  hatte  der 
Bürgermeister  der  Stadt  Alzey  in  einer  Eingabe  an  die  Stadt  die 
Einführung  der  Gewerbeordnung  vertreten.  Auch  die  Handwerker 
von  Mainz,  Worms  und  Bingen  bekannten  sich  im  Prinzipe  zur 
Einschränkung  der  Gewerbefreiheit.  Allerdings  waren  dies  in 
Rheinhessen  nur  vereinzelte  Stimmen,  die  für  die  Stimmung  des 
ganzen  Landes  durchaus  nicht  maßgebend  waren.  Im  Gegen- 
lager berief  man  sich  auf  das  Landesgesetz  von  1848,  wonach  | 

Rheinhessen  die  Erhaltung  seiner  Institution  und  Rechte  garantiert 
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wurde,  zu  denen  auch  die  Gewerbefreiheit  gehörte.  Es  wurde 
erwähnt,  daß  die  durch  und  durch  in  das  Volksleben  einge- 
drungene Freiheit  sich  hier  schon  so  bewährt  hätte,  daß  bei  einer 
etwaigen  Beschränkung  selbst  nicht  Opfer  gescheut  würden,  nur 
durch  nicht  zünftige  Handwerker  arbeiten  zu  lassen. 

b)  Gewerbefreiheit. 

Dieser  freiheitliche  von  Rheinhessen  ausgehende  Gedanke  brach 
sich  immer  mehr  Bahn,  auf  der  man  langsam  aber  stetig  weiter- 
schritt bis  das  Jahr  1866  die  endgültige  Gewerbefreiheit  für  das 
gesamte  Großherzogtum  Hessen  brachte.  Ausschlaggebend  hierfür 
war  zweifellos  das  zähe  Standhalten  Rheinhessens,  trotz  der  ver- 
schiedenen zünftlerischen  Stimmen,  die  hauptsächlich  von  dem 
Bäckergewerbe  ausgingen.  Gerade  die  Bäcker  waren  wieder  am 
meisten  zünftig  geworden;  dennoch  hatten  auch  sie  von  der  Einfüh- 
rung der  Gewerbefreiheit  nicht  sehr  zu  leiden,  da  sie  mit  wenig 
Gehilfenpersonal  arbeiteten,  sodaß  eine  allzugroße  Selbständig- 
machung,  die  man  von  der  Gewerbefreiheit  erwartete,  schon  durch 
die  geringe  Zahl  der  Gehilfen  zum  Teil  ausgeschlossen  war. 

So  zeigte  diese  skizzenhaft  gegebene  historische  Schilderung 
des  Bäckergewerbes  Rheinhessens  bis  zur  Einführung  der  Gewerbe- 
freiheit, daß  gerade  es  eine  Sonderstellung  einnahm,  ge- 
kennzeichnet durch  eine  reaktionäre  zünftlerische  Po- 
litik. Sie  liefert  uns  die  Grund-  und  weiteren  Bausteine,  die  er- 
forderlich sind  für  eine  Betrachtung  der  Gegenwart,  deren  Wurzeln 
in  der  gegebenen  Vergangenheit  liegen.  Deshalb  war  zum  Ver- 
ständnis des  Gegenwärtigen  ein  Zurückgehen  auf  sein  geschicht- 
liches Werden  dringende  Notwendigkeit  gewesen.  Es  ermächtigt 
uns,  das  heutige  Bild,  das  trotz  Gewerbefreiheit  eine  erneute  Bin- 
dung bedeutet,  getrübt  von  den  gleichen  im  Mittelalter  und  der 
Neuzeit  angetroffenen  schädigenden  Tendenzen,  richtig  zu  erfassen 
und  womöglichst  Schlüsse  auf  dessen  zukünftige  Gestaltung  zu 
geben. 

Weitere  Abschnitte  über  die  wirtschaftspolitische  Tätigkeit  der 
Bäckerinnungen  sowie  die  gegenwärtige  wirtschaftliche  und  soziale 
Lage  werden  darüber  berichten. 


B.  Die  Innungen  im  Bäckergewerbe  Rheinhessens  und 

deren  Wirtschaftspolitik. 


1.  Entstehung. 

a)  Rein  handwerkliche  Mißstände, 

Die  zünftlerischen  Tendenzen,  die  einen  charakteristischen 
Leitfaden  des  Bäckergewerbes  bis  zur  Einführung  der  Gewerbe- 
freiheit bildeten,  endeten  keineswegs  mit  dieser;  sie  steigerten  sich 
vielmehr  und  gipfelten  in  einer  Bekämpfung  dessen,  wofür  lange 
Jahrzehnte  gekämpft  worden  war.  Die  Qewerbefreiheit  und  Frei- 
zügigkeit bezeichnete  man  als  die  Ursache  der  völligen  Desorga- 
nisation des  Gewerbes.  Konnte  doch  jetzt  jeder  Inhaber  eines 
Geschäftes,  der  mit  einem  Backofen  versehen  war,  sich  Meister 
nennen,  Lehrlinge  halten,  preisregulierend  mitsprechen  und,  hatte 
er  außerdem  noch  Kapital,  sogar  schädigend  die  Handwerker  aus 
ihren  schwer  errungenen  Positionen  drängen. 

Gänzlich  unhaltbare  Zustände  waren  auf  dem  Gebiete  des 
Arbeitsnachweises  und  des  Lehrlingswesens  eingerissen.  Die  hierin 
zuständigen  Sprechmeister,  die  zum  Teil  noch  einem  anderen 
Gewerbe  angehörten  (Schuhmacher),  hatten  sich,  begünstigt  durch 
die  ungeordneten  Verhältnisse,  eine  gewisse  Autorität  bei  den 
Bäckermeistern  und  Gesellen  zu  verschaffen  gewußt,  die  sie  in 
richtiger  Selbstüberhebung  mißbrauchten,  sodaß  sie  einzelnen 
Meistern  gelegentlich  erklärten:  „Sie  erhalten  überhaupt  keine 

Bäckerburschen  mehr“  ^). 

Unter  den  Arbeitern  selbst  hatte  sich  ein  Zustand  herangebildet, 
der  sowohl  dem  Gesellenstande,  wie  dem  ganzen  Gewerbe  nicht 
zur  Ehre  gereichen  konnte.  Kam  es  doch  oft  vor,  daß  Lehrlinge 
nach  kaum  anderthalbjähriger  Lehrzeit,  ja  sogar  noch  früher,  aus 
der  Lehre  traten  und  sich  für  Gesellen  ausgaben.  Diese  waren 
jedoch  im  Gewerbe  unbrauchbar  und  unerfahren  und  konnten 
nur  auf  kürzere  Zeit  Beschäftigung  finden.  Die  Wurzel  des  Übels 

1)  Festschrift  zum  25jährigen  Jubiläum  der  Bäckerinnung  Mainz. 
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lag  in  dem  der  Lehrzeit  zugr&nde  liegenden  Vertrag,  der  in  der 
Regel  beim  Lehreintritt  zwischen  Lehrherrn  und  Vater  resp.  Vor- 
mund des  Lehrlings,  in  vielen  Fällen  auch  mit  letzterem  allein 
nur  auf  mündlichen  Abmachungen  beruhte,  die  sich  meistens  auf 
die  Dauer  der  Lehrzeit  beschränkten,  und  an  deren  strikte  Anwen- 
dung keine  der  beiden  vertragschließenden  Parteien  nur  im  gering- 
sten dachte;  war  z.  B.  der  Lehrmeister  seines  Lehrlings  überdrüssig 
oder  hatte  er  ihn  nicht  mehr  nötig,  so  schickte  er  ihn  einfach 
fort;  gefiel  es  andernfalls  dem  Lehrling  nicht  mehr  in  der  Lehre, 
so  verließ  er  dieselbe,  ohne  daß  der  Lehrherr  dagegen  etwas 
einwenden  konnte. 

Diese  Mißstände  ließen  den  schon  lang  geplanten  Zusammen- 
schluß der  Bäckermeister  reif  werden,  zu  dessen  förderlicher  Ge- 
staltung das  neuerlassene  innungsfreundliche  Handwerkergesetz 
von  1881  beitrug.  Die  beiden  letzten  Jahrzehnte  des  19.  Jahr- 
hunderts bilden  somit  das  Feld  der  Aussaat  neuer  Innungen.  Der 
Gründung  der  Bäckerinnung  zu  Worms  i.  J.  1880  folgten  die  in 
Mainz  1892,  Alzey  1886,  Oppenheim  mit  anliegenden  Ortschaften 
1891,  Bingen  mit  einigen  Orten  1898,  und  den  Schlußstein  bildete 
die  erst  1908  unter  den  Landgemeinden  Worms  ins  Leben  ge- 
rufene Bäckerzwangsinnung  des  Landkreises  Worms. 

Die  Gründe,  die  das  verspätete  Entstehen  der  Vereinigungen 
der  ländlichen  Gebiete  wachriefen,  waren  rein  lokaler  Natur. 
Jene  scharfe  Konzentrierung  der  gewerbetreibenden  Bäcker  um 
den  Zentralpunkt  ihrer  Vereinigung,  die  bei  den  Städten  gegebenes 

Moment  war,  lag  bei  den  Landinnungen  nicht  vor.  Es  bedurfte 

* • 

hier  der  Überwindung  rein  örtlicher  Schwierigkeiten,  die  infolge 
der  weiten  Entfernungen  .von  dem  Sitze  der  Vereinigung  ein- 
traten. Zu  ihnen  gesellte  sich  der  reaktionäre  konservative  länd- 
liche Geist,  der  erst  im  äußersten  Falle  der  Not  von  den  ihm  zu 
Gebote  stehenden  Einrichtungen  Gebrauch  zu  machen  sucht. 

b)  Bäckerei  Verordnung  (1907). 

Dies  trat  ein,  als  im  Jahre  1908  die  neue  Bäckerei  Verordnung 
in  Kraft  gesetzt  wurde.  Ein  Sturm  der  Entrüstung  erhob  sich 
hauptsächlich  in  ländlichen  Bäckerkreisen,  der  gegen  die  scharfen, 
empfindlichen  Bedingungen  Front  machte.  Um  den  einsetzenden 
Protest  erfolgreicher  durchzuführen,  schlossen  sich  die  bis  jetzt 
noch  nicht  vereinigten  Bäckermeister  auf  dem  Lande  zusammen, 
angeregt  noch  durch  das  einheitlich  geschlossene  Vorgehen  der 
Stadtinnungen. 
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Hier  (auf  dem  Lande)  waren  es  somit  vorwiegend  erlassene 
gesetzliche  Vorschriften,  dort  (in  den  Städten)  rein  handwerkliche 
Mißstände,  besonders  auf  dem  Gebiete  des  Lehrlingswesens,  die 
die  Triebfedern  zur  Inanspruchnahme  der  für  das  Gewerbe  neu- 
geschaffenen Gesetze  bildeten.  Die  Gründung  von  Innungen, 
Innungsverbänden  ist  in  keinem  Gewerbe  in  so  reichem  Maße 
geschehen  wie  in  dem  der  Bäcker,  und  so  wird  gerade  eine 
Lokaluntersuchung,  die  uns  über  den  Erfolg  der  gesetzgeberischen 
Arbeit  zur  Förderung  und  Hebung  des  Gewerbes  berichtet,  auf 
dem  Innungsgebiete  des  Bäckergewerbes  ein  reiches  Feld  der 
Betätigung  finden. 

II.  Gegenwärtiger  Stand  und  Organisation. 

a)  Rheinhessische  Gestaltung. 

Die  analog  der  geographischen  Einteilung  in  den  fünf  Kreisen, 
Worms,  Oppenheim,  Alzey,  Bingen,  Mainz  vorherrschenden 
Innungen  sind  zum  Teil  Zwangs-,  zum  Teil  freie  Innungen. 

Die  Entwicklung  läuft  auf  ein  Anwachsen  der  ersteren  hin, 
die  auch  in  rein  städtischen  Gebieten  an  Boden  gewonnen  haben, 
sodaß  sich  das  Verhältnis  der  Zwangs-  zu  freien  Innungen,  das 
bei  der  Gründung  in  den  letzten  Jahrzehnten  des  19.  Jahrhunderts 
2 : 3 betrug,  in  4:2  verwandelt  hat.  Zu  den  ursprünglichen 
beiden  Zwangsinnungen  der  rein  ländlichen  Bezirke  Alzey  und 
der  Stadt  Worms  gesellten  sich  die  des  Landkreises  Oppenheim, 
(die  in  solche  am  15.  Juni  1913  verwandelt  wurde),  und  die  erst 
1908  sofort  als  Zwangsinnung  ins  Leben  gerufene  des  Landkreises 
Worms,  sodaß  das  Bild  der  Gegenwart  eine  vollständige  korpora- 
tive Gestaltung  des  Gewerbes  offenbart,  die  sich  in  den  freien 
Innungen  der  Städte  Mainz  und  Bingen  und  den  Zwangsinnungen 
der  Stadt  Worms,  des  Landkreises  Worms  sowie  der  Kreise 
Oppenheim  und  Alzey  widerspiegeln. 

Inwieweit  die  eine  oder  andere  Form  bei  der  Gründung 
oder  vollzogenen  Umänderung  ausschlaggebend  war,  hing  vor- 
wiegend von  individuellen  Neigungen  und  von  der  Arbeitstätig- 
keit der  Leiter  ab,  die  sich  meistens  für  den  Zwang  aussprachen, 
der  dadurch,  daß  er  alle  Gewerbetreibende  verpflichte,  der  Organi- 
sation beizutreten,  eine  größere  Mitgliederzahl  und  zugleich  stärkere 
finanzielle  Grundlage  schaffe,  die  für  ein  ersprießliches  Gedeihen  der 
Interessen  unbedingt  erforderlich  sei.  So  hatte  sich  in  Oppenheim 
die  Zahl  der  freien  Innungsmitglieder  von  114  (1908)  auf  99 
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(1911)  vermindert;  durch  die  Umformung  in  eine  Zwangsinnung 
stieg  sie  auf  143  (1913).  Mainz  dagegen  hat  bis  zur  Gegenwart 
seine  freie  Innung  bei  ständig  wachsender  Mitgliederzahl  erhalten. 

Es  scheint  somit  doch  neben  der  geäußerten  kräftigen  Finanz- 
ausrüstung, deren  Verwendung,  d.  h.  die  vom  Leiter  eingeschlagene 
Politik,  ein  wesentlich  bestimmendes  Moment  gewesen  zu  sein, 
zu  dem  allerdings  noch  wichtige,  in  das  Leben  der  Zwangsinnung 
tief  einschneidende  gesetzliche  Bestimmungen  hinzukamen,  deren 
wesentlichste  § 100  der  GO.  war.  Dieser  bewahrte  die  noch 
freien  Innungen  vor  dem  gänzlichen  Auflösungsprozeß,  da  die 
Mitglieder  der  Zwangsinnung  in  der  Festsetzung  der  Preise  und 
in  der  Annahme  von  Kundschaft  nicht  beschränkt  werden  konnten. 

b)  „Germania“  Zentralverband  deutscher  Bäcker- 
innungen. 

Das  durch  die  Innungen  verkörperte  Interesse  des  Bäcker- 
gewerbes erfährt  eine  weitere,  stärkere  Pflege  und  Ausgestaltung 
durch  den  „Bäckerzweigverband  Hessen“,  der  wiederum  dem 
„Germania“  Zentralverband  deutscher  Bäckerinnungen  ange- 
gliedert ist. 

Dieser  steht,  was  die  Zahl  der  Mitglieder  sowie  Leistung 
anbetrifft,  an  der  Spitze  der  Innungsverbände  des  Deutschen 
Reiches.  Die  nach  Angabe  Stiedas  im  H.  d.  StW.  für  1905  ver- 
zeichnete  Mitgliederzahl  von  48143  hat  sich  i.  J.  1911  auf  63  934 
und  1912  auf  64880  gesteigert.  Während  1911  1316  Innungen 
ihm  angehörten,  waren  es  1912  1354;  mithin  ein  Zuwachs  von 
38  Innungen  und  946  Mitgliedern  in  den  Jahren  1911/12. 

Die  ihm  infolge  der  großen  Mitgliederzahl  für  gewerbliche 
Zwecke  zur  Verfügung  stehenden  reicheren  Mittel  gewähren  ihm 
eine  größere  Operationsbasis  und  durchschlagenderes  Arbeiten  als 
den  vereinzelten  Innungen  und  Innungsverbänden.  Er  hat  den 
Zweck  zur  Wahrnehmung  der  Interessen  des  von  ihm  vertretenen 
Bäckergewerbes,  die  Bäckerinnungen,  Innungsausschüsse  und 
Handwerkskammern  in  der  Verfolgung  ihrer  gesetzlichen  Auf- 
gaben sowie  die  Behörden  durch  Vorschläge  und  Anregungen  zu 
unterstützen.  Zu  diesem  Behuf  stellt  er  sich  statutengemäß  ins- 
besondere folgende  Aufgaben: 

1.  die  Wiederbelebung  des  Innungswesens  innerhalb  des 
Bäckergewerbes  durch  Hinwirken  auf  die  Errichtung  neuer 

Innungen  desselben  in  Orten  und  Bezirken,  welche  einer  solchen 
entbehren ; 
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2.  einen  tüchtigen  und  angesehenen  Meisterstand  zu  schaffen 
und  zu  erhalten : 

3.  die  Aufstellung  gemeinschaftlicher  Grundsätze  in  Bezug  auf; 

a)  Einführung  von  Meistern-  und  Gesellenprüfungen  sowie  Aus- 
gabe von  Meisterbriefen ; 

b)  das  Arbeitsverhältnis  zwischen  Meistern  und  Gesellen,  Aus- 
gabe von  Gesellenpapieren  (Arbeitsbücher): 

c)  die  Regelung  des  Arbeitsnachweises; 

d)  die  Ausbildung  der  Lehrlinge  und  Ausgabe  von  Verbands- 
lehrverträgen und  Verbandslehrbriefen ; 

4.  Eingaben  von  Gutachten  und  Vorstellungen  bei  den  gesetz- 
gebenden Körperschaften  und  den  Behörden  zu  machen; 

5.  die  Hebung  des  deutschen  Bäckergewerbes  in  technischer 
und  gewerblicher  Beziehung  durch  die  Errichtung  von  Fort- 
bildungs-  und  Fachschulen  zu  fördern; 

6.  Verbreitung  der  neuesten  Erfindungen  und  Fortschritte 
auf  dem  Gebiete  des  Bäckergewerbes,  insbesondere  auch  durch 
Veranstaltung  von  Fachausstellungen; 

7.  gemeinsame  Stiftungen  und  Preisausschreibungen ; 

8.  Förderung  von  Einkaufs-,  Betriebs-  und  Verkaufs-Genossen- 
schaften ; 

9.  die  Errichtung  von  Kassen  für  die  Verbandsgenossen  und 
deren  Angehörige  zur  Unterstützung  in  Fällen  der  Krankheit,  des 
Todes,  der  Arbeitsunfähigkeit  und  sonstiger  Bedürftigkeit; 

10.  die  Begründung  eines  die  Verbands-  und  Gewerbeinteressen 
vornehmlich  berücksichtigenden  Fachblattes; 

11.  die  Gründung  eines  Archivs. 

c)  Organisation  des  Zweigverbandes  Hessen  und  der 

rheinhessischen  Innungen. 

Dieselben  Aufgaben  fließen  den  einzelnen  Zweigverbänden, 
allerdings  in  schwächerem  Grade,  zu.  Ihre  Durchführung  hängt 
wesentlich  von  dem  ihnen  zugrunde  liegenden  Organisationsaufbau 
ab,  und  so  ist  dieser  wenn  auch  nur  skizzenhaft  zum  Verständnis 
seines  Arbeitens  vorauszuschicken.  Ich  greife  den  für  das  Gewerbe 
Rheinhessens  maßgebenden  „Bäckerzweigverband  Hessen“  heraus. 

Seine  Leitung  liegt  in  den  Händen  eines  Gesamtvorstandes, 
der  aus  dem  Geschäftsführenden,  sowie  den  Beisitzern  zusammen- 
gesetzt ist.  Zu  ersteren,  die  aus  derjenigen  Innung  auf  die 
Dauer  von  4 Jahren  zu  wählen  sind,  deren  Stadt  auf  dem  jeweils 
letzten  Verbandstag  zum  Vorort  bestimmt  wurde,  zählen  der  Vor- 
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sitzende,  Kassierer  und  Schriftführer.  Die  Beisitzer  entspringen 
der  Wahl  der  Innungen,  die  mehr  als  100  Mitglieder  zählen.  Um 
jedoch  rein  örtlichen  Komplikationen  vorzubeugen,  die  eine  größere 
Interessen  Wahrung  des  innungsstarken  Gebietes  zur  Folge  hätten, 
muß  jede  der  Provinzen  (Rheinhessen,  Starkenburg,  Oberhessen) 
mindestens  mit  zwei  Vorstandsmitgliedern  bedacht  sein.  Die  Stellung- 
nahme zu  den  wichtigsten  gegenwärtigen  auf  das  Gewerbe  Bezug 
habenden  Fragen  findet  auf  den  jährlich  einzuberufenden  Zweig- 
verbandstagen statt.  Die  finanzielle  Unterlage  wird  durch  ein  von 
jedem  Mitglied  zu  entrichtenden  Beitrag  von  Mk.  1. — , wovon  40 
Pfennig  in  die  Zentralkasse  nach  Berlin  fließen,  geschaffen.  Die 
Kassenverhältnisse  können  jederzeit  von  dem  Vorsitzenden  ge- 
prüft werden,  der  zugleich  auch  als  Vertreter  des  Zweigverbandes 
an  den  Zentralverbandstagen  teilnimmt. 

Welches  ist  im  Rahmen  dieses  Gesamtorganismus  die  Organi- 
sationsgestaltung der  Innungen  Rheinhessens,  die  die  Grundlagen 
und  Pfeiler  des  wirtschaftlichen  Gerüstes  bilden,  dessen  Beständig- 
keit zum  Hauptteil  auf  den  aufbauenden  Organen  beruht,  dessen 
Wanken  und  Baufälligkeit  womöglich  auf  eine  Disharmonie  dieser 
zurückzuführen  ist? 

Die  Grundsteine  des  Baues  bilden  die  einzelnen  mit  beson- 
deren Rechten  und  Pflichten  ausgestatteten  Mitglieder.  Infolge  der 
überwiegenden  Zahl  der  Zwangsinnung  kommen  hierfür  kraft  GO. 
fast  alle,  die  das  Bäckefgewerbe  als  ständiges  Gewerbe  betreiben, 
in  Betracht.  Die  hier  statutarisch  konstruierten  Ausnahmen  zeigen 
einzelne  Verschiedenheiten  in  Bezug  auf  ihre  Mannigfaltigkeit.  So 
lassen  einzelne  Innungen  den  Beitritt  von  Bäckern,  die  das  Ge- 
werbe fabrikmäßig  betreiben,  nur  auf  Grund  der  Innungsversamm- 
lung zu^);  andere  schließen  diese  gänzlich  aus,  erweitern  jedoch 
die  Zahl  der  gesetzlichen  Mitglieder,  indem  sie  zu  diesen  auch  jene 
zählen,  die  im  Bäckergewerbe  als  selbständige  Gewerbetreibende 
tätig  gewesen,  diese  Tätigkeit  jedoch  aufgegeben  haben  und  eine 
andere  gewerbliche  Verrichtung  nicht  ausüben ‘^). 

Die  sich  aus  dem  Beitritt  ergebenden  Rechte  gipfeln  in  der 
Teilnahme  an  den  Vermögen  und  Einrichtungen  der  gemeinsamen 
Anstalten;  die  Pflichten  bekunden  eine  genaue  Befolgung  der  ge- 
fassten Anordnungen  und  Beschlüsse,  deren  Anregung  z.  T.  von 
den  Mitgliederkreisen  ausgehen,  wesentlich  jedoch  von  den  aus 
diesen  gewählten  Hauptinnungsorganen,  den  Trägera  des  Baues, 

1)  Statut  Bäckerzwangsinnung  Worms. 

2)  Statut  Bäckerzwangsinnung  des  Landkreises  Worms  (Monsheim). 
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wachgerufen  werden.  Solche  sind  in  erster  Linie  der  auf  3 bezw. 
2 Jahre  gewählte  Innungsvorstand,  an  dessen  Spitze  der  Ober- 
meister steht.  Für  ihn  sowie  eine  bestimmte  Anzahl  von  Vor- 
standsmitgliedern ist  das  Recht  zur  Leitung  von  Lehrlingen  und 
die  wirkliche  Beschäftigung  dieser  oder  Gesellen  unbedingt  not- 
wendig. Als  oberstes  Organ  untersteht  dem  Vorstand  die  gesamte 
Verwaltung  der  Innungs-  und  Vermögensangelegenheiten,  die  er 
zweckentsprechend  auf  die  verschiedenen  Unterorgane,  deren  ei- 
serner Bestand  er  immer  bildet,  verteilt. 

Hierfür  kommen  die  Ausschüsse  für  das  Gesellen-,  Herbergs- 
und Lehrlingswesen  hauptsächlich  in  Betracht.  Der  Vorsitz  in 
diesen  liegt  in  den  Händen  des  Obermeisters  der  betreffenden 
Innung,  dem  ergänzend  4 Mitglieder  zur  Seite  stehen,  von  denen 
die  Hälfte  aus  Innungsmitgliedern  gebildet  wird,  die  das  Recht  zur 
Anleitung  von  Lehrlingen  besitzen  und  in  der  Regel  auch  solche 
sowie  Gesellen  beschäftigen  müssen ; der  fehlende  Rest  ist  von  dem 
Gesellenausschuß  zu  stellen  und  wird  von  einigen  Innungen  nur 
unter  ganz  besonderen  Bedingungen  zugelassen.  Volljährigkeit, 
Besitz  der  bürgerlichen  Ehrenrechte,  eine  Mindestbeschäftigung 
(3  Monate)  bei  den  Innungsmitgliedern  und  Erfüllung  der  in  § 129 
der  GO.  gestellten  Anforderungen  werden  durchweg  von  den  meis- 
ten Innungen  vorausgesetzt^).  Beide  Unterorgane  bilden  ein  Misch- 
produkt, dessen  Zusammensetzung  ein  Überwiegen  der  Innungs- 
mitglieder bekundet,  sodaß  ein  rein  aus  Gesellenkreisen  hervor- 
gegangener und  zu  verwirklichender  Ideenkomplex,  der  nicht  im 
vollen  Einklang  mit  dem  der  Meister  stände,  infolge  deren  zahlen- 
mäßiger Überlegenheit  stets  vereitelt  werden  kann. 

Als  ergänzende  Teilorgane  stehen  ihnen  Gesellenausschuß, 
dessen  Größe  von  der  Zahl  der  innungsbeschäftigten  Gesellen  ab- 
hängt, die  den  von  mir  angedeuteten  Vorschriften  entsprechen 

müssen,  und  eine  Art  Prüfungsinstanz  zur  Seite:  ihnen  untersteht 

• • 

die  Überwachung  und  Prüfung  sämtlicher  den  Organen  obliegenden 
Pflichten ; ihre  Tätigkeit  erstreckt  sich  vorwiegend  auf  eine  strenge 
Kontrolle  sozialer  Maßnahmen  (Lehrlingswesen)  sowie  Vermögens- 
Verwaltung.  Diese  fundiert  im  wesentlichen  auf  einem  jährlichen 
Beitrag  von  Mk.  6.—  ; hier  und  da  werden  bei  einzelnen  Innungen 
erhöhte  Beitragsleistungen  gefordert,  die,  falls  die  Mitglieder  mehr 
als  5 und  mehr  als  10  Personen  beschäftigen,  Mk.  10. — bezw, 
Mk.  15. — .betragen^).  Die  Zahlung  selbst  kann  in  Teilbeträgen 
monatlich,  vierteljährlich  oder  halbjährlich  erfolgen. 

1)  und  2)  Statut  der  Bäckerinnung  Mainz  und  Worms. 
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Ausführendes  und  beschlußfassendes  Organ  sind  die  Innungs- 
versammlungen, deren  Häufigkeit  dem  geschäftlich  aufgetürmten 
Material  entspricht;  sie  finden  meistens  vierteljährlich  im  Laufe 
der  Monate  Januar,  April,  Juli,  Oktober  in  den  Innungslokalitäten 
der  Stadtinnungen  ihre  Erledigung,  während  die  Landinnungen  ab- 
wechselnd den  Saal  eines  ihrer  Mitglieder,  der  zugleich  Gastwirt 

ist,  als  Ort  der  Zusammenkünfte  wählen. 

Welche  Resultate  hier  erzielt  worden  sind,  d.  h.  inwieweit  die 
von  mir  in  groben  Farben  geschilderten  einzelnen  Organe  als 
solche  sowie  als  Ganzes  fruchtbar  gewirkt  haben,  den  ihnen  ge- 
stellten statutarischen  und  gesetzlichen  Aufgaben  gerecht  geworden 
sind,  soll  einer  kritischen  Betrachtung  unterzogen  werden,  wobei 
das  Eingreifen  des  Bäckerzweigverbandes  Hessens  und  des  Zentral- 
verbandes, soweit  es  für  die  fördernde  Gestaltung  der  einzelnen 
Innungen  von  einschneidender  Bedeutung  gewesen  ist,  in  ent- 
sprechendem Maße  gewürdigt  werden  wird. 

III.  Die  Aufgaben  der  Innungen. 

a)  Soziale  Funktionen, 
t.  Lehrlings-  und  Unterrichtswesen. 

Fragen  wir  welches  die  Hauptaufgaben  der  Innnungen  waren 
und  sind  und  was  sie  zur  Hebung  des  Gewerbes  geleistet  haben, 
so  erhalten  wir  in  den  bereits  erforschten  Ursachen  zu  ihrer  Be- 
lebung eine  Teilantwort.  Unter  vereinter  Flagge  stehend  suchte 
man  zunächst  jene  Schäden  in  Angriff  zu  nehmen,  zu  deren  Be- 
seitigung der  Einzelne  nicht  die  erforderliche  durchschlagende 
Kraft  besaß.  So  bildete  das  Lehrlingswesen,  rein  handwerkliche 
Mißstände,  die  von  Jahr  zu  Jahr  sich  vermehrenden  kreisgesetz- 
lichen Verordnungen,  den  Boden,  der  an  die  Innungen  wichtige 
soziale,  wirtschaftliche  und  rechtliche  Arbeit  stellte. 

Frühzeitig,  jedoch  ungleichmäßig,  von  der  einen  oder  anderen 
Innung  in  ausgedehnterem  Maße  auf  ein  weites,  oder  eng  be- 
grenztes Feld  sich  erstreckend,  setzte  die  Tätigkeit  auf  sozialem 
Gebiete  ein.  Es  sind  vorwiegend  die  Innungen  der  Städte  Mainz 
und  Worms,  die  neben  den  allgemeinen  von  allen  stark  gepflegten 
sozialen  Aufgaben  des  Lehrlingswesens  noch  Sonderaufgaben 
durchführen  zum  Zwecke  der  Fürsorge  ihrer  selbst  sowie  ihrer 

Angehörigen. 

Im  Vordergrund  des  sozialen  Wirkens  steht  die  Frage  der 
Erziehung,  der  Kräftigung  eines  gesunden  Nachwuchses,  die  ja  zu 
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den  erwähnten  Gründungsargumenlen  gehörte,  und  deren  Lösung 
vereint  zum  Teit  durchgeführt  wurde,  indem  man  durch 
Beseitigung  des  Krebsschadens,  den  unbedingt  notwendig  ge- 
wordenen schriftlichen  Lehrvertrag  festsetzte,  der  die  wesentlichen 
diesbezüglichen  Bestimmungen  der  QO,  wiedergibt.  Gleichzeitig 

wurde  das  Ein-  und  Ausschreiben  der  Lehrlinge  innerhalb  der 
Innungen  vorgenommen. 

Die  Entwicklung  der  aufgenommenen  Zöglinge  zeitigte  bei 
den  von  den  Innungen  abgehaltenen  l’rüfungen  nicht  den  ge- 
hofften  Erfolg,  Der  Grund  war  im  wesentlichsten  den  Innungen 
zuzuschreiben,  die  infolge  der  geringen  Zahl  der  Lehrlinge  nicht 
mit  der  notwendigen  Energie  die  für  deren  Ausbildung  erforder- 
liehen  Schritte  in  Bewegung  setzten. 

Erst  mit  dem  Beginne  des  20.  Jahrhunderts,  bis  zu  dem  in 
den  meisten  Innungen  Rheinhessens  nur  2-3,  manchmal  auch 

ISO«  z a>,sgeschrieben  wurden,  - so  waren  es  in  Worms 

1898,  2,  1900,  4;  1903,  1;  die  ausgeschrieben  und  die  einge- 
schriebenen  an  Zahl  noch  übertrafen '),  — brachen  sich  jene 
Gedanken  Bahn,  die  nicht  nur  auf  praktische  Fertigkeiten  hin- 
«elten,  sondern  ihnen  ergänzend  die  Theorie  zur  Seile  stellten 
Die  von  den  Innungen  vorgenommenen  Prüfungen  erstreckten 
sich  demgemäß  auf  ein  praktisches  sowie  theoretisches  Gebiet 
Bei  ersterem  wurden  meistens  Teichmachen,  Kliefen  und  Wirken 
sowie  die  hierzu  gebräuchlichen  Handgriffe  und  Fertigkeiten  ver- 
iangt  Um  Uber  die  erforderliche  Theorie  unterrichtet  zu  sein 
arbeiteten  die  Innungen  eine  Anzahl  Fragen  und  Antworten  aus' 
die  jedem  Lehrling  gedruckt  zugestellt  wurden. 

Von  der  hier  verlangten  Theorie  war  jedoch  keine  Rede-  es 
war  vielmehr  eine  Praxis  auf  dem  Papier,  die  in  einer  Wieder- 
spiegelung  praktischer  Tatsachen  endigte  und  lediglich  ein  ge- 
naues Kennen  der  verschiedenen  gebräuchlichsten  Rohstoffe  zu 

einander  und  der  für  ihre  Bearbeitung  zu  beobachtenden  Maß- 
nahmen vorschrieb. 


Ein  erweiterter  Gesichtspunkt  beherrschte  die  folgende  Epoche 
und  Gegenwart.  Der  Lehrling  muß  über  die  wichtigsten,  beson- 
ders auf  Ihn  bezughabenden  Abschnitte  der  GO.  orientiert  sein- 
azu  Kenntnis  der  gegenwärtigen  im  Bäckergewerbe 

hauptsächlich  angewandten  Maschinen,  sowie  die  für  den  Bäcker 
wesentlichen  Rohstoffe  in  ihren  chemischen  Zusammensetzungen 

1)  Protokollbücher  der  Bäckerinnung  Worms. 
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1)  Jahresberichte  der 


und  gegenseitigen  Wirkungen  bei  dem  Pro- 
duktionsprozeß; schließlich  wird  auch 
noch  dem  Kalkulationswesen,  das  nach 
m.  M.  einer  noch  tiefgehenderen  gründliche- 
ren Behandlung  unterzogen  werden  müßte, 
ein  Augenmerk  zugewandt. 

Trotz  eifrigsten  Selbststudiums  hatte 
man  keinen  Erfolg.  Hier  mußte  eine  pä- 
dagogische Unterstützung  einsetzen,  und 
es  gelang  dem  Eifer  der  Innungsobermeister 
für  die  Lehrlinge  in  den  Fortbildungs- 
schulen eine  ihren  Ansprüchen  ent- 
sprechende Behandlung  des  Stoffes  zu  er- 
zielen. Dies  war  um  so  leichter,  als  in 
den  Städten  (Worms  und  Mainz)  der  Nach- 
mittagsunterricht fast  ausschließlich  von 
Bäckern  und  Metzgern  besucht  wurde,  so 
daß  sich  dessen  Gestaltung  den  Forde- 
rungen und  Wünschen  dieser  Kreise  an- 
passen konnte. 

Die  Errichtung  von  Fachschulen  schei- 
terte an  der  geringen  Schülerzahl  und  den 
aufzubringenden  Mitteln,  die  eine  zu  große 
Belastung  des  Ausgabebudgets  bedeutete. 

Neben  der  Theorie  ist  für  die  prak- 
tische Ausbildung  günstige  Gelegenheit  zu 
Hause  geboten,  was  bestätigt  wird  durch 
die  Zahl  der  Lehrlinge  und  Gesellen  in 
ihrem  Verhältnis  zu  einander,  sowie  zum 
Meister. 

Nach  Tabelle  I würde,  wollte  man  die 
rein  zahlenmäßige  Annahme  der  Innungs- 
enquete zugrunde  legen,  die  in  dem  Bäcker- 
gewerbe so  oft  beklagte  Lehrlingszüchterei 
nur  in  den  Bezirken  Worms  und  Mainz 
vorherrschen,  da  hier  durchweg  die  Zahl 
der  Lehrlinge  und  Gesellen  zusammen  die 
der  Meister  bei  weitem  überragen.  Ein 
abgeschwächtes,  nach  m.  M.  richtigeres 
und  günstigeres  Resultat  ergibt  die  vor- 
Handwerkskammer  zu  Darmstadt  1908/09,  1910  11. 
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genommene  Berechnung.  Danach  kommen  in  genannten  Be- 
zirken auf  3 Meister  höchstens  1 Lehrling,  so  daß  infolge  der 
geringen  Zahl  den  beschäftigten  Lehrlingen  die  Möglichkeit  einer 
gründlichen  praktischen  Betätigung  gegeben  ist. 

Trotzdem  möchte  ich  durchaus  nicht  diesem  günstigsten  Zahlen- 
verhältnis, das  auch  zwischen  Gesellen  und  Lehrlingen  zutage 
tritt,  unumstößliche  Gewähr  für  eine  äußerst  gründliche  Ausbildung 
zusprechen.  Es  sind  vielmehr  die  oft  bemängelten  Möglichkeiten 
vorhanden.  Inwieweit  diese  zur  Vollendung  gebracht  werden,  ist 
und  bleibt  jedoch  rein  individuelle  Arbeit  auf  Seiten  des  Meisters 
und  Lehrlings.  Sie,  sowie  Unterricht,  bilden  nur  skizzenhafte  mit 
auf  den  Weg  gegebene  Anregungen,  die  in  den  von  den  Innungen 
veranstalteten  Kursen  weiter  gefördert  werden. 

Diese  dienen  zum  Teil  rein  praktischen  Zwecken  (wie 
Garnieren  und  Modellieren).  Andererseits  vermitteln  sie  die 
nötigen  Kenntnisse  zur  Ablegung  der  Meisterprüfung,  indem  sie 
das  als  Fundament  geschaffene  rechtliche,  kaufmännische  und 
praktische  Wissen  erweitern  und  vertiefen.  Zu  den  hauptsäch- 
lichsten Bestimmungen  der  GO.  treten  die  der  sozialen  Arbeiter- 
versicherung und  des  Check-  und  Wechselverkehrs  hinzu.  Auf 
dem  Gebiete  des  kaufmännischen  Wissens  wird  eine  Bereicherung 
durch  die  Erlernung  genauer  Buchführung  und  dem  damit  in 
engem  Zusammenhänge  stehenden  Kalkulationswesen  geboten. 
Dazu  kommt  als  neuer  Zweig  die  Volkswirtschaft  in  ihrem  dem 
heutigen  Handwerker  wichtigen  und  nützlichen  genossenschaft- 
lichen Charakter. 

Die  Beherrschung  dieses  theoretischen  Stoffes  ist  Voraus- 
setzung der  bei  den  Meisterprüfungen  erforderlichen  allgemeinen 
Kenntnisse,  neben  denen  noch  eine  besondere  Fachprüfung  ab- 
zulegen ist.  Gerade  letztere  veranlaßte  die  Bäckerkreise  Rhein- 
hessens bei  der  Handwerkskammer  zu  Darmstadt  Einspruch 
wegen  deren  Verbesserung  zu  erheben,  indem  man  um  Ab- 
änderung der  in  den  Prüfungsarbeiten  bei  der  Arbeitsprobe  auf- 
gestellten einheitlichen  Durchführung  bat.  Man  betonte,  es  müßte 
der  Eigenart  des  Bäckergewerbes,  das  überall  andere  Backwaren 
auf  verschiedene  Art  und  Weise  herstellte,  Rechnung  getragen 
werden.  So  sei  es  den  Landmeistern  nicht  leicht  möglich,  im 
Rahmen  der  in  den  Städten  wohnenden  Meister  ihre  praktische 
Prüfung  abzulegen.  Als  weiterer  schwerwiegender  Mißstand  wurde 
Jie  Zentralisation  der  Prüfungen  in  den  vorgesehenen  Prüfungs- 
Drten : Darmstadt,  Gießen  und  Mainz  für  das  gesamte  Großher- 
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zogtum  empfunden,  deren  Zahl  man  als  zu  gering  erachtete, 
sodaß  mancher,  der  sich  der  Meisterprüfung  gerne  unterzogen 
hätte,  diese  infolge  der  mit  der  Zentralisation  verknüpften  erhöhten 
Kosten  und  Zeitaufwände  nicht  ablegte.  Trotzdem  standen  in 
Rheinhessen  die  Bäcker  der  Zahl  nach  an  der  Spitze  der  Hand- 
werker, die  sich  der  Meisterprüfung  unterzogen.  So  legten  1908, 
10;  1909,  13;  1910,  4;  1911,  9 Bäcker  die  Meisterprüfung  ab^). 
Die  Verminderung  der  Jahre  1910/11  ist  allein  der  Zentralisation 
zuzuschreiben  “). 

Um  beständig  über  die  wichtigsten  fachmännischen  Fragen 
und  die  auf  den  verschiedenen  Gebieten  erworbenen  Kenntnisse 
unterrichtet  zu  sein,  gelangt  die  „Hessische  Bäcker-  und  Konditor- 
Zeitung“  wöchentlich  zur  Verteilung.  Sie  ist  nicht  nur  als  geistiges 
Bindeglied  zwischen  den  hessischen  Bäckermeistern  zu  betrachten, 
sondern  bedeutet  zugleich  eine  finanzielle  sowie  geschäftliche  Ent- 
lastung der  einzelnen  Innungen.  Sämtliche  von  diesen  an  ihre 
Mitglieder  zu  entsendenden  schriftlichen  Mitteilungen,  wie  Ein- 
ladung zu  einzelnen  Zusammenschlüssen,  erzielte  Jahresabschlüsse 
finden  in  der  Zeitung  als  Versammlungskalender  ihren  Nieder- 
schlag. Auskünfte  über  Fragen  allgemeiner  Natur,  sowie  der 
fachmännische  literarische  Austausch  der  Bäcker  untereinander 
finden  in  der  geistigen  Geschäftsstelle  ihre  Erledigung. 

So  wurde  langsam  nach  und  nach  die  erzieherische  Stufen- 
leiter erklommen,  deren  Spitze  man  noch  keineswegs  erreicht  hat. 
Zu  den  tatsächlich  von  den  rheinhessischen  Innungen  in  die 
Wirklichkeit  übertragenen  Ideen  treten  solche,  deren  Erlangung 
und  Verkörperung  den  einzelnen  anheimgestellt  wird.  Hat  er  die 
ernste  Absicht,  als  Pionier  für  die  Sache  der  Ausbildung  zu  wirken 
oder  zu  seinem  eigenen  Nutzen  tiefgründiges  Fachstudium  zu 
treiben,  so  bieten  die  an  der  „Bäckerlehr-  und  Versuchsanstalt 
zu  Berlin“  abgehaltenen  Lehrkurse  günstige  Gelegenheit,  die  eine 
Verbindung  des  längst  erstrebten  Grundsatzes  von  Theorie  und 
Praxis  zeigen.  Es  ist  sogar  kraft  Beschlusses  des  letzten  Zentral- 
verbandstages eine  Erweiterung  dieser  Anstalt  erzielt  worden, 
wobei  auch  die  Frage  der  Errichtung  einer  solchen  für  Süd- 
deutschland nähere  Erörterung  fand.  Die  geäußerten  ablehnen- 
den Argumente  betonten,  daß  die  kurze  Zeit  des  Bestehens  noch 
keine  stichhaltigen  Bewertungsurteile  zuließe,  und  eine  erneute 
Gründung  mit  erheblichen  Ausgaben  vergnüpft  sei.  Betrugen 
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doch  die  Kosten  für  die  Erbauung  in  Berlin  Mk.  700000,  zu 
denen  als  dauernde  jährliche  Ausgaben  Mk.  100000  zu  Lasten 
des  Zentralverbandes  hinzukommen. 

Die  Benutzung  und  Vorteile  dieser  Institution  kommen  infolge 
der  hohen  Kostenaufwände  nur  für  wenige  in  Betracht.  Dennoch 
nimmt  auch  die  breite  Masse  an  den  ausgestreuten  geistigen 
Früchten  Anteil,  da  die  Leiter  der  veranstalteten  Innungskurse 
ihre  Ausbildung  auf  Kosten  der  Innung  in  der  Berliner  Lehr- 
anstalt empfangen,  und  somit  das  ihnen  anvertraute  geistige  Gut 
in  weitere  unwissende  Kreise  hineintragen. 

Diese  fachmännische  vertiefte  Ausbildung  erachte  ich  für  eine 
dringendere  und  notwendigere  Pflicht  als  jene  kraft  des  letzten 
Zentralverbandsbeschlusses  gefaßte  sittliche  religiöse  Charakter- 
bildung. 

2.  GesellenausschUsse  und  deren  Tätigkeit. 

Neben  dem  hauptsächlich  für  Lehrlinge  und  Gesellen  darge- 
botenen geistigen  Rüstzeug  spielen  für  letztere  die  Fragen  der 
Lohn-  und  Arbeitsverhältnisse  eine  ebenbürtige,  ja  noch  stärkere 
Rolle.  Die  hierfür  maßgebenden  Innungsausschüsse  zeigten  dabei 
den  von  mir  bereits  besprochenen  organischen  Fehler;  dennoch 
entsprangen  bei  beiderseitig  dargebrachten  Opfern  geringe  Erfolge. 
So  wurde  die  von  den  Wormser  Gesellen  geforderte  Freigabe 
aller  dritten  Feiertage  nur  zum  Teil  bewilligt.  Dem  Wunsche, 
eine  gründliche  Untersuchung  auf  Gesundheit  und  Hautreinheit 
anzuordnen,  wurde  entsprochen  und  die  hierzu  zuständigen  Arzte 
namhaft  gemacht.  Zur  Vermeidung  der  häufig  vorkommenden 
Lohnstreitigkeiten  und  ungekündigten  Entlassungen,  die  als  Be- 
gleiterscheinung langes  Prozessieren  zur  Folge  hatten  und  schließ- 
lich in  einer  Schädigung  von  Meistern  und  Gesellen  endigten, 
führte  man  einen  festen  Arbeitsvertrag  sowie  Schiedsgericht  ein: 

Dieses,  dessen  ausführende  Instanz  der  Obermeister  war,  hat 
besonders  in  den  ländlichen  Distrikten  segensreich  gewirkt,  indem 
es  hier  nicht  nur  bei  Streitigkeiten  zwischen  Meistern  und  Gesellen 
vermittelnd  eingriff,  sondern  die  in  Fülle  zwischen  den  Meistern 
derselben  Ortschaften  vorherrschenden  Differenzen  auf  friedlichem, 
kostenlosen  Wege  beseitigte. 

Das  Verlangen  der  Gesellen  für  die  Gewähr  mehrerer  Ruhe- 
pausen wies  man  als  ungerechtfertigt  zurück ; ebenso  den  Antrag 
auf  Beseitigung  der  Kost,  der  nur  bei  einzelnen  Innungen  auf- 
tauchte. Andere  Klagen,  die  sich  über  zu  enge,  dunkle,  un- 
saubere Schlafräume  erstreckten,  fanden  Gehör  und  Abhilfe. 
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Günstiger  gestalteten  sich  die  von  den  Mainzer  Gehilfen  er- 
zielten Resultate.  Ihnen  wurde  neben  den  drei  Freinächten  vom 
1.  auf  3.  Ostern-  und  Pfingsten-  und  vom  2.  auf  3.  Weihnachts- 
feiertag (wobei  Zuwiderhandlungen  mit  einer  Konventionalstrafe 
von  Mk.  100  belegt  sind)  Sonntagsruhe  bewilligt,  indem  die  Arbeits- 
zeit an  Sonntagen  sich  nicht  über  8 Uhr  erstrecken  darf.  Um 
die  strikte  Durchführung  zu  gewährleisten,  wurde  dem  Publikum 
mitgeteilt,  daß  Kuchen  jeder  Art  nicht  mehr  am  Samstag  abend, 
sondern  schon  am  Freitag  oder  Samstag  morgen  zum  Abbacken 
zu  bringen  sind. 

Den  Bestrebungen  zur  Beseitigung  von  Kost  und  Logis 
wurde  hier  teilweise  in  unterbrochenen  Perioden  Gehör  geschenkt. 
So  willfahrte  man  den  ersten  Teilerfordernissen,  die  eine  Be- 
seitigung der  Kost  verbunden  mit  Lohnerhöhung  erstrebten.  Ein 
weiterer  Ansturm  der  Gesellen  setzte  ein,  da  sie  dieses  Ergebnis 
nicht  befriedigte.  Das  als  Vermittler  angesprochene  Gewerbe- 
gericht brachte  eine  Einigung  dahin  zustande,  indem  der  von 
ihm  entworfene  Tarifvertrag  mit  Altersklauseln  beiderseitige  An- 
nahme fand.  Für  die  gegenwärtigen  Verhältnisse  ist  der  zwischen 
der  Innung  und  dem  Gesellenausschuß  vom  1.  Juni  1912  auf 
2 Jahre  festgesetzte  Arbeitstarifvertrag  maßgebend,  der  im  sozialen 
Abschnitte  erörtert  werden  wird. 

Dennoch  sind  die  errungenen  Erfolge  der  Gesellen  nur  stück- 
weise aneinander  gereiht  und  bilden  keinen  einheitlichen,  das  Ge- 
samtgebiet beherrschenden  Komplex. 

3.  Herbergswesen. 

Günstiger  gestalteten  sich  die  Verhältnisse  auf  dem  Gebiete 
des  Herbergswesens.  Für  seine,  sowie  die  mit  ihm  eng  verbun- 
denen Arbeitsnachweise  gelten  die  für  Gesellen-  und  Herbergs- 
ausschüsse mit  den  Innungen  Mainz  und  Worms  getroffenen  Ver- 
einbarungen, die  rein  privater  Natur  sind  und  im  Falle  gesetzlicher 
Komplikationen  keiner  triftigen  Bewertung  gewürdigt  werden. 

Der  Verkehr  auf  der  Herberge  und  die  Arbeitsvermittelung 
unterstehen  dem  Herbergswirt  und  Sprechmeister,  die  beide  meis- 
tens ein  und  dieselbe  Person  sind.  Sie  schreiben  die  zugereisten 
Gesellen,  die  gesonnen  sind,  Arbeit  zu  nehmen,  in  ein  Buch  ein 
und  schlagen  sie  nach  der  Reihe  der  Einschreibung  den  nach- 
fragenden Meistern  vor,  die  ihren  ganzen  Bedarf  nur  durch  Ver- 
mittlung des  Sprechmeisters  decken.  Bevorzugt  werden  jene,  die 
keinen  häufigen  Arbeitswechsel  (verschuldet  durch  ihr  Betragen) 
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'zu  verzeichnen  haben,  sowie  solche,  die  im  Besitze  von  „Germania- 
brief und  Arbeitsbuch“  sind;  nur  diese  erhalten  auch  ein  Geschenk 
auf  Kosten  der  Innung.  Handelt  es  sich  um  vorübergehende  Aus- 
hilfsarbeit, so  beruhen  die  hierfür  vereinbarten  Abmachungen 
meistens  auf  gegenseitiger  mündlicher  Verständigung.  Einem  festen 
Arbeitsverhältnis  geht  eine  Probezeit  (vorwiegend  3 Tage)  voraus, 
während  den  beiden  Teilen  das  Recht  zusteht,  das  Verhältnis  auf- 
zulösen. Liegt  eine  kündigungslose  Entlassung  ohne  Grund  vor, 
so  kann  der  Geselle  vom  Meister  8 Tage  Lohn  und  Vergütung 
für  Kost  und  Logis  für  dieselbe  Zeit  verlangen.  Ebenso  hat  im 
umgekehrten  Falle  der  Meister  das  Recht,  den  für  8 Tage  ein- 
gehaltenen Lohn  als  Entschädigung  vorzuenthalten  ^). 

Neben  der  Wahrung  der  wirtschaftlichen  Interessen  der  Ge- 
sellen sind  die  Meister  eifrig  für  deren  sittliches  Wohl  bedacht. 
Dem  Sprechmeister  und  Herbergswirt  ist  eine  väterliche  Behand- 
lung aller  Gesellen  aufs  strengste  befohlen.  Für  reinliche  Betten, 
reichliche  Verköstigung  hat  er  weitgehend  Sorge  zu  tragen.  Andern- 
teils  haben  ihm  die  Gesellen  dieses  Amt  nicht  durch  unanständiges 
Betragen  (was  den  Verweis  der  Herberge  zur  Folge  haben  kann) 
zu  erschweren.  Eingehende  Klagen  werden  genau  untersucht  und 
dem  Gesellenausschuß,  dem  die  spezielle  Aufsicht  des  Herbergs- 
wesens untersteht,  vorgebracht. 

Dieser  spricht  sich  in  seinen  sämtlichen  Jahresberichten  durch- 
aus lobend  über  die  Regelung  und  wirkliche  Handhabung  des 
Herbergswesens  aus.  Als  besonders  erfreuliches  Moment  begrüßt 
man  den  Verkehr  einer  großen  Anzahl  Meister  auf  der  Herberge, 
deren  persönlicher  Austausch  ersprießlich  und  friedliebend  auf  das 
beiderseitige  Verhältnis  einwirkt.  Ordnung  und  Reinlichkeit  in 
Kost-  und  Logierzimmer  herrschen  stets  vor.  Die  dargereichten 
Speisen  und  Getränke  werden  durchweg  als  gut  und  preiswürdig 
bezeichnet  -). 

So  sind  die  Arbeitsnachweise  zur  Zufriedenheit  der  Gesellen 
in  der  vorgeschriebenen  Weise  gehandhabt  worden  und  erfreuten 
sich  einer  beständig  wachsenden  Frequenz.  Der  Arbeitsnachweis 
der  Bäcker  zu  Mainz  steht  sogar  an  der  Spitze  aller  Innungsnach- 
weise Hessens.  Von  2025  in  den  Jahren  1908,  1909  und  1910 
an  ihn  gerichteten  Arbeitsgesuchen  wurden  über  die  Hälfte  ver- 
mittelt^). Diese  umfangreiche  Arbeit  erfordert  eine,  wenn  auch 

1)  Herbergsverordnung  der  Bäckerinnungen  Mainz  und  Worms. 

2)  Berichte  der  Herbergsausschüsse  Mainz  und  Worms. 

3)  Berichte  der  Handwerkskammer  zu  Darmstadt  1908,  1909  und  1910. 
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nicht  erhebliche,  so  doch  zur  Bestreitung  der  mit  der  Leitung  ver- 
knüpften Kosten  ausreichende  Kapitalunterlage.  Das  Vermögen 
des  Sprechamtes  zu  Mainz  beträgt  gegenwärtig  1165  Mk.  und  setzt 
sich  aus  Einstellgebühren,  die  von  jedem  Gesellen  zu  entrichten 
sind  (Mk.  1. — ) und  einem  festen  Zinsbetrag  zusammen^).  Ein 
größerer  Fonds,  der  vielleicht  wünschensw'ert  wäre,  liegt  bei  den 
Arbeitsnachweisen  nicht  vor.  Die  Ausgaben,  die  sich  zum  großen 
Teil  auf  das  Gehalt  der  Verwaltung  und  Unkosten  der  Räume  er- 
strecken, kommen  fast  durchweg  den  Einnahmen  gleich.  Etwaige 
• • 

Überschüsse  werden  je  nach  Bedarf,  teils  zur  Förderung  der 
Innungsmitglieder,  teils  für  Veranstaltungen  der  Gesellen  verwendet. 
So  kommt  der  erzielte  Saldo  bei  dem  Sprechamt  in  Mainz  der 
Genossenschaft  zugute;  während  Worms  grundsätzlich  einen  ge- 
wissen Betrag  (gewöhnlich  Mk.  20.—)  den  Gesellen  als  Zuschuß 
für  ihren  jährlich  veranstalteten  Ball  gewährt,  und  den  Restbetrag 
als  Invalidenrente  erwerbsunfähigen  Bäckern  zusteuert“).  Der 
Wormser  Arbeitsnachweis  hat  von  1905  ab  bis  zur  Gegenwart 
eine  ständig  stärkere  Inanspruchnahme  erfahren.  Es  verkehrten  1905 
244  Gesellen,  1906  238,  1907  258,  1908  280,  1909  271,  1910 
293  auf  der  dortigen  Herberge  “^).  Im  ganzen  wurden  in  genannten 
5 Jahren  von  1564  verkehrenden  Gesellen  über  die  Hälfte  (876)  bei 
Meistern  eingestellt,  nahezu  500  erhielten  das  übliche  Geschenk'*). 

Die  bis  jetzt  in  den  Arbeitsnachweisen  der  Innungen  Mainz 
und  Worms  (die  für  Rheinhessen  allein  in  Betracht  kommen) 
vollzogene  gedeihliche  Lösung  von  Angebot  und  Nachfrage  auf 
dem  Arbeitsmarkte  des  Bäckergewerbes  Rheinhessens,  spricht 
diesen  Institutionen  als  Regulatoren  eine  große  volkswirtschaft- 
liche Bedeutung  zu,  indem  in  ihrer  Wirksamkeit  ein  wesentlicher 
Faktor  des  zozialen  Friedens  erblickt  werden  konnte  und  kann. 

4.  Versicherungswesen. 

Den  sozialen  Kern  aller  Innungen  Rheinhessens,  der  in  der 
Vermittelung  und  Ausbreitung  des  geistigen  Kapitals  beruht,  um- 
lagern in  dünnen  Schichten,  die  nur  von  einzelnen  mit  starker 
Intensität  geopferten  Gegenwartswerte,  deren  segensreiche  Wir- 
kungen zum  großen  Teil  der  Zukunft  anheimfallen.  Als  erster 
den  Kern  umgebender  Kreis  tritt  das  von  allen  Innungen  gepflegte 

1)  Protokollbücher  der  Innung  Mainz. 

2)  Protokollbücher  der  Innung  Worms. 

3)  Protokollbücher  der  Innung  Worms. 

4)  Dasselbe. 


36 


Versicherungswesen  auf.  Die  mit  großen  Versicherungsgesell- 
schaften abgeschlossenen  Verträge  (Stuttgarter  Versicherung) 
bieten  dem  einzelnen  wirtschaftliche  Vorteile,  die  ohne  deren 
Organisation  nicht  erreicht  würden.  Niedrige  Bemessung  der 
Prämien  liegt  vor,  sodaß  bei  deren  Verteilung  auf  die  teilnehmen- 
den Mitglieder,  der  noch  von  diesen  zu  leistende  Beitrag  äußerst 
gering  ist.  Die  Grundidee  des  gesamten  Versicherungswesens 
findet  hier  ihre  Verkörperung.  Eine  Atomisierung  und  Nivellierung 
der  einzelnen  für  das  Wirtschaftssubjekt  kaum  nennenswerten, 
innerhalb  der  Organisation  aufgebrachten  Opfer,  die  im  Falle 
eines  womöglichen  großen  wirtschaftlichen  Schadens  hilfreich  zu- 
tage treten,  ist  kraft  der  Vereinigung  gegeben. 

In  erster  Linie  tritt  ein  gemeinsames  Versichern  gegen  An- 
sprüche aus  der  gesetzlichen  Haftpflicht  auf,  die  gerade  bei  den 
Bäckern  mit  größerem  Personal  des  öfteren  auftauchen  können. 

Um  besonders  gegen  etwaigen  Schadenersatz,  der  durch  den 
Warenverschleiß  hervorgerufen  werden  könnte,  geschützt  zu  sein, 
sind  spezielle  „Versicherungen  der  Radfahrer“  abgeschlossen. 

Auch  die  neuesten  kleineren  Versicherungszweige  haben  in 
dem  Bereich  der  Innungen  Aufnahme  gefunden  und  gewähren  i 

bei  Schadensmöglichkeiten,  die  aus  Einbruchsdiebstahl,  Beraubung, 
Wasserleitung,  Glas,  Sturm,  Maschinen,  Veruntreuung  und  Kaution 
entstehen  könnten,  entsprechenden  Ersatz.  Hier  sind  besonders 
beachtenswerte  Begünstigungen  den  Innungsmitgliedern  einge- 
räumt; so  gewährt  z.  B.  die  „Stuttgarter  Miet-  und  Rückver- 
sicherungs-Aktiengesellschaft“ beim  Abschluß  von  Versicherungen 
gegen  die  genannten  Schäden  außer  den  tarifmäßigen  Rabatten 
noch  eine  Extraermäßigung  auf  die  Tarifprämien  0- 

5.  Unterstützungswesen. 

Kranken-  und  Sterbekasse  zu  Mainz  und  Worms  — Streikunterstützungen  — 

Alters-,  Invaliditäts-  und  Witwen-Pensionskasse  des  Germania-Verbandes. 

Der  den  ersten  Kreis  ausfüllenden  Versicherungspolitik,  die 
auf  eine  stete  Fürsorge  aller  Innungsmitglieder  bedacht  ist,  indem 
sie  diesen  Deckung  bei  einem  ungewissen  zukünftig  eintretenden 
Vermögensbedarf  gewährt,  tritt  eine  Wohlfahrtspolitik  zur  Seite, 
die  jedoch  nur  von  den  städtischen  Innungen  Worms  und  Mainz 
betrieben  wird. 

Während  in  Mainz  schon  kurz  nach  der  Innungsbegründung 
zur  Wahrnehmung  sozialer  Mißstände  eine  eigene  Kranken-  und 

1)  Abgeschlossener  versicherungsvertrag  mit  Bäckerinnung  Worms  (Land).  , 1 
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Unterstützungskasse  ins  Leben  gerufen  wurde,  sind  beide  in  Worms 
erst  Produkte  der  Gegenwart.  Das  verspätete  Erscheinen  dieser 
auf  dem  Felde  der  Wohlfahrt  ist  keineswegs  eigenes  Verschulden. 
Dem  bereits  1899  gestellten  Antrag  auf  Errichtung  einer  Kranken- 
kasse, der  in  Ermangelung  der  notwendigen  Mitgliederzahl  fehl 
schlug,  folgte  1906  ein  neuer,  in  dem  man  auf  die  vorbildliche 
mit  Erfolg  arbeitende  Mainzer  Institution  verwies. 

Unter  Heranziehung  bewährter  Fachleute  wurde  das  hierzu 
erforderliche  Grundsystem  geschaffen,  das  sich  in  den  Hauptzügen 
über  die  aufzubringenden  Beiträge  und  Leistungen  erstreckte.  Die 
Durchführung  scheiterte  jedoch,  da  die  Genehmigung  von  dem 
städtischen  Finanzausschuß  versagt  wurde,  der  in  der  Errichtung 
eine  Gefährdung  der  Ortskrankenkasse  erblickte,  indem  dieser 
ein  großer  Teil  ihres  eisernen  Bestandes  entzogen  würde,  zu  dem 
gerade  die  in  den  Bäckereien  beschäftigten  Personen  gehörten, 
die  man  zu  den  besten  Zahlern  und  zugleich  zu  denen,  die  die 
Kasse  am  wenigsten  beanspruchten,  rechnete.  Die  ständig  er- 
höhten Beiträge  der  Ortskrankenkasse  veranlaßten  dann  erneut 
den  lang  gehegten  Wunsch  zur  Erfüllung  zu  bringen,  was  auch, 
allerdings  (1912)  verspätet,  gelang.  Die  wiederauftretenden  Be- 
fürchtungen wegen  einer  Gefährdung  der  Leistungsfähigkeit  der 
anderen  bald  9000  Mitglieder  zählenden  Krankenkasse  wurden  als 
grundlos  zurückgewiesen,  da  nach  § 251  der  neuen  Reichsver- 
sicherungsordnung eine  Kasse  nicht  für  gefährdet  gilt,  wenn  sie 
nach  Errichtung  der  Innungskrankenkasse  mehr  als  1000  Mit- 
glieder behält,  was  weitaus  zutraf. 

Betrachten  wir  zunächst  diejenigen  Institutionen,  die  dem  Wohle 
der  Innungsmitglieder  und  deren  Angehörigen  zugedacht  sind,  so 
kommen  hierfür  die  in  Mainz  1899  gegründete  „Unterstützungs- 
kasse Selbsthilfe“  und  die  in  Worms  am  1.  Januar  1913  ins  Leben 
gerufene  „Begräbniskasse  der  Bäckermeister  in  Worms“  in  Betracht. 

Wie  aus  dem  Namen  bereits  erkenntlich,  bezweckt  diese  eine 
einmalige  Beihilfe  für  die  Hinterbliebenen,  während  jene  sich  in 
einer  erweiterten  Fürsorge  betätigt,  indem  sie  ihren  Mitgliedern 
in  Krankheits-  und  Sterbefällen  Unterstützung  leistet. 

Der  verschiedenartige  in  seiner  Größe  stark  differenzierende 
Wirkungskreis  beider  Kassen  bedingt  bei  ihnen  eine  ungleiche, 
den  Aufgaben  angepaßte  Organisationsgestalt,  die  nur  in  ihrem 
äußern  Rahmen  gleiche  Züge  zeigt. 

Einfach,  den  gestellten  Anforderungen  gerecht  werdend,  ge- 
staltet sich  der  Aufbau  der  Begräbniskasse  zu  Worms. 
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Das  oberste  Organ  ist  die  Mitgliederversammlung,  derem 
Ermessen  die  für  den  Werdegang  wichtigen  Entschlüsse  ent- 
springen. Die  Verwaltung  liegt  in  den  Händen  zweier  von  ihr 
gewählter  Mitglieder  sowie  der  Vorsitzenden  der  Innung,  die  zu- 
sammen den  Vorstand  repräsentieren.  Dieser  beauftragt  einen 
Geschäftsführer  über  die  Einnahmen  und  Ausgaben  der  Begräbnis- 
kasse ordnungsmäßig  Buch  zu  führen  und  alljährlich  die  Jahresrech- 
nung aufzustellen.  Um  den  Mitgliedern  Gewähr  für  das  richtige  Ar- 
beiten der  Kasse  zu  bieten,  besteht  ein  Prüfungsausschuß,  der 
jederzeit  auf  Verlangen  des  Vorsitzenden  verpflichtet  ist,  Prüfungen 
der  Geschäfts-  und  Kassenführungen  vorzunehmen.  Ihm  unter- 
liegt auch  die  Prüfung  der  Jahresrechnung. 

Der  Mitgliederkreis  ist  ein  streng  fixierter  und  einer  Beschrän- 
kung unterworfener,  indem  nur  diejenigen  in  die  Kasse  aufge- 
nommen werden,  die  an  der  bestehenden  Einkaufsgenossenschaft 
beteiligt  sind  und  ihre  gesamten  Bäckereibedarfsgegenstände  bei 
ihr  beziehen^);  insbesondere  sind  sie  verpflichtet,  ihren  Gesamt- 
bedarf an  Hefe  von  der  Genossenschaft  zu  kaufen. 


Parallel  dieser  Aufnahmestrenge  verläuft  die  Ausweisung  von 
der  geschaffenen  Institution,  die  jederzeit  auf  Antrag  des  Mitgliedes 
freiwillig  erfolgen  kann,  jedoch  zwangsweise  angeordnet  wird,  so- 
bald der  genossenschaftliche  Bezug  nicht  inne  gehalten  wird  oder 
ein  Verzug  der  Beitragszahlung  vorliegt. 

Die  zu  leistenden  Beiträge  werden  den  gestellten  Bedürfnissen 
gemäß  festgesetzt.  Außer  ihnen  ist  bei  der  Aufnahme  ein  Ein- 
trittsgeld zu  entrichten,  das  nach  Altersstufen  sowie  Geschlecht 
verschiedene  Höhe  zeigt.  So  bezahlen 

a)  die  Ehemänner  und  Inhaberinnen  von  Bäckereigeschäften 
vom  35.  bis  zum  vollendeten  39.  Lebensjahre  Mk.  5. — 

„ 40.  „ „ „ 44.  „ „ 10. 

49  IS 

„ 50.  Lebensjahre  ab  „ 20. — “) 

Die  Frauen  der  Mitglieder  sind  zu  denselben  Abgaben  verpflichtet;  nur 
gilt  für  sie  bis  zum  vollendeten  34.  Lebensjahre  ein  Satz  von  Mk.  3. — . 

Diese  festgesetzten  Eintrittsgelder  bilden  vereint  mit  den  zu 
bestimmenden  Beiträgen  die  Mittel,  die  zur  Erfüllung  der  erfor- 
derlichen Pflichten  zur  Verfügung  stehen.  Bei  einem  etwaigen 
Manko  werden  die  aus  der  Einkaufsgenossenschaft  erzielten  Rein- 
erträge in  entsprechender  Höhe  herangezogen. 


1)  Statut  der  Begräbniskasse  Worms. 

2)  Statut  der  Begräbniskasse  Worms. 
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Die  Leistungen  beginnen  mit  dem  2.  Jahre  der  Mitgliedschaft 
und  betragen  alsdann  Mk.  100.-;  im  dritten  Jahre  gelangen  Mk.  200.— 
und  in  den  folgenden  Mk.  300.—  an  den  Berechtigten  zur  Aus- 
zahlung. Ist  dieser  nicht  in  der  gehörigen  Form  bezeichnet,  so 
fällt  das  Sterbegeld  den  Angehörigen  des  verstorbenen  Mitgliedes  zu. 

Die  Kürze  der  wirklichen  Tätigkeitsentfaltung  der  Kasse  läßt 
keinerlei  Urteile  über  ihre  Bewertung  zu. 

Anders  jedoch  die  von  der  Mainzer  Innung  bereis  1899  ge- 
gründete „Unterstützungskasse  Selbsthilfe“,  deren  Arbeitssystem  in- 
folge der  erhöhten  Anforderung  auf  einer  komplizierteren  Basis  ruht. 

Hier  bildet  die  höchste  Instanz  die  ordentliche  Generalver- 
sammlung, die  aus  ihrer  Mitte  die  Verwaltungsbehörde  erwählt, 
bestehend  aus  7 Mitgliedern,  dem  Vorsitzenden  und  dessen  Stell- 
vertreter, dem  Schriftführer,  Kassierer  und  3 Beisitzern. 

Die  Leitung  der  gesamten  Angelegenheiten  liegt  dem  Vor- 
sitzenden ob,  während  der  Schriftführer  die  allgemeinen  schrift- 
lichen Arbeiten,  der  Kassierer  sämtliche  Kassengeschäfte  besorgt. 
Da  die  Kasse  mit  nennenswerten  Beträgen  arbeitet,  muß  für  ihre 
Mitglieder  ausreichende  Sicherheit  geboten  sein.  Es  besteht  des- 
halb neben  dem  üblichen  Prüfungsausschuß  ein  aus  den  über- 
schüssigen Einnahmen  und  Zinsen  gebildeter  Reservefonds,  über 
den  getrennt  Buch  geführt  wird  und  der  den  Mindestbetrag  von 
Mk.  4000  aufzuweisen  hat.  Die  Einnahmen  sind  zinstragend  bei 
der  Sparkasse  oder  bei  der  Volksbank  anzulegen.  Soweit  Ver- 
luste durch  Verschulden  des  Vorstandes  entstehen,  haftet  dieser 
für  das  gesamte  Vermögen  der  Kasse  solidarisch. 

Der  Mitgliederkreis  ist  genau  wie  der  in  Worms  eng  um- 
grenzt und  umfaßt  nur  diejenigen,  die  ihren  Bedarf  an  Hefe  den 
eingerichteten  gemeinschaftlichen  Bezügen  entnehmen.  Neuein- 
tretende Innungsmeister  können  erst  Mitglied  werden,  nachdem 
sie  mindestens  6 Monate  ununterbrochen  Hefe  bezogen  haben. 
Auch  hinsichtlich  des  Alters  sind  Schranken  gezogen,  indem  allen, 
die  das  50ste  Lebensjahr  bereits  überschritten  haben,  der  Zutritt 
versagt  werden  kann. 

Die  Mitglieder  sind  nach  der  Größe  des  bezogenen  Quantums 
Hefe  in  zwei  Klassen  eingeteilt,  wobei  zur  ersten  Klasse  A die- 
jenigen gehören,  die  ihren  Gesamtbedarf  von  Hefe  von  der 
Innung  beziehen,  mindestens  jedoch  7 Pfd.  pro  Woche.  Wird 
dieses  vorgeschriebene  Quantum  bei  dem  Gesamtbezuge  nicht  er- 
reicht, jedoch  bei  einem  Teilbezuge,  so  fallen  diese  Mitglieder  der 
2.  Klasse  B zu.  Für  einen  Übertritt  von  der  einen  in  die  andere 
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Klasse  sind  entsprechende  Maßregeln  getroffen.  Eine  absichtliche 
Schädigung  der  Unterstützungskasse,  die  sich  leicht  aus  den 
statutarischen  Bestimmungen,  Gesamt-  und  Teilbetrag,  deren  Kon- 
trolle auf  Schwierigkeiten  stößt,  ergeben  können,  hat  Ausweisung 
und  den  Verlust  aller  Ansprüche  zur  Folge. 

Auf  diesem  eisernen  Gestell  der  Zweiteilung  nach  dem  Hefe- 
bezug bauen  sich  die  aufzubringenden  Mittel  und  Leistungen  auf. 
Eine  direkte  Erhebung  der  ersteren  von  den  Mitgliedern  liegt 
nicht  vor,  kann  jedoch  im  Falle  der  Not  oder  Knappheit  ange- 
ordnet werden,  was  geschieht,  wenn  die  Einnahmen  aus  den  mit 
den  beteiligten  Hefefabriken  vereinbarten  Rückvergütungen  für  die 
gestellten  Ansprüche  nicht  ausreichen. 

Diese  bestehen  in  Kranken-  und  Sterbegeld,  deren  Höhe 
sowie  Dauer  analog  dem  Zweiklassensystem  alljährlich  festgesetzt 
werden.  Die  Auszahlung  des  Krankengeldes,  auf  das  die  Mit- 
glieder seit  dem  Tage  ihrer  Mitgliedschaft  Anspruch  haben,  er- 
folgt erst  nach  Beendigung  der  Erkrankung  unter  Vorlegung  der 
zur  Legitimation  notwendigen  Erfordernisse,  bestehend  in  einer 
Krankenkarte,  auf  der  von  dem  behandelnden  Arzt  Beginn  und 
Beendigung  der  Krankheit  aufgezeichnet  sein  muß,  sowie  in  einer 
Bescheinigung  des  richtigen  Hefebezugs.  Volles  Sterbegeld  kann 
jedoch  erst  nach  einer  Wartezeit  von  3 Jahren  gewährt  werden. 
Sollten  innerhalb  dieser  Zeit  Sterbefälle  Vorkommen,  so  kommen 
für  das  1.,  2.  und  3.  Jahr  der  Mitgliedschaft  25  7«  bezw.  507« 
bezw.  75 7o  des  festgesetzten  Betrages  zur  Auszahlung.  Ihnen  fügen 
sich  die  gewährten  Wöchnerinnenunterstützungen  bei,  die  für  die 
Klasse  A Mk.  10.—,  für  die  Klasse  B Mk.  5.—  betragen.  Unver- 
schuldet in  Not  geratenen  Mitgliedern  kann  auch  aus  später  fällig 
werdendem  Sterbegeld  entsprechende  Unterstützung  gewährt  werden. 
Hierzu  werden  namentlich  Beträge,  die  dem  bereits  Mk.  4000.— 
starken  Reservefonds  noch  zufließen,  herangezogen  ^). 

Man  könnte  bei  einer  oberflächlichen  Betrachtung  der  Orga- 
nisation einen  Mangel  unterschieben,  der  in  dem  engbegrenzten 
Mitgliederkreise  seinen  Ausdruck  fände,  jedoch  dieser  ist  für  das 
nach  dem  Umlageverfahren  aufgebaute  System  der  Kasse  der 
wesentliche  Faktor  ihres  rationellen  Arbeitens,  der  ermöglicht,  be- 
reits im  voraus  den  umzulegenden  Betrag  annähernd  zu  berechnen, 
indem  die  genaue  Zahl  der  Mitglieder  die  annähernde  Berechnung 
des  Haupteinnahmepostens  zuläßt,  den  man  somit  immer  als  eine 


1)  Statut  der  Unterstützungskasse  „Selbsthilfe“  Mainz. 
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gegebene  Größe  betrachten  kann  (natürlich  nur  solange  die  Hefe- 
rückvergütungen bestehen).  Das  eingeschlagene  Verfahren  hat 
sich  auch  praktisch  bewertet;  von  Jahr  zu  Jahr  fand  eine  Ver- 
größerung des  Vermögens  statt,  das  sich  aus  den  Reservefonds 
und  den  daraus  erzielten  Zinsen  zusammensetzt.  Die  wirklich 
segensreiche  Wirkung  der  Kasse  läßt  sich  aus  den  aufgestellten 
Rechenschaftsberichten  erkennen.  Darnach  ergeben  sich  anerkenn- 
ungswerte Leistungen,  die  bedeutende  Beträge  für  Krankenunter- 
stützungen aufweisen.  So  wurden  1908  Mk.  3787.51,  1911  Mk. 
4354.19,  1912  Mk.  4274.18  verausgabt,  wovon  die  Hälfte  Kranken- 
unterstützungen zufiel  7- 

Der  vorgeschriebene  Reservefonds  war  bereits  1905  erreicht. 
Das  damals  Mk.  4378.63  starke  Vermögen  hat  sich  gegenwärtig 
nahezu  verdoppelt.  Einen  Einblick  in  den  gegenwärtigen  Stand 
gewährt  folgender  Kassen-  und  Rechenschaftsbericht: 


Kassen-  und  Rechenschaftsbericht  über  das  14.  Geschäftsjahr 
vom  1.  April  1912  bis  31.  März  1913. 


Einnahmen: 

1.  Kassenbestand  am  1.  April 

1912 

2.  Vergütung  der  Hefenfabrik 

Sinner  & Co.,  1424  Ztr. 
38  Pfd.  ä Mk.  1.—  . . 

3.  Abhebung  von  der  Spar- 

kasse   

4.  Ein-  und  Verkaufsgenos- 

senschaft   

5.  Amortisationsfond  . . . 

6.  Zinsen  des  Reservefonds 


500 
13n|61 
23201 


4274  18 


Ausgaben:  | I ^ 

Ausbezahlle  Kranken-Ilnterstülzungen. 

’518TageäMk.2  Mk.  1036. 

Klasse  B 

63  Tage  ä Mk.  1 Mk.  63. 

Mk.  1099.- 

Wochenbett-Unterstützungen. 

2.  Klasse  A 

9 Fälle  ä Mk.  10  Mk.  90.- 

Sterbeiälle. 

3 Klsss0 

' 2 Fälle  ä Mk.  500  Mk.lOOO.— 12189!— 

Austritt  durch  Geschättsautgabe. 

4 yV 
’ 3 Fälle  ä M.  166.66  Mk.  499.98 

Klasse  B 

1 Fall  ä Mk.  83.33  Mk.  83.33 


5.  Anlage  auf  der  Sparkasse  . 

6.  Drucksachen 

7.  Remunerationen 

8.  Zinsen  des  Reservefonds  . 

9.  K.-Bestand  am  31.  März  1913 

Vermögensbestand  der  Kasse. 
Guthaben  a.  d.  Bez.-Sparkasse: 
Buch  Nr.  27183  Mk.  6187.03 
Zinsen  pro  1912  Mk.  232.01 

Mk.  6419.04 

Kassen-Bestand  am 
31.  März  1913  Mk.  700.36 

Zusammen  Mk.  7119.40 


583  31 

400  — 
19  50 
150  — 
232  01 
700  36 


1)  Festschrift  zum  25jährigen  Jubiläum  dsr  Bäckerinnung  Mainz. 
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Vereinfacht  reduzieren  sich  die  Einnahmen  auf  die  Posten 
1,  2,  4,  5;  d.  h.  im  wesentlichen  neben  dem  Amortisationsfonds 
auf  die  aus  der  Genossenschaft  erzielten  Beträge.  Die  Ausgaben 
fallen  größtenteils  den  vorgeschriebenen  Unterstützungen  1,  2,  3 
zu  und  zeigen,  wenn  auch  keine  Riesensummen,  so  doch  lobens- 
wertes Schaffen  der  kleinen  Institution,  das  sich  erst  erfolgreich 
gestaltete  durch  eine  Vereinigung  bezw.  ein  Ineinandergreifen  der 
von  der  Innung  betriebenen  Sozial-  und  Genossenschaftspolitik. 

Die  ihnen  entspringenden  Früchte  wurden  in  weitere  Kreise 
getragen.  Nicht  nur  die  Innungsmitglieder  und  deren  Angehörige 
sollten  fürsorgliche  Unterstützung  finden;  ihnen  schloß  man  die 
gegen  Gehalt  oder  Lohn  beschäftigten  Personen  an  durch 
Gründung  von  „Innungskrankenkassen“,  die  in  Worms,  wie 
bereits  erörtert,  ein  Produkt  der  Gegenwart  sind,  in  Mainz  da- 
gegen bereits  kurz  nach  der  Begründung  (1884)  ins  Leben  gerufen 
wurden.  Beide,  in  ihrem  Aufbau  den  Bestimmungen  der  RVO. 
angepaßt,  sind  in  erster  Hinsicht  für  die  bei  den  Mitgliedern  be- 
schäftigten Personen  bestimmt.  Jedoch  können  auch  Angehörige 
selbst  daran  teilnehmen.  Es  würde  zu  weit  gehen,  eine  genaue 
Beschreibung  aller  für  sie  geltenden  Maßnahmen  zu  geben.  Ein 
in  kurzen  Strichen  skizziertes  Gerippe,  ergänzt  durch  Zahlen  der 
Praxis,  läßt  Schlüsse  über  ihre  Bewertung  zu. 

Die  Kassen  gewähren  ihren  Mitgliedern  a)  eine  Kranken-, 
b)  eine  Wöchnerinnenunterstützung  und  Sterbegeld.  Für  die  Be- 
messung der  Höhe  der  Beiträge  und  der  Leistungen  ist  der  Mit- 
gliederkreis nach  dem  Arbeitsverdienst  in  5 Klassen  eingeteilt. 
Die  Beiträge  werden  zur  Hälfte  vom  Arbeitgeber,  zur  anderen 
Hälfte  vom  Arbeitnehmer  getragen  und  sind  für  jede  Kasse  genau 
festgesetzt;  so  erhebt  z.  B.  Worms 
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Die  Krankenunterstützungen  erstrecken  sich  auf  freie  ärztliche 
Behandlung  sowie  die  hierzu  erforderlichen  Heilmittel;  außerdem 
wird  ein  Krankengeld  gewährt,  das  die  Hälfte  des  den  5 Klassen 
zugrunde  gelegten  Arbeitsverdienstes  beträgt.  Ebenso  fließen  den 
weiblichen  Mitgliedern  nach  ihrer  Entbindung  auf  die  Dauer  von 
6 Monaten  Unterstützungen  in  Höhe  des  Krankengeldes  zu.  Für 

1)  Statut  der  Innungskrankenkasse  Worms. 
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den  Todesfall  eines  Mitgliedes  gelangen  die  von  der  Kasse  für 
die  verschiedenen  Klassen  festgesetzten  Beträge  zur  Auszahlung. 
In  Worms  betragen  sie  gemäß  Statut 

für  die  Mitglieder  1.  und  2.  Klasse  Mk.  40. — 

3.  Klasse  ..  50.— 

4. 

5. 

Die  wirklichen  Ausgaben  sind  im  voraus  nur  annähernd  genau 
festzustellen,  da  sie  sich  auf  verschiedene  Gebiete  erstrecken  und 
eine  Wahrscheinlichkeitsrechnung  des  Krankseins  infolge  der  dabei 
in  Betracht  kommenden  Simulation  auf  Schwierigkeiten  stößt. 

Dennoch  gelang  es  der  Mainzer  Krankenkasse  (die  Wormser 
setzte  erst  in  der  Hälfte  des  Jahres  1913  mit  ihrer  Tätigkeit  ein) 
innerhalb  der  4 Jahrzehnte  ihres  Bestehens  sämtlichen  Anforde- 
rungen gerecht  zu  werden  und  sogar  einen  Reservefonds  in  der 
Höhe  von  Mk.  10000  zu  schaffen. 

Bereits  das  erste  Geschäftsjahr  schloß  mit  einem  kleinen  Ge- 
winn von  Mk.  556.96  ab;  1888  betrug  das  Barvermögen  schon 
Mk.  2274.13  und  war  1891  auf  Mk.  5172.—  angewachsen,  ln  dem 
folgenden  Dezennium  erreichte  es  seinen  Höchststand  im  Jahre 
1905  mitMk.  10565.95.  Die  großen,  sich  von  Jahr  zu  Jahr  häu- 
fenden Opfer  führten  zu  einer  geringen  Verminderung.  So  betrug 
es  1906  Mk.  9971.03,  1907  Mk.  7654.43:  ein  langsames  Anschwellen 
folgte  dem  Abstieg;  1908  waren  bereits  Mk.  8671.47  erreicht  und  die 
Gegenwart  zeigt  es  wieder  der  Höchstgrenze  mit  Mk.  9039.78  nahe. 

In  fast  gleicher  Höhe  verliefen  die  Ausgaben.  Ich  greife  die 
für  1910  heraus,  da  sie  zugleich  infolge  detaillierter  Verteilung 
ein  genaues  Bild  für  die  einzelnen  Gebiete  ergeben. 

Es  wurden  verausgabt: 
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Für  ärztliche  Behandlung 

Mk. 

1510.23 

„ Arznei-  und  Heilmittel 

yy 

633.03 

Krankengeld  an  Familienangehörige 

yy 

71.75 

Krankengeld  an  Mitglieder 

yy 

1304.50 

Unterstützungen  an  Wöchnerinnen  .... 

M 

298.20 

Sterbegelder 

»» 

52. 

Kur-  und  Verpflegungskosten  an  Krankenhäuser 

yy 

2019.90 

Verwaltungsausgaben 

yy 

1200.— 

Zurückgezahlte  Darlehen 

yy 

250. 

Sonstige  Ausgaben 

yy 

242.89 

Summe  der  Ausgaben  Mk.  7562.50 
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An  der  Spitze  stehen  somit  die  Krankenunterstützungen,  die 
eine  ansehnliche  Höhe  erreichen,  obwohl  der  Gesundheitszustand 
c urchweg  nach  den  Kassenberichten  ein  vorzüglicher  ist.  Für  1910 
scheint  dies  jedoch  nicht  zuzutreffen.  So  bedurften  von  366  männ- 
1 eben  Mitgliedern  182  ärztlicher  Behandlung;  die  Verpflegungs- 
cauer  betrug  1895  Tage.  Bei  den  weiblichen  Mitgliedern  pahmen 
von  159  126  ärztliche  Hilfe  in  Anspruch  mit  einer  Verpflegungs- 
( auer  von  1858  Tagen.  Es  war  somit  durchschnittlich  1910  jedem 
2weiten  Mann  10  Tage,  und  nahezu  jeder  Frau  14  Tage  ärztliche 
Hilfe  und  Verpflegung  zuteil  geworden.  Die  Personen  selbst  sind 
2 um  weitaus  größten  Teil  Arbeiter;  Angehörige  nehmen  einen 
Minimalen  Bruchteil  in  Anspruch,  da  sie  meistens  Mitglieder  der 
, Unterstützungskasse  Selbsthilfe“  sind. 

Zweifellos  muß  der  Krankenkasse  Anerkennung  gezollt  werden. 
Ihre  Entwicklung  war  und  ist  eine  stetige,  was  die  beständige  Zu- 
I ahme  der  Mitglieder,  die  gegenwärtig  über  600  betragen,  sowie 
( ie  fortwährende  Vergrößerung  des  Reservefonds  zeigt.  Handelt 
(S  sich  auch  nicht  um  große  Kapitalanhäufungen,  was  ja  auch 
( em  ganzen  Zweck  nicht  entsprechen  würde,  da  keine  auf  dem 
Erwerbstrieb  aufgebaute  Organisation  vorliegt,  so  sind  die  zur 
^ Verfügung  stehenden  Beträge  stets  in  richtiger  Erkenntnis  dem 
Wohle  der  gesamten  Mitglieder  zugesprochen  worden,  denen  bei 
geringeren  Leistungen  als  bei  der  Angehörigkeit  der  Ortskranken- 
lasse (es  handelt  sich  um  eine  Differenz  von  272%  zugunsten 
(er  Mitglieder  der  Innungskrankenkasse)  dieselben  Vorteile  ge- 
boten wurden. 

Die  lindernde  Hilfe  im  Falle  der  Not  wird  außer  dem  inner- 
1 alb  der  Innung  sich  bewegenden  Personenkreis  auch  Außen- 
stehenden gewährt.  Handelt  es  sich  um  Boykotte  anderer  Innungs- 
ineister,  so  fließen  denselben  beträchtliche  finanzielle  Unter- 
stützungen zu.  Da  gesetzlich  eine  Bildung  von  Streiksfonds 
verboten  ist,  so  schaffen  einige  Innungen  Reservefonds  zur  Unter- 
stützung der  „Meistersöhnevereinigung“,  aus  deren  Reihen  man 
( ie  durch  Gesellenstreiks  ihrer  Arbeitskräfte  beraubten  Meister 
2ur  Überwindung  der  Krisis  mit  neuer  Aushilfe  versieht. 

Selbst  große  Entfernungen  werden  dabei  nicht  gescheut.  So 
sandten  die  Innungen  Rheinhessens  bei  verschiedenen  Lohnstreiks 
ii  Hamburg  den  dortigen  Meistern  ihre  Gesellen  7;  allerdings 
V /erden  sich  hierzu  nur  diejenigen  einverstanden  erklären,  die  dem 


1)  Protokollbücher  der  Bäckerinnung  Worms. 
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„Verbände  Deutscher  Bäcker-  und  Konditorenarbeiter“  nicht  an- 
gehören, von  dem  die  Lohnbewegungen  in  Aktion  gesetzt  werden. 

Dieser  ging  bei  den  meisten  von  ihm  ins  Leben  gerufenen 
Lohnbewegungen  trotz  der  starken  gegnerischen  .Macht,  die  sich 
in  den  vereinigten  Innungen  und  den  ihnen  zustehenden  Gesellen 
verkörperte,  siegreich  hervor  infolge  seiner  streng  durchgeführten 
einheitlichen  Organisation,  die  bei  der  Gegenseite  nicht  in  dem- 
selben Grade  vorlag. 

Inwieweit  hier  die  gegenwärtig  getroffenen  Maßnahmen  prak- 
tischer Bewertung  zugänglich  sind,  ist  schwierig  vorauszusagen. 
Sie  gipfeln  in  dem  Anschluß  an  den  Arbeitgeberschutzverband 
und  dem  Ruf  nach  staatlicher  Hilfe,  der  aus  der  auf  dem  letzten 
Zentralverbandstage  zu  Stuttgart  eingebrachten  Resolution  hervor- 
geht. Diese  lautet  folgendermaßen: 

„Der  Zentralverband  deutscher  Bäckerinnungen  „Germania“ 
richtet  an  den  Reichs-  und  Bundestag  das  dringende  Ersuchen, 
bei  dem  Erlaß  eines  neuen  StGB,  dafür  Sorge  tragen  zu 
wollen,  daß: 

1.  das  Streikpostenstehen,  das  nicht  mehr  ein  zur  Ausübung 
des  Koalitionsrechtes  notwendiges  Mittel  darstellt,  sondern  das 
infolge  der  damit  verbundenen  Ausschreitung  zu  einer  ständigen 
schweren  Beeinträchtigung  der  persönlichen  Freiheit  und  des 
Selbstbestimmungsrechts  von  Arbeitern  und  Arbeitgebern  geführt 
hat,  verboten  wird; 

2.  die  mißbräuchliche  Anwendung  des  Boykotts,  der  in  den 
heutigen  Arbeitskämpfen  von  den  gewerkschaftlichen  Organi- 
sationen oft  aus  den  nichtigsten  Vorwänden  und  immer  in  der 
Absicht,  den  Gegner  wirtschaftlich  völlig  zu  ruinieren,  verhängt 
wird,  unmöglich  gemacht  wird.“ 

Daß  in  der  angestrebten  Staatshilfe  ein  wenig  erfolgreicher 
zukünftiger  Faktor  erblickt  werden  kann,  geht  aus  den  dies- 
bezüglichen Aussagen  der  auf  dem  Zentralverbandstage  anwesen- 
den Bäckermeister  hervor;  hier  muß  die  Selbsthilfe  eingreifen, 
die  zum  Teil  durch  eine  ähnliche,  stramme,  einheitlich  geregelte 
Organisation,  wie  sie  bei  den  Gegnern  vorliegt,  zur  Durchführung 
der  Lohn-  und  Arbeitsfragen  vorteilhafter  als  bisher  arbeiten  wird, 
umsomehr,  da  sie  bei  einer  Anzahl  von  65  (XX)  im  Germania- 
verband vereinigten  Bäckermeistern  und  10000  ihnen  freundlich 
gesinnten  Gesellen,  den  in  dem  Verbände  „Deutscher  Bäcker- 
und  Konditorarbeiter“  vereinigten  26468  zahlenmäßig  bei  weitem 
überlegen  ist. 
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Die  soziale  Einzelarbeit  der  Innungen  Rheinhessens  erfährt  eine 
reffende  Ergänzung  durch  die  von  dem  Innungsverbande  Germania 
nit  staatlicher  Genehmigung  ins  Leben  gerufenen  „Invaliditäts-, 
\lters-  und  Witwenpensionskasse“,  die  beständig  unter  den  rhein- 
lessischen  Bäckermeistern  an  Boden  gewinnt  und  womöglich  zu 
iinem  Verdrängungsfaktor  der  von  ihnen  geschaffenen  kleineren 
<assen  werden  kann,  insow'eit  sie  denselben  Zwecken  dient. 

Da  sie  somit  für  die  Zukunft  eine  veränderte  soziale  Ge- 
staltung, vielleicht  auch  einen  Teilersatz  der  von  den  Innungen 
:ietriebenen  Wohlfahrtspolitik  bedeutet,  so  ist  ihr  Arbeiten,  sowie 
ias  ihr  zugewiesene  Feld  als  ein  Zukunfsbild  dem  gegenwärtigen 
mr  Vervollständigung  an  die  Seite  zu  stellen. 

Jedes  Verbandsmitglied  kann  sich  bei  genannter  Kasse, 
solange  es  das  60ste  Lebensjahr  noch  nicht  überschritten  hat, 
^egen  Alter  und  Invalidität  versichern.  Gleichzeitig  steht  ihm  das 
^echt  zu,  für  seine  Ehefrau,  sofern  es  nicht  mehr  als  20  Jahre 
ilter  ist  als  diese,  eine  Witwenpension  zu  beantragen.  Die  zu 
zahlenden  Beiträge  richten  sich  nach  der  Anzahl  der  eingekauften 
Pensionseinheiten,  wobei  fünf  zulässig  sind.  Für  jede  ist  ein 
Eintrittsgeld  von  Mk.  3 zu  entrichten.  Der  in  vierteljährlichen 
Raten  fällige  im  voraus  zahlbare  Jahresbeitrag  beträgt  bis  zum 
45.  Lebensjahre  Mk.  20;  er  erhöht  sich  für  die  Alters-  und 
Invalidenversicherung  in  jedem  Jahr  um  37«,  für  die  Witwen- 
k'ersicherung  bei  einem  Alter  von  36—40  Jahren  um  4 7«,  von 
41 — 55  Jahren  um  6 7».  und  von  46 — 50  um  107o- 

Die  Gewährung  der  Alterspension  tritt  mit  dem  60.  Lebens- 
jahre ein;  mit  ihm  hört  somit  jede  weitere  Beitragszahlung  auf. 
Invaliditäts-  und  Witwenpension  treten  erst  nach  einer  Wartezeit 
von  2 Jahren  in  Kraft.  Bei  vorzeitigem  Schadenseintritt  steht 
dem  hinterlassenen  Erben  Anspruch  auf  Rückerstattung  der  be- 
zahlten Beiträge  zu,  sobald  diese  mindestens  auf  die  Dauer  von 
5 Jahren  entrichtet  worden  sind.  Die  Rückvergütung  beträgt  als; 
dann  V^,  vermehrt  sich  bei  jedem  weiteren  voll  bezahlten  Ver- 
iicherungsjahr  um  ^/go  bis  zum  15»,  von  diesem  bis  zum  25.  um 
*7n  der  gezahlten  Beiträge,  sodaß  nach  15  Jahren  die  Hälfte, 
nach  25  Jahren  7^  der  Beträge  zur  Auszahlung  kommen. 

Die  Pensionshöhe  ergibt  sich  durch  Multiplikation  der  Zahl 
der  vollen  Versicherungsjahre  mit  der  Zahl  der  versicherten 
Pensionseinheit  sowie  den  auf  die  Pensionseinheit  entfallenden 
Pensionsbetrag  von  x Mk.,  der  gegenwärtig  für  die  Alters-  und 
Invaliditätspension  4,  für  die  Witwenpension  5 Mk.  beträgt. 
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Die  Kasse  hat  in  dem  Jahrzehnt  ihres  Bestehens  einen  ständig 
erweiterten  Ausbau  erfahren.  Das  anfänglich  als  Grundstock  be- 
willigte Kapital  von  Mk.  10000  beträgt  gegenwärtig  nahezu 
Mk.  400000.  Die  Anteile  betrugen: 

Invaliditäts-  u.  Altersvers.  Witwenversicherung  Zusammen 


1908 

1180 

504 

1784 

1911 

1677 

781 

2458 

somit  ist  ein  Zuwachs  von 

497 

277 

774 

zu  verzeichnen.  Die  Leistungen  erstreckten  sich  1911  auf  24  Mit- 
glieder, von  denen  14  Altersrente,  9 Witwenrente  und  1 Invaliditäts- 
rente bezogen.  Über  den  ganzen  Geschäftsgang,  der  unter  kauf- 
männischer Leitung  steht,  gibt  nachstehende  Bilanz  für  1911  Auf- 
schluß : 

Bilanz  vom  30.  Juni  1911. 


Debet  Kredit 

Mk.  Mk. 

Kassen-Konto 1604.05  — 

Eintrittsgelder-Konto  (Inv.-  und  Alterspension)  . . — 222. — 

„ „ (Witwenpension)  ....  — 111. — 

Beitrags-Konto  (Invaliditäts-  und  Alterspension)  . — 18113.95 

„ „ (Witwen  Pension) — 9714.42 

Zinsen- Konto — 6407.— 

Effekten-Konto 382519.45  — 

Unkosten-Konto 2150.85  — 

Invaliditäts-  und  Alterspensionsfonds  ....  — 225148.77 

Witwenpensions-Fonds — 104211.22 

Reservefonds — 21 237.49 

Agitations-  und  Wohltätigkeitsfonds  ....  — 1 143.50 

Kgl.  Seehandlung  (Preußische  Staatsbank)  . . 35. — — 

386309.35  386309.35 


Sämtliches  Vermögen,  das  sich  in  dem  Posten  Effektenkonto 
widerspiegelt,  ist  bei  der  Kgl.  Seehandlung  (Preuß.  Staatsbank)  in 
Depot  gegeben  und  ist  in  festverzinslichen  reichsmündelsicheren 
Papieren  angelegt.  Es  verteilt  sich  folgendermaßen: 

Bestand  an  Wertpapieren  am  30.Juni  1911 
lagernd  im  Depot  der  Kgl.  Seehandlung  (Preußischen  Staatsbank); 

1.  3’/.,  prozentige  Deutsche  Reichsanleihe  . . Mk.  303000. — 
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Der  zielbewußten  kaufmännischen  Leitung,  der  ja  keineswegs 
freier  Spielraum  gewährt  ist,  sondern  die  immer  mit  den  von  der 
RVO.  vorgeschriebenen  Maßnahmen  zu  rechnen  hat,  ist  An- 
erkennung zu  zollen. 

Von  der  im  allgemeinen  den  privaten  Versicherungsgesell- 
schaften zum  Vorwurf  gemachten  hohen  Prämienpolitik,  die  aus 
den  großen  Verwaltungsunkosten  resultiert,  kann  hier  nicht 
gesprochen  werden.  Die  Verwaltung  geschah  sogar  bis  zum 
Jahre  1911  unentgeltlich,  mußte  jedoch  infolge  der  zeitraubenden 
mit  großer  Arbeit  aufgewandten  Tätigkeit  mit  Mk.  2000  eingesetzt 
werden.  Eine  weitere  den  privaten  Gesellschaften  (die  meistens 
in  Form  der  A.Q.  auftreten)  häufig  anhaftende  Dividendenpolitik 
ist  nicht  vorhanden.  Vorsorglich  sind  die  erzielten  Gewinne  nicht 
sofort  zur  Erhöhung  der  Pensionsquote  verwandt  worden,  flössen 
vielmehr  den  Reserven  zu,  deren  richtiges  Verhältnis  zur  Pensions- 
quote man  stets  im  Auge  behielt.  Stellte  sich  diese  als  ungünstig 
dar,  so  griff  man  zu  den  aus  dem  Gesamtverband  erzielten  Ge- 
winnen, was  1912  auf  dem  Verbandstag  eintrat,  wo  zur  Vermeidung 
einer  Herabsetzung  der  bis  jetzt  bewilligten  Quote  4,  Mk.  lÖOOO 
der  Invaliditäts-  und  Alterspensionskasse  überwiesen  wurden.  Trotz 
des  gebotenen  Sicherheitsventils  ist  die  Zahl  der  Mitglieder,  die 
wohl  beständig  im  Wachsen  begriffen  ist,  und  für  deren  Gewinnung 
ein  eigen  gegründeter  Agitationsfonds  besteht,  im  Verhältnis  zur 
Gesamtzahl  der  Verbandsangehörigen  gering.  Von  65000  sind 
höchstens  2500  versichert.  Den  Hemmschuh  bilden  die  bestehen- 
den Wohlfahrtseinrichtungen  der  einzelnen  Innungen, 

inwiew'eit  werden  diese,  besonders  die  rheinhessischen,  eine 
Schmälerung  bezw.  eine  Aufhebung  erleiden?  Dies  kann  für  die 
kleinen  Sterbekassen  zutreffen,  da  sie  in  der  weit  leistungsfähigeren 
Witwen-  und  Alterspensionskasse  des  Zentralverbandes,  die  eine 
dauernde  Unterstützung  gewährt,  einen  überragenden,  vorteilhafteren 
Kontrahenten  besitzen.  Doch  werden  die  hier  zu  zahlenden  Bei- 
träge, den  dort  indirekt  durch  die  Innungen  geleisteten,  manchen  (ja 
die  Mehrzahl)  veranlassen,  die  kleineren,  allerdings  mit  geringerem 
Erfolg  gekrönten  Innungsinstitutionen  vorzuziehen.  Die  bestehen- 
den Krankenkassen,  deren  Aufgabekreis  einer  Durchquerung  von 
Seiten  der  Verbandskasse  nicht  unterliegt,  werden  stets  das  Feld 
behaupten.  Ein  Weg,  allerdings  mit  ungeheuren  Schwierigkeiten, 
vielleicht  auch  mit  geringerem  Erfolg  verknüpft,  wäre  gangbar, 
indem  man  den  Mitgliedern  der  kleineren  Kassen,  soweit  diese 
Beiträge  zu  entrichten  haben,  Vorzugsbedingungen  bei  der  Zentral- 
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Verbandskasse  gewähren  würde.  Ob  dies  jedoch  durchschlagend 
wäre,  ist  schwerlich  vorauszusagen;  zu  begrüßen  wäre  es  nicht, 
da  bei  den  Innungen,  besonders  auch  bei  den  rheinhessischen, 
damit  ein  weit  größerer,  deren  Existenzfrage  gefährdender  Verlust 
eintreten  könnte,  der  zu  einer  Zerreissung  des  Bindemittels  zwischen 
sozialer  und  genossenschaftlicher  Tätigkeit  führen  würde. 

b)  Wirtschaftliche  Funktion. 

1.  Konkurrenzbekämpfung  (Konsumvereine,  gegenseitige  Konkurrenz) 

— Preispolitik  — Submissionswesen. 

Die  soziale  Arbeit  ist  wohl  imstande,  bei  dem  Kampfe  ums 
Dasein  als  Aushilfswaffe  nutzreich  den  einzelnen  Mitgliedern  zu 
dienen.  Zu  ihr  gesellen  sich  zur  Hebung  der  materiellen  Lage 
verschiedene  wirtschaftliche  Bestrebungen,  die  zum  Teil  seit  Be- 
stehen mit  eifrigster  Energie,  jedoch  geringem  Erfolge,  betrieben 
wurden. 

Zur  Vermeidung  finanzieller  Verluste  an  einzelnen  Kunden 
dienen  sog.  schwarze  Listen,  die  jedem  Mitglied  zugestellt  wer- 
den ; sie  bilden  eine  Art  Auskunftei,  indem  sie  nicht  nur  sämt- 
liche wegen  nachlässiger  Zahlung  namhaft  gemachten  Kunden, 
und  den  von  diesen  geschuldeten  Betrag  enthalten,  sondern  auch 
alle  mit  diesen  vorgefallenen  Differenzen  darlegen  und  somit 
einen  genauen  Einblick  über  die  persönliche  Bewertung  zulassen. 

Nur  teilweisen  Erfolg  zeigten  die  Bestrebungen  zur  Schlichtung 
der  vorherrschenden  Konkurrenz  und  der  damit  im  engen  Zu- 
sammenhang stehenden  Preispolitik.  Vergebens  bemühten  sich 
besonders  einige  Landinnungen,  der  starken  Konkurrenz  von 
Brotfabriken  und  Konsumvereinen  einen  Damm  zu  setzen. 

Auf  diesem  Gebiete  blieben  auch  die  gewaltigen  Anstrengungen 
des  Zentralverbandes  „Germania“  ergebnislos,  die  in  einer  Be- 
kämpfung der  Auswüchse  der  Arbeiter-  und  Beamtenkonsum- 
vereine, sowie  des  Filialunwesens  der  Großbetriebe  endigten. 
Gerade  dieses  verursachte  in  Hamburg  in  den  letzten  10  Jahren 
eine  Vernichtung  von  66  selbständigen  Bäckereien,  deren  Besitzer 
zum  weitaus  größten  Teil  als  Gesellen  in  den  Großbäckereien 
Beschäftigung  fanden.  Am  schärfsten  suchte  man  gegen  die  Aus- 
wüchse der  Beamtenkonsumvereine  Front  zu  machen.  Daß  solche 
vorhanden  sind,  möge  folgender  praktischer  Fall  illustrieren: 

Vor  etwa  2 Jahren  beabsichtigte  der  Eisenbahnbeamten- 
konsumverein in  Magdeburg,  eine  Bäckerei  mit  Dampfbacköfen 
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711  hauen,  und  zwar  auf  fiskalischem  Boden.  Hiergegen  nahm 
die  Magdeburger  Bäckerinnung,  wie  der  Rabattsparverein  und 
andere  wirtschaftliche  Vereine  Stellung,  und  es  wurde  dem  Kon- 
sumverein das  Bauen  untersagt,  mit  der  Begründung,  daß  kein 
Bedürfnis  vorliege.  Indeß  hatten  die  Beamten  zur  Umgehung  des 
Gesetzes  etwas  anderes  herausgefunden;  eines  schönen  Tages 
wurde  in  Magdeburg  eine  große  Bäckerei  gegründet  mit  dem 
wohlklingenden  Namen  „Wilhelma-Bäckerei“.  Als  man  sich  er- 
kundigte, wer  wohl  der  Inhaber  sei,  wurde  unter  der  Hand  bei 
der  Gewerbesteuerabteilung  gesagt,  ein  Hisenbahnbetriebssekretär 
namens  Wilhelms.  Dieser  Wilhelms  wa"  jedoch  im  Dienste  und 
bezog  ein  Gehalt  von  Mk.  4800.  Hiergegen  nahm  die  Innung 
energisch  Stellung,  und  es  wurde  dem  Beamten  von  der  Königl. 
Eisenbahndirektion  Magdeburg  untersagt,  als  Beamter  eine  Neben- 
beschäftigung auszuüben.  Die  Bäckerei  betrieb  man  jedoch  nach 
wie  vor  weiter,  da  nicht  er  (Wilhelms),  den  man  irrtümlicherweise 
als  Inhaber  bezeichnete,  sondern  jetzt  ein  vor  14  Tagen  pensio- 
nierter Eisenbahnbetriebssekretär  der  wirkliche  Besitzer  war,  gegen 
dessen  Nebenbeschäftigung  niemand  etwas  einwenden  konnte. 

Es  wäre  jedoch  verfehlt,  in  diesen  yXusnahmefällen  eine  Ver- 
allgemeinerung zu  erblicken.  Begreiflich  ist  andererseits  die 
Stellungnahme  des  Verbandes  Germania  gegen  Auswüchse  dieser 
Art,  der  als  Vertreter  des  mittleren  und  kleinen  Bäckerstandes 
Maßregeln  zur  Beseitigung  der  drohenden  Gefahr  von  seiten  dieser, 
sowie  der  Großbetriebe  und  Konsumvereine  ergreifen  muß,  deren 
Kern  in  der  Besteuerung  gipfelt.  Sämtliche  vorgeschlagenen  Wege 
waren  bis  jetzt  jedoch  ohne  jeglichen  Erfolg;  dasselbe  wird  auch 
für  die  letzte  eingebrachte  Resolution  der  Fall  sein,  die  folgender- 
maßen lautete: 

,,Die  in  Stuttgart  versammelten  Vertreter  des  ,,Germania“- 
Zentralverbandes  Deutscher  Bäckerinnung  erklären  sich  mit  dem 
im  preußischen  Abgeordnetenhause  eingebrachten  Antrag  Hammer, 
durch  welchen  die  Konsumvereine  mit  allen  Rückvergütungen  und 
Rabatten  als  Dividende  zur  Besteuerung  herangezogen  werden 
sollen,  solidarisch. 

Die  Reichsregierung  wird  ersucht,  die  Konsumvereine  ent- 
sprechend ihrem  Umsatz,  ebenfalls  zur  Warenhaussteuer  heranzu- 
ziehen und  das  Filialunwesen  dieser  Vereine  sowie  der  Groß- 
bäckereien, welches  auf  die  Vernichtung  ganzer  Erwerbszweige 
hinzielt  und  fortgesetzt  an  Ausdehnung  gewinnt,  mit  einer  staffel- 
förmigen Steuer  zu  belegen.  Zum  Schluß  wird  die  Reichsregierung 
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ersucht,  alle  Vorschriften  und  Kontrollen,  denen  die  Gewerbetreiben- 
den in  Bezug  auf  die  Beschaffenheit  der  Verkaufsstellen  und  Waren 
ausgesetzt  sind,  auch  auf  die  Konsumvereine  zu  übertragen"^). 

Neben  diesen  von  dem  Gesamtverbande  unternommenen 
Schritten  waren  die  rheinhessischen  Landinnungen  ernstlich  bemüht, 
verschiedenartige  ländliche  Usancen,  wie  Tausch  von  Korn  gegen 
Brot  oder  Mehl  gegen  Brot,  einer  einheitlichen  Regelung  zu  unter- 
stellen. Es  gelang  ihnen  nur  teilweise;  sie  trugen  jedoch  indirekt 
dazu  bei,  daß  in  einigen  Orten,  in  denen  sich  vorher  durch  ver- 
schieden gestaltete  Tauschbedingungen  die  einzelnen  Bäcker  er- 
heblich schädigten , einheitliche  Normen  festgesetzt  wurden , ja 
mancherorts  infolge  geschlossenem  Vorgehen  eine  vollständige 
Beseitigung  des  Tausches  eintrat. 

Ebenso  gingen  die  von  den  Landinnungen  aufgestellten  For- 
derungen, daß  das  zum  Kuchenbacken  verwendete  Mehl  nur  von 
Bäckern  und  nicht  wie  in  der  Regel  vom  Händler  bezogen  werden 
sollte,  teilweise  in  Erfüllung.  Als  Grund  dieser  Regelung  führte 
man  die  niedrigen  ländlichen  Kuchenbackpreise  an , wobei  der 
schon  an  und  für  sich  geringe  Verdienst  durch  langfristiges  Kre- 
ditieren noch  geschmälert  wurde;  verschiedene  ländliche  Kunden 
glaubten  sogar,  dem  Bäcker,  von  dem  sie  doch  das  ganze  Jahr 
ihren  Brotbedarf  decken,  das  Kuchenbacken  ohne  Bezahlung  zu- 
muten zu  dürfen.  Hierin  wiesen  die  städtischen  Innungen  gün- 
stigere Resultate  auf.  So  setzte  Mainz  für  Abbacken  von  Zwetschen- 
kuchen 20  Pfg.,  für  Streuselkuchen  15  Pfg.,  für  Bund-  und  runde 
Kuchen  10  Pfg.  fest“).  Mainz,  sowie  der  Wormser  Innung  gelang 
es,  einen  empfindlichen  Teil  der  gegenseitigen  Konkurrenz  zu 
dämpfen  durch  die  Abschaffung  der 'Dreingabe,  die  sich  meistens 
auf  Dreingabewecken,  Kuchen  und  anderes  Gebäck  erstreckte,  und 
Beseitigung  des  Hausierhandels  einiger  Landbäcker  durch  Fixierung 
gleicher  Verkaufspreise. 

Weniger  erfolgreich  waren  und  sind  die  Bemühungen  zur  Er- 
zielung eines  einheitlichen  Verkaufspreises  für  verschiedene  Brot- 
sorten. Obwohl  von  den  Innungen  zur  Einhaltung  der  festgesetzten 
Preise  von  ihren  Mitgliedern  nicht  nur  ehrenwörtliches  Versprechen, 
sondern  auch  die  Unterzeichnung  von  Rechtsanwälten  ausgearbei- 

• g 

teter  Verträge  durchgesetzt  wurde,  auf  deren  Übertretung  Kon- 
ventionalstrafen von  Mk.  50—100  beruhten,  lagen  doch  beständige 

1)  Protokoll  des  16.  Verbandstages  in  Stuttgart  1911  des  Zentralverbandes 
deutscher  Bäckerinnungen  „Germania“. 

2)  Festschrift  zum  25jähr.  Bestehen  der  Bäckerinnung  Mainz. 
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Abweichungen  vor,  die  sehr  oft  einen  Oesamtpreisabschlag  der 
Innung  zur  Folge  hatten.  Mitunter  waren  die  Gründe  zur  Ab- 
weichung von  den  festgesetzten  Preisen  wohl  erklärlich  und  be- 
rechtigt. So  wurde  zu  Worms  die  größte  Konkurrenz,  die  bis 
jetzt  im  Bäckergewerbe  vorherrschte,  durch  die  Errichtung  einer 
deutsch-amerikanischen  Bäckerei  hervorgerufen , indem  sie  den 
Verkauf  des  Brotes  zu  8 Pfg.  unter  dem  Ladenpreis  vornahm. 
Die  in  der  Nähe  wohnenden  Bäcker  fanden  infolge  der  starken 
Preisschwankungen  keinen  anderen  Ausweg,  als  entgegen  den 
Innungsbeschlüssen  zu  einem  niedrigeren  Preise  zu  verkaufen,  um 
einem  eintretenden  Ruin  vorzubeugen. 

Ein  Hauptmangel  der  Preispolitik  der  Innungen  ist  in  der 
Verständnislosigkeit  für  die  den  Preis  tangierenden  wirtschaftlichen 
Faktoren  zu  erblicken.  Kaum  zeigte  sich  eine  Steigerung  oder 
Senkung  der  wichtigsten  Rohstoffe,  so  ertönten  auch  schon  im 
Innungslager  Stimmen,  die  für  einen  Auf-  bezw.  Abschlag  agitierten, 
ohne  auf  die  jeweiligen  Konjunkturverhältnisse  im  Bäckergewerbe 
Rücksicht  zu  nehmen.  So  erhöhte  man  in  Stadtinnungen,  obwohl 
von  verständigen  Mitgliedern  auf  das  Fehlschlagen  aufmerksam 
gemacht,  infolge  Steigerung  des  Mehlpreises  sofort  den  Brotpreis 
(um  4 Pfg.)  trotz  vorhandener  schlechter  Konjunktur,  die  wesent- 
lich durch  vorliegende  Ferienzeit  und  die  ländliche  Kartoffelernte 
bedingt  wurde.  Die  Preiserhöhung  hatte  eine  derartige  Geschäfts- 
verschlechterung zur  Folge,  daß  man  sofort  zu  dem  ursprünglichen 
Preis  zurückkehrte  und  sogar  einen  zweiten  Abschlag  (4  Pfg.) 
vornehmen  mußte  ^). 

Zweifellos  warf  eine  solche  sprungweise  Preistaktik  in  Kreisen 
des  Publikums  kein  günstige^  Licht  auf  die  eingeschlagene  Preis- 
politik, deren  einheitliche  Regelung  stets  auf  große  Schwierigkeiten 
stoßen  wird,  die  sich  aus  der  verschiedenartigen  Lage  der  ein- 
zelnen Mitglieder  ergeben.  So  sind  es  neben  rein  betriebstech- 
nischen Gründen  die  jeweiligen  Preise  des  Mehles,  die  bei  jedem 
Einzelnen  eine  gesonderte  Stellungsnahme  zu  einem  vorzunehmen- 
den Auf-  oder  Abschlag  bedingen.  Es  kann  somit  der  Besitzer 
von  teurem  oder  zu  hohem  Preis  gekauften  Mehl,  das  für  eine 
bestimmte  Zeit  seinen  Bedarf  deckt,  infolge  plötzlichen  Mehl- 
abschlages bei  Stimmenmehrheit  zu  einem  Preisabschlag  ge- 
zwungen werden,  der  für  ihn  verlustbringend  ist,  für  andere  da- 
gegen, die  im  Besitze  des  zum  gegenwärtigen  Tagespreise  ein- 
gekauften Mehles  sind,  keinen  Schaden  bedeutet.  Bei  einem 

1)  Protokollbücher  der  Innungen  Worms  und  Mainz. 
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vorzunehmenden  Aufschlag  aber  befinden  sich  die  Antragsteller, 
insoweit  sie  zu  dem  erhöhten  Mehlpreise  eingekauft  haben,  gegen- 
über den  Besitzern  von  billig  gekauftem  Mehl,  das  ihren  Bedarf 
auf  geraume  Zeit  deckt,  im  Nachteil.  Ein  etwaiger  Verlust,  wie 
er  beim  Abschlag  eintreten  kann,  ist  hier  nicht  leicht  möglich. 
An  diesem  Hauptgrund,  den  starken  Schwankungen  der  Mehl- 
preise, wird  eine  einheitliche,  von  den  Innungen  erstrebte  Preis- 
regulierung des  Brotes  scheitern. 

Von  durchschlagender  Kraft  waren  die  von  den  Stadt- 
innungen angestrebten  Versuche  zwecks  Erlangung  gemeinschaft- 
licher großer  Lieferungen.  Die  Wormser  Innung  ließ  sich  sogar 
bewegen,  trotz  anfänglich  konträrer  Stellung,  die  gemeinsame  Brot- 
lieferung an  den  Heyl’schen  Konsumverein  zu  übernehmen,  um  die 
Errichtung  einer  eigenen  Konsumvereinsbäckerei  hintanzuhalten. 

Auch  mit  den  Garnisonen  wurden  Lieferungsverträge  für  den 
Mobilmachungsfall  abgeschlossen.  So  hat  die  Bäckerinnung  Worms 
im  Falle  einer  Mobilmachung  innerhalb  6 Stunden  4000  Kilo  Brot 
zu  liefern,  das  mit  50  7«  Aufschlag  bezahlt  wird.  Die  Lieferung 
erstreckt  sich  auf  5—6  Tage  7- 

Die  Zusage  der  auf  Submissionswege  ausgeschriebenen  städti- 
schen Lieferungen  für  Krankenhäuser  usw.  führten  zu  scharfen 
Auseinandersetzungen  zwischen  Innungen  und  Behörden.  Auf 
einheitliches  Einreichen  von  Seiten  der  Innungen  wurde  zuerst 
erwidert,  daß  nur  Einzelangebote,  nicht  korporative  Berücksich- 
tigung finden  könnten.  Es  gelang  dadurch  der  Behörde,  stets 
einen  Außenstehenden  zu  gewinnen,  der  zu  einem  niedrigeren  als 
einheitlich  angebotenen  Preis  die  Lieferung  übernahm  und  dadurch 
zugleich  das  gemeinsame  erfolgreiche  Vorgehen  erschwerte.  Hier- 
mit beauftragte  man  schließlich  besondere  Kommissionen,  die  kraft 
Vertragsabschlüssen  mit  den  Behörden  die  städtischen  Lieferungen 
den  Innungen  zusicherten,  sodaß  gegenwärtig  diese  im  Einver- 
nehmen mit  den  betr.  Behörden  den  Preis  der  zu  liefernden 
Waren  feststellen,  und  alsdann  ihre  Mitglieder  zur  Lieferung  ein- 
laden.  Die  Namen  der  entsprechenden  Lieferanten  werden  der 
Verwaltung  mitgeteilt ; ebenso  eintretende  Wechsel,  nach  denen 
die  Gesamtheit  durch  abwechselnde  Einzelbeteiligung  an  den 
Lieferungen  teilnimmt. 

Der  durchschnittlich  zwischen  5 — 10  Pfg.  unter  dem  Laden- 
preis schwankende  Lieferungspreis  sowie  eine  in  der  Qualität 
vorzüglich  geforderte  Ware  schalten  im  voraus  einen  großen 

1)  Protokollblich  der  Innung  Worms. 
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Verdienst  aus,  dessen  Sicherstellung  zum  Teil  durch  den  erheb- 
lichen Umsatz  gewährleistet  wird.  Dennoch  verdient  es  An- 
erkennung, daß  hierin  die  so  lange  zu  Tage  tretende  Konkurrenz, 
die  manchen  Bäcker,  der  allein  infolge  verfehlter  Kalkulation  mit 
erheblichem  Verluste  den  beträchtlichen  Bedarf  deckte,  eine  ge- 
sunde Hebung  durch  einheitliches  Vorgehen  der  Stadtinnungen 
gefunden  hat. 

2.  Genossenschaftswesen. 

Stand  im  Qesamtgewerbe.  — Stand  in  Rheinhessen. 

Hefebezugsgenossenschaften  und  Sonderstellung  Mainz  in  der  Hefefrage  — 
Ein-  und  Verkaufsgenossenschaft  der  Bäckermeister  von  Mainz  und  Vororten 
e.  Q.  m.  b.  H.;  Einkaufsgenossenschaft  der  Innung  Worms  e.  Q.  m.  b.  H.  — 
Kritik  über  das  rheinhessische  Genosssenschaftswesen. 

Ein  Produkt  der  Gegenwart,  den  idealsten  Zweck  der  Innungen 
verkörpernd,  bildet  deren  genossenschaftliche  Tätigkeit.  Bevor 
ich  auf  ihre  Gestaltung  in  Rheinhessen  näher  eingehe,  möchte  ich 
in  skizzenhaften  geschichtlichen  Zügen  ein  Bild  von  ihrem  gegen- 
wärtigen Stand  im  Gesamtbäckergewerbe  geben. 

Die  prekäre  wirtschaftliche  Lage,  in  der  sich  das  Bäcker- 
gewerbe schon  seit  einer  Anzahl  von  Jahren  befand,  hat  es  ver- 
mocht, daß  auch  der  Genossenschaftsgedanke  in  diesem  Gewerbe- 
zweige Wurzeln  gefaßt  hat.  Allerdings  dauerte  es  lange,  bis  man 
sich  hier  mit  dem  Genossenschaftsprinzip  befreunden  konnte. 
Erst  i.  j.  1900  entstanden  die  ersten  Einkaufsgenossenschaften  im 
Bäckergewerbe.  Es  waren  dies:  die  Ein-  und  Verkaufsgenossen- 
schaft Deutscher  Bäckermeister  in  Berlin  und  die  Einkaufs- 
genossenschaft der  Bäckerinnung  Ansbach.  Im  Jahre  1902  kamen 
4 weitere  hinzu;  1903,  3;  1904,  4;  1905,  3;  1906,  5;  1907,  3; 
1908  war  ein  mit  Gründungen  reichgesegnetes  Jahr,  indem  es 
12  neue  weitere  Einkaufsgenossenschaften  im  Bäckergewerbe  ins 
Leben  rief.  1909  wurde,  soweit  bekannt  ist,  nur  eine  neue  Ge- 
nossenschaft gegründet.  Über  die  in  der  Zwischenzeit  entstandenen 
fehlen  jegliche  Angaben. 

Sämtliche  erwähnten  Genossenschaften  haben  die  beschränkte 
Haftpflicht  gewählt,  sodaß  bei  ihnen  die  Summe,  für  die  jedes 
Mitglied  haftbar  ist,  einen  bestimmten  Betrag  nicht  überschreitet. 
Dieser  ist  1 mal  Mk.  10,  4 mal  Mk.  100,  1 mal  Mk.  150,  11  mal 
Mk.  200,  14 mal  Mk.  300,  4 mal  Mk.  400  und  1 mal  Mk.  1000;  als 
Stammanteilbetrag  war  einmal  Mk.  1 (Frankfurt  a./O.),  9 mal 
Mk.  200,  5 mal  Mk.  150,  14  mal  Mk.  200,  6 mal  Mk.  300  und  1 mal 
Mk.  500  gewählt  worden.  Die  meisten  der  (jenossenschaften  erheben 
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bei  Neueintritt  von  Mitgliedern  ein  Eintrittsgeld,  das  zwischen 
2—50  Mk.  schwankt. 

Zur  Illustrierung  ihrer  volkswirtschaftlichen  Bedeutung  greife 
ich  die  für  das  Jahr  1909  mir  bekannten  Abschlüsse  heraus;  nach 
dem  vorliegenden  Zahlenmaterial  hat  nur  eine  der  Genossenschaften, 
nämlich  die  Ein-  und  Verkaufsgenossenschaft  der  Bäckermeister 
von  Frankfurt  und  Vororten  in  Frankfurt  a.  M.,  in  genanntem 
Jahre  mit  Verlust  gearbeitet.  Alle  übrigen  schließen  mit  Gewinn 
ab.  Die  Umsätze  und  Gewinnergebnisse  i.  J.  1909  stellten  sich 
bei  den  einzelnen  wichtigsten  Genossenschaften  w’ie  folgt; 


Eink.-Gen.  d.  Bäckerinng.  Pforzheim 
„ „ „ „ Chemnitz 

Bäcker-Eink.-Genossensch.  Passau 
Eink.-Gen.  d.  Ilm.  Bäckermeister  . 

„ „ d.  Bäckerinng.  Schneeberg 

Rohstoff.-G.  d.  Bäckerinng.  Nürnberg 
Eink.-G.  d.  Bäckerm.-Ver.  Nürnberg 
Ein-  u.  Verk.Gen.  d.  Bäckerinnungs- 
meister des  Großh.  Oldenburg  . 
Eink.-Gen.  d.  Bäckergen.  Colmar  i.  E. 
Eink.-Gen.  d.  Bäckerinnung  Ansbach 
Ein-  u.  Verk.-G.  d.ver.  Bäckerm.  Kiel 
Eink.-G.  d.  Bäckerinng.  Zwickau  i.S. 
„ d.  Aachener  Bäckerm  Aachen 
„ d.  Bäckerinn.  Gunzenhausen 
Ein-  u.Verk.-Gen.  deutscher  Bäcker- 
meister Berlin 

Eink.-Gen.  Zittauer  Bäckerm.  Zittau 
Ein- u.Verk.G.  d.ver.  Bäckerm.  Steele 
„ „ d.  Bäckerm.  Merseburg 

Rohstoff-G.  Mayen.  Bäckerm.  Mayen 
Ein-  U.Verk.-Gen.  d.  Bäckermstr.  an 
der  Unterweser  Bremerhaven 
Eink.-Gen.  d.  Bäckerinnung  Hagen 
Rohstoff-Ei  nk.  d.  Mitgl.  d.  Bayreuther 

Bäckerinnung 

Eink.-Gen.  d.  Bäckerinnung  Leipzig 
„ „ d.  ver.  Bäckermeister  zu 

Hartenstein  und  Wildenfels  . . 
Eink.-Gen.  d.  Bäckerm.  zuDüsseldorf 
„ „ d.  Bäckerinnung  Dresden 

Ein-  U.Verk.-Gen.  Sol.  Bäckermstr. 

Solingen 

Rohstoff-Gen.  von  Mitgl.  d.  Fürther 

Bäckerinnung 

Eink.-Gen.  d.  Kev.Bäckerm.  Kevelaer 
Bäcker-Eink.-Gen.  Flensburg  . . 

„ „ „ Frankfurt  a.  O.  . 

Ein-  u.  Verk.-Gen.  von  Bäckern  von 
Frankfurt  a.  M.  und  Vororten 
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Die  vorstehende  Tabelle  ist  nach  der  prozentualen  Höhe  des 
Reingewinnes  geordnet,  weil  diese  allein  ein  klares  Bild  bietet. 
Ich  stellte  jedoch  ihm  ergänzend  den  auf  das  Mitglied  fallenden 
Gewinn  zur  Seite.  Den  höchsten  Umsatz  finden  wir  bei  der 
Chemnitzer  Genossenschaft;  er  betrug  hier  Mk.  797  288.  Dann 
kommt  die  Ein-  und  Verkaufsgenossenschaft  in  Steele  mit 
Mk.  767  127,  an  dritter  Stelle  die  Dresdener  Genossenschaft  mit 
Mk.  729629,  weiterhin  Bremerhaven  mit  Mk.  676080,  Oldenburg 
mit  Mk.  524798,  Leipzig  mit  Mk.  478  838,  Essen  (Ruhr)  mit 
Mk.  453  260,  Nürnberg  mit  Mk.  406  738,  Düsseldorf  mit  Mk.  289  532, 
Aachen  mit  Mk.  282  145,  Solingen  mit  Mk.  211  749,  Berlin  mit 
Mk.  211570,  Zwickau  i.  S.  mit  Mk.  195719,  Nürnberg  (Einkaufs- 
genossenschaft des  Bäckermeistervereins)  mit  Mk.  194609,  Ans- 
bach mit  Mk.  193152,  Kiel  mit  Mk.  166187,  Bayreuth  mit 
Mk.  128114,  Merseburg  mit  Mk.  1279()0,  Frankfurt  a.  M.  mit 
Mk.  123000,  Mayen  mit  Mk.  115919.  Bei  den  übrigen  Genossen- 
schaften, die  in  der  Tabelle  angeführt  sind,  blieb  der  Umsatz 
unter  Mk.  100000. 

Trotz  der  geringen  genossenschaftlichen  Tätigkeitsdauer  er- 
gibt sich  für  das  Jahr  1909  ein  Gesamtumsatz  von  über  7 Mil- 
lionen Mark,  aus  dem  man  zweifellos  den  volkswirtschaftlichen 
Erfolg  auf  diesem  Gebiete  folgern  kann. 

In  Rheinhessen  findet  der  Genossenschaftsgedanke  in  der 
„Ein-  und  Verkaufsgenossenschaft  der  Bäckermeister  Mainz  und 
Vororte  e.  G.  m.  b.  H.“  und  der  „Einkaufsgenossenschaft  der 
Innung  zu  Worms  e.  G.  m.  b.  H.“  seine  Vertreter,  zu  denen  die 
Hefebezugsvereinigungen  der  anderen  Innungen  sich  gesellten.  Sie 
werden  unterstützt  von  der  durch  die  Handwerkskammer  zu 
Darmstadt  gegründeten  „Handwerkerzentralgenossenschaft  A.  G.“, 
die  als  Hauptbezugsquelle  für  Brennmaterialien  der  Bäcker  in 
Betracht  kommt. 

Ihre  Entwicklung  spiegelt  sich  in  den  gesteigerten  Umsatz- 
ziffern wieder.  Während  das  Gründungsjahr  nach  einer  sechs- 
monatlichen Tätigkeit  einen  Warenumsatz  von  Mk.  41  831.69  auf- 
wies, betrug  er  1909  bereits  Mk.  214  627.33  und  belief  sich  1911 
auf  Mk.  290075.36:  der  klarste  Beweis  des  genossenschaftlichen 
Fortschrittes  im  Gesamthandwerk  Hessens,  dem  parallel  der  im 
Bäckergewerbe  vorliegende  verlief. 

Im  Zentrum  steht,  von  allen  rheinhessischen  Bäckerinnungen 
betrieben,  die  gemeinsame  Deckung  des  Bedarfes  an  Hefe  durch 
die  Hefebezugsvereinigung,  die  wir  hier  als  eine  Segenserscheinung, 
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des  von  Bäckermeistern  so  viel  verschrieenen  Hefensyndikats  an- 
sprechen müssen.  Die  von  diesem  eingeschlagene  Politik,  sowie 
die  durch  sie  bedingte  verschiedenartige  Parteikonstellation  im 
Bäckergewerbe,  in  einzelnen  Zügen  entwicklungsgemäß  darzu- 
legen, erübrigt  sich,  da  es  bereits  von  anderer  Seite  ausführlich 
behandelt  worden  ist.  Dennoch  veranlaßt  mich  die  Sonderstellung 
Hessens  in  dieser  Frage  zu  einer  skizzenhaften  Beleuchtung. 

Im  Jahre  1908  hatte  man  das  erste  Hefensyndikat,  gegen 
das  sich  ein  völlig  berechtigter  Haß  in  den  Bäckerkreisen  ver- 
breitet hatte,  zu  Grabe  getragen.  War  es  doch  eine  Institution, 
die  auch  nicht  im  geringsten  den  genossenschaftlichen  Hefen- 
bezügen Rechnung  trug,  sie  vielmehr  gegenüber  den  Hefehändlern, 
deren  Existenz  man  befürwortete,  weit  zurückstellte.  Klar  ersicht- 
lich ist  dies  aus  einem  von  der  Handelskammer  zu  Berlin  er- 
statteten gerichtlichen  Gutachten,  das  jeder  einheitlichen  Preis- 
regulierung der  in  dem  „Verbände  deutscher  Pressehefefabrikanten“ 
vereinigten  Fabriken  Hohn  sprach.  Der  von  diesen  festgesetzte 
Verkaufspreis  war  bis  zum  30.  September  1906  folgendermaßen 
gestaltet : 

1.  an  alte  Abnehmer:  a)  an  Bäcker  direkt  45  Pfg.  pro  Pfd. 
rein  Hefe,  b)  an  Händler,  die  ihrerseits  an  Bäcker  nur  zum  vor- 
erwähnten Preise  verkaufen  dürfen,  35  Pfg.  pro  Pfd.  rein  Hefe; 

2.  an  neue  Abnehmer:  50  Pfg.  pro  Pfd.  rein  Hefe.  Für  drei 
Großhändler  betrug  der  Preis  31  Pfg. 

Vom  1.  Oktober  ab  wurde  von  einer  neuen  Konvention  ein 
Mindestpreis  von  51  Pfg.  pro  Pfd.  reine  Hefe  vorgesehen.  Den 
Händlern  wurde  auf  diesen  Preis  ein  Rabatt  von  13  Pfg.,  fünf 
Großhändlern  von  15  7-2  Pfg-  pro  Pfd.  gewährt,  sodaß  vom 
1.  Oktober  1906  der  Preis  folgenden  Stand  zeigte: 

Bäcker  in  Berlin  51  Pfg.  pro  Pfd.  reine  Hefe 
Händler  38 

Fünf  Großhändler  35  7-^  ..  n ..  •• 

Diese  Konvention  bestand  bis  30.  September  1908,  fiel  also 
mit  dem  Sturze  des  ersten  Hefesyndikats,  dem  baldigst  trotz  hef- 
tigster Agitation  in  Bäckerkreisen  ein  zweites  folgte,  hervorgerufen 
durch  die  gewaltige  Preisreduktion  infolge  eines  neueingeführten 
„Brah’schen-Verfahrens“,  das  eine  größere  Ausbeutung  zuließ,  sowie 
durch  die  starke  Belastung  des  Brennereigewerbes  durch  die  im 
Jahre  1909  in  kraft  tretende  Gesetzgebung.  Beide  Momente,  zu 
denen  sich  eine  ständige  Verteuerung  des  Materials  gesellte,  riefen 
das  zweite  Hefensyndikat  ins  Leben. 
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Der  Kampf,  der  von  den  konsumierenden  Bäckern  zur  Ver- 
hütung des  Syndikats  angestrebt  wurde,  lief  auf  eine  Unterstützung 
dieses  hinaus,  indem  man  den  außerhalb  des  Syndikats  stehenden 
Fabriken,  besonders  den  Bäckerhefefabriken,  nicht  die  geforderten 
jährlichen  Hefebezüge  zusagte,  vielmehr  zu  der  Hefe  griff,  die  am 
billigsten  war.  Dadurch  verschlechterte  man  die  an  sich  schon 
mißliche  Lage  der  außenstehenden  Fabriken,  die  sich  zum  Teil 
gezwungen  sahen,  dem  Syndikat  beizutreten,  mit  dem  sofort  der 
Germaniaverband  zur  Vermeidung  der  Mängel  des  ersten  Syndikats, 
zum  Wohle  seiner  Untergebenen  Verhandlungen  anzubahnen  suchte. 

Erschwert  und  gehemmt  wurden  diese,  indem  von  den  Bäcker- 
hefefabriken die  „Hammeiner“  trotz  reichlicher  Konzessionen  von 
Seiten  des  Syndikats  diesem  nicht  beitrat.  Sie  glaubte  im  Gegen- 
satz zu  den  übrigen  Bäckerhefefabriken,  denen  eine  jährliche  Pro- 
duktion von  8000  Zentnern  Hefe  zugesichert  wurde,  erhöhtere 
Ansprüche  stellen  zu  dürfen  und  verlangte  von  dem  Syndikat  eine 
Zubilligung  von  20000  Zentner.  Das  Syndikat  sagte  ihr  12000 
Zentner  zu,  mit  denen  sie  sich  nicht  zufrieden  gab;  alle  weiteren 
Verhandlungen  mit  ihr  scheiterten ; selbst  ein  angestrebter  Freund- 
schaftsvertrag kam  nicht  zustande  und  erschwerte  somit  eine  Ver- 
ständigung zwischen  Germaniaverband  und  Hefesyndikat,  da  letzteres 
es  für  unvorsichtig  erachtete  mit  einem  Kontrahenten,  der  zugleich 
Gegner  in  Form’der  Bäckerhefefabrik  war,  friedliebend  zu  verhandeln. 

Trotzdem  kam  1910  ein  Vertragsabschluß  zwischen  beiden 
zustande,  der  bis  zur  Gegenwart  einer  starken  Kritik  unterzogen 
wurde,  die  in  eine  syndikatsfeindliche  Bewegung,  geführt  von 
Gießener  und  Mainzer  Innungsobermeistern,  austönte. 

Gründung  und  Unterstützung  der  ringfreien  Fabriken  lauteten 
die  von  diesen  ausgehenden  Bekämpfungsworte,  die  bei  einem 
beträchtlichen  Teil  von  Bäckermeistern  Widerhall  fanden : sie  ge- 
wannen jedoch  nicht  die  Mehrzahl;  so  vermochten  sie  auch  nicht 
die  auf  dem  Zentralverbandstage  1911  zu  Stuttgart  eingebrachte 
Resolution  zu  fällen,  die  ein  erneutes  Zusammenarbeiten  mit  dem 
Hefeverband  bestätigte,  zugleich  aber  auch  eine  Abhilfe  der  be- 
rechtigten Qualitäts-  und  anderer  Beschwerden  anzubahnen  suchte, 
indem  man  bei  der  Leitung  des  Hefeverbandes  die  nötigen  Schritte 
unternahm.  Die  Ergebnisse  zeigten  sich  in  der  Sitzung  der  Hefe- 
kommission vom  19.  März  1912,  in  der  der  für  die  Markenhefe 
angestrebte  übliche  Rabatt  gewährt  wurde,  falls  die  Hefe  über  -die 
Betriebsstellen]an  die  Bezugsvereinigungen  geliefert  wird.  Gleichzeitig 
wurde  eine  Preiserhöhung  von  5 Pfg.  pro  Pfd.  bekannt  gegeben. 


Damit  warf  man  neuen  Brennstoff  auf  die  ständig  lodernde 
Flamme  im  Gegenlager.  Der  etwas  beruhigte  Kampf  wurde  mit 
neuen  Kräften  wieder  aufgenommen  und  erbittert  weiter  geführt. 
Syndikat  und  seine  Anhänger  einerseits,  die  ringfreien  Fabriken 
mit  ihren  Getreuen  andererseits  bekämpften  sich  mit  allen  zu 
Gebote  stehenden  Mitteln.  Letztere  hatten  durch  ihre  literarische 
Stellungnahme  in  den  Kreisen  ihrer  Leser  einen  beträchtlichen 
Zuwachs  erfahren.  Zur  Verkörperung  der  dabei  geführten 
Argumente  mögen  die  wörtlich  zitierten  Worte  eines  Syndikats- 
gegners dienen.  Er  sagte:  ,, Steigt  da  nämlich  am  Horizont  das 
Schreckgespenst  in  Gestalt  einer  im  Bau  begriffenen  ringfreien 
Hefefabrik  auf,  sofort  sind  die  Herren  des  Syndikats  damit  be- 
schäftigt, den  Kundenfang  mit  allen  möglichen  Anbietungen  und 
Versprechungen  zu  betreiben.  Kampfpreise  werden  in  den  be- 
treffenden Gegenden  proklamiert,  die  alle  bisher  dagewesenen  um 
ein  beträchtliches  übersteigen.  Dabei  die  Lobhudeleien  über  zu 
gewährende  Rabatte  und  Extravergütungen,  sodaß  man  sich  sagen 
muß,  wenn  dieses  so  weiter  geht,  erhalten  wir  schließlich  zur 
Hefe  noch  Geld.  Betrachtet  man  aber  die  Sache  genauer,  dann 
drängt  sich  vielen  die  Frage  auf:  Wer  gibt  dem  Syndikat  das 
Recht,  in  solcher  Weise  gegen  die  ringfreien  Fabriken  vorzugehen  ? 
Hat  nicht  jedermann  das  Recht  sein  Geld  anzulegen,  wie  er  es 
für  gut  hält?  Ob  er  dabei  etwas  verdient  oder  nicht,  ist  ledig- 
lich seine  Sache.  Auf  der  anderen  Seite  muß  man  sich  wieder 
sagen:  Wer  ist  es  gewesen,  der  uns  vor  der  willkürlichen  Preis- 
diktierung  seitens  des  Syndikats  bewahrt  hat?  Wer  ist  es,  dem 
wir  es  zu  verdanken  haben,  daß  wir  noch  einigermaßen  frei  sind 
und  unsere  Hefe  beziehen  können,  von  wem  es  uns  beliebt,’[und 
uns  nicht  vordiktieren  lassen  müssen:  Von  hier  erhältst  Du  deinen 
Bedarf,  von  sonstwo  wird  Dir  keine  Hefe  geliefert? 

Nur  die  ringfreien  Fabriken  sind  es,  die  uns  vor  der  Knute 
des  Syndikats  noch  einigermaßen  schützen.  Daraus  ergibt  sich 
für  uns  die  Pflicht,  nach  Möglichkeit  die  ringfreien  Fabriken  zu 
unterstützen,  wo  wir  können,  damit  dieselben  in  der  Lage  sind, 
den  Kampf  gegen  das  Syndikat  siegreich  zu  Ende  zu  führen. 
Deshalb  auf  die  Wacht  ihr  freien  Kollegen,  gebt  den  Vertretern 
des  Verbandes  die  ihnen  gebührende  Antwort,  indem  ihr  ihnen 
zeigt  wo  der  Zimmermann  das  Loch  gelassen  hat.  Laßt  Euch 
durch  keinerlei  Versprechungen  verleiten,  euren  Bedarf  von  ihnen 
zu  beziehen,  so  lange  Euch  die  Möglichkeit  gegeben  ist,  denselben 
von  ringfreien  Fabriken  in  zufriedenstellender  Weise  zu  decken,  selbst 
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auf  die  Gefahr,  daß  Ihr  vielleicht  für  kurze  Zeit  1 — 2 Pfg.  mehr  be- 
zahlen müßt  als  beim  Syndikat;  denn  wenn  Euch  diese  Herren  ein- 
mal in  der  Hand  haben,  müßt  Ihr  tanzen,  wie  Euch  vorgespielt  wird. 

Deshalb  kann  für  uns  nur  Losung  sein:  „Frei  sind  wir  noch 
bis  jetzt  und  frei  wollen  wir  für  die  Folge  bleiben  ^). 

Die  beständig  wachsende  Zahl  der  Außenseiter  mit  einer 
jährlichen  Produktion  von  200000  Zentnern  veranlaßte  die  Mit- 
glieder des  Syndikats,  das  790000  Zentner  jährlich  produzierte, 
Bedenken  für  dessen  Auflösung  zu  äußern.  Doch  bevor  man  zur 
Verwirklichung  der  angedeuteten  Ideen  überging,  griff  man  zu 
einem  letzten  Mittel. 

Eine  durchgeführte  scharfe  Herabsetzung  der  Hefepreise  bei 
gleichzeitiger  Verbesserung  der  Qualität  hatte  wirklich  den  Erfolg, 
die  Außenstehenden  zurückzudrängen,  deren  Lage  eine  ständig  un- 
günstigere wurde,  und  die  gegenwärtig  unter  sich  Verhandlungen 
pflegen.  So  fand  am  27.  August  1913  in  Berlin  eine  zahlreich 
besuchte  Versammlung  der  ringfreien  Hefebetriebe  statt,  die  an- 
gesichts der  bedrängten  Geschäftslage  eine  Vereinigung  beschlossen. 
Als  wichtigster,  die  Bäckerwelt  besonders  interessierender  Punkt 
stand  auf  der  Tagesordnung:  „Antrag  an  den  Germaniaverband 
um  Zulassung  der  ringfreien  Fabriken  zur  Lieferung  an  Innungen 
und  Innungsverbände  unter  denselben  Bedingungen,  wie  solche 
mit  dem  Hefeverband  vereinbart  sind“)“.  Dieser  bereits  auf  dem 
Unterverbandstage  zu  Dillenburg  eingebrachte  Entwurf  wurde  ent- 
schieden zurückgewiesen ; ebenso  scheiterten  die  Bemühungen  der 
ringfreien,  einen  gesamten  Ankauf  von  dem  Syndikate  zu  erstreben. 

So  zeigte  denn  das  Resultat  dieser  Kämpfe  ein  klägliches 
Fiasko  der  ernsthaft  betriebenen  syndikatsfeindlichen  Politik.  Bitter 
betrogen  sehen  sich  die  syndikatsfeindlichen  Bäckermeister.  Ihr 
angewandtes  Allheilmittel,  das  in  einer  starken  Preisdifferenzierung 
und  einer  damit  verbundenen  gegenseitigen  Konkurrenz  endigen 
sollte,  führte  das  Gegenteil  herbei.  Anstelle  des  von  ihnen  be- 
kämpften Syndikats  trat  ein  zweites.  Mögen  beide  nebeneinander 
bestehen  bleiben  oder  verschmolzen  werden,  so  ist  damit  schwer- 
lich die  ersehnte  Besserung  im  Hefegewerbe  geboten.  Bis  jetzt  be- 
hauptet das  Feld  das  ursprüngliche  Syndikat,  dem  wir  trotz  der 
erwähnten  und  berechtigten  Anfeindungen,  die  gegenwärtig  einen 
beträchtlichen  Abtrag  erlitten  haben,  eine  segensreiche  Wirkung 
zuschreiben  müssen. 


1)  und  2)  Hessische  Bäcker-  und  Konditor-Zeitung. 
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Neben  der  Besserung  in  der  Qualität  erkannte  man  in  der 
viel  kritisierten  Preistaktik  kein  willkürliches,  sondern  berechtigtes 
Vorgehen,  bedingt  durch  die  jeweiligen  Marktpreise,  die  die  Schwan- 
kungen im  Hefepreis  hervorriefen  und  keineswegs  denselben  Preis 
auf  die  Dauer  garantieren  konnten.  Dazu  kommt  das  von  allen 
Syndikatsgegnern  befürwortete  fördernde  Gedeihen  genossenschaft- 
licher Bezüge,  bestätigt  durch  die  von  dem  Syndikat  gegründeten 
Hefebezugsgenossenschaften,  die  trotz  der  von  Hessen  ausgehenden 
Gegenströmungen  hier  festen  Fuß  faßten  und  von  allen  Innungen 
(auch  Mainz)  errichtet  worden  sind.  Man  versuchte  sogar  zu 
deren  Stärkung  nichtbeteiligte  durch  persönliche  Rücksprache  zum 
Beitritt  zu  bewegen.  Hatte  dies  keinen  Erfolg,  so  griff  man  zu 
anderen  Mitteln;  so  wurde  von  der  Innung  Worms-Land  nur  den 
Mitgliedern  der  Bezugsvereinigung  die  Fachzeitung  kostenlos  ge- 
liefert. Um  einen  größeren  Gewinn  zu  erzielen,  schloß  sich  die 
Bezugsvereinigung  dieser  Innung  mit  der  von  Worms-Stadt  zu- 
sammen, wodurch  bei  einer  Vergrößerung  des  Umsatzes  ein  ent- 
sprechend größerer  Umsatzrabatt,  der  bei  Einzelbezug  nicht  er- 
reicht worden  wäre,  vergütet  wurde. 

Dieser  sowie  alle  mit  dem  Hefebezug  zusammenhängenden 
Fragen  sind  vertraglich  mit  dem  „Verband  deutscher  Preßhefe- 
fabrikanten“ geregelt.  Einer  ständigen  vertraglichen  Bindung  ist 
durch  eine  dreimonatliche  Kündigungsfrist  am  Ende  jedes  Jahres 
vorgebeugt.  Der  Vertrag  selbst,  von  dem  ich  nur  die  Hauptbe- 
stimmungen herausgreife,  schreibt  vor,  daß  der  Gesamthefebedarf 
bei  den  betreffenden  Vertriebsstellen  des  Verbandes  zu  decken  ist. 
Auf  einer  mittelbaren  oder  unmittelbaren  Unterstützung  der  mit 
dem  Hefeverband  in  Konkurrenz  stehenden  Unternehmungen  beruht 
eine  Vertragsstrafe  von  Mk.  300.  Verhaltungsmaßregeln  über  Emp- 
fang und  Aufbewahrung,  die  eine  gute  Erhaltung  der  Hefe  gewähr- 
leisten sollen,  sind  bis  ins  einzelne  vorgeschrieben.  Ebenso  die  Zah- 
lungsbedingungen, deren  Begleichung  bis  zum  15.  des  der  Sendung 
folgenden  Monats  erfolgen  muß.  Als  Preis  gilt  der  jeweils  festgesetzte 
Grundpreis,  nach  dem  den  Abnehmern  je  nach  dem  Umfange  des 
Bezuges  ein  allgemeiner  Rabatt  gewährt  wird.  Dieser  beträgt 
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bei  einem  halbjährl.  Bezug  von  2000  Ztr.  4'7^  d.  Grundpreises 
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Lind  wird  nach  einem  Antrag  von  Seiten  der  Bezugsvereinigungen, 
der  die  strenge  Einhaltung  der  in  dem  Vertrage  festgesetzten  Be- 
stimmung über  Bedarfsdeckung  und  Konkurrenz  beglaubigt  ent- 
halten muß,  diesen  von  der  Zentrale  in  Beilin  in  bar  oder  durch 
\/errechnung  gewährt.  Außerdem  fließen  noch  den  rheinhessischen 
Innungen,  da  sie  dem  Qermaniaverbande  angehören,  Sonder- 
-abatte  von  ^/lo  Pfg.  pro  Pfd.  s.  reine  und  Vi«  PW.  ge- 

mischte Verbandshefe  zu.  Hierzu  kommt  noch  der  Gewinn  bei 
dem  Hefeverkauf,  der  sich  auf  9 Pfg.  pro  Pfd.  beläuft,  die  zum 
Teil  dem  Hefeverschleißer,  zum  Teil  der  Vereinigung  zufallen. 

Die  dadurch  erzielten  Gewinne  bilden  das  Fundament  der 
sozialen  Tätigkeit,  deren  Lebensnerv  in  dem  genossenschaftlichen 
Hefebezug  verankert  liegt.  Konkrete  Zahlen  konnte  ich  nur  ver- 
einzelt feststellen.  So  erhielten  Worms  — Stadt  und  Land  — 
im  Jahre  1911  eine  Rückvergütung  von  Mk.  703.61,  1912  eine 
solche  von  Mk.  888.32  7- 

Hier  zu  Worms  und  Mainz  hat  das  Genossenschaftswesen 
vveiteren  Fuß  gefaßt.  Bereits  vor  Ende  des  19.  Jahrhunderts 
;auchten  Ideen  auf  für  den  gemeinschaftlichen  Bezug  von  Roh- 
materialien und  Bäckereiutensilien,  die  auch  baldigst  die  Ent- 
stehung der  „Ein-  und  Verkaufsgenossenschaft  der  Bäckermeister 
/on  Mainz  und  Vororten  e.  G.  m.  b.  H.“  und  der  „Einkaufs- 
lenossenschaft  der  Innung  zu  Worms  e.  G.  m.  b.  H.“  wach  riefen: 
sie  erlangten  jedoch  erst  in  den  letzten  5 Jahren  praktische  Be- 
deutung. Zum  Verständnis  ihres  Arbeiteris  sowie  den  gegen- 
»värtigen  und  zukünftig  sie  beherrschenden  Tendenzen  ist  ein 
kurzer  Organisationsaufbau  vorauszuschicken.  Die  Beteiligung 
an  ihnen  steht  jedem  Bäckermeister  frei  und  ist  durch  eine  Haft- 
summe sowie  geringfügigen  Geschäftsanteil  im  weitgehendsten 
Vlaße  begünstigt.  In  Worms  beträgt  der  Geschäftsanteil  eines 
eden  Genossen,  deren  er  mehrere  nehmen  kann,  Mk.  10;  in 
Mainz  Mk.  200 7.  Die  Haftung  richtet  sich  nach  der  Höhe  der 

1)  Hefevertrag  der  Bäckerinnungen  mit  dem  Hefeverband. 

1)  Protokollbuch  der  Bäckerinnung  Worms. 

2)  Statut  der  Ein-  und  Verkaufsgenossenschaft  der  Bäckermeister  von 
Vtainz  und  Vororten  e.  G.  m.  b.  H. 
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Geschäftsanteile.  Für  die  Verbindlichkeiten  der  Genossenschaft 
haftet  deren  Vermögen. 

Das  oberste  Organ  ist  die  allgemeine  Versammlung,  in  der 
die  wichtigsten  Beschlüsse  ihrer  Erledigung  harren.  Hier  findet 
die  Wahl  des  Vorstandes  statt,  dem  die  Leitung  der  Genossen- 
schaft untersteht,  er  ist  auch  für  die  regelrechte  Geschäftsführung 
verantwortlich,  bei  der  er  dem  finanzpolitischen  Grundsätze,  Ein- 
nahmen und  Ausgaben  in  ein  regelrechtes  Verhältnis  zu  setzen, 
zu  folgen  hat.  Zu  seiner  Unterstützung  und  Kontrollierung  wählt 
die  allgemeine  Versammlung  einen  Aufsichtsrat,  der  aus  seiner 
Mitte  einen  Vorsitzenden  bestimmt.  Die  vom  Vorstand  und  Auf- 
sichtsrat ausgearbeiteten  Jahresberichte  und  abgeschlossenen  Ge- 
schäfte unterliegen  der  Begutachtung  der  Mitgliederversammlung, 
die  auch  die  Prüfung  der  Jahresrechnung  und  der  Bilanz,  für 
deren  Aufstellung  die  käufmännischen  Grundsätze  gemäß  § 31  HGB. 
gelten,  vollziehen  kann.  Die  Richtigkeit  der  Bilanz  wird  von 
einem  der  Genossenschaft  nicht  angehörenden  sachverständigen 
Revisor  nachgeprüft. 

Die  Verteilung  des  erzielten  Gewinnes,  so  weit  sie  über  die 
statutarisch  festgesetzten  Usancen  sich  erstreckt,  wird  in  der 
Generalversammlung  bestimmt,  wobei  eine  hohe  Dividenden- 
politik möglichst  vermieden  wird.  So  sind  in  Worms  50  % des 
Reingewinns  zur  Deckung  eines  etwaigen  Verlustes  so  lange  dem 
Re.servefonds  zuzuweisen,  bis  dieser  die  Höhe  der  eingezahlten 
Geschäftsanteile  erreicht  hat.  Von  den  anderen  50%  gelangt  an 
die  Mitglieder  ein  Betrag  zur  Verteilung,  der  eine  Verzinsung  ihrer 
Geschäftsanteile  bis  zu  höchstens  5 % darstellt.  Der  verbleibende 
Rest  steht  zur  Verfügung  der  allgemeinen  Versammlung  % Da- 
gegen gelangen  bei  der  Mainzer  Einkaufsgenossenschaft  nur  15  7« 
des  Reingewinnes  so  lange  zum  Reservefonds,  bis  dieser  mindestens 
15%  des  Gesamtbetrages  der  Geschäftsguthaben  erreicht  hat% 

Die  Förderung  des  Erwerbs  in  der  Wirtschaft  der  einzelnen 
Mitglieder  sucht  man  durch  gemeinschaftlichen  Ankauf  von  Roh- 
produkten und  sonstigen  zum  Bäckergewerbe  notwendigen  Mate- 
rialien zu  gewährleisten.  Dadurch  soll  das  Interesse  der  Mitglieder 
an  gemeinschaftlichem  Wirken  zum  Vorteil  der  einzelnen  geweckt 
werden.  Neben  diesen  allgemeinen  Zwecken  hat  sich  die  Wormser 
Genossenschaft  noch  zur  Aufgabe  gesetzt,  ihren  Mitgliedern  nach 

1)  Statut  der  Einkaufsgenossenschaft  der  Innung  zu  Worms  e.  G.  m.  b.  H. 

2)  Statut  der  Ein-  und  Verkaufsgenossenschaft  Mainz  und  Vororten 
e.  G.  m.  b.  H. 
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Möglichkeit  finanzielle  Unterstützung  zu  bieten,  evtl,  kleine  Dar- 
lehen zu  gewähren,  falls  sie  über  entsprechende  Summen  verfügt^). 

Diese  theoretischen  Prinzipien  nahm  man  sofort  praktisch  in 
Angriff.  Neben  dem  Einkauf  von  kleineren  Gerätschaften  wie 
Schießer,  Schießerstangen,  Roststäben,  kleineren  Maschinen,  betreibt 
man  den  Bezug  einiger  Rohstoffe.  Als  solcher  kommt  in  erster 
Linie  das  Salz  in  Betracht,  dessen  Bezug  vertraglich  mit  dem  „Stein- 
salzsyndikat Leopoldshall-Staßfurt“  geregelt  ist;  mit  ihm  hat  z.  B. 
Worms  auf  4 Jahre  vom  1.  Januar  1914—1918  auf  Lieferung  von 
Staßfurter  Krystallspeisesalz  zu  Mk.  101  für  10000  kg  abgeschlossen. 
Da  der  Bedarf  hier  durchschnittlich  800  Doppelzentner  beträgt  zu 
einem  Einkaufspreis  von  über  Mk.  800,  so  kommt  trotz  Gewinn- 
zuschlags von  Seiten  der  Vereinigung  den  Einzelnen  das  Salz  bei 
weitem  billiger  als  bei  Bezug  durch  den  Krämer. 

Der  Bedarf  an  Kohlen  wird  zum  Teil  durch  ansässige  Firmen, 
zum  Teil  von  der  Zentral-Handwerkergenossenschaft  A.  G.  Darm- 
stadt gedeckt.  Ein  Alleinbezug  von  dieser  würde,  da  es  sich 
immerhin  um  200— 300t  handelt,  einen  Druck  auf  den  örtlichen 
Händlerkreis  heraufbeschwören,  der  leicht  zu  Mißhelligkeiten 
führen  könnte. 

ln  kleineren  Mengen  betreibt  man  noch  den  Einkauf  von 
Milch,  Streumehl,  Backmalz,  Diamalt,  wobei  sich  gerade  letzteres 
einer  großen  Marktgängigkeit  erfreut,  da  es  bei  gleichzeitiger  Er- 
sparnis von  Milch  und  Zucker  durch  Zusatz  zum  mürben  Gebäck 
bei  entsprechender  Führung  ein  schmackhaftes,  längere  Zeit  er- 
frischendes Gebäck  liefert.  Seine  Verwendung  bedingt  gleichzeitig 
einen  gelinderen  Ofen;  also  Ersparnis  an  Kohlen. 

Befremdend  erscheint  es,  daß  gerade  das  Mehl,  das  Haupt- 
rohmaterial, nur  in  geringen  Mengen  bezogen  wird.  Der  Grund 
liegt  einerseits  in  dem  Nichtvorhandensein  der  hierzu  erforder- 
lichen großen  Kapitalien,  andererseits  in  der  Effektuierung  des 
Geschäftes  selbst.  So  erklärten  mir  verschiedene  Obermeister, 
daß  ihnen  plötzlich  große  Mengen  Mehl  zu  billigen  Preisen  an- 
geboten  wurden,  wobei  sie  gerne  den  Kauf  vollzogen,  wenn  sie 
nicht  als  alleiniger  verantwortlicher  Träger  des  Risikos  vereinzelt 
hätten  dastehen  wollen.  Ein  wirklicher  Abschluß  könne  nur  dann 
erfolgen,  nachdem  die  Verteilung  des  einzukaufenden  Mehls  voll- 
zogen wäre.  Dies  erfordere  aber  gewöhnlich  2 — 3 Tage  Zeit, 
sodaß  infolge  der  gewöhnlich  inzwischen  eingetretenen  Preis- 


1)  Statut  der  Einkaufsgenossenschaft  der  Innung  zu  Worms  e.  G.  m.  b.  H. 
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Steigerung  ein  Bezug  hinfällig  wird.  Ein  Einkäufen  auf  alleiniges 
Risiko  ist,  wenn  der  Preis  ein  steter,  mit  nicht  allzugroßen  Ge- 
fahren verknüpft;  ein  Fallen  des  Preises  kann  den  Ruin  des  Ein- 
käufers bedeuten,  da  niemand  von  dem  zu  teuer  gekauften  Mehl 
nehmen  wird,  das  dann  allein  dem  Käufer  zur  Verfügung  bleibt. 

In  der  Praxis  zeigte  dies  ein  Fall  in  Baden.  So  kaufte  der 
Vorstand  der  Bäckereieinkaufsgenossenschaft  in  Pforzheim  an 
einem  Tage  von  verschiedenen  Mühlen  42  Waggons  Mehl  zu 
28 — 30  Mk.  pro  Sack;  der  Betrag  belief  sich  hiermit  auf  Mk.  121  800. 
Dieser  Abschluß  war  nicht  rückgedeckt  von  den  Genossen,  somit 
haftete  der  Vorstand  für  den  ganzen  Kauf.  Einige  Tage  darauf  war 
die  Verteilung  an  die  Mitglieder  vollzogen.  Wäre  jedoch,  so  schreibt 
der  betreffende  Berichterstatter,  wider  Erwarten  der  Preis  des  Mehls 
noch  während  der  Zeit  zurückgegangen,  so  hätten  für  den  Vorstand 
schwere  Folgen  entstehen  können,  da  bereits  schon  einmal  bei  dem 
Einkauf  von  Roggenmehl  ohne  vorherige  Deckung  infolge  Preis- 
senkung eine  gesamte  Aufteilung  nicht  vollzogen  werden  konnte  ^). 

Die  Entwicklung  der  für  Rheinhessen  in  Betracht  kommen- 
den Einkaufsgenossenschaft  zu  Mainz  und  Worms  spiegelt  sich 
in  den  ständig  steigenden  Umsatzziffern  wieder.  Diese  betrugen 
für  Mainz  im  Jahre  1900  Mk.  62000,  1908  Mk.  89127.17,  1912 
Mk.  200000;  für  Worms  1900  Mk.  10000,  1908  Mk.  98000,  1912 
Mk.  164582 -).  Die  Zahlen  zeigen  deutlich  den  gewaltigen  Auf- 
schwung in  den  letzten  Jahren,  der  im  scharfen  Kontrast  zu  der 
anfänglichen  Entwicklung  steht.  Die  Mitgliederzahl  unterlag  keinen 
großen  Schwankungen;  in  Mainz  waren  es  durchschnittlich  zwischen 
40  und  50,  in  Worms  zwischen  60  und  70  Personen,  die  den 
Institutionen  angehörten.  Der  gegenwärtige  Stand  bekundet  für 
Mainz  49,  für  Worms  75  Mitglieder^). 

Ein  genaues  Bild  der  in  den  letzten  Jahren  vorherrschenden 
Geschäftslage,  sowie  von  deren  günstiger  oder  ungünstiger  Ge- 
staltung ergibt  sich  durch  Analysierung  einiger  Bilanzen,  wobei  ich 
die  für  die  letzten  Jahre,  1910,  11  und  12,  herausgreife. 

Für  Worms  ergibt  sich  darnach  ein  günstigeres  Resultat  als 
für  Mainz.  Hier  betrug  der  erzielte 

Beinoewinn  Reservelonds  Ceschältsoulhalien  d,  Milgl. 

1911  Mk.  2397.64  Mk.  1394.95  Mk.  750.— 

1912  „ 3256.04  „ 2000.—  „ 750.—  -') 

1)  Giinther’sche  Bäcker-Zeilung. 

2)  imd  3)  Brotokollbiicher^der  Genossenschaften  zu  Worms  und  Mainz. 

4)  Bericht  der  Einkaufsgenossenschaft  Worms. 
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Mit  derselben  Gescliäftsanteilsumme  ist  somit  zu  gleicher  Zeit 
ein  größerer  Gewinn  und  Stärkung  des  Reservefonds  erzielt  wor- 
den, was  auf  rationelles  Arbeiten,  verbunden  mit  einer  vergrößer- 
ten Sicherheit  für  die  einzelnen  Mitglieder,  schließen  läßt. 

ln  Mainz  trifft  dies  jedoch  nicht  zu,  denn  der  hier  erzielte 
Reingewinn  betrug  1910  Mk.  2902.74,  1911  Mk.  1324.36,  1912 
Mk.  618.86;  das  Geschäftskapital  war  1910  Mk.  8651.83,  1911  Mk. 
9628.30,  1912  Mk.  9528.50;  es  wurde  somit  trotz  Steigerung  des 
Geschäftskapitals  von  1910  -12  um  Mk.  876.67  eine  Verminderung 
des  Gewinnes  von  Mk.  2283.88  erzielt.  Hierin  allein  eine  Krank- 
heit zu  erblicken,  wäre  voreilig.  Fanden  doch  die  Reserven  gleich- 
zeitig eine  Stärkung  in  den  Jahren  1910- -12  von  Mk.  1570.62  auf 
Mk.  2410.27.  Die  Abschwächung  des  Reingewinnes  ist,  wie  aus  der 
Gewinn-  und  Verlustrechnung  ersichtlich,  auf  die  allzustarke  Be- 
lastung der  Handlungsunkosten  zurückzuführen,  die  eine  Erhöhung 
von  Mk.  4026.24  i.  j.  1910  auf  Mk.  6017.50  i.  j.  1912  erfahren  haben. 

Diesem  den  Gewinn  beeinträchtigenden  Faktor  fügen  sich  bei 
beiden  Genossenschaften  weit  empfindlichere  hinzu,  die  der  all- 
gemeinen Förderung  des  Genossenschaftswesens  hemmend  ent- 
gegentreten. Von  einer  Ausschaltung  des  Zwischenhandels,  dem 
ein  beträchtlicher  Gewinnanteil  in  die  Tasche  fließt,  ist  bei  beiden 
nicht  die  Rede.  Das  Gegenteil  ist  vielmehr  der  Fall;  in  dem  luk- 
rativsten genossenschaftlichen  Bezug,  der  den  größten  Gewinn  ab- 
wirft (Hefe),  kommt  ein  wesentlicher  Teil  desselben  den  von  den 
Innungen  angestellten  Hefeverschleißern  zu.  Als  zweites  hemmen- 
des Moment  kommen  die  Verteilungsschwierigkeiten  beim  Bezüge 
der  gewinnversprechenden  Rohstoffe  in  Betracht,  die  sogar  die 
Einstellung  der  lukrativsten  gemeinschaftlichen  Bezüge  zur  Folge 
hatten.  Zu  diesen  Mißständen  gesellt  sich  ein  dritter,  der  den  Ge- 
nossen selbst  anhaftet,  indem  diese  die  Verpflichtungen  gegenüber 
der  Genossenschaft  dadurch  umgehen,  daß  sie  zum  Teil  ihren 
Bedarf  direkt  von  dem  Lieferanten  decken,  wenn  auch  nur  ein 
ganz  geringer  Preisunterschied  vorliegt.  Noch  empfindlicher  ist 
die  geringe  Beteiligung  an  den  Organisationen,  ein  Vorwurf,  der 
besonders  Mainz  betrifft,  das  nur  48  von  der  204  Mitglieder 
zählenden  Innung  als  Beteiligungsziffer  aufweist,  wohingegen  Worms 
nur  8 Personen,  die  der  Genossenschaft  nicht  angehören,  bekundet. 
Der  Grund  liegt  zum  Teil  in  der  bei  beiden  Genossenschaften  stark 
differierenden  Haftsumme:  Ausschlaggebender  ist  jedoch  das  psy- 
chologische Moment.  Viele  glauben  in  einer  Teilnahme  an  der 
Genossenschaft  den  Untergang  ihrer  Selbständigkeit  zu  erblicken. 
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Der  freiheitliche  rheinhessische  Geist  unterwirft  sich  nur  ungern 
gemeinsamen  Satzungen;  deshalb  nicht  die  starke  Wirkung  der 
Genossenschaften,  wie  sie  in  Baden  und  Württemberg  erzielt  wur- 
den. Großes  Mißtrauen  legen  besonders  die  besser  situierten 
Meister  an  den  Tag,  die  in  einer  Beteiligung  eine  Preisgabe  ihrer 
bevorzugten  gewerblichen  Stellung  zu  erblicken  glauben.  Man  sieht 
in  seinen  Kollegen  zu  sehr  den  Konkurrenten  anstatt  den  Fach- 
genossen, mit  dem  man  doch  durch  so  viele  gemeinsame  Inter- 
essen verbunden  ist. 

Hier,  bei  dem  größten  Übel,  muß  Remedur  einsetzen.  Eine 
Besserung  der  Beteiligung,  die  besonders  in  Mainz  wünschenswert 
wäre,  zeigt  die  Bahn  an,  auf  der  die  gegebenen  Mißstände  geheilt 
werden  könnten.  Die  alsdann  mit  starkem  Kapital  ausgerüsteten 
Genossenschaften  könnten  ihr  Schaffen  beträchtlich  zu  ihrem  und 
ihrer  Mitglieder  Vorteile  steigern,  indem  sie  durch  direkten  Bezug 
von  den  Lieferanten  und  direkte  in  eigenen  Räumen  gegen  Bar- 
zahlung vorgenommenen  Verkäufe,  den  bis  jetzt  noch  vorherrschen- 
den gewinnbeeinträchtigenden  Instanzen  Einhalt  böten. 

So  kommen  für  den  künftigen  weiteren  genossenschaftlichen 
Fortschritt  folgende  Postulate,  die  den  Wegweiser  der  genossen- 
schaftlichen Leiter  bilden  mögen,  in  Betracht: 

1.  Ausschaltung  des  Zwischenhandels. 

2.  Direkter  Bezug  von  den  Produzenten. 

3.  Kauf  von  nur  wirklich  guter  Ware  und  Verkauf  dieser  an 
die  Mitglieder  zu  dem  allgemeinen  Tagespreis,  da  ein  billigerer 

einen  Konflikt  mit  der  Konkurrenz  und  den  Lieferanten  herbei- 
führen könnte. 

4.  Verschaffung  eigener  Räume. 

Ihre  Verwirklichung  kann  erst  mit  starker  Kapitalausrüstung 
erfolgen,  was  im  wesentlichsten  mehr  auf  einer  Besserung  der 
Beteiligungsziffer  beruht  als  auf  einer  Erhöhung  der  Anteile  bei 
geringer  Teilnahme. 

3.  Kritische  Betrachtung  der  Stellungnahme  zum  Mühlensyndikat  — 

Sonderstellung  Mainz  und  Umgebung. 

Im  engsten  Zusammenhänge  mit  dem  Genossenschaftswesen 
steht  als  gegenwärtiges  noch  schwebendes  Problem  die  Stellung- 
nahme zum  Mühlensyndikat,  die  umsomehr  Beachtung  verdient, 
da  hier  wieder  eine  gesonderte  Marschierung  Hessens,  geleitet 
von  Mainz,  auftaucht. 

Bereits  zu  Beginn  dieses  Jahres  wurde  unter  der  Firma 
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„Süddeutsche  Mühlenvereinigung  G.  m.  h.  H.“  mit  dem  Sitze  in 
Mannheim  eine  Vereinigung  gegründet,  die  durch  Kontingentierung 
des  jährlichen  Absatzes,  Festsetzung  von  Verkaufsbedingungen 
und  Minimalpreisen  ihrer  Produkte,  sowie  Bekämpfung  der  im 
Mehlhandel  zutage  getretenen  Auswüchse  (zweite  Hand  und 
Händlerwesen),  eine  Besserung  und  Hebung  der  Mühlenindustrie 
Süddeutschlands  herbeizuführen  suchte.  Damit  sollte  zugleich 
den  Mittel-  und  Kleinmühlen  jeder  Anlaß,  eine  staatliche  Kon- 
tingentierung der  Großmühlen  sowie  die  Einführung  einer  pro- 
gressiven Umsatzsteuer  anzustreben,  genommen  sein. 

Ein  weiterer  Fortschritt  in  der  Organisation  der  rheinischen 
Müllerei  bedeutete  das  Zustandekommen  der  seit  langer  Zeit  an- 
gestrebten Vereinbarungen  zwischen  der  „Süddeutschen  Mühlen- 
vereinigung G.  m.  b.  H.  Mannheim“  und  der  „Westdeutschen 
Müllervereinigung“,  das  eine  Regulierung  des  gegenseitigen  Ab- 
satzes und  eine  Festsetzung  der  Verkaufsbedingungen  hervor- 
brachte. Die  in  den  umstrittenen  Absatzgebieten  vorherrschende 
Konkurrenz,  die  besonders  die  niederrheinischen  Werke  in  Nach- 
teil setzte,  wurde  somit  ausgeglichen. 

Dieser  Konzentration  der  Mühlenbetriebe  mit  einer  täglichen 
Fabrikation  von  30—40000  Sack  Mehl  untersteht  vollständig  die 
Beherrschung  des  Marktes  Süddeutschlands.  Sie  ist  der  maß- 
gebende Produktion-  und  Preisregulator,  der  im  Lager  der  Kon- 
sumenten große  Beunruhigung  hervorruft. 

Landein,  landaus  fanden  Bäckerinnungsversammlungen  statt; 
auf  der  ganzen  Linie  der  beteiligten  Bäckerkreise  vollzog  sich  eine 
tiefgehende  Bewegung  gegen  das  Syndikat,  mit  dem  auch  die 
Großmehlhändler  in  Streit  lagen. 

Zur  vereinigten  Abwehr  fanden  sich  auf  Einladung  des 
Badischen  Bäckerverbandes  die  7 Zweigverbände,  Baden,  Württem- 
berg, Elsaß-Lothringen,  Pfalz,  Hessen,  Mitteldeutschland  und 
Mosel-,  Saar-  und  Nahetal  auf  verschiedenen  Konferenzen  zu- 
sammen, deren  erste  in  Heidelberg  stattfand.  Allgemein  kam  hier 
zum  Ausdruck,  daß  durch  die  Bildung  des  Mühlensyndikats  am 
Rhein  die  freie  Konkurrenz  auf  dem  Mehlmarkte  ausgeschaltet 
und  die  Gefahr  einer  monopolistischen  /Mehlpreispolitik  in  die 
Nähe  gerückt  worden  sei.  Hiergegen  muß  sich  das  Bäcker- 
gewerbe, welches  das  syndizierte  Mehl  zu  verarbeiten  hat,  mit 
aller  Macht  zu  wehren  suchen,  umsomehr,  da  neben  ihm  als 
direkter  Konsument  die  Konsumentenmassen  als  Brotinteressanten 
in  Frage  kommen. 
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Welches  war  nun  der  Weg,  den  man  zur  Wahrung  beider 
Interessen,  zur  Bekämpfung  einer  Syndizierung  des  Mehles  vor- 
schlug? Nachwandelung  seiner  eigenen  Wege  durch  Stärkung  und 
Ausweitung  des  genossenschaftlichen  Gedankens,  also  durch 
Gründung  von  weiteren  Einkaufsgenossenschaften  und  durch  Zu- 
sammenschluß zu  Einkaufszentralen,  bildete  das  angegebene  Be- 
kämpfungsprinzip, für  dessen  Durchführung  man  eine  Kommission 
ernannte,  bestehend  aus  je  einem  Vertreter  der  7 Zweigverbände. 

Diese  war  eifrig  bestrebt,  weitere  brauchbare  Unterlagen  in 
der  Frage  des  Mühlensyndikats  zu  sammeln,  indem  sie  genau  die 
Stimmungen  der  Innungen,  der  Obermeistertage  und  der  einzelnen 
Verbände  verfolgte  und  dabei  besonders  den  verschiedenen  ört- 
lichen und  wirtschaftlichen  Verhältnissen  große  Aufmerksamkeit 
zuwandte.  Die  gesammelten  Erfahrungen,  die  in  Mannheim  zum 
Ausdruck  kamen,  repräsentierten  folgende  Postulate. 

1.  Die  Gründung  von  weiteren  Einkaufsgenossenschaften 
und  der  Zusammenschluß  zu  Zentralen  mit  Unterstützung  der 
betreffenden  Zweigverbände  ist  unter  allen  Umständen  zu  erstreben. 

2.  Gleichberechtigung  der  Bäckereinkaufsgenossenschaften 
und  der  Innungen  gegenüber  den  Händlern  bei  direktem  Einkauf 
bei  den  Mühlen  zu  Großhändlerpreisen. 

3.  Rechtzeitige  Mitteilung  bei  Änderung  der  Normierung  der 
einzelnen  Sorten  Mehle,  sowie  der  Verkaufsbedingungen.  Lieferung 
von  besseren  Qualitätsmarken. 

4.  Die  betreffenden  Zweigverbände  betrachten  es  als  ihre 
Pflicht,  die  Klein-  und  Mittelmühlen  nach  Kräften  zu  unterstützen, 
während  der  reelle  Mehlhändler  nicht  ausgeschaltet  werden  soll; 
insbesondere  muß  die  Lieferung  von  Markenmehl  sowohl  von 
Mühlen  wie  von  Händlern  verlangt  werden. 

5.  Gemeinschaftliches  Vorgehen  gegen  die  Übergriffe  des 
Mühlensyndikats;  Unterstützung  der  ringfreien  Mühlen. 

6.  Die  betreffenden  Zweigverbände,  Innungen  und  die  Bäckerei- 
Einkaufsgenossenschaften  erwarten  als  Konsumenten  von  den 
Mühlen  weitestgehendes  Entgegenkommen  und  Berücksichtigung 
ihrer  berechtigten  Wünsche.  Sollte  das  Mühlensyndikat  beabsich^ 
tigen,  den  freien  Wettbewerb  auszuschalten  und  das  Kleingewerbe 
zu  unterdrücken,  so  müßte  mit  allen  gesetzlich  zulässigen  Mitteln 
dagegen  angekämpft  werden. 

7.  Zur  Durchführung  dieser  Beschlüsse  tritt  die  ernannte 
Kommission  der  betreffenden  Zweigverbände  von  Zeit  zu  Zeit 
nach  Bedarf  zusammen  ^). 


1)  Protokoll  der  Imiungszweigverbände  in  Alaniilieim,  29.  II.  1913. 
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Somit  erblickte  man  im  wesentlichsten  in  einem  Zusammen- 
tun zu  gleichwertigen  Organisationsgebilden , wirtschaftlichen 
Vereinigungen  in  Genossenschaften,  also  auf  dem  Wege  der  Selbst- 
hilfe, den  wichtigsten  Konsumentenfaktor  und  damit  die  Haupt- 
gegenwehr, die  der  Mehlproduktions-  und  Verkaufsmacht  frucht- 
bringend gegenüber  gestellt  werden  sollte.  Es  würde  somit  nach 
dem  Berichte  eines  Bäckermeisters  die  Zusammenschweißung  der 
in  Württemberg  bestehenden  gutfundierten  11  Genossenschaften 
mit  den  7 Badens  einen  wesentlichen  Faktor  im  Geschäftsleben 
darstellen.  Wenn,  so  sagt  er  wörtlich  „die  Vertreter  dieser 
Zentraleinkaufsgenossenschaft  auf  die  Cietreide-  und  Mehlbörse 
nach  Mannheim  und  Stuttgart  kommen,  um  einen  Abschluß  zu 
machen,  werden  dieselben  ganz  andere  Preise  erzielen,  als  wenn 
eine  Genossenschaft  allein  einkauft“  ^). 

Diesem  Hauptgedanken  der  Gründung  von  Zentraleinkaufs- 
genossenschaften stehen  m.  E.  zum  Teil  schwerwiegende  Bedenken 
gegenüber.  Die  Ersparnis,  die  auf  der  einen  Seite  durch  Aus- 
schaltung des  Zwischenhandels  erzielt  würde,  fände  in  den  ver- 
größerten Unkosten,  hervorgerufen  durch  den  komplizierten 
Apparat,  ihren  Ausgleich.  Daneben  würde  es  sich  um  eine  drei- 
fache V^erteilung  des  Gewinnes  handeln,  da  die  Zentrale,  die  ein- 
zelnen Genossenschaften  und  schließlich  der  einzelne  Genosse 
selbst  daran  partizipieren  würden.  Die  größten  Schwierigkeiten, 
mit  denen  man  besonders,  wie  ich  beim  Genossenschaftswesen 
bereits  erwähnte,  bei  dem  Zentraleinkauf  von  Mehl  zu  rechnen 
hätte,  lägen : 

1.  in  der  Verteilung  des  gekauften  Mehls,  die  sich  infolge  einer 
weiteren  Instanz,  der  Zentrale,  noch  schwieriger  gestalten  würde, 

2.  in  den  Kreditverhältnissen.  Hier  würden  die  Kapitalien  der 
Genossenschaften  kaum  zur  Bestreitung  der  hohen  Mehlkosten 
ausreichen.  Eine  Beanspruchung  des  Bankkredits  wäre  unumgäng- 
lich; würde  wahrscheinlich  jedoch  nicht  gewährt  werden,  da  sich 
diese  wohl  hüten  würden,  als  Finanzierungsmacht  der  Mühlen- 
industrie, einem  wenn  auch  nur  indirekten  Gegner  Unterstützung 
zu  gewähren. 

Zu  ihnen  käme  noch  schließlich  ein  weiterer  Mißstand,  der 
sich  aus  den  grundsätzlichen  Unterschieden  der  Organisationen 
der  einzelnen  lokalen  Einkaufsgenossenschaften  und  deren  ver- 
schiedenartigen Bedürfnissen  ergeben  würde,  sodaß  eine  gemein- 

1)  Hessische  Bäcker-  und  Konditor-Zeitung. 
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same,  einheitliche  Regelung  erst  mit  der  genügenden  festgegrün- 
deten Solidität  der  einzelnen  lokalen  Genossenschaften  erfolgen 
könnte.  Diese  angedeuteten  Schwierigkeiten  müßten  bei  der  Durch- 
führung der  empfohlenen  Prinzipien  in  Anrechnung  gebracht  wer- 
den. Ihre  wirkliche  Vollendung  spräche  jedoch  schwerlich  die 
geplante  Bekämpfung  des  Syndikates  aus. 

Der  große  Bezug  müßte,  wollte  man  sich  nicht  selbst  in  den 
fixierten  Erfordernissen  widersprechen,  bei  den  mittleren  und 
kleinen  Mühlen  erfolgen,  deren  Unterstützung  man  befürwortete. 
Diese  würden  jedoch  kaum  den  an  sie  gestellten  Bedarf  decken 
können,  so  daß  sie  sich  leicht  gezwungen  sehen  würden,  unter 
günstigen  Bedingungen  dem  Syndikate  beizutreten,  wenn  man 
nicht  schon  dieses  zuvor  als  Bezugsquelle  gewählt.  Auch  würden 
die  Preisabmachungen  mit  den  Mittel-  und  Kleinmühlen  auf 
Schwierigkeiten  stoßen,  da  sie  ihrem  Wesen  und  Geschäfts- 
betriebe nach  Gegner  des  Genossenschaftswesens 
sein  müssen  und  zwar  aus  folgenden  Gründen:  Der  Klein- 
und  Mittelmüller  ist  stets  selbst  und  mit  seinen  Familienmitgliedern 
im  Geschäfte  tätig.  Er  ist  nicht  allein  Müller,  sondern  auch  Kauf- 
mann oder  umgekehrt.  Seine  Kalkulation  erstreckt  sich  daher 
auf  den  Mahllohn  und  den  Handelsgewinn.  Ohne  beide  Gewinne 
zusammengelegt  kann  er  nicht  bestehen,  da  sein  Mehlumsatz  zu 
klein  ist,  um  auf  einen  Teil  des  Gewinnes  verzichten  zu  müssen. 
Ein  Arbeiten  mit  den  Genossenschaften  bedeutete  daher  für  sie 
trotz  großen  Umsatzes,  den  sie  schwerlich  decken  könnten,  eine 
Einbuße  ihres  Handelsgewinnes,  womöglich  Gefährdung  ihrer 
Existenz. 

So  spricht  aus  dem  Gesamtvorgehen  der  Verbände  in  Wirk- 
lichkeit keine  Bekämpfung  des  Syndikats. 

Dies  suchte,  wenn  auch  wenig  Erfolg  versprechend,  die 
Mainzer  Innung  in  die  Wege  zu  leiten.  Vereint  mit  den  Mehl- 
händlern glaubt  sie  den  Kampf  gegen  das  Syndikat  aufnehmen 
zu  können,  indem  sie  für  den  Bezug  von  nur  ringfreien  Mühlen 
und  für  die  Errichtung  ringfreier  Fabriken  agitiert.  Ihre  Sonder- 
stellung wird  durch  folgenden  in  der  Hessischen  Bäcker-  und 
Konditor-Zeitung  erlassenen  Artikel  gekennzeichnet;  „In  Hessen 
und  Mitteldeutschland,  am  Rhein  und  an  der  Lahn  befinden  sich 
eine  ganze  Anzahl  recht  leistungsfähiger  mittlerer  Mühlen,  die  bis 
jetzt  dem  Syndikat  noch  nicht  beigetreten  sind.  Diese  zu  unter- 
stützen muß  unsere  Aufgabe  sein.  Wohl  ist  es  sicher,  daß  auch 
diese  Mühlen  ihre  Preise  nach  den  Großmühlen  einrichten  und 
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an  den  hinteren  Marken  (Nr.  3 und  4)  sogar  teurer  sind ; dafür 
sind  diese  hinteren  Mehlsorten  aber  auch  erheblich  besser  und 
backfähiger.  Vor  allen  Dingen  aber  bewahren  wir  durch  das 
Bestehen  der  Klein-  und  Mittelmühlen  unsere  Freiheit,  da  zu  kaufen, 
wo  es  uns  beliebt.  Man  versucht  zwar  schon  seit  längerer  Zeit 
auch  diese  Mühlen  in  das  Syndikat  hineinzuziehen,  bis  jetzt  je- 
doch ohne  Erfolg.  Zu  sehr  mit  ihrer  Kundschaft  verwachsen, 
können  diese  Mühlen  sich  nur  mit  schweren  Opfern  loslösen, 
um  dem  Streben  der  rheinischen  Großmühlen  gefügig  zu  sein. 
Für  uns  in  unserer  günstigen  Lage  in  Hessen  wäre  es  ein  großer 
Fehler,  den  Lockrufen  aus  Baden  und  Württemberg  zu  folgen. 
Sollte  jedoch  das  Mühlensyndikat  aus  eigener  Kraft  so  sehr  er- 
starken, daß  ein  Bezug  von  ringfreien  Mühlen  nicht  mehr  mög- 
lich und  der  freie  Wettbewerb  in  den  wichtigsten  Lebensmitteln 
des  deutschen  Volkes  ausgeschaltet  ist,  dann  ist  die  Zeit  gekommen 
für  den  gemeinschaftlichen  Mehlbezug  und  den  Zusammenschluß 
zu  Zentralen,  aber  nur  unter  Führung  und  Leitung  von  staatlich 
errichteten  oder  überwachten  Zentralgenossenschaften  einzutreten. 
Wie  bedenklich  das  Genossenschaftswesen  für  die  Mitglieder  selbst 
ist,  wenn  dasselbe  zu  groß  wird  und  nicht  übersehen  werden 
kann,  bew'eist  der  Zusammenbruch  der  Mannheimer  Hefefabrik, 
der  Kasseler  Einkaufsgenossenschaft,  der  Wiesbadener  Schlosserei- 
einkaufsgenossenschaft, und  die  Krisis  in  den  landwirtschaftlichen 
Kreditgenossenschaften  in  Hessen.“ 

Die  empfohlene  Taktik  ist  für  Hessen,  das  unter  besonders 
günstigen  Verhältnissen  steht,  wohl  verständlich,  kann  jedoch  nicht 
als  allgemeines  Agitationsmittel  für  ganz  verschiedene  Gebiete 
verwandt  werden.  Dennoch  ist  es  ein  kühnes  Wagnis  für  einen 
beständigen  Bezug  von  den  wenigen  ringfreien  hessischen  Mühlen 
zu  garantieren.  Die  Erfahrung  zeigt,  daß  der  gewerbetreibende 
Bäcker  einkauft,  wo  es  am  billigsten  ist,  sodaß  eine  vielleicht  ein- 
setzende Preispolitik  des  Syndikats  den  gänzlichen  Abfall  der  vor- 
her zu  den  ringfreien  Mühlen  getreu  stehenden  Bäcker  zur  Folge 
hätte.  Umgekehrt  könnten  günstige  Angebote  von  Seiten  des 
Syndikats  den  Aufkauf  von  ringfreien  Mühlen  zur  Folge  haben. 
Eine  staatliche  Überwachung  wäre  zweifellos  zu  befürworten, 
käme  jedoch  nur  den  betreffenden  Einzelverbänden  durch  ent- 
sprechende staatliche  Regulierung  zu. 

Trotz  der  Sonderstellung  Mainz’  in  der  Syndikatsfrage,  deren 
Lösung  es  im  Gegensatz  zu  sämtlichen  Zweigverbänden  auf  nicht 
genossenschaftlichem  Wege  vereint  mit  den  Mehlhändlern  zu  voll- 
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ziehen  glaubte,  hat  sich  der  „Hessische  Bäckerzweigverband“ 
seiner  Politik  nicht  angeschlossen,  da  er  mit  Recht  ein  verein- 
zeltes Vorgehen  als  schwachen  Gegenschein  gegenüber  dem  starken 
Syndikatslichte  ansah.  Er  schloß  sich  vielmehr  mit  den  Innungs- 
zweigverbänden Baden,  Mitteldeutschland,  Mosel-,  Saar-  und  Nahe- 
tal, Pfalz,  Rheinland  und  Westfalen  im  September  1913  in  Mann- 
heim zu  einer  wirtschaftlichen  Arbeitsgemeinschaft  zusammen,  die 
zur  Verhinderung  einer  Monopolstellung  des  Mühlensyndikats 
u.  a.  folgende  Leitsätze  aufstellte: 

1.  Der  Preispolitik  des  Mühlensyndikats  ist  volle  Aufmerk- 
samkeit zuzuwenden  und  mit  allen  Mitteln  zu  begegnen,  um  eine 
ungerechte  Brotverteuerung  zu  verhindern. 

2.  Bei  der  Gesetzgebung  ist  auf  eine  Änderung  der  Ein-  und 
Ausfuhr  von  Getreide  und  Mehl  hinzuwirken. 

3.  Das  Genossenschaftswesen  ist  in  den  Bäckerinnungen  weiter 
zu  pflegen  und  zu  stärken.  Beim  Mehleinkauf  der  Genossenschaft 
sind  dieser  von  den  Müllern  die  gleichen  Preise  einzuräumen,  wie 
den  Händlern. 

4.  Zur  Erreichung  eines  gleichmäßigen  und  soliden  Geschäfts- 
verkehrs, namentlich  um  beim  Einkauf  von  Mehl  einen  zuver- 
läßigen  Anhaltspunkt  bezüglich  der  Qualität  gegenüber  dem  je- 
weiligen Preis  zu  erhalten,  w'erden  sowohl  im  Interesse  der  Bäcker 
wie  des  mehlkaufenden  Publikums  die  einzelnen  Verbandsleitungen 
gehalten,  die  in  ihren  Bezirken  liegenden  Mühlen  aufzufordern, 
ab  1.  Januar  1914  Roggen-  und  Weizenmehl  sowohl  für  Bäcker 
wie  für  den  gesamten  Handel  nur  noch  mit  den  Qualitätsmarken 
0,  1,  2,  3,  4 und  5 zu  bezeichnen.  Die  entsprechenden  Marken 
sind  auf  den  Etiketten  und  Metallplomben  anzubringen,  desgleichen 
der  Name  der  betreffenden  Mühle.  Irreführende  Fantasienamen 
müssen  in  Zukunft  unter  allen  Umständen  unterbleiben.  Nach- 
träglich von  Händlern  nach  Entfernung  der  Ursprungsmarke  an- 
gebrachte andere^Marken  sind  von  den  Mitgliedern  zurückzuweisen 
und  Zuwiderhandlungen  gegebenenfalls  seitens  der  Innungsvorstände 
auf  Grund  des  Gesetzes  über  den  unlauteren  Wettbewerb  vor  Ge- 
richt zu  bringen. 

5.  Fakturen  über  Mehllieferungen  sind  erst  rechtsgültig  vom 
Tage  des  Eintreffens  des  Mehles  und  ist  bei  Barzahlung  der  Termin 
des  Mehleintreffens  allein  maßgebend  für  Skontoabzug. 

6.  Bezeichnete  Punkte  sollen  zwecks  einer  allgemeinen 
Durchführung  in  ganz  Deutschland  dem  nächstes  Jahr  in  Leipzig 
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stattfindenden  Zentralverbandstaj^e  des  (iermaniaverbandes  Deut- 
scher Bäckerinnungen  zur  Annahme  unterbreitet  werden '). 

Dies  ist  die  gegenwärtige  Lage  innerhalb  des  Konsumenten- 
kreises. Lin  in  theoretischen  Maßnahmen  vorgeschlagener  Ver- 
such der  Bekämpfung  des  Syndikats  mit  staatlicher  Hilfe;  ich  sage 
ausdrücklich  nur  ein  Versuch,  der  beim  Staate  auf  Schwierigkeiten 
stoßen  wird,  beim  Syndikate  wird  er,  insoweit  er  auf  hartnäckiger, 
außenstehender,  einseitiger  Politik  beruht,  an  dessen  Kapitalkraft 
zerschellen.  Bis  jetzt  scheiterte  die  Inangriffnahme  bezw.  Ver- 
wirklichung der  theoretischen  Leitsätze  an  der  praktischen  Politik 
der  F^roduzenten,  die  den  gestellten  Preis-  und  Qualitätsfragen  in 
ihrem  Interesse  sowie  zur  Zufriedenheit  der  Konsumenten  gerecht 
wurden. 

c)  Rechtliche  Funktion. 

1.  Mindergewichtsbäckerei. 

Die  gegenwärtigen  wirtschaftlichen  I^robleme  der  rheinhessi- 
schen Innungen  erfahren  auf  rechtlichem  (iebiete  durch  die  Stellung- 
nahme zu  bestimmten  rechtlichen  Erlässen  eine  Bereicherung.  Ob- 
wohl diese,  meistens  kreisamtlich  erlassene  Verordnungen,  in  ge- 
wissen Punkten  geringe  Abweichungen  zeigen,  so  liegt  ihnen 
dennoch  ein  einheitlicher  Gedanke  zugrunde,  der  durchaus  kein 
neuer  ist,  sondern  an  die  in  Rheinhessen  bereits  im  Mittealter 
und  Neuzeit  vorherrschenden  rechtlichen  Ideen  anknüpft  und 
seinen  Niederschlag  in  dem  gegenwärtigen  Tax-  und  Gewichts- 
wesen findet,  dessen  wesentlichster  Zweck  in  dem  Schutze  der 
Konsumenten  sowohl  wie  der  Produzenten  liegt. 

Der  Produzentenschutz  wird  durch  eigene  Kontrolle  der  her- 
gestellten Ware  gewährleistet.  Ist  doch  der  Produzent  verpflichtet, 
nach  ortspolizeilichen  Anordnungen  vierteljährlich  und  zwar  bis 
zum  2.  jeden  Quartals  mittags  um  12  Uhr  der  Bürgermeisterei 
eine  mit  seiner  Unterschrift  versehene  Anzeige  zu  übergeben,  die 
den  Preis  des  Brotes  für  das  nächstfolgende  Vierteljahr  zu  ent- 
halten hat.  Außerdem  sind  alle  etwaigen  sonstigen  Preisänderungen 
der  Bürgermeisterei  unverzüglich  in  der  vorgeschriebenen  Form 
anzuzeigen.  Die  für  das  kommende  Vierteljahr  festgesetzten  Preise 
müssen  auf  einer  im  Verkaufslokale  an  einer  von  außen  sicht- 
baren Stelle  aufgehängten  Tafel  aufgezeichnet  werden. 

Der  Verkauf  des  Brotes  hat  nach  diesen  fixierten  Preisen 
sowie  nur  in  Laiben  von  2,  4 oder  6 Pfd.  zu  erfolgen. 

1)  Protokoll  der  Zweigverbände  in  Mantilteim,  September  1913. 
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Schließlich  sind  die  Bäcker  und  Brothändler  noch  verpflichtet, 
in  ihrem  Verkaufslokale  eine  Wage  mit  den  erforderlichen  ge- 
aichten  Gewichten  aufzustellen,  deren  Benutzung  dem  F^ublikum 
zum  Nachwiegen  der  gekauften  Backware  frei  steht. 

Jedes  Brot  ist  mit  einem  Datumstempel  des  Tages,  an  dem 
es  gebacken  wurde,  an  der  oberen  Seite  zu  versehen.  Für  das 
zugelassene  Mindergewicht  bestehen  in  den  verschiedenen  Kreisen 
minimale  Abweichungen. 

Für  den  Landkreis  Worms  und  Alzey  werden  folgende  Ge- 
wichtsmengen zugelassen ; 

1.  Innerhalb  der  ersten  24  Stunden  pro  kg  bis  zu  25g. 

2.  „ weiterer  24  „ „ „ weitere  25  g. 

3.  Für  jedweitere  24  Stunden  pro  kg  je  15  g bis  zu  einem 

, Gesamtmindergewicht  von  lOOg^). 

i Hier  sind  dieser  Mindergewichtstabelle  nicht  unterworfen,  das 

auf  „besondere  Bestellung  gebackene  Kundenbrot“,  das  in  jedem 
Bäckereibetriebe  an  einer  besonderen  ausdrücklich  mit  der  Be- 
zeichnung „auf  besondere  Bestellung  gebackenes  Kundenbrot“ 
kenntlich  gemachten  Stelle  aufzubew'ahren  ist. 

Als  wunder  Punkt  der  Verordnung  wurde  der  neueingeführte 
Datumsstempel  angesehen ; er  bildet  jedoch  das  Gerippe  der  da- 
j mit  bestehenden  Mindergewichtsbäckerei,  die  als  Frucht  monat- 

lich vereinter  Arbeit  zwischen  innungsmeister  und  den  Kreisämtern 
entsprang.  Ein  langersehnter  Wunsch  der  hessischen  Bäcker  ging 
hiermit  in  Erfüllung,  der  den  Ansprüchen  dieser  sowie  der  Be- 
hörden gerecht  wurde. 

Haben  sie  doch  bezweckt,  ohne  gegen  den  Grundsatz  der 
Gewerbefreiheit  zu  verstoßen  und  ohne  störend  in  den  Geschäfts- 
betrieb der  Bäcker  einzugreifen,  den  Unterschied  der  von  den  ein- 
zelnen gelieferten  Waren  dem  Preise  nach  deutlich  hervorzuheben. 

Der  Preis  ihrer  feilgebotenen  Ware  wird  durch  das  festge- 
' setzte,  mit  Abstufungen  versehene  Gewicht  die  veränderliche, 

dieses  die  konstante  Größe  des  Vergleichs  mit  der  Bewegung  der 
Getreidepreise;  somit  ist  eine  Erleichterung  der  Berechnung  eines 
bestimmten  Einheitsquantums,  das  gekauft  wurde,  gegeben.  Die 
Preisbildung  selbst  wieder  wird  indirekt  durch  die  erleichterte 
Kontrolle  der  Brotpreise  seitens  der  Konsumenten  beeinflußt,  in- 
dem bei  ihnen,  die  durch  den  Datumsstempel  erregte  Aufmerksam- 
^ keit  zum  Vergleich  und  zur  Berechnung  anreizt,  und  der  Kauf 

i dem  Resultat  gemäß  vollzogen  wird. 

I 1)  Kreisamtliche  Verordnung  für  Worms  und  Alzey  1913. 
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Das  schwierigste  Problem,  das  zu  Auseinandersetzungen  und 
Meinungsverschiedenheiten  anspornte,  war  die  Festlegung  des 
Mindergewichts.  Sollte  doch  hier,  auch  nach  Wünschen  der 
Polizei,  jeglicher  komplizierte  Modus  vermieden  werden,  der  bei 
den  vierteljährlich  vorzunehmenden  Revisionen  zu  Mißhelligkeiten 
führen  könnte.  Gerade  in  diesem  Punkte  w^aren  die  erklärenden 
Auseinandersetzungen  der  in  den  Stadträten  fungierenden  Bäcker- 
meister sowie  die  der  Innungsobermeister  bei  den  einzelnen  be- 
hördlichen Vertretern  das  ausschlaggebende  Moment,  demzufolge 
die  einfachen  Mindergewichtssätze  erzielt  wurden. 

Die  alsdann  vorgenommenen  Revisionen  fielen  auch  mit 
einigen  Ausnahmen  zur  Zufriedenheit  der  Bäcker  und  der  Behörde 
aus.  An  einzelnen  Fällen  jedoch,  die  zweifellos  berechtigtes  poli- 
tisches Vorgehen  verkörperten,  — so  wurden  in  häufigen  Fällen 
eine  Anzahl  bestellter  langer  und  harter  Weißbrote  unvorsichtiger- 
weise in  den  Laden  gebracht  und  bei  der  Revision  von  der  Polizei, 
die  darin  eine  Nichtbeachtung  des  betreffenden  Passus  über 
Kundenbrot  erblickte,  konfisziert,  — ein  gänzliches  Versagen  des 
gesetzlichen  Apparates,  und  damit  dessen  Abschaffung  befürw'orten 
zu  wollen,  wie  es  eine  von  Mainz  ausgehende  Bewegung  ver- 
suchte, wäre  gänzlich  verfehlt,  da  damit  nach  Ansichten  der 
meisten  Bäcker  eine  eigene  Schädigung  verbunden  wäre. 

Klagen  über  unberechtigtes  polizeiliches  Vorgehen,  sowie 
Stimmen,  die  darin  eine  schädigende  Wirkung  auf  ihren  Betrieb 
erblickten,  traten  nur  vereinzelt  auf  und  waren  von  geringer  Be- 
deutung. 

2.  Kritische  Betrachtung  der  Bäckereiverordnung  von  1907. 

VViriscliaftliche  Schädigung  und  getroffene  Maßnahmen  der  rheinhessischen 
Innungen.  — Getroffene  Maßnahmen  iin  Gesamtgewerbe. 

Von  w'eit  empfindlicherer  Tragweite  waren  jedoch  die  in  der 
Bäckereiverordnung  von  1907  erlassenen  gesetzlichen  Vorschriften. 
Betrachten  wir  sie  zunächst  in  ihren  Hauptzügen  und  ihrer  wirt- 
schaftlichen Bedeutung  für  Rheinhessen. 

Wiederum  ist  es  der  Schutz  der  Konsumenten  verbunden  mit 
sozialer  Hebung  der  Produzenten,  durch  genaue  bis  ins  einzelne 
bei  dem  Produktionshergang  zu  beobachtende  Vorschriften,  die 
den  roten  Faden  der  Verordnungen  bilden. 

Im  Vordergrund  stehen  die  Bestimmungen  über  den  Arbeits- 
aum, der  den  sanitären  wie  hygienischen  Ansprüchen  der  Zeit 
entsprechen  muß,  um  damit  Gewähr  für  die  eigene  Gesundheit 
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zu  bieten  und  zugleich  den  Konsumenten  die  Gewißheit  für  eine 
in  reinlichen  Räumen  hergestellte  Ware  zu  verschaffen. 

So  muß  jeder  zur  Herstellung  von  Backwaren  benutzte  Ar- 
beitsraum für  eine  Person  15 cbm  Luft  zulassen,  was  von  der 
Ortspolizeibehörde  zu  prüfen  und  dessen  richtiger  Befund  leicht 
ersichtlich  an  die  anzuhängende  Polizeiverordnung  anzubringen  ist. 
' Die  Höhe  muß  mindestens  3 m betragen,  kann  jedoch  auf  Antrag 

an  die  höhere  Verwaltungsbehörde  ausnahmsweise  auf  2,50  m re- 
' duziert  werden,  soweit  nicht  das  wirkliche  Baurecht  an  Räumen, 

die  zum  dauernden  Aufenthalt  von  Menschen  bestimmt  sind,  höhere 
Anforderungen  stellt. 

! Die  Fußböden  dürfen  nicht  tiefer  als  V^rn  unter  dem  sie  um- 

I gebenden  Erdboden  liegen.  Das  Maß  kann  jedoch  auf  1 m er- 

I 

1 höht  werden,  wenn  an  der  zugehörigen  Außenwand  ein  durch- 

gehender  Licht-  und  Lüftungsgraben  hergestellt  wird.  Um  gegen  das 
Eindringen  von  Feuchtigkeit  hinreichend  geschützt  zu  sein,  müssen 
sie  (Fußböden)  die  nötige  Dichte  und  Festigkeit  besitzen. 

Wände  und  Decken  müssen,  soweit  sie  nicht  mit  einer  glatten 
abwaschbaren  Bekleidung  oder  mit  einem  wasserdichten  Anstriche 
versehen  sind,  jährlich  mindestens  einmal  mit  Kalk  frisch  ange- 
strichen werden  und  sind  vierteljährlich  mindestens  einmal  abzu- 
waschen. Die  Decke  hat  mit  Fenstern,  die  für  alle  Teile  der 
Räume  Luft  und  Licht  in  ausreichendem  Maße  gewähren,  versehen 
zu  sein.  Eine  unmittelbare  Verbindung  der  Arbeitsräume  mit  den 
1 Bedürfnisanstalten  darf  nicht  vorliegen. 

Jegliches  Ungeziefer  ist  in  den  Arbeitsräumen  zu  entfernen, 
die  täglich  mindestens  einmal  zu  lüften  sind  und  zu  keinen  an- 
deren mit  dem  ordnungsmäßigen  Betrieb  nicht  zu  vereinbarenden 
Zwecken,  insbesondere  als  Wasch-,  Schlaf-  oder  Wohnräume  be- 
nutzt werden  dürfen. 

Die  Aufbewahrung  des  Mehls  hat  an  trockenen  vor  Verun- 
’ reinigung  geschützten  Orten  stattzufinden ; die  Backwaren  dürfen 

nicht  auf  den  bloßen  Fußboden  gelagert  werden. 

[ Die  im  Betriebe  verwendeten  Tische,  Geräte,  Gefäße,  Tücher 

und  dergl.  müssen  in  reinlichem  Zustande  erhalten  und  dürfen 
' zu  nichts  anderem  als  zu  Betriebszwecken  benutzt  werden. 

Zu  diesen  an  die  Produktionsstätte  und  -Mittel  gestellten 
Erfordernissen  treten  als  weitere  solche  hinzu,  die  für  die  soziale 
Lage  der  Produzenten,  vorwiegend  der  Arbeiter,  von  hoher  Be- 
deutung sind.  So  muß  diesen  Gelegenheit  geboten  sein,  ihre 
, Kleider  sauber  zu  verwahren  und  sich  in  ausreichend  erwärmten 
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Orten  waschen  und  umkleiden  zu  können.  Vor  dem  Zurichten 
und  Teigmachen  ist  gründliche  Reinigung  der  Hände  und  Arme 
notwendig,  zwecks  dessen  ausreichende  und  mit  Seife  ausgestattete 
Wascheinrichtungen  zurVerfügung  stehen  müssen.  Für  ausreichende 
Sitzgelegenheit,  sodaß  ein  Sitzen  und  Liegen  auf  den  zur  Her- 
stellung und  Lagerung  bestimmten  Tischen  und  anderen  Geräten 
unnötig  ist,  muß  Gelegenheit  geboten  sein. 

Jedes  Rauchen,  Schnupfen  und  Kauen  von  Tabak  ist  in  den 
Arbeitsräumen  sowohl  vor  wie  während  der  Arbeit  verboten.  Bei 
der  Arbeit  selbst  muß  mindestens  ein  Hemd  und  ein  Beinkleid 
getragen  werden. 

Zur  Vermeidung  des  Ausspuckens  auf  den  Boden  sind  täg- 
lich zu  reinigende  Spucknäpfe,  und  zwar  in  jedem'Arbeitsraum 
mindestens  einer,  aufzustellen. 

Die  Beschäftigung  von  Gesellen,  (jehilfen  und  Lehrlingen 
kann  nicht  eher  erfolgen,  als  sie  sich  durch  eine  schriftliche,  bei 
jedem  Stellenwechsel  einzuholende  ärztliche  Bescheinigung  darüber 
ausgew'iesen  haben,  daß  sie  auf  Hautreinheit  untersucht  und  rein 
befunden  worden  sind.  Die  ärztlichen  Untersuchungen  sind 
kostenfrei. 

Mit  Ekel  erregenden  oder  mit  ansteckenden  Krankheiten  be- 
hafteten Personen  ist  die  Tätigkeit  untersagt,  sie  sind  verpflichtet 
ihrem  Meister  bei  Gewährung  irgend  einer  Krankheit  sofort  Mit- 
teilung davon  zu  machen,  der  dieses  innerhalb  24  Stunden  zur 
Anzeige  zu  bringen  hat. 

Die  Gegenstände,  die  diese  Arbeiter  benutzten,  sowie  deren 
Schlafräume,  sind  alsdann  sachgemäß  zu  desinfizieren. 

Die  Schlafräume  selbst  müssen  für  jeden  Arbeiter  besondere 
Lagerstätten  haben,  heizbar,  mit  Fenstern  versehen  sein  und 
mindestens  einen  Luftraum  von  lOcbm  aufweisen. 

Die  Betten  dürfen  nicht  übereinander  stehen ; mindestens  alle 
4 Wochen  muß  die  Bettwäsche  erneut  werden,  ebenso  bei  jedem 
Wechsel  in  der  Person  des  Arbeiters. 

Inwieweit  waren  und  sind  diese  gesetzgeberischen  Erlässe 
von  einschneidender  Bedeutung  auf  die  Betriebe  Rheinhessens 
gewesen  und'  worin  bestanden  die  von  den  Innungen  ins  Werk 
gesetzten  Abwehrmaßregeln? 

Im  weitesten  Maße  wurde  bei  der  Durchführung  der  Polizei- 
verordnungen den  örtlichen  und  wirtschaftlichen  Verhältnissen 
Rechnung  getragen.  Besondere  Schwierigkeiten  boten  sich  in  der 
Stadt  Mainz,  in  der  eine  große  Anzahl  Bäckereien  bis  beinahe 
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3 m unter  dem  Straßenniveau  lagen  und  an  genügender  Luftzufuhr 
litten.  Zur  Erreichung  des  gesetzmäßigen  Zustandes  waren  hier 
beträchtliche  Umbauten  notwendig,  die  in  vielen  Fällen  erst  mit 
Ankäufen  von  Nachbarhäusern  vorgenommen  werden  konnten, 
um  somit  den  gesetzlich  vorgeschriebenen  Raum  zur  Verfügung 
zu  haben.  Ebenso  mußten  in  den  Kreisen  Worms,  Oppenheim 
und  Alzey  zur  Erreichung  eines  größeren  Maßes  von  Luft,  Licht  und 
Ventilation  geeignete  bauliche  Veränderungen  vorgenommen  werden. 

So  zeigt  das  gegenwärtige  aus  der  Bäckereiverordnung  hervor- 
gegangene Bild  einen  vollständigen  Umbau  vieler  Bäckereien ; 
einige  haben  die  Fenster  vergrößert  und  damit  den  Licht-  und 
Luftverhältnissen  Raum  gegeben;  vor  allem  sind  fast  alle  mit 
einem  Anstrich  der  Decke  und  Wände  versehen. 

Dennoch  geben  die  vorgenommenen  Revisionen,  für  die 
Rheinhessen  in  die  Aufsichtsbezirke  Mainz  (mit  Bingen)  und  Worms 

(mit  Oppenheim  und  Alzey)  eingeteilt  ist,  zu  Klagen  Anlaß. 

• • 

Eine  Übersicht  über  die  vorgenommene  behördliche  Tätigkeit 
zeigt  die  folgende  Tabelle^): 


Die  nach  § 120  e üO. 
der  Aufsicht  unter- 
stellten Betriebe 

Aufsichtsbezirke 
Mainz  Worms 

Revid.  Betriebe 

Aufsichtsbezirke 
Mainz  Worms 

Revisionen 

Aufsichtsbezirke 
Mainz  Worms 

1907! 

274 

234 

172 

191 

172 

239 

19081 

372 

238 

233 

207 

238 

276 

1909 

371 

237 

272 

218 

300  { 

366 

1910 

366 

248 

245 

217 

268  : 

259 

1911 1 

364 

266 

263 

255 

307  1 

277 

19121 

343 

276 

263 

273 

347  1 

324 

Daraus  spricht  ein  stärkeres  Anschwellen  der  revidierten  Be- 
triebe sowie  der  vorgenommenen  Revisionen,  sodaß  einige  einer 
mehrfachen  Revision  unterzogen  wurden. 

Die  Beanstandungen  erstreckten  sich  1909  (kurz  nach  Inkraft- 
setzung der  Polizeiverordnung)  in  Worms,  Oppenheim  und  Alzey 
auf  186  Bäckereien,  1912  auf  171.  Es  zeigt  sich  somit  ein  pro- 
zentualer Rückgang  von  62%  1912  gegenüber  78%  1909. 

Deutlicher  tritt  dies  noch  bei  einer  gegenüber  gestellten 
Spezialisation  der  Beanstandungen  zutage. 

An  der  Spitze  standen  1909  die  baulichen  Unzulässigkeiten. 
So  lagen  in  144  Fällen  zu  niedrige  Arbeitsräume,  in  84  schad- 
hafte Fußböden,  in  78  Lichtverhältnisse,  in  77  mangelhafte  Luft- 


I)  Berichte  der  Großh.  Hessischen  Gewerbeinspektion  von  1907 — 12. 
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Verhältnisse,  in  70  Unreinlichkeiten,  in  66  Übertretungen  der  Mehl- 
aufbewahriingsvorschriften,  in  3 nichtgestattete  Bedürfniseinrich- 
tungen, in  5 schlechte  Schlafzimmer  der  Gehilfen  und  in  7 Fällen 
sonstige  Mißstände  vor^). 

Das  Jahr  1911,  das  leider  dieselben  spezifizierten  Einteilungen 
nicht  aufwies,  führte  nur  in  15  Fällen  angetroffene  Unreinlichkeit 
in  Backstuben  sowie  in  29  Fällen  eine  Nichtbeachtung  der  Mehl- 
aufbewahrungsvorschriften an  “). 

Damit  können  wir  erfreulicherweise  einen  Rückgang  auf 
einigen  Gebieten  konstatieren,  was  zugleich  eine  soziale  Besserung 
und  Zweckerfüllung  der  angestrebten  gesetzgeberischen  Tendenzen 
bedeutet.  Allerdings  unter  Darbringung  gewisser  Opfer,  die  nach 
behördlicher  Aussage  sehr  gering  waren  und  sogar  ohne  jegliche 
Schwierigkeiten  bereitwilligst  getragen  wurden. 

So  besagt  ein  von  der  Gewerbeinspektion  Worms  für  1910 
erlassener  Bericht  folgendes:  Die  anfänglich  auf  großen  Wider- 
spruch gestoßenen  gesetzlichen  Vorschriften  wurden  von  den  Bäcker- 
meistern nachträglich  für  eine  Wohltat  empfunden;  eine  Menge 
hat,  nachdem  man  mit  ihnen  die  Notwendigkeit  eines  Umbaues 
oder  einer  sonstigen  Veränderung  besprochen  hatte,  durch  die 
Verbesserungsvorschläge  zum  Nachdenken  angeregt,  den  Umbau 
sofort  in  Angriff  genommen,  ohne  die  ihnen  bewilligten  Dispense 
abzuwarten“. 

Diese  behördlichen  Urteile  erfahren  nach  Aussagen  mir  zu- 
gegangener privater  Berichte  einen  geringen,  jedoch  unbedeutenden 
Abtrag.  Ich  greife  von  den  vielen  nur  einen  typischen  heraus. 
Er  lautet:  Die  Polizeiverordnung  hat  nicht  allein  älteren,  sondern 
auch  jüngeren  Betrieben  außerordentliche  Härten  gebracht.  Da 
dieses  Reichsgesetz  in  jedem  einzelnen  Staate  und  dann  durch 
jedes  einzelne  Kreisamt  oder  die  entsprechende  Stadtverwaltung 
angemessene  Verwendung  finden  sollte,  so  ist  je  nachdem  der 
Einzelbetrieb  mehr  oder  weniger  scharf-  mitgenommen  worden. 
Ganz  unverständlich  bleibt  es  mir  noch  immer,  daß  das  Gesetz 
auch  für  ältere  Einrichtungen  mit  rückwirkender  Kraft  geltend  ge- 
macht wird,  besonders  für  Betriebe,  bei  denen  eine  Abänderung 
der  Raumverhältnisse  unmöglich  ist  und  vielleicht  nur  ein  voll- 
ständiger Umbau  Abhilfe  schaffen  kann.  Auch  die  übrigen  Be- 
stimmungen schießen  oft  über  das  Ziel  hinaus,  wenn  man  bedenkt, 
daß  man  es  doch  (wenn  auch  für  Nahrungsmittel)  mit  einer  Werk- 
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Stätte  und  keinem  Salon  zu  tun  hat.  Zu  leugnen  ist  allerdings 
nicht,  daß  durch  Mißbrauch  vieler  Kollegen  eine  Regelung  der 
Betriebe  vorgenommen  werden  mußte“. 

Aus  beiden  angeführten  behördlichen  und  fachmännischen 
Berichten  spricht  keine  direkte  dauernde  Schädigung  des  Betriebs; 
dies  bewahrheiten  auch  sämtliche  von  mir  ausgesandte  Fragebogen 
behufs  dessen  Feststellung.  Demzufolge  sind  auch  die  von  den 
Innungen  bewerkstelligten  Maßnahmen  verlaufen,  die,  soweit  sie 
berechtigt  und  zulässig,  erfolgreich  waren,  soweit  sie  unerfüllbar, 
als  den  gesetzlichen  Verordnungen  widersprechend  mit  Recht  glatt- 
weg ablehnend  behandelt  wurden. 

Kaum  war  die  Bäckereiverordnung  in  Kraft  getreten,  da  ertönte 
im  Lager  der  Bäcker,  die  durchaus  alle  mit  Strafe  belegt  worden 
waren,  einmütiges  ecrasez  l’infäme.  Die  ländlichen  Bäcker  schlossen 
sich  in  Zwangsinnungen  zusammen  (Innung  Worms-Land),  um  die 
Durchführung  ihrer  Proteste  sicherer  zu  gestalten.  Vereint  mit  den 
übrigen  Innungen  suchte  man  an  Hand  einzelner  drastischer  Bei- 
spiele eine  Unerfüllbarkeit  der  gesetzlichen  Vorschriften  zu  be- 
weisen. Es  handelte  sich  zunächst  gegen  das  strenge  Vorgehen 
einzelner  Polizeibeamten,  was  zweifellos  auch  nicht  im  Sinne  des 
Gesetzgebers  erfolgte.  So  traf  nach  Aussagen  eines  Bäckermeisters 
eine  in  der  Morgenfrühe  bei  ihm  vorgenommene  Revision  in  den 
Feuerungskrippchen  Kartoffel  an,  die  er  zu  kochen  gedachte,  da 
seine  Frau  krank  im  Bette  lag.  Unglücklicherweise  war  kurz  vor 
der  Gewerbeinspektion  der  Schornsteinfeger  tätig  gewesen;  der 
betreffende  Bäcker  hatte  jedoch,  um  einen  evtl.  Verlust  seiner  Ware 
zu  vermeiden,  in  der  Backstube  weitergearbeitet,  anstatt  sofort  die 
gründliche  Reinigung  des  durch  das  Putzen  des  Schornsteines  ver- 
ursachten Schmutzes  vorzunehmen  — eine  Strafe  blieb  nicht  aus. 

Bei  einer  anderen  Revision  riß  der  Beamte  die  Hohldiele 
herunter,  schmiß  die  Tücher  durcheinander  und  verließ  in  gebie- 
terischem Tone  das  Haus,  indem  er  befahl,  daß  in  Zukunft  Brot- 
und  Wecktücher  tadellos  mehlfrei,  die  Siebmaschine  staubfrei  sein 
müßten,  Kuchenbleche  dürften  nicht  mehr  in  der  Backstube  stehen. 
Mit  bezeichnenden  Worten  schließt  der  betreffende  Bäckermeister, 
der  bei  der  Revision  abwesend  war,  seinen  Bericht,  indem  er  bei 
seinem  Wiedereintritt  in  die  Backstube  glaubte  „Räuber  oder 
Spitzbuben  müßten  dagewesen  sein“. 

Zum  Schlüsse  ein  letzter  Fall,  der  sich  aus  verschiedenen 
Aussagen  einiger  Bäcker  über  das  Verhalten  der  Polizei  ausspricht, 
„den  einen  Beamten  hinderten  ein  paar  in  der  Backstube  hängende 
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^ackbändel,  einem  anderen  stand  der  Srucknapf  zu  verdeckt  und 
war  mit  Mehl  bestreut  anstatt  mit  Wasser  gefüllt  zu  sein;  ein 
dritter,  der  leider  nichts  finden  konnte,  fuhr  mit  dem  Bleistift 
durch  die  Streichsange  und  konstatierte,  daß  diese  nicht  gänzlich 
staubfrei  war“. 

Unbestreitbar  ging  in  genannten  Fällen  die  Autorität  der  un- 
teren Polizeibeamten  zu  weit  und  entsprach  keineswegs  dem  ge- 
setzgeberischen Geiste,  der  mit  Recht  eine  peinlichste  Reinhaltung 
verlangen  muß,  wie  auch  alle  Bäckermeister  betonten,  jedoch 
nicht  jedes  geringste,  unvermeidlich  aus  dem  Betrieb  erwachsende 
Versehen  zur  Verurteilung  heranziehen  darf. 

Die  zur  Beseitigung  dieser  kleinen  Übergriffe  von  Seiten  der 
rheinhessischen  Innungen  angestrengten  Bemühungen  waren  bei 
den  Behörden  auch  erfolgreich.  Diese  setzten  fest,  daß  die  Re- 
visionen für  den  Betrieb  nur  nachmittags  stattfinden  sollten,  aus- 
genommen jedoch  Samstag  vor  einem  Feste.  Der  zuerst  behörd- 
licherseits bewilligte  zuständige  Fachmann  aus  Bäckerkreisen,  der 
gemeinsam  mit  der  Behörde  die  Revisionen  vornehmen  sollte,  wurde 
wieder  abgesetzt  und  dahin  abgeändert,  daß  bei  vorkommenden 
Anzeigen  der  Obermeister  der  Innung  sofort  von  der  Behörde 
davon  benachrichtigt  wird  und  als  Fachmann  zu  prüfen  hat,  ob 
die  Anzeige  mit  Recht  verhängt  wurde. 

Hier  somit  — wo  es  sich  um  die  Abänderung  der  polizeilichen 
Ausw'üchse  handelte  — waren  die  Innungen  erfolgreich.  Ihren  be- 
fürworteten und  angestrebten  Veränderungen  der  baulichen  Verord- 
nungen wurde,  sow’eit  sie  nicht  in  der  Aufhebung  gipfelten.  Gehör 
verliehen,  was  in  den  gewährten  Dispensen  zum  Ausdruck  kam. 

Diese  bedeuteten  jedoch  nur  einen  Teilerfolg,  ja  bei  ernst- 
haftem Nachdenken  erfolgloses  Bemühen,  da  erstens  keine  einheit- 
liche Regelung  der  Dispense  erzielt  wurde;  sie  lauteten  bei  ein- 
zelnen auf  5 Jahre,  bei  anderen  bis  auf  weiteres  und  begünstigten 
durchweg  die  ländlichen  Distrikte;  zweitens  die  Dispensen  nur 
unter  ganz  bestimmten  Voraussetzungen  als  mildernd  zu  betrachten 
sind.  Dies  trifft  zu,  insoweit  sie  nicht  nur  für  die  Person  des 
gegenwärtigen  Betriebsinhabers  und  auf  eine  beschränkte  Anzahl 
von  Jahren  sich  erstrecken.  Eine  zeitliche  sowie  persönliche  Be- 
schränkung, wie  sie  zum  Teil  in  Rheinhessen  vorherrscht,  ist 
gleichbedeutend  mit  den  gesetzlichen  Vorschriften  und  birgt  die- 
selben Opfer  in  sich,  die  sich  bei  ihrer  Verwirklichung  zeigen  würden, 
indem  bei  den  alsdann  vorzunehmenden  baulichen  Änderungen,  die 
sich  meistens  nicht  nur  auf  einen  Umbau,  sondern  sogar  Neubau 
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erstrecken,  der  zu  veräußernde  Betrieb  nicht  als  solcher,  sondern 
h()clisteiis  seinem  Bauwert  gemäß  mit  Verlust  verkauft  werden 
müßte,  da  sich  sicherlich  kein  Käufer  in  Gestalt  eines  Bäckers 
finden  w'ürde.  Weit  empfindlicher  wäre  es  noch,  wenn  das  dem 
Sohne  als  einziges  Erbteil  zufallende  Geschäft  des  Vaters,  was  in 
Rheinhessen  häufig  der  Fall  ist,  das  die  Unterlage  seiner  Existenz 
und  einzige  Erwerbsquelle  bildet,  plötzlich  infolge  des  Wechsels 
des  Betriebsinhabers  von  dem  Erdboden  verschwinden  müßte 
oder  infolge  Umbaues  als  beträchtlicher  Posten  sein  vielleicht 
schon  stark  belastetes  Ausgabebudget  noch  vermehren  würde,  da 
die  für  den  Vater  noch  gültigen  DiSpense  für  den  Sohn  nicht 
mehr  zutreffend  sind. 

Eine  Verwirklichung  dieser  abstrakt  theoretischen  Beispiele 
liegt  bis  jetzt  nicht  vor.  Sollte  sie  eintreten,  so  würde  sie  den 
gegenwärtig  vorgenommenen  baulichen  Veränderungen  gleichzu- 
setzen sein,  vielleicht  auch  eine  nur  geringfügige  größere  Dar- 
bringung von  Opfern  bedeuten,  die  jedoch  ebenfalls  nur  eine 
vorübergehende  einmalige  Belastung  des  Ausgabebudgets  zum 
Ausdruck  brächten,  keineswegs  in  einem  Defizit  endigen  würden. 
Somit  zeitigten  die  Verordnungen  für  Rheinhessen  nicht  bedeutende 
wirtschaftliche  Schädigungen,  wie  sie  von  einer  Menge  Bäcker 
betont  wurden.  Sie  bedeuteten  hier  gleichzeitig  neben  der 
Wahrung  der  Interessen  der  Produzenten  auch  die  des  großen 
Konsumentenkreises,  für  den  in  richtiger  Erkenntnis  des  Brotes 
als  Hauptnahrungsmittel  der  Gesetzgeber  sich  verpflichtet  sah, 
gerade  auf  diesem  Gebiete  besonders  scharfe  Bestimmungen  zu 
treffen,  die  Gewähr  für  die  Sicherung  der  nötigen  Reinlichkeit  im 
Interesse  der  Nahrungsmittelhygiene  bieten. 

Von  diesem  Gesichtspunkte  aus,  der  als  Kern  die  Interessens- 
sphäre der  Massen  im  Auge  hat,  ist  für  eine  bis  in  die  Details 
gehende  Erhaltung  sämtlicher  Vorschriften  einzutreten,  umso- 
mehr, da  sie  ohne  schädigenden  Belang  für  die  Produ- 
zenten sind. 

Wie  gestaltete  sich  nun  die  Durchführung  für  die  übrigen 
deutschen  Bundesstaaten?  Hier  zeigen  sich  zum  Teil  die  aus 
Fachkreisen  angedrohten  Katastrophen,  die  in  der  Vernichtung 
einer  Reihe  von  selbständigen  Existenzen  endigten. 

Am  schärfsten  ging  man  in  Preußen  vor,  wo  hunderte  von 
Bäckereien  geschlossen  wurden,  da  sie  den  baulichen  Anforderungen 
nicht  genügten;  so  entsprachen  von  den  etwa  3000  Bäckereien 
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Groß-Berlins  2500  den  gesetzlichen  Bedingungen  nicht’).  Diese 
Schärfe,  die  jeden  Betrieb,  der  nur  wenige  Zentimeter  von  der 
gesetzlichen  vorgeschriebenen  Höhe  abwich,  heranzog,  herrschte 
in  den  übrigen  Bundesstaaten  nicht. 

Hier  wurden  Dispense  erteilt,  die  allerdings  ungleichmäßig 
ausfielen.  Am  günstigsten  gestalteten  sie  sich  in  Bayern,  wo  sie 
nicht  nur  auf  einige  Jahre,  sondern  sich  auf  immer  erstreckten. 

Zur  Beseitigung  dieser  verschiedenartigen  Durchführung  der 
Bäckereiverordnung  in  den  einzelnen  Bundesstaaten  brachte  der 
Verband  „Germania“  auf  dem  Verbandstage  zu  Stuttgart  i.  j.  1911 
folgende  Resolution  ein:  „Die  16.  Tagung  der  65000  Mitglieder 
zählenden  „Germania“,  Zentralverbandes  Deutscher  Bäckerinnungen 
in  Stuttgart,  erklärt  einmütig,  daß  nach  wie  vor  die  rigorose 
Handhabung  der  Bäckereiverordnung  durch  die  Verwaltungs- 
behörden unter  den  deutschen  Bäckermeistern  tiefgehende  Be- 
unruhigung und  Erbitterung  hervorruft,  namentlich  durch  die 
unterschiedliche  und  ungenügende  .Anwendung  der  zulässigen 
Ausnahmen  für  bestehende  Anlagen  und  dadurch,  daß  von  ver- 
schiedenen Landeszentralbehörden  die  Dispensen  nur  auf  die 
Person  des  Betriebsinhabers,  mit  einer  zeitlichen  Beschränkung 
auf  wenige  Jahre,  erteilt  werden. 

Es  bedeutet  dies  einen  bedauerlichen  Eingriff  in  den  Rechts- 
kreis der  betroffenen  Kollegen  und  steht  im  Widerspruch  mit  dem 
gesunden  Rechtsempfinden  unseres  Volkes. 

Der  Zentralverbandstag  erwartet,  nachdem  sich  die  Wort- 
führer sämtlicher  bürgerlicher  Parteien  des  Reichstags  für  eine 
schonende  Durchführung  der  Verordnung  ausgesprochen  haben, 

daß  die  Verwaltungsorgane  dieser  gerechten  Forderung  nicht  ent- 
gegenhandeln.“ 

Für  eine  gänzliche  Aufhebung  der  drückendsten  Bestimmungen 
tritt  der  auf  Anregung  des  Bundes  des  Berliner  Hausbesitzervereins 
gegründete  „Schutzverband  gegen  die  Bäckereiverordnung“  ein; 
allerdings  ein  bis  jetzt  vergebliches  Bemühen,  gegen  ein  aus  jahre- 
langer Arbeit  entsprossenes  Gesetz,  das  unbedingt  erforderlich 
war  und  ist,  was  durch  die  Fülle  der  noch  herrschenden  Miß- 
stände bestätigt  wird. 

Ihre  Beseitigung,  d.  h.  in  erster  Linie  eine  Kritisierung  seiner 
eigenen  Verhältnisse,  würde  zweifellos  die  beste  Vorarbeit  für  eine 
Schmälerung  bezw.  Aufhebung  der  gesetzlichen  Erlässe  sein. 


1)  Hessische  Bäcker-  und  Kondilor-Zeitun<f. 
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IV.  Zusammenfassende  Innungskritik  mit  Ausblick  auf 

zukünftige  Gestaltung. 

Werfen  wir  zum  Schluß  einen  kritischen  Ausblick  auf  die 
Gesamttätigkeit  der  rheinhessischen  Innungen,  wobei  die  einzelnen 
kritischen  Erörterungen,  die  ich  bei  Behandlung  der  betreffenden 
Teile  bereits  darlegte,  keiner  Wiederholung  bedürfen,  so  zeigen  sie 
in  Bezug  auf  Arbeitsintensität  und  Leistungen  geringe  Unterschiede. 

Der  große  Kreis  sozialer,  wirtschaftlicher  und  rechtlicher 
Tätigkeit  der  Stadtinnungen  Worms  und  Mainz  zeigte  sich  bei  den 
übrigen  nicht  in  solcher  Reichhaltigkeit.  Dennoch  konnten  wir 
bei  allen  eine  ziemlich  genaue  Befolgung  der  in  Theorie  für  die 
fördernde  und  erhaltende  Gestaltung*  des  Handwerks  vorge- 
schlagenen Richtlinien  konstatieren,  die  sich  auf  die  3 Gebiete  des 
Rechts,  der  Erziehung  des  Nachwuchses  und  der  Wirtschaft  er- 
streckten. Die  enge  Verknüpfung  der  sozialen  und  wirtschaftlichen 
Verhältnisse,  ihr  Ineinandergreifen  und  Zusammenarbeiten  zu 
einem  vereinigten  und  sogleich  auf  beiden  Gebieten  vereinzelten 
Erfolge,  trat  besonders  bei  den  Stadtinnungen  klar  zutage. 

Aus  der  Stellungnahme  zu  den  verschiedenen  wirtschaftlichen 
Fragen  sprach  der  Werdegang  des  wirtschaftlichen  und  sozialen 
Lebens  überhaupt.  So  zeigte  die  Hefefrage  den  allgemeinen  wirt- 
schaftlichen Kampf  von  Interessen  und  Interessengegensätzen,  die, 
da  sie  wie  überall  konträr  waren,  wieder  zur  Harmonie  führten. 

Modernstes  wie  noch  altzünftlerisches  Gepräge  ließ  sich 
aus  den  Haupttätigkeitsrayons  herauslesen.  Hier  die  Inangriff- 
nahme der  dem  Handwerk  so  oft  gepredigten  Selbsthilfe  in  Gestalt 
des  Genossenschaftswesens,  dort  jenes  veraltete  Streben  mit  seiner 
sittlich  religiösen  Erziehung  als  moralisches  Bindemittel  der  ein- 
zelnen Mitglieder,  zu  dem  sich  auf  rechtlichem  Gebiete  mittel- 
alterliche Gebräuche,  an  das  Schau-  und  Taxwesen  erinnernd, 
hinzugesellten. 

Die  Arbeitsintensität  in  ihren  Abstufungen  auf  den  drei  von 
mir  erwähnten  Gebieten  würde  am  klarsten  aus  besonderen  für 
sie  berechneten  Zahlen  sprechen,  wobei  ich  die  von  jeder  Innung 
für  jedes  Gebiet  verausgabten  Summen  einem  entsprechenden 
Vergleich  unterziehen  müßte. 

Die  Ausführung  selbst  scheiterte,  da,  obwohl  ich  im  Besitze 
einiger  aufgestellten  Haushaltungspläne  der  betreffenden  Innungen 
war,  diese  jedoch  der  Wirklichkeit  nicht  entsprachen,  sondern  in- 
folge Einreichung  an  die  Behörde  ein  gekünsteltes  Aussehen  hatten. 
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Somit  würde  das  gewonnene  Bild  ein  unrichtiges  geworden  sein, 
dessen  Zeichnung  durch  die  für  jede  Kasse  getrennt  geführte 
Rechnung  noch  erheblidie  Schwierigkeiten  geboten  hütte.  Deshalb 
führte  ich  an  den  betreffenden  Stellen  (Herbergswesen,  Unter- 
stützungskassen usw.)  Zahlen  mit  kritischen  Betrachtungen  an,  die 
uns  den  notwendigen  Einblick  gewährten. 

Nicht  nur  Vorteile,  sondern  die  bei  jeder  Institution  anzutreffen- 
den Mängel  zeigten  sich  auch  bei  den  i heinhessischen  Innungen. 

Die  Betrachtung  ihrer  Preispolitik,  sow’ie  die  Stellungnahme 
zu  den  wirtschaftlichen  Fragen  des  Hefe-  und  Mühlen-Syndikates 
brachte  die  so  oft  gerügten  Mißstände  des  Zwanges  klar  zum  Aus- 
druck. Hier,  wo  es  sich  doch  gerade  um  die  Vertretung  der  dem 
gesamten  Bäckergewerbe 'gemeinsamen  Interessen  handeln  sollte, 
zeigten  sich  trotz  Zusammenschlusses,  Kurzsichtigkeit,  Befangen- 
heit, Selbstsucht  der  an  Intelligenz  ungleichen  Individuen,  die  sich 
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noch  nicht  zu  der  völligen  Überzeugung  durchgerungen  hatten, 
daß  ihnen  die  Vereinigung  helfen  könnte. 

Als  klarster  Beweis  hierzu  dienen  weiter  die  von  allen  Innungen 
geführten  Klagen  über  den  geringen  Besuch  der  Mitgliederversamm- 
lungen, wo  doch  jeder,  der  irgend  welches  Interesse  an  gewerb- 
lichen Fragen  zeigt,  sich  einfinden  sollte. 

Diesem  möchte  ich  als  letzten  mangelhaften  Punkt  die  in 
einigen  Innungen  verfehlte  Finanzpolitik  hinzufügen,  die  in  einer 
allzugroßen  Belastung  des  Vergnügungskontos  gipfelt.  Obwohl  ich 
damit  durchaus  nicht  einer  von  der  Innung  jährlich  in  kleinem 
Rahmen  veranstalteten  Festlichkeit  Berechtigung  absprechen  will, 
so  erscheinen  mir  dennoch  die  hierzu  aus  dem  Gewinn  der  Hefe- 
kassen herangezogenen  Summen  in  ihrer  Verwendung  sowie  Höhe 
anfechtbar.  Hieran  möchte  ich  als  Ausblick  in  die  Zukunft  einige 
Abhilfe  schaffende  sowie  weiter  fördernde  Argumente  anschließen. 

Als  erstes  zu  lösendes  Problem  gilt  es,  die  geeignete  führende 
Persönlichkeit  für  die  Innungen  zu  gewinnen,  von  deren  Intelligenz 
und  eingeschlagener  Leitung  das  Wohl,  Blühen  und  Gedeihen 
dieser  zum  großen  Teile  abhängt.  Ihr  ist  es  auch  möglich,  eine 
Besserung  des  schlechten  Besuches  der  Versammlungen  anzu- 
bahnen, indem  sie  ihr  ganzes  Streben  darein  setzen  muß,  diese 
möglichst  interessant  zu  gestalten,  was  geschehen  könnte,  indem 
mit  jeder  Versammlung  ein  kleiner  Vortrag  verbunden  würde, 
dessen  Thema  einen  gegenwärtig  aktuellen  Stoff  behandeln  müßte, 
der  besonders  auf  das  Bäckergewerbe  Bezug  hätte.  Zu  empfehlen 
wären  auch  einige  kurze  geschichtliche  Abrisse,  deren  Aneinander- 
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reihung  ein  möglichst  vollständiges  Bild  des  Bäckergewerbes  der 
betreffenden  Gegend  ergebe.  Die  sich  daran  anschließende  Dis- 
kussion fruchtbringend  zu  gestalten,  bliebe  Aufgabe  des  Vorstandes, 
der  dem  ersten  streng  geschäftlichen  Teil  der  Arbeit  einen  gemüt- 
lichen Akt  anschließen  könnte,  wobei  besonders  die  bei  den  rhein- 
hessischen Innungen  vorhandenen  Gesangvereine  zur  Verschönerung 
beisteuern  müßten.  Die  Pflege  der  Kollegialität  ist  neben  der  rein 
geschäftlichen  Arbeit  ein  hauptsächlich  zu  beobachtender  Faktor  zur 
Stärkung  des  gemeinsamen  Bandes  zwischen  den  einzelnen  Mit- 
gliedern. 

Eine  Erleichterung,  Vervollständigung  und  Erweiterung  der 
vereint  zu  lösenden  Aufgaben  würde  durch  eine  erhöhte  Beitrags- 
politik geboten  werden. 

An  der  Höhe  des  Beitrages  ist  zu  ersehen,  daß  die  Innung 
eine  Sache  von  Bedeutung  ist;  so  könnte  man  ohne  schwer- 
wiegende Bedenken  ruhig  zu  einer  Erhöhung  von  Mk.  6 auf 
Mk.  10  schreiten.  Damit  könnten  schließlich  alle  Bedürfnisse  der 
Innung  gedeckt  werden  und  wäre  dem  für  die  Dauer  unhaltbaren 
Zustande,  der  in  einer  Heranziehung  des  Gewinnes  der  Hefekasse 
der  betreffenden  Genossenschaft  zur  Deckung  der  Jahresdifferenzen 

gipfelt,  die  Spitze  gebrochen.  Die  Verwendung  der  hier  erzielten 

• • 

Überschüsse  zu  vorwiegend  sozialen  Zwecken,  wie  es  in  Mainz 
und  Worms  der  Fall  ist,  verdient  volle  Anerkennung;  die  da- 
durch erzielten  Leistungen  könnten  durch  Einschränkung  des 
Vergnügungskontos  kraft  gemeinsamer  Arbeit  in  dem  „Bäcker- 
zweigverbande  Hessen“  eine  beträchtliche  Vergrößerung  erfahren. 

Nimmt  man  einen  Durchschnittsumsatz  von  täglich  2 Pfd. 
Hefe  für  jeden  Betrieb,  was  nicht  zu  hoch  gegriffen  ist,  an,  so 
ergäbe  dies  für  das  Jahr  bei  einer  Mitgliederzahl  von  1370  des 
„Bäckerzweigverbandes  Hessen“  einen  Gesamtverbrauch  von 
1000100  Pfd.  Hefe.  Würde  man  es  in  jeder  Hefenkasse  so  ein- 
richten, daß  nach  Erledigung  aller  Verpflichtungen  für  jedes  ver- 
kaufte Pfd.  Hefe  nur  2 Pfg.  zinsbar  angelegt  werden  könnten 
(was  gewiß  möglich  wäre),  so  ergäbe  sich  für  das  Jahr  die  Summe 
von  Mk.  20000.  In  15  Jahren  hätte  der  Betrag  mit  Zins  und 
Zinseszinsen  zu  47o  nahezu  V-i  Million  erreicht;  somit  wäre  eine 
kräftige  finanzielle  Unterlage  geschaffen,  für  deren  Verwendung 
ich  nur  einige  andeutende  Vorschläge  unterbreiten  möchte. 

1.  Ausbau  und  Stärkung  des  Genossenschaftswesens,  in  der 
von  mir  bei  dessen  Behandlung  angedeuteten  Form,  der  ich  als 
geistiges  Kapital  die  Anschaffung  einer  guten  Literatur  zur  Seite 
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stellen  möchte.  Es  gehören  genaue  Kenntnisse  der  einschlägigen 
Verhältnisse  und  Bestimmungen,  gerader,  unbestechlicher  Rechts- 
sinn und  Arbeitsfreude,  ferner  die  Fähigkeit,  verwickelte  Fragen, 
wie  sie  in  der  Genossenschaft  öfters  auftauchen,  ruhig  selbständig 
zu  ergründen  und  zu  lösen,  zu  dem  notwendigen  Ausrüstungs- 
material eines  tüchtigen  Qenossenschaftspraktikers,  das  er  sich 
kraft  der  vorhandenen  Qenossenschaftsliteratur  aneignen  könnte. 

2.  Erweiterung  der  sozialen  Tätigkeit, 

a)  durch  Errichtung  der  in  Menge  noch  nicht  vorhandenen 
Unterstützungs-  und  Krankenkassen, 

b)  durch  Gründung  von  Fachschulen,  deren  Leitung  von  den 
an  die  Berliner  Versuchsanstalt  zur  Ausbildung  entsandten 
zahlreicheren  Kräfte  stattfände. 

3.  Schaffung  einer  Auskunftei  bei  der  Redaktion  der  hessi- 
schen Bäcker-Zeitung,  die  über  alle  technischen,  wirtschaftlichen 
und  rechtlichen  Fragen  den  hessischen  Bäckern  Auskunft  erteile. 

Die  vorgeschlagenen  Wege  basieren  auf  dem  Fortschritte  der 
genossenschaftlichen  Tätigkeit.  Sie  wird  somit  die  zukünftige 
Gestaltung  der  Innungen  tangieren,  die  sich  im  wesentlichsten  als 
eine  Funktion  des  Hefebezuges  darstelleg  wird.  Die  hierin  er- 
zielten finanziellen  V^orteile  bedeuten  zugleich  eine  Unterstützung 
und  Kräftigung  der  sozialen  Arbeit  und  Ersatz  der  wirtschaftlichen 
Mißstände,  deren  Hebung  und  vollständige  Beseitigung  nie  ge- 
lingen wird,  da  sie  sich  als  historisch  unheilbare  Krebsschäden 
repräsentierten. 

Genossenschafts-  und  Sozialpolitik  werden  somit 
die  zukünftigen  Arbeitsgebiete  bilden,  deren  Entwicklung 
schließlich  zu  dem  von  mir  an  die  Spitze  gestellten  Problem 
führen  wird,  das  jeder  Innung  anheimgestellt  bleibt  und  dessen 
gegenwärtige  und  zukünftige  Lösung  in  der  Wahl  der  hierzu  ge- 
eigneten Persönlichkeiten  gipfeln  wird. 

Von  ihrer  Intelligenz  und  Leitung  wird  die  weitere  Gestaltung 
der  Innungen  abhängen,  die  trotz  der  erwähnten  Erfolg  ver- 
sprechenden Arbeiten  stets  ein  nicht  zu  lösendes  Problem  in  den 
handwerklichen  Krebsschäden  finden  werden,  auf  deren  Eigentüm- 
lichkeit ich  in  einem  weiteren  Abschnitte  über  die  wirtschaftliche 
und  soziale  Lage  des  Bäckergewerbes  eingehen  werde. 


C.  Die  gegenwärtige  wirtschaftliche  und  soziale  Lage 


des  Bäckergewerbes. 


I.  Statistik  und  Technik. 

a)  Die  vorhandenen  Betriebsformen. 

1.  Entwicklung  an  Hand  der  Berufs-  und  Betriebszählungen 
von  1882,  1895,  1907;  Konzentrationsprozeß. 

Die  wirtschaftliche  und  soziale  Lage  des  Bäckergewerbes  Rhein- 
hessens erfordert  als  Fundament  eine  Untersuchung  seiner  auf- 
bauenden Organisationen  in  ihrer  geschichtlichen  Gestaltung,  wozu 
die  Betriebs-  und  Berufszählungen  von  1882,  1895  und  1907  das 
erforderliche  Material  liefern. 

Diese  rein  statistische  V'orstudie  zeigt  kein  gänzlich  klares 
Bild  des  Bäckergewerbes,  da  dieses  mit  dem  Konditorgewerbe 
vereint,  statistische  Behandlung  gefunden  hat,  die  für  die  Jahre 
1882,  1895,  1907  nicht  einheitlich  durchgeführt  ist,  sodaß  in  ge- 
ringen Fällen  die  Zahlen  des  gesamten  Großherzogtums  Hessen 
als  ergänzendes,  abrundendes  Urteil  herangezogen  werden  mußten. 

Zu  dieser  ungleichmäßigen  Behandlung  gesellt  sich  ein  für  den 
gestaltenden  Organisationsaufbau  des  Gewerbes  verfehltes  Verfah- 
ren. Das  diesen  zugrunde  gelegte  statistische  Betriebssystem  mit 
der  Unterscheidung  in  Groß-,  Mittel-  und  Kleinbetriebe  nach  den 
von  diesen  beschäftigten  Personen  ist  als  äußerst  mangelhaft  an- 
zusehen. Ein  weit  richtigeres,  wenn  auch  nicht  vollständig  über- 
sichtlicheres Bild  ergäbe  eine  aufgestellte  Produktionsstatistik  unter 
Berücksichtigung  aller  für  die  Produktion  in  Betracht  kommenden 
wichtigen  Faktoren.  Hier  müßte  man  besonders  der  Verwendung 
von  Motoren  und  Arbeitsmaschinen  ein  Hauptaugenmerk  zuwenden, 
die  ein  weit  ausschlaggebenderer  Faktor  für  die  Leistungsfähigkeit 
eines  Betriebes  und  dessen  Einreihung  zu  Klein-,  Mittel-  oder  Groß- 
betrieben ergäbe  als  die  Zahl  der  in  ihnen  beschäftigten  Personen. 
So  stellte  z.  B.  Arnold  für  München  fest,  daß  die  Leistungsfähigkeit 
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eines  Arbeiters  in  einer  modernen  Brotfabrik  doppelt  so  hoch  ist, 
als  die  in  einer  handwerksmäßig  betriebenen  Bäckerei  *)• 

Betrachten  wir  nach  dieser  Kritik  der  Statistik  zunächst  die 
Betriebssysteme  Rheinhessens;  sie  richten  sich  nach  den  Bedürf- 
nissen des  Kundenkreises  und  dessen  sozialer  Schichtung.  Ihre 
Gesamt-  sowie  morphologische  Entwicklung  verläuft  Hand  in  Hand 
mit  dem  zweifachen  Aufbau  Rheinhessens,  der  sich  in  einer  ge- 
werblichen und  agraren  Sphäre  kundgibt. 


Tabelle  II. 


Gesamtbevölkerung 

1SH2  1895  1907 

I^avon  land- 
wirtschaftl. 
Bevölkerfi. 

1907 

Ciesamtzahl 

der 

Betriebe 
1882  1895  UK)7 

Davon 

Haupt- 

betriebe 

1882  1895  1907 

sind 

Ncbcn- 

bctriebc 

1882  1895  ltW7 

Mainz  . . . 

102614  122472  1534.33 

14332 

179  201  298 

177  2(K) 

294' 

2 1 

4 

Alzey  . . . 

37427  39445  39885 

19325 

141  141  149 

1.35  124 

134 

6 17 

15 

Bingen  . . 

34843  38337  42094 

16497 

KK)  109  121 

94  102 

108 

6 7 

13 

Oppenheim  . 

4.3309  45315  46469 

25804 

1.59  148  147 

129  127 

140 

10:  21 

7 

Worms  . . 

61041  72209  88004 

19960 

183  211  264 

173  202 

259 

10  9 

5 

Rheinhessen  |279234  317778  36988S|  95918 

742  810  979|708  755  935:  .34  55 

44 

So  hatte  die  aus  Tabelle  II“)  ersichtliche  starke  Bevölkerungs- 
Vermehrung  der  gewerblichen  Distrikte  Mainz  und  Worms  eine 
entsprechende  Zunahme  der  Betriebe  überhaupt  zur  Folge,  die 
1882  1907  zwischen  81  und  109  schwankt  und  einen  scharfen  Kon- 
trast bildet  gegenüber  den  vorwiegend  agraren  Teilen  Oppenheim, 
Alzey,  Bingen,  die  infolge  der  nahezu  stillstehenden  Bevölkerung  nur 
eine  Betriebsvermehrung,  zwischen  8 und  21  schwankend,  aufweisen. 

Ebenso  ist  die  analytische  Gestaltung  der  Betriebe  und  die 
damit  zusammenhängende  Morphologie  des  Erwerbs  in  beiden 
Teilen  eine  verschiedene  und  läßt  Tab.  II  gemäß  zwei  deutlich 
getrennte  Perioden  unterscheiden,  deren  erste  1882/95,  charakteri- 
siert wird  durch  ein  starkes  Anschwellen  der  Hauptbetriebe  in  den 
gewerblichen  Distrikten  auf  Kosten  einer  äußerst  geringen  Zunahme 
der  Nebenbetriebe,  während  die  ländlichen  Gebiete,  mit  Ausnahme 
Bingens,  eine  Abnahme  der  Hauptbetriebe,  verbunden  mit  starker 
Zunahme  der  Nebenbetriebe  kennzeichnet.  1895/1907  zeigt  da- 
gegen hier  sowohl  wie  bei  der  gewerblichen  Sphäre  eine  Zunahme 
der  Hauptbetriebe,  die  nur  in  ihrem  Stärkegrade  differiert,  während 
die  Nebenbetriebe  in  den  gewerblichen  Teilen  zu-,  in  den  agraren, 
ausgenommen  Bingen,  abgenommen  haben. 

In  groben  Strichen  zusammengefaßt  bestätigt  dies  das  Vor- 
herrschen der  Nebenbetriebe  in  agraren  Teilen  gegenüber  den 

1)  Arnold,  Das  Bäcker^ewerlio  Münchens. 

2)  Berufs-  und  Betriebszähluni»  von  188.?,  1895,  1907. 
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gewerblichen.  Die  Bäckerei  als  Nebenerwerb  hat  in  den  letzten 
Dezennien  in  Rheinhessen  eine  VerrTiehrung  gefunden.  Während 
es  im  Jahre  1882  nur  72  Personen  waren,  die  sie  als  solche 
ausübten,  zeigte  das  Jahr  1907  schon  342.  Dagegen  ist  ein 
Rückgang  von  504  auf  466,  die  neben  der  Bäckerei  als  Haupt- 
beruf noch  nebenerwerbend  tätig  sind,  zu  konstatieren  *). 

Dieser  Nebenerwerb  erstreckt  sich  im  umfangreichen  Stile 
auf  die  Landwirtschaft,  Gast-  und  Schankwirtschaft.  Hier  und  da 
tritt  auch  Verbindung  mit  dem  Handel  (von  landwirtschaftlichen 
Düngermitteln  usw.)  auf.  Die  Kombination  zeigt  in  Stadt  und 
Land  in  den  verschiedenen  Gegenden  mancherlei  Abweichungen. 
Auf  dem  Lande  treiben  die  Bäcker  vielfach  zugleich,  sei  es  haupt- 
oder  nebenberuflich,  Landwirtschaft.  In  der  Stadt  dagegen  tritt 
häufiger  die  Verbindung  mit  dem  Handel  auf. 

Daß,  wie  von  sozialistischer  Seite,  namentlich  von  Kautsky“) 
behauptet  wird,  in  einer  solchen  Vereinigung  eine  Schädigung 
beider  zu  sehen  sei,  ist  von  Conrad  als  irrig  zurückgewiesen 
worden.  Es  ist  nicht  einzusehen,  warum  nicht  auch  der  haupt- 
sächlich hierfür  inbetracht  kommende  Landbäcker,  dem  neben  der 
vollkoinmenen  Befriedigung  der  Nachfrage  seiner  Kunden,  reiche 
Zeit  zur  Verfügung  steht,  diese  nicht  dazu  benutzen  könnte,  um 
ein  paar  Morgen  Feld  mit  Erfolg  zu  bestellen,  ohne  seinen  tüch- 
tigen Ruf  als  Bäcker  einem  Makel  auszusetzen.  Er  ist  vielmehr, 
wie  mir  vielseitig  bestätigt  wurde,  zur  Erhaltung  seiner  Existenz 
sogar  gezwungen,  diese  gegebene  Doppelkonstellation  einzunehmen, 
die  es  ihm  ermöglicht,  die  in  den  verschiedenen  Wirtschaften  er- 
zeugten Güter  zur  Steigerung  der  Produktivität  einer  oder  beider 
zu  verwenden.  Liefert  ihm  doch  die  Landwirtschaft  einen  nicht 
unwesentlichen  Teil  seiner  Rohmaterialien,  bestehend  in  Milch, 
Butter  und  Getreide,  welch  letzteres  als  Mehl  in  seinem  Gewerbe, 
als  Kleie  zur  Fütterung  seines  Viehbestandes  konsumiert  werden 
kann;  ein  Prozeß,  der  das  Wesen  des  Kapitals  als  konsumieren- 
des Produktionsmittel  und  produzierendes  Konsumptionsmittel  in 
einer  kleinen  Bedarfsdeckungswirtschaft  verkörpert. 

Dies  ist  das  Resultat  der  analytischen  Betrachtung,  die  sich  auf 
Haupt-  und  Nebenbetriebe  erstreckte.  Ein  weiterer,  fruchtbarer  Ge- 
sichtspunkt wird  sich  aus  einem  Vergleich  ihrer  persönlichen  Kräfte 
ergeben,  der  ein  Teil  der  Argumente  für  den  Verbreitungsgrad  des 
handwerksmäßigen  Kleinbetriebs  sowie  Großbetriebs  liefert. 

1)  Berufszählung  von  1882,  1895  und  1907. 

2)  Badtke,  Zur  Entwicklung  des  deutschen  Bäckergewerbes. 
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daß  der  verschwindend 
trieben  mit  6 und  mehr 


Betrachten  wir  zunächst  nach  Tab.  III 
das  Verhältnis  der  Allein-  und  Gehilfen- 
betriebe zueinander,  so  ist  bei  letzteren 
eine  stetige  Zunahme,  mit  Ausnahme  von 
Mainz,  von  1882 — 1907  zu  verzeichnen, 
die  jedoch  in  der  Periode  1882—95  eine 
stärkere  als  1895  — 1907  war,  und  beson- 
ders in  Bezug  auf  ihre  Intensität  in  dem 
gewerblichen  und  agraren  Teile  Verschie- 
denheiten aufweist. 

Die  allgemeine  Entwicklungstendenz, 
die  nach  Angaben  statistischer  Abhand- 
lungen auf  eine  Abnahme  der  Alleinbetriebe 
hinzielen  sollte,  trifft  jedoch  nur  1882  bis 
1895  zu;  1895 — 1907  ist  wieder  ein  lang- 
samer Aufstieg  zu  konstatieren,  der  ab- 
solut hinter  dem  der  Gehilfenbetriebe  zu- 
rückbleibt. Auf  welchen  von  diesen  das 
Schwergewicht  zu  legen  ist,  kann  nur  in- 
direkt unter  Heranziehung  der  Statistik  für 
das  gesamte  Großherzogtum  Hessen  ge- 
sagt werden. 

Tabelle  IV. 

Von  den  gezählten  Betrieben  in  der 
Bäckerei  und  Konditorei  sind 

Neben-  Hauptbetriebe 


betriebe 

1 Allein- 
1 betriebe 

Gehilfenbetriebe  mit 
1—5  Pers  6 u.  mehr 

1882 

1 

244 

806 

1312 

22 

1895 

294  : 

478 

1717 

82 

1907 

293 

585 

2039 

132 

Nach  Tabelle  IV  überwiegen  bei 
weitem  die  Betriebe  mit  1—5  Personen. 
Obwohl  innerhalb  derselben  ein  äußerst 
minimaler  Rückgang  vorherrscht,  machen 
sie  im  Jahre  1882  98,4  7o,  1895  95,5  7o, 
1908  94  7o  aller  (jehilfenbetriebe  aus,  so- 
kleine  Rest  von  6 7o  für  1907  den  Be- 
Personen  zufällt. 


1)  Berufs-  und  Betriebszählung  von  1882,  1895,  1907. 


I 
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Wie  hat  sich  nun  analog  diesen  Verschiebungen  innerhalb  der 
Betriebe  des  gesamten  Großherzogtums,  die  wir  auch  für  Rhein- 
hessen zugrunde  legen  können,  die  Zahl  der  in  ihnen  gesamt  be- 
schäftigten Personen,  sowie  der  Abhängigen  und  der  Unabhängigen 
gestaltet? 

Prozentual  betrachtet  fällt,  wie  Tab.  111  zeigt,  der  größte  Teil 
den  Gehilfenbetrieben  zu,  in  denen  von  1882  —95  eine  Vermehrung 
von  84  auf  93  erfolgte,  die  1907  unverändert  auf  demselben  Niveau 
stehen  blieb.  Inwieweit  sich  diese  auf  die  einzelnen  Gehilfen- 
gruppen erstreckt,  ist  mangels  statistischer  Belege  nicht  durchzu- 
führen. Entsprechend  dem  starken  Anteil  von  94 7o,  der  den  mit 
15  Gehilfen  arbeitenden  Betrieben  zufällt,  werden  diese  im 
Vordergrund  stehen.  Die  Alleinbetriebe  zeigen  gemäß  ihrer 
starken  Abnahme  von  1882 — 95  eine  entsprechende  Verminderung 
der  Personen  und  bleiben  1907  unverändert. 

So  ergibt  sich  als  Fazit  der  statistischen  Vorstudie  folgendes: 
Der  das  gewerbliche  Leben  der  letzten  Jahrzehnte  charakteri- 
sierende Konzentrationsprozeß  ist  in  geringen  Ansätzen  für  das 
Bäcker-  und  Konditorgewerbe  Rheinhessens  vorhanden.  Er  durch- 
läuft hier  zwei  Etappen,  die  sich  nur  im  Stärkegrade  unterscheiden. 
Als  Charakteristikum  der  ersten  von  82/95  zeigt  Tab.  V (s.  S.  94) 
eine  starke  absolute  und  relative  Betriebs-  sowie  Personenzunahme 
der  Gehilfenbetriebe,  der  ein  großes  Sinken  der  Alleinbetriebe 
parallel  läuft.  Die  Zahl  der  Unabhängigen  zu  den  Abhängigen  ist 
von  56,2  auf  62,4  gestiegen ; somit  ein  beredtes  Zeugnis  für 
die  Konzentration  in  Gehilfenbetrieben,  die  auch  für  die 
nächste  Epoche  1895—1907  zutrifft,  nur  in  etwas  schwächerem 
Maße,  in  den  Agrarschichten  stärker  zum  Ausdruck  gebracht,  wie 
in  gewerblichen  Gebieten.  Die  absolute  Gehilfenbetriebszunahme 
bleibt  um  12  gegenüber  der  von  1882—95  zurück,  übertrifft  jedoch 
die  der  Alleinbetriebe  von  1895—07  um  das  3/7  fache.  Auch 
hier  ruht  also  das  Schwergewicht  auf  den  Gehilfenbetrieben,  die 
sogar  eine  Tendenz  zu  Großbetrieben  zeigen,  was  durch  das  ver- 
hältnismäßig stärkere  Anwachsen  der  Personen  von  29,5  gegen- 
über den  Betrieben  22,6  bestätigt  wird. 

Jedoch  ist  gleichzeitig  eine  Schmälerung  ihres  Bereiches  zu 
konstatieren,  die  ausgeht  von  dem  handwerksmäßigen  Allein- 
betrieb, der  nach  Tab.  V im  Verhältnis  zu  ihnen  stärker  zu- 
genommen hat. 

Obwohl  diesem  geringen  Übergewicht  von  6,5  nur  wenig 
Bedeutung  beigelegt  werden  kann,  so  ist  damit  die  von  stati- 
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stischen  Bearbeitern  gestellte  Prognose,  die 
ein  Verschwinden  der  Alleinbetriebe  vor- 
aussah, für  Rheinhessen  als  unzutreffend 
zurückzuweisen.  Er  hat  sich  nicht  nur 
behauptet,  sondern  sogar  an  Boden 
gewonnen. 

Die  Gründe  liegen  zum  Teil  in  dem 
vorherrschenden  Mangel  an  ländlichen 
Bäckereiarbeitern,  was  noch  erörtert  wer- 
den wird,  zum  Teil  in  der  Anwendung  der 
modernen  Arbeitsmaschinen,  die  den  Klein- 
meister instand  setzen,  dieselbe  Produktion 
bei  einem  geringeren  Aufwand  von  Kapital 
und  Arbeit  zu  entfalten,  die  er  vorher  mit 
1 oder  mehreren  Gehilfen  vollzog.  Leider 
fehlen  zur  Beweiskraft  dieser  Tatsachen 
statistische  Belege,  die  sich  auf  eine  Ver- 
wendung der  verschiedenen  Maschinen  in 
den  einzelnen  Betrieben  erstrecken.  Dies 
wird  jedoch  bestätigt  durch  veranstaltete 
Umfragen,  die  alle  das  Vorhandensein  der 
für  den  Bäcker  notwendigsten  Maschinen 
aufwiesen. 

2.  Die  Bäckerei  der  „Mainzer  Spar-,  Konsum- 
und  Produktionsgenossenschaft“  in  ihrer 
technischen  und  wirtschaftlichen  Lage. 

Als  Prodotyp  ergibt  sich  somit  für 
Rheinhessen  der  handwerksmäßige  Klein- 
und  Mittelbetrieb,  dem  nur  vereinzelt 
größere  Betriebe  zur  Seite  stehen.  Unter 
ihnen  ist  der  wichtigste  die  Bäckerei  der 
„Mainzer  Spar-,  Konsum-  und  Produktions- 
genossenschaft“. Da  diese  nahezu  auf 
vollkommener,  technischer,  sanitärer  und 
hygienischer  Höhe  steht,  was  sich  bei  der 
Schilderung  des  Produktionsherganges 
zeigen  wird,  bedeutet  ihre  Betrachtung 
zugleich  eine  allgemeine  Schilderung  des 
gegenwärtigen  Fortschritts  im  Bäckerge- 
werbe. 
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Die  Bäckerei  ist  in  einem  eigenen  viergeschossigen  Gebäude 
von  einer  Länge  von  34  m und  17  rn  Tiefe  untergebracht,  ln  einem 
geräumigen  reinlichen  Lagerraum  der  3.  Etage  befinden  sich  die 
verschiedenen  Sorten  Mehl,  deren  intensive  Mischung  mittels  zweier 
Schneckengänge  auf  einer  großen  Mehlmisch-  und  Siebeinrichtung 
vorgenommen  wird. 

Das  so  von  allen  fremden  Bestandteilen  gereinigte,  aufgelockerte 
und  somit  in  seiner  Backfähigkeit  um  2 — 3 ”/o  besser  als  das  mit  der 
Hand  gesiebte  Mehl  gelangt  im  richtigen  Verhältnis  gemischt  in  die 
Silos,  deren  Zahl  und  Größe  den  gewünschten  Mischungen  entspricht. 

Das  für  die  verschiedenen  Sorten  Brot  und  kleine  Brötchen 
zum  Verbrauche  somit  vollständig  fertige  Mehl  wird  alsdann  in 
die  im  2.  Stock  befindlichen  Knet-  und  Mischmaschinen  geleitet, 
die  infolge  ihrer  wegfahrbaren  unteren  Schale  auf  einer  unter  den 
Silos  vorhandenen  Wage  das  erforderliche  Gewicht  von  Mehl  auf- 
nehmen können.  Die  Schale  bildet  den  eigentlichen  Knettrog  und 
besitzt  eine  runde  Form,  die  sich  bei  der  Teigbereitung  um  ihren 
Mittelpunkt  dreht,  ln  sie  greift  frei  von  oben  ein  Knetarm,  der 
durch  ein  hinter  der  Schale  angeordnetes  Triebwerk  in  eigenartige, 
d.  h.  knetende,  reibende  und  ziehende  Bewegung  versetzt  wird, 
derart,  daß  er  zunächst  den  flachgewölbten  Boden  und  teilweise 
die  vordere  Wand  der  Schale  von  der  Mitte  aus  bestreicht  und 
dann  mit  erhöhter  Geschwindigkeit  bis  über  den  Schalenrand  zur 
Mitte  der  Teigschale  aufsteigt.  Hierdurch  wird  der  Teig  wie  von 
Hand  geknetet,  hoch  aufgezogen,  locker  und  luftig  gearbeitet. 

Die  Schale  kann  unter  dem  Kneter  hinweg  aus-  und  einge- 
fahren werden,  ohne  daß  letzterer  zuerst  umgesteckt  bezw.  hoch 
oder  tief  gewunden  zu  werden  braucht. 

Die  Mischwirkung  der  Maschine  ist  infolge  der  rotierenden 
Schale  gleichfalls  ausgezeichnet;  selbst  bei  stärkster  Füllung  wird 
etwa  nachgeschüttetes  Mehl  oder  Wasser  sehr  schnell,  glatt  und 
gleichmäßig  eingeknetet. 

Da  nicht  ständig  der  ganze  Teig  sich  in  Bearbeitung  befindet, 
sondern  immer  nur  der  gerade  vom  Kneter  erfaßte  — also  genau 
nach  dem  Vorgang  der  Handarbeit  — so  hat  der  übrige  größere 
Teil  dazwischen  wieder  Zeit,  sich  zusammenzuziehen  (auszuruhen), 
wodurch  ganz  besonders  Weißbrotteige  an  Güte  gewinnen. 

Die  wegfahrbare  Teigschale  besitzt  im  allgemeinen  den  Vor- 
teil, daß  man  darin  den  Vorteig  hersteilen,  zur  Reife  kommen 
lassen,  daraus  den  Hauptteig  anfertigen  und  letzteren  schließlich 
zum  Wirktisch  fahren  kann,  ohne  daß  — wie  dies  bei  Maschinen 


96 


mit  festem  Trog  geschieht  der  Teig  von  einem  Behälter  in 
einen  anderen  geschüttet  zu  werden  braucht. 

Die  Schale  ist  in  Höhe  und  Tiefe  ähnlich  der  gewöhnlichen 
Backmulde,  d.  h.  so  bemessen,  daß  der  Teig  daraus  zum  Ab- 
wägen usw.  bequem  ausgebrochen  werden  kann,  ohne  ein  Um- 
kippen erforderlich  zu  machen. 

Das  zum  Kneten  des  Teiges  erforderliche  Wasser  wird  der 
Knetmaschine  zweckmäßig  von  einem  Wasser-,  Misch-  und  Meß- 
gefäß zugeführt,  das  an  der  Wand  seitlich  hinter  der  Knetmaschine 
angebracht  ist  und  mittels  einer  drehbaren  Rohrleitung  mit  dem 
Trog  der  Knetmaschine  in  Verbindung  gebracht  wird. 

Das  Gefäß  dient  zum  Mischen  des  kalten  und  warmen 
Wassers,  das  in  seiner  Temperatur  sowie  Quantität  genau  an  vor- 
handenen Meß-  und  Wärmemessern  festgestellt  werden  kann. 

Von  den  6 aufgestellten  Knetmaschinen  ist  jede  imstande 
innerhalb  7 Minuten  3 Zentner  Teig  zu  verarbeiten,  der  alsdann 
in  die  im  Parterre  befindlichen  Teigteilmaschinen  gelangt. 

Hier  wird  für  die  verschiedenen  Brotsorten  die  Teilung  auto- 
matisch vollzogen,  wobei  sogleich  das  Wiegen  mit  besorgt  wird. 
Der  gewaltige  ökonomische  Vorteil  dieser  Maschinen  spricht  aus 
den  Ziffern  von  1911  — 12,  wobei  von  jährlich  10202  gesamt  ge- 
leisteten Schichten  ihr  allein  700  zufielen.  Ein  gleichmäßiges 
Gewicht,  das  infolge  der  verschiedenen  Festigkeit  der  Teige  nicht 
immer  vorhanden  ist,  wird  mittels  eines  verstellbaren  Gewichts- 
regulators erzielt. 

Die  geteilten  und  abgewogenen  Mengen  werden  von  der  Ma- 
schine auf  ein  rotierendes  Transportband  geworfen  und  finden, 
soweit  sie  für  Brot  bestimmt  sind,  mit  der  Hand  die  nötige  Run- 
dung, während  die  Teigstücke  für  Kleinbrötchen  mittels  besonderer 
Teilmaschinen,  die  jedesmal  30  Stück  produzieren,  geteilt  werden 
und  alsdann  weiterer  handlicher  Bearbeitung  harren.  Diese  hier 
noch  einzige  Handarbeit  des  Wirkens  soll  in  nächster  Zeit  durch 
eine  in  Betrieb  vorhandene  Teigwirkmaschine  ausgeführt  werden, 
deren  Leistung  etwa  6000  Stück  pro  Stunde  beträgt. 

Dem  sanitären  und  betriebstechnischen  Vorteil  dieser  Teig- 
und  Wirkmaschinen  steht  ein  Nachteil  gegenüber,  der  in  der  Festig- 
keit der  Teige  infolge  der  starken  Pressung,  sowie  in  der  nicht 
runden  Formung  beruht.  Dennoch  zieht  das  Publikum,  nachdem 
es  sich  daran  gewöhnt  hat,  die  maschinell  hergestellten  Brote 
den  handwerksmäßig  produzierten  vor. 
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Das  gewirkte  Brot  un'd  die  Brötchen  gelangen  alsdann  auf 
ausfahrbare  Gär-  und  Brotständer  und  von  hier,  nachdem  sie 
die  nötige  Gare  zeigen,  in  die  Auszugsdampfbacköfen. 

I Diese  sind  mit  Ausnahme  der  Umfassungsmauern  und  Feuer- 

wände ganz  aus  Eisen  und  Stahl  sorgfältigst  ausgeführt.  In  be- 
sonderen Fällen  können  auch  die  Umfassungswände  aus  doppelten, 
innen  isolierten  Blechwänden  hergestellt  werden,  was  da  z.  B. 
zweckmäßig  sein  wird,  wo  man  über  die  nötigen  Arbeiter  oder 
Baumaterialien  nicht  verfügt,  wo  wenig  Platz  vorhanden  oder  auch 
der  Ofen  provisorisch  montiert  und  wieder  versetzt  werden  soll. 

Der  Backraum  und  die  Feuerung  sind  durch  eine  starke,  zum 
Teil  aus  speziell  feuerfestem  Material  hergestellte  Mauer  getrennt, 
sodaß  in  keinem  Falle  Rauch-  oder  Verbrennungsgase  und  ebenso- 
^ wenig  Kohlen-  oder  Aschenbestandteile  in  den  Backraum  ge- 

I langen  können. 

Die  Heizung  des  Backraumes  geschieht  durch  eine  bestimmte 
I Anzahl  an  beiden  Enden  zugeschweißter  Heizröhren,  die  teilweise 

mit  Flüssigkeit  gefüllt  sind,  und  von  denen  das  eine  Ende  der 
Wirkung  des  Feuers  ausgesetzt  ist,  während  deren  größere  Länge 
in  den  Backraum  reicht  und  diesen  erwärmt.  Die  Röhren  selbst 
bestehen  aus  nahtlosem  Stahl,  sind  von  größtem  Heizeffekt  und 
auf  verschiedenartige  Druckbeanspruchung  geprüft. 

Die  Vorteile  der  Dampfbacköfen  bestehen  in  einer  geringen 
Reparaturbedürftigkeit.  Die  Art  der  Ausführung  der  Öfen  macht 
eine  Reparatur  der  Eisenteile  auch  nach  langem  Betriebe  unnötig. 
Zu  diesem  kommt  die  höchste  Ausnützung  des  Brennmaterials 
und  daher  bedeutende  Ersparnis  an  Betriebskosten,  verglichen  mit 
einfachen  Öfen,  Heißluft-,  Unterzugs-  und  auch  Wasserheizungs- 
öfen anderer  Systeme;  drittens  schließlich  die  Unabhängigkeit  der 
beiden  übereinanderliegenden  Ofenkammern  und  Herde.  Jede  der 
^ beiden  Ofenkammern  besitzt  ihre  eigenen  Armaturen,  Schwaden- 

; apparat  und  Schwadenschieber.  Auf  jeden  Herd  kann  jede  be- 
liebige Backware  aufgelegt  werden,  ohne  daß  der  eine  Herd  den 
andern  in  irgend  einer  Weise  beeinflußt,  sodaß  bei  richtiger  Be- 
dienung der  Betrieb  als  kontinuierlich  zu  betrachten  ist,  weil  die 
kurze  Zeit,  die  nötig  ist,  um  die  Herde  zu  leeren  und  wieder  zu 
belegen,  beinahe  stets  genügt,  um  die  Öfen  wieder  auf  die  Back- 
I temperatur  zu  bringen. 

i So  ermöglichen  die  6 aufgestellten  Öfen  eine  Produktion 

■*_  von  nahezu  1500  Broten  pro  Tag,  da  jeder  Ofen  stündlich  bei 
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schon  ein  gewaltiger  Vorteil  bei  der  maschinellen  Produktion  von 
Brot  und  Brötchen.  Kuchen  und  anderes  Gebäck  werden  nur 
Samstags  hergestellt. 

Diese  äußerst  vollkommene  technische  Ausrüstung  bietet  zu 
gleicher  Zeit  Gewähr  für  die  vorherrschende  Hygiene,  für  deren 
weitere  Förderung  stattlich  eingerichtete  Arbeitsräume  Sorge  tragen, 
deren  Wände  über  die  halbe  Höhe  mit  weißen  Platten  getäfelt, 
und  deren  Fußböden  mit  starken  weißgrauen  Platten  belegt  sind. 
Als  Arbeitstisch  dienen  lange  Marmorgestelle. 

Die  Arbeiter  selbst  sind  verpflichtet,  vor  und  nach  der  Arbeit 
in  den  ausgeführten  Badeanlagen  Wanne-  oder  Brausebäder  zu 
nehmen.  Somit  ist  der  oberste  Grundsatz  der  Bäckerei,  größt- 
mögliche Reinlichkeit,  die  für  ein  gesundheitlich  einwandfreies 
Gebäck  die  höchste  Sicherheit  bietet,  hier  verkörpert. 

Die  volkswirtschaftliche  Bedeutung  dieser  Bäckerei  spiegelt 
sich  in  ihrer  in  Hauptzügen  erörterten  geschichtlichen  Entwicklung 
wieder.  Die  im  April  1907  vollzogene  Gründung  fiel  in  ein  Jahr 
der  höchsten  Mehlpreise  und  wurde  noch  durch  ausgestreute 
Gerüchte  erschwert,  die  von  einem  ungeheuren  Verlust  sprachen, 
der  aus  dem  billigen  Brot  und  teuren  Mehlpreisen  resultiere.  Das 
dadurch  in  die  Reihe  der  Genossen  gesäte  Mißtrauen  erwies  sich 
als  trügerisch,  was  bei  der  veröffentlichten  Bilanz  bestätigt  wurde. 

Der  Umsatz  betrug  bereits  in  den  ersten  5 Monaten  (Mai 
bis  30.  September  1907)  120023  Brote  ä 4 Pfd.,  26696  Brote 
ä 2 Pfd.,  3 285  Kucben,  805  056  Brötchen^)  und  erfuhr  in  den 

Tabelle  VI. 


1907  8 

1 1908  9 

1909/10 

1910/11 

1 1911/12 

Brote  I.  Sorte  4 Pfund 

54542 

78800 

172867 

290264 

340282 

1 2 

39676 

: 558.12 

68476 

85764 

108469 

»»  II*  »*  4 ,, 

195930 

2580<)2 

418151 

503448 

709802 

,,  11.  „ 2 „ 

70878 

! 920.10 

: 112628 

129552 

175218 

» III*  « 4 „ 

130852 

! 1284.52 

194793 

142465 

157452 

Bauernbrote 

22335 

17868 

17761 

14607 

15267 

Roggenbrote  

1 

7069 

9521 

5603 

5497 

Weiße  Tafelbrote  . . . 

4228 

43.55 

4095 

3331 

3677 

Korinthenbrote  .... 

4842 

7613 

6959 

5199 

6501 

Kuchen  

17594 

1173.55  1 

65019 

73453 

109852 

Brötchen 

2927067] 

3532093 

3831203 

3835072 

4.394650 

Der  erzielte  Verkaufsvvert  bei 

einer  Zugrundelegung  der  Mainzer 

Mk. 

Mk. 

Mk. 

Mk. 

Detailpreise  betrug  . . 

* • • • 

443627.92 

623067.14 

670420.77 

858346.92 

Davon  entfallen  auf  Frühstücks- 

1 

brötchen 

# • • • 

85984.51! 

93705.71 

95804.05 

113915.80 

1)  Bericht  der  Mainzer  Spar-,  Konsum-  und  Produktionsgenossenschaft 
e.  G.  m.  b.  H.  1907. 
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Auf  100  A\k. 
Umsatz 
fallende 
Gesamt- 
unkosten 

Mk. 

Tf  ro  LO  Tf 

1 O 00  O r-J 

* * rvi  fsi  r4 

1-^  ^ ^ 

)sten 

Diverse 

Unkosten 

Mk. 

3322.40 

10138.60 

10502.74 

16698.92 

17422..39 

chäftsunkc 

Abschreib. 

und 

Miete 

Mk. 

3307.07 

9074..57 

8463.83 

9884.05 

14000.62 

Ges 

Löhne 

Mk. 

10726.84 
31 578.70 

37 109.43 
47178.12 

53649.43 

Rein- 

gewinn 

Mk. 

7578.— 

11136.34 

7076.65 

25547.66 

24154.82 

Der  erzielte 
Brutto- 
gewinn 
betrug 

Mk. 

17472.09 

61928.21 

63162.65 

99308.75 

109227.26 

Pro  Mann  und 
Schicht  wurden 
bei  Zugrunde- 
legung d,  Main- 
zer Detailpreise 
hergestellt 
Mk. 

80.54 

85.80 

82.10 

84.10 

Die 

jährliche 
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Schichten 
betrug 
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10202 

ftigt  als 

1 Hilfspers. 
|vorwiegend 
Weckaus- 
trägerinnen 

<N  Tf  ro  ro  rc  O 
(M  fSJ  rvj  fM  (Nj  <N 

beschä 

Ex- 

pedient 

1 1 

waren 
1 Bäcker 

fO  ro  sC  (Nj  O 

^ CM  (N  (M 

Es 

Back- 

meister 

" ^ ^ ^ 

1 1 

! 1 

1 ' 

i ! 

O ^ fsj 
t^OO^pv  ^ ^ ^ 

;o  ^oc 

O'  O'  O'  O'  O' 

folgenden  Jahren  eine  rapide  Steige- 
rung, was  Tabelle  VI  zum  Ausdruck 
bringt. 

Parallel  dieser  Umsatzsteigerung 
verlaufen  die  verwandten  Arbeitskräfte, 
Kosten  und  erzielten  Gewinne,  wie  aus 
Tabelle  VII  ersichtlich^). 

Aus  ihr  spricht  als  wichtigstes  Mo- 
ment, daß  bei  einer  prozentualen  Ver- 
minderung der  Gesamtunkosten  gleich- 
zeitig eine  größere  Produktivität  erzielt 
wurde,  die  in  den  absoluten  Schicht- 
leistungen sowie  den  aus  Tabelle  VII 
pro  Mann  und  Schicht  berechneten 
Zahlen  zum  Ausdruck  kommt.  Ihnen 
ging  auch  eine  ständige  Vermehrung 
des  Bruttogewichtes  zur  Hand;  der  Rein- 
gewinn dagegen  zeigt  mit  Ausnahme 
des  Jahres  1908/9  eine  geringe  gegen- 
wärtige Schmälerung,  die  sich  auf  die 
mit  der  Umsatzverteilung  zusammen- 
hängenden Unkosten  und  den  ungün- 
stigen Einkauf  von  Rohmaterialien  zu- 
rückführt. 

Der  Vertrieb  der  gewaltigen  Um- 
sätze geschieht  durch  ca.  13  Verteilungs- 
stellen und  die  Konsumvereine  zu  Wies- 
baden und  Biebrich.  Die  diesen  ge- 
lieferten Backwaren  werden  nicht  zu 
dem  in  Mainz  gültigen  Detailpreis  be- 
rechnet; es  wird  ihnen  vielmehr  zur 
Deckung  ihrer  Verkaufsspesen  ein  ent- 
sprechender Nachlaß  gewährt,  der  sich 
infolge  des  beträchtlichen  Umsatzes  als 
beinträchtigender  Faktor  des  Reinge- 
winnes herausstellt. 

So  beliefen  sich  die  Lieferungen 
an  die  Konsumvereine  Wiesbaden  und 
Biebrich  i.J.  1909/10  auf  Mk.  189773.60, 


I)  Berichte  der  Mainzer  Spar-,  Konsum-  und  Produktionsgenossenschaft 
e.  G.  m.  b.  H.  1907—1912. 


--  lüÖ 


1910/11  Mk.  227675.13,  191 1/12  Mk.  321 700.30.  Legt  man  für 
die  Berechnung  der  diesen  gewährten  Verkaufsspesen  nur  2 "/o 
zugrunde,  so  ergeben  sich  schon  erhebliche,  den  Reingewinn 
schmälernde  Summen,  die  noch  vergrößert  werden  durch  die  den 
Verkaufsstellen  (13  Stück)  unter  Abzug  der  Verkaufs-  und  Trans- 
portspesen gutgeschriebenen  Beträge  der  zum  Verkaufe  gelieferten 
Backwaren. 

Dies  mögen  die  für  die  Jahre  1908/9  und  1911/12  heraus- 
gegriffenen Zahlen  beweisen. 

Die  für  die  Gesamtproduktion  1908/9  erzielten 

Einnahmen  ergaben Mk.  387.425.35 

Der  Verkaufswert,  der  erzielt  worden  wäre  bei 
einer  Zugrundelegung  der  in  Mainz  gültigen  Ver- 
kaufspreise, beträgt „ 443.627.52 

mithin  ein  in  Folge  der  gewährten  Nachlässe  er- 
zielter Mindergewinn  von Mk.  56.202.17 

der  sich  in  den  Transport-  und  Verkaufsspesen  repräsentiert. 

Der  für  1911/12  erzielte  Mindergewinn  beträgt  Mk.  94.859.29, 
da  den  wirklichen  Einnahmen  von  Mk.  763.487.63  ein  Verkaufs- 


wert von  Mk.  858.346.92  gegenübersteht. 

Zu  diesem  hemmenden  Qewinnfaktor  tritt  der  verfehlte  Ein- 
kauf von  Rohmaterialien  als  zweites  wichtigstes  Moment  hinzu. 
Welche  beträchtlichen  Summen  dabei  mitspielen,  mögen  die  Zahlen 
der  Jahre  1910/11  und  1911  12  zeigen^). 


Es  wurden  verausgabt  für  1910/11  1911/12 

Weizenmehl  .Mk.  272.752.47  Mk.  356.415.14 

Roggenmehl  „ 166.063.02  „ 247.966.28 

Hefe  „ 4.840.24  „ 6.129.45 

Milch  „ 9.149.40  „ 11.597.— 

Butter  und  Fettwaren  „ 11.261.83  „ 15.280.40 

Zucker  „ 1.134.35  „ 2.121.70 

Salz  „ 4.403.27  „ 6.558.20 

Obst,  Korinthen  und  Rosinen  „ 1.295.06  „ 1.658.48 

In  den  genannten  beiden  Faktoren,  jedoch  vorwiegend  den 
Transport-  und  Verkaufsspesen,  liegt,  wie  aus  den  angeführten 
Zahlen  ersichtlich,  die  Begrenzung  des  Großbetriebs.  Er  kann 


trotz  Verwendung  modernster  Maschinen,  trotz  seiner  hygienischen 
und  sanitären  Vorteile  sowie  günstiger  Lohn-  und  Arbeiterverhält- 


nisse seine  Produktion,  die  sich  im  wesentlichen  auf  Brot  und 

1)  Mainzer  Spar-,  Konsum-  und  Produktionsgenossenschaft  e.  G.  m.  h.  H. 
Berichte  1910—12. 
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Kleinbrötchen  erstreckt,  nur  bis  zu  einem  bestimmten  Grade  aus- 
dehnen. Dieser  Produktionsgrad  hängt  von  dem  Radius 
des  ihn  umgebenden  Absatzgebietes  ab.  Eine  Über- 
schreitung von  dessen  Maximallänge  bedeutet  unrationelles  Arbeiten. 

Somit  ist  die  von  ihm  ausgehende  schädigende  Konkurrenz 
ebenfalls  nur  eine  begrenzte,  jene  Klein-  und  Mittelbetriebe  be- 
treffend, die  innerhalb  des  Kreises  liegen,  der  den  vorgeschriebenen 
Maximalradius  besitzt.  Diese  Betriebe,  vorwiegend  die  der  Stadt 
Mainz,  haben  als  einzige  Waffe  und  Vorteil  gegenüber  dem  Groß- 
betrieb den  ständigen  innigen  Kontakt  mit  der  Kundschaft,  sowie 
die  Erfüllung  der  von  dieser  geäußerten  Wünsche,  die  in  einer 
Spezialisation  und  Qualitätsware  gipfeln. 

Damit  bin  ich  bereits  in  den  Bereich  des  Klein-  und  Mittel- 
betriebs gekommen,  dessen  gegenwärtige  wirtschaftliche  Lage  nun 
betrachtet  werden  soll. 


3.  Der  für  Rheinhessen  typische  Klein-  und  Mittelbetrieb  in  seiner 

gegenwärtigen  wirtschaftlichen  Lage. 

Wirtschaftliche  Schäden  Konkurrenz;  Tauschhandel;  Borgunwesen; 

Übersetzung  (kritisch  dargestellt). 

Der  vorherrschende  rheinhessische  Klein-  und  Mittelbetrieb 
zeigt  die  charakteristischen  Merkmale  eines  für  eine  Bedarfs- 
deckungswirtschaft arbeitenden  Betriebs,  die  wir  in  ihren  Einzel- 
heiten an  der  Verfolgung  des  Produktionsherganges  herausarbeiten 
können. 

Der  für  die  Produktion  notwendige  Bedarf  an  Rohmaterialien, 
in  der  Hauptsache  das  Mehl,  wird  im  wesentlichen  direkt  von  den 
kleineren  Landmühlen  in  Rheinhessen,  die  meistens  auch  das 
Korn  des  Bäckers,  soweit  er  zugleich  Landwirt  ist,  mahlen  oder 
durch  Vermittlung  von  Händlern,  im  Dienste  der  rheinischen 
Großmühlen  stehend,  gedeckt.  Die  fast  tägliche  Berührung  beider 
mit  dem  ihnen  innigst  vertrauten  Kundenkreis  sichert  den  Händlern 
wie  den  kleineren  Landmüllern  einen  ständigen  Absatz,  der  keines- 
wegs durch  eine  etwaige  starke  Konkurrenz  zwischen  beiden  ge- 
schmälert wird.  Ein  direkter  Bezug  von  Großmühlen  tritt  äußerst 
selten  auf,  da  diese  höhere  Preise  als  die  von  ihren  Vermittlern 
gestellten  verlangen.  Die  von  den  Lieferanten  aufgestellten  Zah- 
lungsbedingungen lauten  meistens  bei  Barzahlung  1 7o  Diskont; 
die  Kreditgewährung  beläuft  sich  auf  3 Monate;  bei  Überschrei- 
tung dieser  Frist  sind  5 — 67o  Zinsen  zu  bezahlen. 

Die  Produktion  selbst  erstreckt  sich  zum  weitaus  größten 
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Teil  auf  Schwarz-  und  Weißbrot  sowie  Kleingebäck  und  findet 

unter  Anwendung  der  dem  Gewerbe  besondere  Vorteile  bietenden 

Maschinen  statt.  Ein  technisch  rückständiges  Gewerbe  liegt  für 

Rheinhessen  nicht  vor.  Viele  Bäcker  benutzen  die  hier  vorhandenen 
« • 

Uberlandzentralen  zur  elektrischen  Speisung  ihrer  Maschinen. 

In  fast  jeder  Bäckerei  findet  man  die  für  die  Reinigung  des 
Mehles  notwendigen  Siebmaschinen. 

Das  Bearbeiten  des  Teiges  mittels  Knetmaschinen  hat  nur 
bei  den  größeren  Betrieben  Eingang  gefunden,  da  für  den  Klein- 
betrieb die  Anlagekosten  dieser  Maschinen  zu  hoch  sind,  und  eine 
günstige  rationelle  Ausnützung  infolge  der  geringen  Produktion 
nicht  erzielt  wird.  Dies  bestätigen  die  vom  Zentralverband  der 
Bäcker  und  Konditoren  für  1912  ermittelten  Zahlen: 


Mainz 

Alzey 

Bingen 

Worms 


Betriebe  überhaupt 

Betriebe  mit 
Knetmaschinen 

Auf  1000  Betriebe  kom- 
men mit  Knetmaschinen 

155 

28 

181 

22 

4 

182 

25 

11 

440 

95 

6 

63 

Die  Zahlen  verstehen  sich  nur  für  genannte  Städte  (nicht  Kreise). 
Auffallend  ist  dabei  der  gewaltige  Vorsprung  Bingens,  wo  nahezu 
50 "/u  aller  Betriebe  die  Knetmaschinen  eingestellt  haben.  Der 
Grund  liegt  in  dem  besonders  günstigen  elektrischen  Antrieb,  der 
hier  bei  weitem  billiger  ist  als  bei  den  anderen  Städten. 

Für  die  nach  der  Bearbeitung  des  Teiges  vorgenommene 
Zerteilung  bedient  man  sich  durchweg  in  allen  Bäckereien  der 
kleineren  Teigteilmaschinen,  die  für  die  Herstellung  kleiner  Bröt- 
chen von  jedem  Bäcker  als  Zeit  und  Arbeit  ersparender  Faktor 
erkannt  wurde. 

Selbst  der  Backprozeß  findet  zum  Teil  schon  mit  modern 

• • 

eingerichteten  Ofen  statt,  ln  vereinzelten  Fällen  sind  Dampfback- 
öfen, vereinfachte  Zweidecköfen,  gebaut,  mit  den  gegenwärtig 
praktischsten  Einrichtungen  versehen,  die  man  stets  den  Lokal- 
verhältnissen angepaßt  hat.  Gerade  letztere  (das  sind  Zweidecköfen) 
haben  bei  einer  Reihe  von  Landbäckern  Eingang  gefunden,  die 
sie  allerdings  nur  bei  besonderen  Festlichkeiten,  die  über  den  ge- 
wöhnlichen Produktionsrahmen  hinausgehende  Anforderungen 
stellen,  vollständig  ausnutzen.  Der  weitaus  verbreitetste  Ofen  ist 
der  „Deutsche  Kohlenofen  mit  direkter  Feuerung“,  der  für  besonders 
schwere  Roggenbrote  den  Dampf-  oder  Kanalöfen  vorgezogen  wird. 

Dies  sind  die  wesentlichen,  jedem  rheinhessischen  Betriebe 


103 


anhaftenden  technischen  Elemente,  die  hier  und  da  einen  größeren 
Ausbau  erfahren,  der  sich  stets  dem  zu  deckenden  Bedarf  anpaßt. 

Dieser  ist  meistens  ein  steter,  gleichmäßiger,  nur  in  ver- 
einzelten Fällen  von  geringen  volkswirtschaftlichen  Faktoren  be- 
einflußt. So  zeigen  die  ländlichen  Distrikte  im  Sommer  nament- 
lich zur  Erntezeit  infolge  des  Zustroms  der  erforderlichen  polnischen 
Arbeitskräfte  eine  scharfe  Anspannung  der  Produktion,  die  bei 
den  jährlichen  Festen,  wie  Ostern,  Pfingsten  und  Weihnachten 
periodisch  wiederkehrt.  Reichliche  Kartoffelernten,  die  als  Begleit- 
erscheinungen eine  beträchtliche  Schweinehaltung  aufweisen,  sind 
die  wesentlichsten  auf  die  Produktion  hemmend  wirkenden  Faktoren. 
Von  äußerst  minimaler  Bedeutung  ist  die  soziale  Schichtung  des 
Kundenkreises;  dagegen  bildet  sie  in  den  gewerblichen  Sphären 
den  Hauptfaktor,  der  für  die  Größe  der  Produktion  ausschlag- 
gebend ist.  Die  industriestarken  Städte  Worms  und  Mainz  zeigen 
jedoch  trotz  der  großen  Arbeitermassen  nur  vereinzelt  größere 
und  mittlere  Betriebe;  eine  Bildung  von  Großbetrieben  gelang  es 
zum  Teil  den  Innungen  durch  die  Verteilung  des  Bedarfs  in 
diesen  Zentren  zu  vermeiden;  sie  zeigt  in  einer  anderen  Hinsicht 
auch  noch  Bedenken,  die  sich  in  der  Zerstreuung  der  Arbeiter- 
massen in  den  umliegenden  Orten  wiederspiegeln,  sodaß  der 
geringe  ansässige  städtische  Arbeiterteil  nur  einen  minimalen 
Kundenkreis  darstellt,  der  nur  in  vereinzelten  Fällen  dem  rationellen 
Großbetrieb  Gewähr  für  seine  dauernde  Existenz  böte. 

Es  ist  somit  das  Nichtvorhandensein  zentralisierter  Absatz- 
gebiete, das  eine  Schaffung  von  größeren  Mittelbetrieben  erschwert. 
Sie  treten  nur  auf,  wo  die  gegebenen  Absatzunterlagen  vorhanden 
sind,  was  vereinzelt  in  den  größeren  Städten  Mainz  und  Worms 
der  Fall  ist.  Dennoch  beeinträchtigen  hier  die  von  ihnen  aus- 
gehenden Preisunterbietungen  in  erheblichem  Maße  den  Absatz 
der  städtischen  und  der  an  die  Stadt  angrenzenden  ländlichen 
kleineren  Betriebe. 

Auch  das  platte  Land  unterliegt  noch  zum  Teil  der  Konkurrenz 
von  Großbetrieben  (Brotfabriken),  die  außerhalb  Rheinhessens 
liegen.  So  ist  es  vorwiegend  der  Versand  der  Mannheimer  Brot- 
fabrik, die  wöchentlich  2 mal  fast  allen  Orten  Rheinhessens  einen 
Besuch  abstattet  und  den  an  sich  schon  hier  geringen  Absatz  be- 
trächtlich schmälert. 

Ein  weiterer  ausschlaggebenderer,  bei  den  Landbäckern  vor- 
liegender wirtschaftlicher  Mißstand  ist  der  Tauschhandel,  der  in 
verschiedenen  Abweichungen  in  den  meisten  Orten  besonders  da. 
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wo  mittel-  und  großbäuerliche  Betriebe  vorherrschen,  auftaucht. 
Hier  liegen  ihm  zwei  Formen  zugrunde,  die  bei  gründlicher  Unter- 
suchung nur  als  den  Betrieb  schädigende  Elemente  aufzufassen  sind. 

Die  erste  offenbart  sich  in  einer  Hingabe  des  Korns,  wofür 
eine  bestimmte  Anzahl  Brot  zu  liefern  ist.  Trotz  günstigster  Kal- 
kulation und  äußerst  vorteilhafter  Konjunktur  bietet  dieser  Tausch- 
prozeß den  Bäckern  einen  sehr  geringen  Gewinn,  was  aus  der 
aufgestellten  Berechnung,  die  für  die  durchschnittliche  Tausch- 
gestaltung Rheinhessens  maßgebend  ist,  hervorgeht. 

Der  dem  Bäcker  gelieferte  Doppelzentner  Korn  ergibt  bei 
Ausmahlung  von  55  7o  ^^ehl  (der  Beschluß  der  vereinigten  Mühlen- 
besitzer in  Alzey)  Mehl  110  Pfd.  Dafür  liefert  er  25  Brot  ä 6 Pfd. 
Als  einzige  Bezahlung  verbleiben  ihm  die  restlichen  86  Pfd.  Kleien, 
da  4 Pfd.  bei  der  Ausmahlung  in  Wegfall  kommen. 

Dies  ergibt  bei  einer  durchschnittlichen  Preisberechnung 
von  6 Pfg.  pro  Pfd.  Kleie  eine  Einnahme  von  Mk.  5.16 

Demgegenüber  stehen  folgende  Ausgaben : 

Mahllohn  Mk.  2. — 

Wirk-  und  Staubmehl  „ 0.30 

Salz  „ 0.10 

Kohlen,  Holz,  Licht  „ 0.60 

Wieggeld  „ 0.12 

Arbeitslohn  „ 1.30 

Abnutzung  der  Gebrauchsgegenstände  „ 0.10  Mk.  4.52 

mithin  ein  Gewinn  von  nur  Mk.  0.64 
bei  einer  jedesmaligen  Lieferung  von  25  Brot. 

Ein  etwas  günstigeres  Resultat  ließe  sich  bei  einer  größeren 
Ausmahlung  erzielen,  für  die  dem  Bäcker  vollständig  freie  Hand 
gelassen  ist.  Er  könnte  sich  somit  die  vorteilhafteste  Mühle  aus- 
suchen, was  jedoch  wiederum  nicht  ausführbar  ist,  da  der  Trans-  ■ 
port  des  Korns  nach  der  Mühle  in  Händen  des  Bauern  liegt  und 
dieser  sich  weigern  würde,  zu  weit  entfernte  Mühlen  aufzusuchen. 
Würde  er  dennoch  bei  den  naheliegenden  Mühlen  einen  größeren 
Ausmahlungsgrad  erreichen,  so  wäre  der  sich  hier  bietende  Vor- 
teil durch  die  damit  verbundene  Qualitätsverschlechterung  des 
Mehles  ausgeglichen,  was  ihn  zwingen  würde,  bessere,  ihn  teuer 
stehende  Mehlsorten  mit  dem  gemahlenen  zu  mischen  zwecks 
Lieferung  eines  guten  Brotes,  das  durchweg  von  den  Bauern  ver- 
langt wird,  in  manchen  Fällen  sogar  im  voraus,  ohne  daß  der 
Bäcker  im  Besitze  des  notwendigen  Korns  ist.  So  wurde  mir 
wörtlich  mitgeteilt  „durch  den  hier  üblichen  Tausch  von  Korn 
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gegen  Brot  bekommt  man  kein  Geld  zu  sehen;  das  Korn  bekommt 
man  bei  vielen,  nahezu  bei  den  meisten  Landwirten  erst,  wenn 
das  Brot  schon  lange  gegessen  ist“. 

In  der  zweiten  Tauschform  bleibt  die  Arbeit  des  Mahlens 
dem  Bauer  überlassen.  Er  liefert  dem  Bäcker  ein  bestimmtes  Quan- 
tum Mehl,  für  das  nach  gegenseitigem  Übereinkommen  eine  gewisse 
Menge  Brot  zu  liefern  ist.  Der  Durchschnittssatz  ist  gewöhnlich 
„5  Pfd.  Mehl  6 Pfd.  Brot“.  Als  Bezahlung  wird  eine  gewisse  Lohn- 
höhe gewährt,  gewöhnlich  9 Pfg.  pro  Brot,  die  somit  zur  Deckung 
sämtlicher  mit  der  Produktion  zusammenhängenden  Unkosten 
dient. 

Eine  rein  oberflächliche  Betrachtung  dieser  zweiten  Tausch- 
form wird  ihr  gegenüber  der  ersteren  Vorteile  einräumen,  sie  wo- 
möglich noch  als  für  den  Bäcker  gewinnbringend  darstellen,  in 
dem  dieser  als  einfacher  Lohnarbeiter  für  die  von  ihm  geleistete 
Lohnarbeit  eine  meistens  von  ihm  fixierte  Geldentschädigung  er- 
hält, die  um  so  vorteilhafter  für  ihn  spricht,  da  er  nicht  ausschließ- 
lich für  sie  eine  gewisse  Arbeit  verrichtet,  sondern  diese  seiner 
gewöhnlichen  täglich  erwerbenden  Tätigkeit  nutzbringend  hinzufügt. 

Beide  angeführten  Argumente  mögen  berechtigt  sein,  werden 
jedoch  durch  die  sich  in  Praxis  darbietende  Gestaltung  abge- 
schwächt bezw.  hinfällig. 

So  werden  kurz  nach  der  Erntezeit  die  Bäcker  mittel-  und  groß- 
bäuerlicher rheinhessischer  Orte  von  Mehllieferungen  überhäuft, 
da  alle  großbäuerlichen  Betriebe  den  für  sie  notwendigen  jähr- 
lichen Brotbedarf  durch  eine  einmalige  große  Mehllieferung  an  den 
Bäcker  decken.  Diesem  ist  es  ganz  unmöglich,  das  gelieferte 
Mehl  von  jedem  Kunden  getrennt  aufzubewahren  und  in  einzelnen, 
je  nach  Bestellung  erforderlichen  Teilquanten  zu  konsumieren. 
Er  sieht  sich  somit  gezwungen,  um  einer  etwaigen  eintretenden 
Unbrauchbarkeit  des  Mehles,  die  infolge  des  langen  Aufbewahrens 
eintreten  könnte,  vorzubeugen,  dieses  zu  seinem  eigenen  Bedarf 
mit  heranzuziehen.  Daraus  ergibt  sich  eine  frühzeitigere  Kon- 
sumption  des  Mehles  als  vorgeschrieben.  Für  das  zu  liefernde 
Brot  bleibt  ihm  alsdann  nichts  übrig,  als  den  anfänglichen  Weg 
in  umgekehrter  Richtung  zu  betreten,  indem  er  für  die  noch  zu 
liefernden  Brote  auf  eigene  Rechnung  Mehl  einkauft,  was  durch- 
weg mit  Verlusten  verknüpft  ist,  da  dieses  meistens  die  Preishöhe 
des  ihm  anfangs  gelieferten  übertrifft,  er  aber  dennoch  verpflichtet 
ist,  die  Lieferungen  zu  demselben  Preis,  bei  demselben  Backlohn 
zu  vollziehen. 
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Da  eine  Begrenzung  des  zu  liefernden  Mehiquantunis  an  der 
Bequemlichkeit  der  bäuerlichen  Groß-  und  Mittelbetriebe  scheitert, 
so  wird  auch  dieser  zweite  Tauschprozeß  ein  ständiger  wirtschaft- 
licher Schaden  des  Landbäckers  bleiben. 

Zu  diesen  lokalen  Mißständen  gesellt  sich  das  dem  gesamten 
rheinhessischen  Bäckergewerbe  als  Krebsschaden  anhaftende  Borg- 
unwesen, das  durchweg  in  gewerblichen  sowohl  wie  ländlichen 
Distrikten  in  starkem  Grade  ausgeprägt  ist. 

Hier  (auf  dem  Lande)  ist  es  meistens  der  polnische  Arbeiter, 
der  als  ausschlaggebendes  Element  auftritt.  Da  er  in  erheblicher 
Zahl  vorhanden  und  nicht  auf  gemeinsame  Rechnung,  sondern 
stets  vereinzelt  seinen  Brotbedarf  ohne  Barzahlung  deckt,  so  ist 
mangels  notwendiger  Verständigung  und  Erkennens  jedes  einzelnen 
ein  genaues  Wissen  der  abgesetzten  Brote  äußerst  schwierig.  Die 
Einführung  eines  Buches,  das  den  genauen  Brotbezug  eines  jeden 
angibt  ist  durchweg  ergebnislos,  da  es  meistens  nicht  bei  jedem 
Bezüge  mitgebracht  wird,  sodaß  bei  der  wöchentlichen  oder  14- 

9 

tägigen  Abrechnung  stets  ein  Verlust  des  Bäckers  eintritt.  Dieser 
ist  jedoch  nur  ein  periodischer,  endet  mit  dem  im  Anfänge  des 
Winters  wegziehenden  fluktuierenden  Arbeiterstrom  und  beläuft 
sich  auf  nicht  erhebliche  Summen;  ihnen  fügen  sich  langfristig 
gewährte  Kredite  hinzu ; sie  haben  hier  wie  in  den  Städten  emp- 
findlichere Verluste  zur  Folge,  die  eine  Reihe  von  Bäckermeistern 
dem  Ruine  entgegenführen.  So  wurden  von  den  innerhalb  des 
Kreises  Worms  wohnenden  160  3 infolge  zu  langer  Kreditgewäh- 
rung dem  wirtschaftlichen  Untergange  geweiht. 

Es  ergeben  sich  somit  als  hauptsächliche,  dem  rheinhessischen 
Bäckergewerbe  anhaftende  wirtschaftliche  Schäden  die  Konkurrenz, 
der  Tauschhandel,  das  Borgunwesen,  denen  sich  als  Neuling 
die  zu  hohe  Besteuerung  beifügt. 

Das  von  allen  bis  jetzt  vorhandenen  Bearbeitungen  über 
Bäckereigewerbe  herausgestellte  Hauptübel,  das  sich  in  einer  Über- 
setzung des  Gewerbes  offenbart,  liegt  für  gesamt  Rheinhessen 
nicht  vor,  was  erwiesen  werden  wird  durch  die  Untersuchung  der 
die  Übersetzung  hervorrufenden  Gründe,  zu  deren  weiterer  Ent- 
kräftigung statistische  Zahlen  herangezogen  werden. 

Als  Hauptgrund  der  Übersetzung  wird  durchweg  auf  die  in 
dem  Bäckergewerbe  am  stärksten  vorherrschende  Lehrlingszüchterei 
hingewiesen,  die  ein  zu  großes  späteres  Angebot  bedeutet.  Das 
Unzutreffende  dieser  Behauptung  wurde  bereits  im  innungspoliti- 
schen Teile  erörtert,  zu  dessen  weiterer  Bestätigung  die  Berichte 
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der  hessischen  Handwerkskammer  sprechen,  die  als  einen  sozialen, 
wirtschaftlichen  Mißstand  den  Mangel  an  Lehrlingen  und  tüchtigen 
Gehilfen  betonen^);  somit  gerade  das  Gegenteil  sonstiger  aufge- 
stellter Argumente. 

Zur  Bekräftigung  dieser  sowie  der  im  innungspolitischen  Teil 
aufgestellten  statistischen  Zahlen  dienen  weitere,  die  für  1912  von 
dem  Verbände  der  Bäcker  und  Konditoren  festgestellt  wurden. 
Sie  betreffen  allerdings  nur  folgende  Städte: 


Betriebe 

In  diesen  sind  beschäftigt 

Auf 

100  Gesellen 

überhaupt 

Gesellen 

Lehrlinge 

kommen  Lehrlinge 

Mainz 

1 55 

236 

65 

27 

Alzey 

22 

16 

21 

131 

Bingen 

25 

32 

15 

47 

Worms 

95 

68 

43 

63 

liegt  somit 

höchstens 

für  die  Stadt  Alzey, 

die 

auf  jeden 

Gesellen  1,3  Lehrlinge  aufweist,  eine  starke  Lehrlingshaltung  vor, 
die  jedoch  noch  nicht  als  Lehrlingszüchterei  bezeichnet  werden 
kann.  Für  alle  anderen  Städte  trifft  dies  nicht  zu ; die  Zahlen 
stimmen  im  Durchschnitte  mit  der  nach  der  Berufsstatistik  1907 
für  das  Deutsche  Reich  errechneten  überein,  die  auf  100  Gehilfen 
43  Lehrlinge  ergibt. 

Weitere  die  Übersetzung  bedingende  Elemente,  die  aus  der 
Lehrlingszüchterei  resultieren,  in  einer  geringen  Ausbildung,  Selb- 
ständigkeits-  und  Etablierungsdrang  zu  suchen  sind,  liegen  nicht  vor. 

Für  die  Ausbildung  ist  im  weitgehendsten  Maße  von  seiten 
der  Innungen  Rechnung  getragen. 

Der  von  Sombart  geschilderte  Etablierungs-  und  Selbständig- 
keitsdrang, der  in  vielen  Fällen  durch  angebotene  Kapitalien  von 
Großkapitalisten,  besonders  Häuserspekulanten  begünstigt,  zu 
ephemeren  Produkten  kapitalistischer  Spekulation  führt,  ist  in 
Rheinhessen  nicht  gegeben.  Hierfür  sind  vom  Staate  Vorkehrungen 
getroffen.  Wohl  tritt  dieser  selbst  an  die  Stelle  der  privaten  Ka- 
pitalisten in  der  Form  der  „Hessischen  Landeshypothekenbank“. 
Die  Beziehungen  zwischen  ihr  und  den  kreditbeanspruchenden 
Bäckern  sind  jedoch  grundsätzlich  verschieden  von  denen  des 
Privatkapitalisten  und  bieten  im  Vergleich  zu  den  privaten  Geld- 
gebern Vorzüge  mancherlei  Art. 

So  sind  die  gewährten  Darlehen  seitens  der  Geldgeberin  (Bank) 
unkündbar;  d.  h.  sie  verzichtet  für  immer,  die  in  der  Urkunde 
ausdrücklich  aufgeführten  Gründe  ausgenommen,  auf  das  Recht, 
das  Darlehen  zu  kündigen.  Der  Anleiher  dagegen  ist  nur  für 

1)  Bericht  der  hessischen  Handwerkskammer  zu  Darmstadt,  1909. 
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höchstens  10  Jahre  gebunden;  doch  ist  die  Bank  in  der  Regel 
bereit,  auch  während  dieser  Zeit  das  Kapital  nach  näherer  Ver- 
einbarung zurückzunehmen.  Gegen  eine  Erhöhung  des  Zinsfußes 
ist  der  Anleiher  für  immer  geschützt.  Der  Schuldner  ist  somit 
picht  — wie  es  sonst  häufig  der  Fall  ist  — genötigt,  nach  einer 
bestimmten  Reihe  von  Jahren  (meistens  10)  neues  Kapital  zu 
suchen  bezw.  sich  eine  Erhöhung  des  Zinsfußes  oder  der  Zahlung 
einer  besonderen  Provision  für  die  Verlängerung  des  Darlehens 
zu  unterwerfen. 

Trotz  dieser  günstigen  Bedingungen  ist  die  Inanspruchnahme 
des  Kredits,  d.  h.  die  Zahl  der  kreditnelimenden  Bäcker  eine  ziem- 
lich geringe.  Sie  zeigt  nach  Tabelle  VIII  folgenden  Stand ^); 

Tabelle  VIll. 


Kredit- 

Ges.-Betrag 

Auf  1 Bäcker 

nelimende 

der  Darlehen 

entfallen 

Bäcker 

Mk. 

Mk. 

1905 

18 

295600.— 

16422.20 

1906 

14 

251600.— 

17971.45 

1907 

5 

51900.— 

10380.— 

1908 

8 

1605.50.— 

20068.75 

1909 

8 

105700.— 

13212.50 

somit  einen  großen  Rückgang  der  kreditbeanspruchenden  Bäcker, 
womit  die  Behauptung  Sombarts  für  Rheinhessen  als  unzutreffend 
zurückgewiesen  werden  muß,  um  so  mehr,  da  neben  den  staatlich 
kreditbeanspruchenden  Bäckern  nur  vereinzelte  privaten  Kredit  in 

beträchtlicher  Höhe  aufnehmen. 

Zeigt  sich  somit  eine  Verneinung  der  die  Uebersetzung  be- 
dingenden Gründe,  so  möchte  ich  als  Bekräftigung  der  gefällten 
Urteile  einen  statistischen  Beweis,  der  allerdings  Bäcker  und  Kon- 
ditoren gemeinsam  betrifft,  erbringen,  indem  die  1882,  1895  und 
1907  vorhandenen  Betriebe,  mit  der  auf  sie  jeweils  fallenden  Be- 
völkerung, einer  kritischen  Betrachtung  unterzogen  werden. 

Tabelle  IX, 


Bevölkerung 
1882  i 1895  I 1907 


Qesamtbevölkerung 
1882  1 1895  ! 1907 

Gesamtzahl  der  i 
Betriebe 

1882  1895  i 1907 

102614122472 

153433 

179 

201 

298 

37427  39445 

39885 

141 

141 

149 

34843  38337 

42094 

100 

109 

121 

43309  45315 

46469 

139 

148 

147 

61041  72209 

88004 

183 

211 

264 

Mainz  . 102614 122472  15848>i  1/v  zur  zvö 

Alzev  • • 37427  39445  39885  141  141  149 

Bin/en  . . . 34843  38337  42094  100  109  121 

Oppenheim  . 43309  45315]  46469  139  148  147 

WoUs  . . . 61041  72209  88004  183  211  S 264 

Rheinhessen  . |279234  317778  369885]  742  i 810  979 


573 

265 

348 

311 

333 


608 

286 

351 

306 

342 


514 

268 

347 

316 

333 


1)  Berichte  der  hessischen  Handwerkskammer  zu  Darmstadt,  1908  12. 


Nach  Tabelle  9 bekundet  sich  innerhalb  der  Betriebe  eine 
beständige  Zunahme  mit  Ausnahme  des  Bezirkes  Oppenheim,  der 
1895 — 1907  eine  Verminderung  um  eins  erfahren  hat.  Die  Über- 
setzung wird  durch  einen  Vergleich  der  in  den  genannten  Jahren 
auf  einen  Betrieb  fallenden  Bevölkerung  zum  Ausdruck  gebracht, 
wobei  eine  Abnahme  gleichbedeutend  ist  mit  einer  stärkeren 
Vergrößerung  der  Betriebe  und  somit  Argumente  der  Übersetzung 
zuläßt,  eine  Zunahme  jedoch  für  das  Gegenteil  spricht. 

Betrachten  wir  nun  die  nach  Tabelle  9 auf  den  Betrieb 
kommende  Bevölkerung  in  den  einzelnen  Distrikten,  so  ergeben 
sich  hierfür  2 Epochen,  deren  erste  1882/95  in  allen  Gebieten, 
mit  Ausnahme  Oppenheims,  eine  Zunahme  zeigt,  somit  gegen 
eine  Übersetzung  spricht,  deren  zweite  1895/1907  dagegen,  mit 
Ausnahme  Oppenheims,  das  Gegenteil  beweist,  was  in  der  ge- 
ringeren Bevölkerung  zum  Ausdruck  kommt. 

Das  Jahr  1912  zeigt  nach  einer  für  die  Hauptstädte  vorge- 
nommenen privaten  Untersuchung  wieder  das  Gegenteil,  d.  h.  eine 
gegen  die  Übersetzung  sprechende  Tendenz. 

So  kommen  in  Alzey  auf  den  Betrieb  341  Personen 

Bingen  „ „ „ 520 

Mainz  „ „ „ 729 

Worms  „ „ „ 493 

Für  das  platte  Land  gestalten  sich  die  Verhältnisse  wieder  un- 
günstiger. Ich  greife  zur  Veranschaulichung  zwei  niedrige  Stufen 
heraus,  deren  erste  auf  980  Einwohner  drei  Bäcker,  mit  je  fünf 
Kindern,  aufweist;  die  2.  bekundet  für  1050  Einwohner  4 Bäcker. 
Als  Durchschnitt  kann  man  hier  300 — 400  Einwohner  auf  den 
Betrieb  zugrunde  legen. 

Allerdings  ist  diesen  Zahlen  keine  ausschlaggebende  Beweis- 
kraft im  Vergleich  zu  denen  von  1907  zuzumessen,  da  sie  sich 
nur  auf  die  genannten  Städte,  sowie  reine  Bäckereibetriebe,  be- 
ziehen. Ebenso  sind  die  für  die  einzelnen  Distrikte  1907  statis- 
tischen Zahlen  mit  größter  Vorsicht  aufzunehmen.  So  ist  es 
sehr  schwer  zu  sagen,  ob  eine  zahlenmäßige  Verminderung  von 
3 Personen,  was  z.  B.  bei  Bingen  für  die  Jahre  1895/1907  auftritt, 
einen  Schluß  auf  die  damit  bedingte  Übersetzung  zuläßt.  Noch 
schwieriger  ist  bei  einer  jeweiligen  Gegenüberstellung  der  einzelnen 
Distrikte  aus  den  für  dieselben  Jahre  in  Betracht  kommenden 
verschiedenen  Bevölkerungszahlen  eine  Übersetzung  zu  folgern, 
was  z.  B.  für  das  rein  ländliche  Alzey  mit  268  auf  den  Betrieb 
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kommenden  Personen  gegenüber  dem  ebenfalls  agraren  Oppen- 
heim, das  316  für  einen  Betrieb  aufweist,  1907  zutreffen  würde. 

ln  der  Differenzierung  dieser  für  die  einzelnen  Distrikte 
maßgebenden  Zahlen  spiegelt  sich  vielmehr  die  Verschiedenheit 
der  Lebensverhältnisse  und  Gewohnheiten,  der  Grad  des  Wohl- 
Standes,  wieder  als  ein  faktischer  Wert  der  Übersetzung.  Dennoch 
ergibt  sich,  bei  einer  Zugrundelegung  für  gesamt  Rheinhessen, 
von  1882—1907  eine  ständige  Besserung,  die  in  der  Periode 
1882/95  ein  Plus  von  16,  1895/1907  von  29  aufweist.  Die  auf- 
tretenden Abweichungen  für  die  einzelnen  Gebiete  zeigen  sich 
somit  für  gesamt  Rheinhessen  nicht.  Da  hier  die  auf  den  Betrieb 
kommende  Bevölkerung  eine  ständige  Vermehrung  gefunden  hat, 
liegen  die  von  dem  „Verein  für  Sozialpolitik“  für  andere  Gebiete 
zu  Tage  geförderten  Übersetzungstendenzen  des  Bäckergewerbes 
nicht  vor,  und  sind  somit  ebenfalls  die  von  vielen  Bäckermeistern 
geäußerten  Ubersetzungsansichten  nur  lokal  berechtigt,  für  gesamt 
Rheinhessen  jedoch  unzutreffend. 

Inwieweit  die  geschilderten  wirtschaftlichen  Schäden  je  nach 
ihrer  einzelnen  Stärke  den  wirklichen  Ruin  herbeiführen,  ist  statis- 
tisch nicht  festzustellen.  Einen  Anhaltspunkt  geben  die  in  der 
Konkursstatistik  veröffentlichten  Zahlen  für  das  gesamte  Groß- 
herzogtum Hessen. 

Darnach  fanden  Konkurse  statt  1908  1909  1910  1911 

57  38  47  48 

davon  entfielen  auf  Bäcker  6 6 9 6. 

Die  geringfügigen  Zahlen  sind  im  Verhältnis  zu  der  Gesamtzahl 
der  Bäcker  äußerst  minimal  und  von  geringer  Bedeutung.  Eine 
wirtschaftliche  Depression  des  Bäckergewerbes  liegt  somit  nicht 
vor,  was  die  Fülle  persönlicher  Urteile  bestätigt. 

Am  günstigsten  gestaltet  sich  darnach  die  wirtschaftliche  Lage 
der  groß-  und  mittelstädtischen  Betriebe.  Von  den  zahlreich  ge- 
äußerten Ansichten  greife  ich  zur  Illustration  wenige  charakteris- 
tische heraus,  deren  eines  besagt  „ein  tüchtiger,  vernünftiger, 
fleißiger  Bäckermeister  wird,  solange  ihm  das  Backen  von  Klein- 
ware erhalten  bleibt,  bei  Erhaltung  seiner  vollen  Arbeitskraft  stets 
seine  Familie  reichlich  ernähren  und  bei  normalen  familiären 
Verhältnissen  einige  Ersparnisse  machen  können“. 

Ein  anderes  städtisches  Urteil  betont  „eine  gutgehende  Bäckerei 
bietet,  wie  jedes  andere  gutgehende  Geschäft,  bei  Fleiß  und  Lust 
am  Handwerk,  entschieden  Gewähr  für  ein  ausreichendes  Dasein, 
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umsomehr,  wenn  der  betreffende  sein  Geschäft  versteht,  praktisch 
seine  Arbeit  ausführt  und  sparsam  ist“. 

Pessimistischer  sprechen  sich  die  Landbäcker  über  ihre  Lage 


aus,  sie  zum  Teil  als  Existenz  bietend,  zum  Teil  als  äußerst 
prekär  schildernd.  So  betonen  einige,  das  nur  mit  großer  Mühe, 
je  nach  dem  Absätze,  der  durchschnittlich  in  der  Woche  20  Öfen 
Brot  betragen  müsse,  die  Bäckerei  zur  Fristung  des  Lebensunter- 
haltes ausreiche.  Andere  sprechen  dieser  ein  gänzlich  ausreichen- 
des Verdienst  durchweg  ab;  so  lautet  ein  mir  zugegangener 
Bericht  „da  durch  den  eingeführten  Modus  auf  den  Landorten 
samstags  viele  Kuchen  gebacken  werden,  und  das  Mehl  hierzu 
größtenteils  von  den  landwirtschaftlichen  Konsumvereinen  und 
Händlern  bezogen  wird,  die  den  Landwirten  gegen  Entnahme  von 
Roggen  (Vorschuß  aus  Mahlfrucht)  Weizenmehl  zu  einem  Drauf- 
geld von  4 Pfg.  pro  Pfund  liefern,  kommt  es  meistens  immer 
vor,  daß  man  sonntags  und  montags  den  Bäckereibetrieb  ein- 
stellen muß;  dann  ist  die  Konkurrenz  von  innen  und  außen  zu 
groß;  die  meisten  Gehilfen  machen  sich  in  ihrem  Heimatsdorfe 
selbständig,  wodurch  manchmal  auf  150  Seelen  ein  Betrieb  kommt, 
also  nahezu  ein  drittel  Betriebe  zu  viel  am  Platze  sind“. 

Aus  diesen  vereinzelten,  natürlich  mit  stark  persönlichen 
Vorurteilen  getrübten  Aussagen  einen  allgemeinen  wirtschaftlichen 
Notstand  des  Landbäckers  abzuleiten,  wäre  verfehlt.  Sie  mögen 
für  einzelne  Ausnahmen  zutreffen,  die  jedoch  nicht  als  Gesamt- 
regel verwandt  werden  können.  Obwohl  andererseits  die  länd- 
liche Lage  nicht  der  der  städtischen  Betriebe  gleich  gestellt  werden 
kann,  so  sind  für  beide  trotz  der  vorhandenen  Schäden  die  Unter- 
lagen zur  Fristung  eines  ausreichenden  Lebensunterhaltes  gegeben. 


I!.  Die  soziale  Lage. 

a)  Analysierung  der  im  Bäckergewerbe  Rheinhessens 
erwerbstätigen  Bevölkerung.  Gesellen,  Lehrlinge,  ver- 
schiedenartige Gestaltung  der  Frauenarbeit  in  Stadt 

und  Land. 


Die  Stellungnahme  zur  Frage  der  Übersetzung  führte  bereits 
in  das  soziale  Gebiet  des  rheinhessischen  Bäckergewerbes,  das 
ich  im  Verlaufe  der  bis  jetzt  gegebenen  Schilderungen  wiederholt 
bestrich  und  zum  Teil  schon  im  sozialen  Abschnitt  der  innungs- 
politischen Tätigkeit,  sowie  bei  den  gesetzlichen  Verordnungen, 
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der  Bäckereiarbeiter  enthalten,  einer  eingehenden  Behandlung 
unterwarf.  Die  trotz  gesetzlicher  Vorschriften  auftretenden  sozialen 
Mißstände,  vorhanden  gebliebene  Lücken,  sollen  durch  eine  all- 
seitig sozial  ergänzende  Darstellung  ausgefüllt  werden,  wobei  das 
Hauptgewicht  auf  die  für  Rheinhessen  in  Betracht  kommende 
Frage  der  Nachtarbeit  und  ihre  eventuelle  Abschaffung  gelegt 
werden  wird. 

Parallel  dem  zweifachen  Wirtschaftsgerippe  Rheinhessens  in 
ein  agrares  und  gewerbliches  Gebiet,  gestaltet  sich  der  Anteil  der 
in  diesen  auf  das  Bäckergewerbe  fallenden  Erwerbstätigen.  Von 
den  für  das  Jahr  1907  nach  der  Berufszählung  2319  erwerbend 
tätigen  Personen  fallen  1603  den  gewerblichen  und  716  den  länd- 
lichen Gebieten  zu;  somit  zeigen  die  vorwiegend  agraren  Teile 
eine  geringere  erwerbende  Tätigkeit  als  die  ausschließlich  gewerb- 
lichen Gebiete. 

Die  Zahl  der  Arbeiter  und  Gehilfen  beträgt  im  genannten 
Jahre  1262,  so  daß  sie  55,4 7o  der  erwerbend  tätigen  ausmachen, 
während  45,6  7o  selbständige  repräsentieren  7-  Daraus  spricht 
ein  starker  Anteil  der  Selbständigen,  der  noch  mehr  in  den 
Vordergrund  tritt  bei  einer  Zerlegung  der  Arbeitskräfte  auf  die 
Betriebe  der  einzelnen  Distrikte. 

Tabelle  X. 


Mainz  Stadt 
Mainz  Land 
Alzey . . . 

Bingen  . . 

Oppenheim . 

Worms  Stadt 
WormsLand 

Rheinhessen 

Nach  Tabelle  X entfällt  1907  auf  alle  ländlichen  Kreise  auf 
den  Gehilfenbetrieb  durchweg  ein  Arbeiter,  wogegen  Worms  nahezu 
2 und  Mainz  3,4  aufweisen.  Dasselbe  Bild  ergeben  die  für  ein- 
zelne Städte  1912  ermittelten  Zahlen;  darnach  kommen  in  Alzey 
1,7,  Worms  1,2,  Bingen  2,0,  Mainz  2,2  Hilfspersonen  auf  den 

Betrieb. 

Eine  Analyse  dieser  in  Bezug  auf  Lehrlinge,  aehilfen,  Aus- 
hilfsarbeiter zeigt  nach  einer  privaten  Erhebung  für 


1)  Berufszählung  1907. 
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Alzey  97  7o 

gelernte  Arbeiter;  ctevon  43,2% 

Ges., 

53,8  7o 

Lehrl. 

Worms  91  „ 

>*  »»  M bl  ,2  ,, 

M 

29,8  „ 

f , 

Bingen  92  „ 

»>  »»  u 68  ,, 

II 

24  „ 

Mainz  90  „ „ „ 78,7  „ 

der  Rest  fällt  den  Hilfsarbeitern  zu. 

II 

113  „ 
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Diese  stellen  vorwiegend  die  für  den  Backwarenverschleiß 
notwendigen  Personen  dar,  wozu  hauptsächlich  weibliche  Arbeits- 
kräfte verwandt  werden.  Betrachten  wir  zunächst  ihre  soziale  Lage. 

Für  die  Abgrenzung  der  männlichen  und  weiblichen  Arbeit 
sprechen  die  in  Tabelle  X angeführten  Ziffern,  die  für  das  in- 
dustrielle Mainz  nahezu  30%,  für  die  anderen  ländlichen  Teile 
durchschnittlich  20%  der  weiblichen  Tätigkeit  bekunden.  Der  aus- 
schlaggebende Faktor  der  gesteigerten  Frauenarbeit  in  den  Städten 
liegt  in  ihrer  differenzierten  Verwendung  gegenüber  den  weiblichen 
Arbeitskräften  auf  dem  Lande. 

Hier  ist  es  gewöhnlich  die  Frau  des  Alleinmeisters,  die  in 
ganz  kleinen  Betrieben,  bei  denen  sich  die  Einstellung  eines  oder 
mehrerer  Gehilfen  nicht  lohnt,  neben  ihrer  häuslichen  Tätigkeit 
und  dem  Brotverkauf  auch  noch  in  der  Backstube  mithilft,  was 
in  der  Stadt  nur  in  ganz  vereinzelten  Fällen  auftaucht. 

Zur  Verteilung  der  größeren  Produktion  sind  hier  neben  den 
eigenen  Familienangehörigen  in  den  mittleren  und  größeren  Bäcke- 
reien Verkäuferinnen  und  Austrägerinnen  notwendig.  Diese  fallen 
besonders  für  Mainz,  wo  die  Bäckerei  der  „Spar-,  Konsum-  und 
Produktionsgenossenschaft  e.  G.  m.  b.  H.“  allein  26  Weckträgerinnen 
beschäftigt,  in  die  Wagschale. 

Die  ihnen  bezahlten  Löhne  sind  auch  ausschlaggebend  für 
die  Entlohnung  der  weiblichen  Arbeitskräfte  in  den  anderen  Ge- 
bieten. 1912  wurde  den  von  der  Mainzer  Konsumbäckerei  be- 
schäftigten Weckausträgerinnen  als  Lohn  107o  des  Wertes  der 
ausgetragenen  Backwaren,  für  die  auch  die  Beträge  zu  kassieren 
sind,  bezahlt.  Außerdem  wurde  für  das  Kassieren  an  Sonntagen 
und  Rückliefern  der  bei  den  Bestellgängen  übrig  gebliebenen  Bröt- 
chen nach  den  Verteilungsstellen,  und  für  die  Stellung  von  Öl 
3 Mk.  pro  Monat  extra  bezahlt  7-  Durchschnittlich  entfiel  auf  die 
Weckfrau  1912  Mk.  41.50  pro  Monat. 

In  den  übrigen  Teilen  Rheinhessens  wird  das  Austragen  der  Back- 
waren zum  großen  Teil  von  Kindern,  seien  es  eigene  oder  fremde, 
besorgt,  für  deren  Verwendung  (Arbeitszeit)  das  Kinderschutzgesetz 

1)  Berichte  der  Mainzer  Spar-,  Konsum-  und  Produktionsgenossenschaft 

e.  G.  m.  b.  H. 
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für  Hessen  genaue  Bestimmungen  vorschlägt,  nach  denen  Be- 
denken, wie  physische  Überbürdung,  moralische  Entwertung,  weg- 
fallen. 

Als  Vergütung  wird  durchschnittlich  4 — 5 Mk.  monatlich,  so- 
wie Nachmittagskaffee  gewährt,  oder  das  Verdienst  richtet  sich 
nach  dem  Umsätze  der  von  ihnen  abgesetzten  Waren  und  beträgt 
alsdann  20"/d-  fn  einzelnen  Fällen  werden  30,  40  Pfg.  und  mehr 
pro  Tag,  d.  h.  für  2—3  Arbeitsstunden  gewährt.  Hierbei  ist  je- 
doch zu  berücksichtigen,  daß  das  Maß  der  Verköstigung  ejn  ver- 
schiedenes ist. 

Somit  zeigt  sich  die  Frauenarbeit  im  Bäckergewerbe  Rhein- 
hessens in  zwei  verschiedenen  Phasen,  deren  ländliche  sich  als 
eine  ersetzende  männliche  Tätigkeit  offenbart,  neben  der  häuslichen 
Arbeit  verrichtet.  Dabei  handelt  es  sich  durchaus  nicht  um  ein 
Verdrängen  der  männlichen  Arbeitskraft;  gerade  das  Gegenteil  tritt 
gegenwärtig  und  für  die  Zukunft  noch  mehr  in  den  Vordergrund, 
die  infolge  des  Mangels  an  Bäckereiarbeitern  auf  dem  Lande  immer 
mehr  auf  einen  Ersatz  durch  weibliche  Arbeiter  bedacht  sein  wird. 

Die  städtische  Frauenarbeit  spiegelt  sich  zum  großen  Teil  in 
dem  Backwarenverschleiß  und  der  Verkaufstätigkeit  der  Familien- 
angehörigen wieder.  Beide  werden  auch  zukünftig  in  derselben 
Gestaltung  vorhanden  bleiben. 

Hier  ist  es  also  die  Verteilung  der  produzierten  Ware,  dort 
die  Produktion  selbst,  die  die  Träger  der  städtischen  bezw.  länd- 
lichen Frauenarbeit  bilden. 

b)  Arbeitszeit. 

1.  GesamtUbersicht  ihrer  Regelung  in  den  wesentlichsten  Ländern. 

Welches  sind  nun  die  Arbeitsbedingungen  und  Lebensverhält- 
nisse des  männlichen  Arbeiters?  Zweifellos  ergeben  sich  hierbei 
analog  seiner  Verteilung  auf  Stadt  und  Land  den  Sitten,  Gewohn- 
heiten und  Lebensbedingungen  dieser  Teile  angepaßte  verschieden- 
artige Gestaltungen. 

Die  wichtigste  Frage,  an  die  alle  weiteren  sozialen  Beobach- 
tungen angeknüpft  werden  können,  da  sie  zum  Teil  aus  ihr  re- 
sultieren, zum  Teil  im  engsten  Zusammenhang  mit  ihr  stehen, 
ist  die  der  Arbeitszeit,  die  Nachtarbeit. 

Bevor  ich  auf  ihre  Untersuchung  in  Rheinhessen  näher  ein- 
gehe, möchte  ich  einen  kurzen  Gesamtüberblick  ihrer  verschieden- 
artigen Regelung  in  den  Hauptländern  geben. 
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Betrachten  wir  zunächst  diejenigen,  die  eine  praktische  Durch- 
führung des  Verbots  der  Nachtarbeit  bewirkt  haben,  so  kommt 
hierfür  zunächst  Norwegen,  durch  Gesetz  von  1885,  ergänzt  durch 
das  vom  24.  April  1906  und  von  1907,  in  Betracht.  Die  haupt- 
sozialen Bestimmungen,  von  denen  nur  einige  wichtig  erscheinende 
herausgegriffen  werden,  sind  folgende:  „Nachtarbeit  von  8 Uhr 

abends  bis  6 Uhr  morgens  ist  verboten.  Der  Arbeitstag  eines 
jeden  Arbeiters  darf  12  Stunden  nicht  überschreiten;  jugendliche 
Personen  von  14— 18  Jahren  dürfen  zur  Nachtarbeit  nicht  heran- 
gezogen werden.  Die  Verwendung  von  Kindern  unter  14  Jahren 
ist  strengstens  untersagt“P). 

Ebenso  darf  in  Finnland  durch  Gesetz  vom  1.  August  1908 
das  Arbeiten  nur  wochentags  in  der  Zeit  zwischen  6 Uhr  vor- 
mittags und  9 Uhr  abends  stattfinden.  Jedoch  kann  Nachtarbeit,  wo 
sie  sich  als  notwendig  erweisen  sollte,  vom  Magistrat  oder  von  der 
Verwaltungsbehörde  erlaubt  werden;  doch  höchstens  für  10  Nächte 
im  Jahre  und  nie  mehr  als  zwei  aufeinanderfolgende  Nächte. 

Die  verhältnismäßig  leichte  Durchführung  der  Reform  in 
diesen  beiden  Ländern  hing  mit  der  ziemlich  großen  Roggen- 
konsumption  zusammen. 

Ihnen  schließt  sich  Italien  durch  Gesetz  von  1908  an,  dessen 
zwei  erste  Artikel  folgende  Normen  aufstellen: 

Artikel  1.  Es  ist  verboten,  in  Betrieben  der  Bäckereien  und 
Konditoreien  zwischen  9 Uhr  abends  und  4 Uhr  morgens  zu 
arbeiten  oder  arbeiten  zu  lassen,  ausgenommen  am  Abend 
des  Sonntags,  an  welchem  Tage  die  Arbeit  bis  11  Uhr  abends 
ausgedehnt  werden  darf.  Dieses  Verbot  erstreckt  sich  auch  auf 
die  vorbereitenden  Arbeiten,  wie  Teiganmachen,  Anheizen  des 
Ofens,  Kneten  usw.,  auch  wenn  die  Herstellung  in  verschiedenen 
Betrieben  vor  sich  geht. 

Artikel  2.  Wenn  die  besonderen  Umstände  des  Gewerbes  oder 
die  Art  oder  Qualität  der  Bäckerei  es  erfordern,  so  kann  die 
Kommunalverwaltung  in  den  Monaten  Juni,  August  und  Septem- 
ber zwecks  Anrichten  des  Teiges  die  Verlängerung  der  Arbeitszeit 
um  2 Stunden  gestatten.  Eine  solche  Arbeit  darf  dem  Gehilfen 
aber  nur  abwechselnd  aufgetragen  werden,  und  der  einzelne  Ar- 
beiter darf  innerhalb  2 Wochen  nicht  mehr  als  6 Tage  hierzu 
herangezogen  werden  “). 

Ebenfalls  wurde  in  Holland,  nach  starken  parlamentarischen 


I)  und  2)  Handwörterbuch  der  Staatswissenschaft. 
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Kämpfen,  ein  Antrag,  der  die  Nachtarbeit  in  den  Bäckereien  ver- 
bietet, angenommen. 

Neben  diesen  Staaten  haben  einige  kleinere  Gebietsteile  die 
gänzliche  Abschaffung  der  Nachtarbeit  erzielt.  So  ist  nach  einer 
Notiz  der  österreichischen  Arbeiterzeitung  in  Trient  und  in  6 an- 
deren südtiroler  Orten  in  den  Bäckereibetrieben  seit  dem  1.  Au- 
gust 1913  die  Tagesarbeit  eingeführt  worden.  Nach  einer  Agi- 
tation der  Bäcker  Trients  im  Juni  hat  die  Stadthalterei  bewilligt, 
daß  sonntags  8 Stunden  und  zwar  von  6 bis  10  Uhr  vormittags 
und  von  2 bis  6 Uhr  nachmittags  gearbeitet  wird,  um  einen  Teil 
des  Brotes  für  Montag  herzustellen.  Es  wird  dafür  der  sogenannte 
Ersatzruhetag  gegeben.  Die  Arbeitszeit  ist  in  Trient  in  3 Schichten 
eingeteilt,  und  zwar  von  4 Uhr  früh  bis  4 Uhr  nachmittags,  von 
6 Uhr  früh  bis  6 Uhr  abends  und  von  8 Uhr  früh  bis  8 Uhr 
abends  mit  einer  zweistündigen  Ruhepause.  Die  Backöfen  werden 
durch  die  Gemeinde  um  8 Uhr  abends  versiegelt  und  um  4 Uhr 
früh  wieder  geöffnet.  Trotz  der  Abschaffung  der  Nachtarbeit  ist 
nach  den  Notizen  der  betreffenden  Zeitung  der  Wert  der  Brot- 
produktion vom  1.  August  bis  30.  November  1912  um  mehr  als 
45000  Kronen  gestiegen,  das  sind  10  7o  mehr  als  in  der  gleichen 
Zeit  des  Jahres  1911. 

Ebenso  besteht  seit  dem  28.  Juli  1910  kraft  eines  Bäckertarif- 
vertrages zwischen  Bäckermeistern  und  der  Gehilfenvereinigung 
zu  St.  Nazaire  in  Frankreich  das  Nachtarbeitverbot,  indem  zwischen 
9 Uhr  abends  und  5 Uhr  morgens  die  Arbeit  verboten  ist;  nur 
an  Sonntagen  darf  sie  sich  über  9 Uhr  hinaus  erstrecken  ^). 

Das  durch  Gesetz  1907  im  Kanton  Tessin  eingeführte  Verbot 
der  Nachtarbeit  wurde,  infolge  seiner  Undurchführbarkeit,  wieder 

aufgehoben. 

. • • 

In  England,  Österreich  und  Frankreich  liegen  gesetzgeberische 
Vorarbeiten  zu  einem  Versuche  -vor.  Für  Deutschland  ist  das 
am  4.  März  1896  vom  Bundesrat  erlassene  Gesetz  maßgebend, 
das  den  Betrieb  von  Bäckereien  und  solchen  Konditoreien  , in 
denen  neben  der  Konditorware  auch  Bäckerwaren  hergestellt 
werden,  Beschränkungen  unterwirft,  sofern  diese  Betriebe  zwischen 
8V2  Uhr  abends  und  5V2  Uhr  morgens  Gehilfen  oder  Lehrlinge 
beschäftigen. 

In  den  Hauptzügen  stellen  die  gesetzlichen  Erlässe  eine  Fixie- 
rung der  Arbeitszeit  für  Gehilfen  und  Lehrlinge  dar.  Der  Gehilfe 


1)  Zeitschrift  „Soziale  Praxis“. 
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darf  nicht  mehr  als  7 wöchentliche  Arbeitsschichten  von  je  12 
Stunden  leisten.  Für  den  Lehrling  beträgt  die  zulässige  Dauer 
der  Arbeitsschicht  im  1.  Lehrjahre  2,  im  2.  1 Stunde  weniger  als 
die  des  Gehilfen.  Ebenso  ist  die  Beschäftigung  an  Sonn-  und 
Festtagen  genau  festgelegt.  Es  kann  jedoch  bei  entsprechendem 
Bedürfnis,  mit  der  Genehmigung  der  unteren  Verwaltungsbehörden, 
Überarbeit  geleistet  werden,  jedoch  höchstens  für  20  Tage. 

2.  Kritische  Betrachtung  der  gegenwärtigen  Strömungen  in  Deutschland 
zur  Einführung  eines  22stündigen  Ruhetages. 

So  ist  das  bis  jetzt  in  Deutschland  erzielte  Ergebnis  die  Ein- 
führung des  Maximalarbeitstages.  Ihm  gesellt  sich  eine  immer 
mehr  anwachsende  Strömung  hinzu,  die  die  Einführung  eines 
allgemeinen  Backverbotes  an  Sonntagen  für  das  deutsche  Reich 
befürwortet,  deren  Beschlußfassung  bezw.  Durchführung  bis  jetzt 

noch  an  einer  geringen  Majorität  der  sozial  reaktionären  Tendenzen 
scheiterte. 

Die  sich  gegenüberstehenden  Strömungen  finden,  nach  dem 
letzten  „Zentralverbandstage  deutscher  Bäckerinnung  Germania“ 
zu  Stuttgart,  konkret  gesprochen  in  Rheinland,  Westfalen,  Bayern, 
Brandenburg  mit  dem  Hauptsitz  Berlin,  ihre  sozial  fortschriitlichen 

Vertreter,  in  den  übrigen  Teilen  Deutschlands  ihre  sozial  reaktio- 
nären Elemente. 

Angefacht  wurde  die  Frage  durch  die  Bäckerinnung  Berlin. 
Hier  hatte  in  der  Zeit  eines  empfindlichen  Streiks  und  Boykotts 
eine  polizeiliche  Umfrage  stattgefunden  betreffs  Abstimmung  für 
oder  gegen  das  Sonntagsbackverbot,  die  zu  Gunsten  seiner  Ein- 
führung entschied,  indem  dreiviertel  der  angefragten  Bäcker  für 
eine  solche  stimmten,  und  zwar  von  Sonntag  früh  8 Uhr  bis 
Montag  morgens  6 Uhr,  um  damit  den  vom  sozialdemokratischen 
Verband  aufoktroyierten  Tarif  mit  36stündigem  Ruhetag,  den 

nahezu  2056  Meister  mit  4025  Gesellen  unterschrieben  hatten,  zu 
beseitigen. 

Die  von  Berlin  und  den  sich  alsdann  anschließenden  Ge- 
genden zur  berechtigten  Durchführung  ihrer  geforderten  Ansprüche 
angeführten  Argumente  sind  durchweg  sozialpolitischer  Art,  be- 
tonend, daß  das  Bäckergewerbe  die  unentrinnbare  Pflicht  habe, 
Schritt  zu  halten  mit  dem  sozialen  Fortschritte  der  Zeit.  Dieser 
verlangt  unbedingte  Remedur  auf  dem  Gebiete  der  Arbeitszeit, 
die,  wenn  sie  nicht  von  den  Bäckern  selbst  geschaffen,  durch  die 
Regierung  zu  ihrem  Nachteil  eingeführt  wird.  Deshalb  ist  es 
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dringend  notwendig,  einem  von  dieser  ins  Werk  gesetzten  36- 
stündigen  Ruhetag  durch  eine  reichsgesetzliche  Durchführung  der 
22stündigen  Sonntagsruhe  vorzubeugen. 

Diese  Ansicht  spiegelt  den  Bericht  eines  Bäckermeisters  wieder, 
der  besagt  „man  kann  zugeben,  daß  man  durch  ein  gesetzliches 
Backverbot  in  seiner  Gewohnheit  gestört,  daß  der  einzelne  Bäcker- 
meister mehr  oder  weniger  geschädigt  wird,  aber  bei  jeder  sozial- 
politischen Maßnahme  — das  hat  man  an  der  Sonntagsruhe,  am 
Maximalarbeitstag  gesehen  — muß  eben  der  einzelne  Opfer  bringen. 
Um  über  das  Wohl  und  Wehe  des  Bäckergewerbes  zu  beraten, 
hat  man  unbedingt  die  Pflicht,  das  Für  und  Wider  des  gesetzlichen 
Backverbotes  reiflich  zu  erwägen,  um  so  mehr,  da  man  Tausenden 
von  Bäckermeistern,  Tausenden  von  treuen  Gesellen  und  dem 
Nachwuchse  in  irgend  einer  Form  den  andern  Berufen  gegenüber 
etwas  tun  muß.  Wenn  man  sich  vergegenwärtigt,  wie  das  Per- 
sonal, wie  die  Lehrlinge  gegenüber  anderen  Berufen  am  Samstag 
und  Sonntag  schon  eine  Mehrarbeit  leisten  müssen  und  sich  in 
keiner  Weise  mit  anderen  Berufen  zusammenfinden  können^  weil 
sie  selbstverständlich,  wenn  der  Maximalarbeitstag  bis  8 Uhr  ein- 
gehalten wird,  von  der  Samstagsarbeit  ermüdet  sind,  so  liegt  es 
im  eigenen  Interesse,  daß  man  den  Schritt  nach  vorwärts  tut, 
um  so  mehr,  da  man  zu  wählen  hat  zwischen  einem  36 ständigen 
Ruhetag  und  einer  verlängerten  Sonntagsruhe;  da  ist  das  kleinere 

* f 

Übel  und  der  bessere  Ausweg  das  letztere“. 

Ihre  Einführung  ist  sogar  nach  ihren  Befürwortern  unbedingt 
zur  Erhaltung  des  Klein-  und  Mittelbetriebs  erforderlich,  da  damit 
einem  vom  sozialdemokratischen  Verband  der  deutschen  Bäcker 
und  Konditorenarbeiter  zur  Erlangung  des  36 ständigen  Ruhetages 
einsetzenden  Streik,  der  den  Ruin  einer  Menge  Kleinmeister  be- 
deutet, die  Spitze  gebrochen  und  der  ständigen  Konkurrenz  der 
Großbetriebe  ein  Damm  gesetzt  wird,  durch  Beseitigung  des 
empfindlichen  Umsatzes  an  Sonntagen;  diese  kann  jedoch  nur 
mittelst  reichsgesetzlicher  Durchführung  erreicht  werden,  da  bei 
einer  lokalen  Regelung  die  Großbetriebe  infolge  ihrer  freundschaft- 
lichen Beziehungen  und  ihnen  zu  Gebote  stehender  Verkehrsein- 
richtungen im  ständigen  Warenaustauschkonnex  bleiben  würden. 

Diese  theoretisch  aufgestellten  Grundsätze  'werden  ergänzt 
durch  Urteile  über  die  Wirkungen  der  tatsächlich  eingeführten 
Sonntagsruhe. 

So  ist  nach  Aussagen  eines  Elberfelder  Bäckermeisters  die 
Sonntagsruhe  in  Elberfeld  und  Umgegend  schon  so  lange  einge- 


führt, als  man  sich  an  das  Bestehen  der  dortigen  Bäckereien  er- 
innert. Sie  wurde  jedoch  im  Laufe  der  Zeit  durch  den  Einzug 
auswärtiger  Bäcker  gestört,  die  die  Sonntagsarbeit  anfingen.  Ihre 
Zahl  wuchs  dermaßen,  daß  sich  die  einzelnen  für  die  Sonntags- 
ruhe arbeitenden  Innungen  zu  einem  „Sonntagsruheverband“  mit 
dem  Sitz  in  Elberfeld  zusammentaten,  der  bereits  117  Innungen 
zählt. 

Ein  Obermeister  der  Bäckerinnung  zu  Münster  in  Westfalen 
berichtet,  daß  die  völlige  Sonntagsruhe  bereits  seit  1896  einge- 
führt ist  zur  völligen  Zufriedenheit  der  Kundschaft  und  der  Meister. 
Der  größte  Teil  der  Kunden  hat  sich  nach  seinen  Aussagen  damit 
abgefunden,  so  daß  sie  am  Sonntage  auf  frische  Brötchen  und 
frisches  Gebäck  verzichten.  Es  sind  nur  die  besseren  Gesell- 
schaftskreise, bei  denen  der  sogenannte  „Gaumenkitzel“  mit  der 
eingeführten  Reform  sich  nicht  zufrieden  gibt. 

Auch  in  Süddeutschland  hat  die  Sonntagsruhe  schon  teilweise 
Eingang  gefunden.  Nach  Äußerungen  eines  Stuttgarter  Bäckers, 
hat  derselbe  noch  nie  an  einem  Sonntage  gebacken,  zur  Freude 
seines  Personals.  Dies  ist  allerdings  nur  eine  vereinzelte  Aus- 
nahme, neben  der  hier  und  da  noch  andere  vorliegen  mögen. 
Gemeinsame  Durchführung  größerer  Distrikte  liegt  jedoch  nicht 
vor.  Hier  ist  vielmehr  der  Sitz  der  reaktionären  Strömungen,  an 
deren  Übergewicht  die  Beschlußfassung  einer  reichsgesetzlichen 
Durchführung  scheiterte,  die  nach  ihrer  Meinung  nicht  die  Er- 
haltung, sondern  den  Ruin  der  Klein-  und  Mittelbetriebe  als  Be- 
gleiterscheinungen aufweisen  würde  und  zwar  aus  folgenden 
Gründen : 

Da  ein  reichsgesetzliches  Verbot  sich  nur  auf  Bäckereien  er- 
strecken wird,  fällt  der  diesen  dadurch  entzogene  Umsatz  den 
Konditoreien,  Brotfabriken  und  Gastwirtschaftsbäckereien  zu. 
Reichsgerichtliche  Entscheidungen  gestatten  Gastwirtschaftsbäcke- 
reien, die  den  Bedarf  für  die  Gastwirtschaft  herstellen,  an  Sonn- 
tagen zu  arbeiten. 

Würde  somit  dennoch  das  Verbot  sich  auch  über  Konsum- 
vereinsbäckereien erstrecken,  so  wäre  eine  Errichtung  eigener 
Bäckereien  von  Konsumvereinsrestaurationen  zu  erwarten,  für  die 
das  Sonntagsbackverbot,  entsprechend  den  Gastwirtschaftsbäcke- 
reien, aufgehoben  wird.  Parallel  ihrer  Ausdehnung  geht  die  der 
Hausbäckerei.  Die  Bekämpfung  der  Konkurrenz  endigt  somit  in 
einer  Unterstützung,  die  noch  aus  rein  technischen  Gründen  ge- 
fördert wird,  da  die  Bedürfnisse  des  Publikums,  die  Backart  in 
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Nord  und  Süd,  in  Stadt  und  Land  grundverschieden  sind  und  je 
nach  Erfordernis  des  zu  deckenden  Bedarfs  gänzlich  differierende 
Betriebe  aufweisen,  die  von  einer  einheitlich  gesetzlichen  Regelung 
in  ungleichmäßiger  Höhe  zur  Bestreitung  gewisser  Opfer  heran- 
gezogen werden. 

Der  größte  Verlust  kommt  den  Klein-  und  Mittelbetrieben  zu, 
denen  es  bei  weitem  schwerer  fallen  wird,  mit  dem  Großbetriebe 
die  auf  einen  Tag  fallende  doppelte  Produktion  bei  derselben 
technischen  und  persönlichen  Kräfteausstattung  zu  leisten.  Die 
an  sich  schon  scharfe  Anspannung  der  Produktion  am  Samstag 
und  Sonntag  noch  zu  erhöhen,  ist  dem  Kleinbetrieb  unmöglich; 
somit  fällt  das  von  ihm  nicht  geleistete  Produktionsquantum  den 
Großbetrieben  zu,  und  damit  ist  zugleich  die  Grundlage  zur 
Rettung  des  Kleingewerbes  abgegraben,  indem  das  konsumierende 
Publikum  den  Bedarf  seines  Kleingebäcks  von  den  Großbetrieben 
decken  wird. 

So  berichtet  für  Hannover  ein  Bäckermeister  folgendermaßen : 
Bei  uns  in  Hannover  finden  60  bis  70%  unserer  Kollegen  ihre 
Existenz  lediglich  in  der  Weißbäckerei;  denn  das  Schwarzbrot, 
das  sie  backen,  spielt  gar  keine  Rolle  mehr,  und  zwar  deswegen, 
weil  in  Hannover  5 Brotfabriken  dies  besorgen.  Nun  sagt  man, 
die  Kollegen  müssen  eben  mehr  backen,  damit  sie  am  Montag 
auch  Ware  für  das  Publikum  haben.  Dieses  will  jedoch  kein 
altes  Weißbrot  essen;  es  würde  Semmeln  essen,  die  von  den 
Brotfabriken  gebacken  werden  und  nicht  von  den  Bäckern ; auf 
diese  Weise  würde  man  den  Brotfabriken  in  die  Hände  arbeiten, 
und  eine  ganze  Masse  Bäcker,  die  zweimal  in  der  Woche  kein 
Brot  backen,  dem  Ruin  entgegenführen.  Andererseits  ist  es  eine 
falsche  Illusion,  in  der  Einführung  eines  22stündigen  Ruhetags 
einen  36stündigen  hintan  zu  halten,  da  die  Gesellen,  sobald  sie 
die  Macht  haben,  letzteren  durchzuführen,  es  tun  werden,  einerlei, 
ob  ihnen  vorher  22  Stunden  Ruhezeit  gewährt  worden  sind 
oder  nicht. 

Dieses  letzte  Gegenargument  halte  ich  für  gerechtfertigt,  da 
der  Kampf  um  Lohn  und  Arbeitsfragen  kein  Kampf  mehr  zwischen 
Meister-  und  Gesellenschaft  bedeutet,  sondern  einerseits  die 
Meister,  andererseits  die  gesamte  organisierte  Arbeiterschaft  als 
Gegner  aufweist.  Das  zweite  wichtige  gegnerische  Argument,  das 
die  zunehmende  Konkurrenz  der  Großbetriebe  betont,  trifft  nur 
unter  ganz  bestimmten  von  den  Befürwortern  willkürlich  voraus- 
gesetzten Behauptungen  zu.  Die  aus  diesen  — wenn  wir  solche 
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als  gegeben  annehmen  — abgeleiteten  Schlüsse,  die  in  einer 
Vernichtung  der  Kleinbetriebe  endigen,  sind  zum  Teil  berechtigt. 
Zweifellos  würde  durch  eine  einheitliche  reichsgesetzliche  Regelung 
der  stark  differierenden  Gebiete  eine  verschieden  hohe  Einbuße 
sozialer  Opfer  bedingt  werden,  die  jedoch  entgegen  der  reak- 
tionären sowie  fortschrittlerischen  Meinung  keineswegs,  weder  den 
Ruin,  noch  die  Erhaltung  des  Kleingewerbes  bedeuten  würden, 
da  einerseits  bei  der  einmaligen  wöchentlichen  Produktionsein- 
stellung, die  sich  hauptsächlich  auf  feineres  Gebäck  bezieht,  der 
Großbetrieb  nie  den  Geschmacktendenzen  des  Publikums  in  dem 
Maße  gerecht  werden  kann  wie  der  Kleinbetrieb,  so  daß  dessen 
Grundlage  Qualitäts-  und  Spezialisationsware  stets  erhalten  bleibt, 
andererseits  bei  einer  Einführung  der  Sonntagsruhe  die  dadurch 
erhoffte  Eindämmung  des  Großbetriebes  äußerst  minimal  ist,  da 
sie  ja  nur  einen  Nebenzweig  seiner  Produktion  betrifft,  während 
die  Massenartikel  Brot  und  Kleinbrötchen  nicht  mit  einbegriffen 
sind,  so  daß  nach  wie  vor  seine  konkurrierende  Tätigkeit  be- 
stehen bleibt. 

Somit  ist  das  eine  Hauptargument,  das  zur  Erhaltung  des 
Klein-  und  Mittelbetriebes  die  Durchführung  verlangt,  von  geringer 
Tragweite;  das  ihm  gegenüberstehende,  das  in  dem  Ruin  des 
Klein-  und  Mittelbetriebes  gipfelt,  unter  Zugrundlegung  der  auf- 
gestellten Voraussetzungen,  in  geringem  Grade,  soweit  es  auf 
eine  Darbringung  verschieden  hoher  wirtschaftlicher  Opfer  hin- 
zielt, zutreffend;  würde  jedoch  hinfällig  durch  eine  reichsgesetz- 
liche, alle  Betriebe  treffende  Einführung  des  verlangten  22stündigen 
Ruhetags,  wobei  man  vielleicht,  je  nach  dem  Absätze  den  einzelnen 
Betrieben  gewisse  rechtliche  Sonderbestimmungen  zubilligen  könnte, 
die  von  der  Reichsregierung  den  betr.  Einzelstaaten  überwiesen 
werden  müßten,  da  sie  genau  mit  den  lokalen  Verhältnissen  ver- 
traut sind. 

3.  Arbeitszeit  in  Rheinhessen. 

Wenden  wir  uns  nach  diesen  innerhalb  des  gesamten  Bäcker- 
gewerbes Deutschlands  gegenwärtig  pochenden  Tendenzen  zur 
veränderten  Gestaltung  der  Arbeitszeit  den  für  Rheinhessen  tat- 
sächlich vorhandenen  Verhältnissen  zu,  so  lassen  sich,  obwohl 
sie  durch  Maximalarbeitstag  reichsgesetzlich  geregelt  sind,  mannig- 
fache Verschiedenheiten  konstatieren. 

Während  in  den  ländlichen  Gebieten  über  60”/o  der  Bäckereien 
die  Arbeit  nach  12  Uhr  beginnen,  ist  es  in  den  gewerblichen 
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Distrikten  nahezu  dieselbe  Anzahl,  bei  denen  der  Arbeitsbeginn 
vor  12  Uhr  liegt.  So  ergibt  eine  von  der  Gewerbeinspektion  ver- 
anstaltete Untersuchung  für  Mainz  im  Jahre  1911  in  4 Betrieben 
einen  Beginn  der  Arbeitszeit  um  2 Uhr,  in  26  um  lU/a,  in  28  um 
11,  in  4 um  10,  und  in  2 um  97^  Uhr.  Darnach  beginnen  64 "/o 
aller  Betriebe  die  Arbeit  zwischen  11  und  12  Uhr. 

Ebenso  verschiedenartig  gestalten  sich  die  zutage  geförderten 
Resultate  über  die  Arbeitszeit.  Von  138  in  Mainz  untersuchten 
Betrieben  haben  66  eine  12stündige,  19  eine  IIV2-,  32  eine  11-, 
6 eine  IOV2-,  10  eine  10-,  1 eine  9V2-,  2 eine  9-,  1 eine  8V2- 
und  1 eine  8 stündige  Arbeitszeit;  somit  haben  84  7o  der  Betriebe 
in  der  Stadt  Mainz  eine  1 1 — 12stündige  Arbeitszeit,  die  für  die 
übrigen  rheinhessischen  Städte  ebenfalls  als  Durchschnittssatz  an- 
genommen werden  kann. 

Die  kürzeste  Arbeitszeit  liegt  bei  der  Mainzer  Konsumvereins- 
bäckerei vor,  die  7 Stunden  und  40  Minuten  beträgt,  zu  der  noch 
eine  Essenspause  von  20  Minuten  hinzuzurechnen  ist.  Ihr  reiht 
sich  der  ländliche  Kleinbetrieb  mit  einer  durchschnittlichen  Arbeits- 
zeit von  10  Stunden  an;  zu  diesem  günstigen  Ergebnis  gesellt 
sich  jedoch  die  bei  fast  allen  ländlichen  Bäckereien  anzutreffende 
Nebenbeschäftigung  in  der  Landwirtschaft.  Die  höchsten  Ziffern 
zeigen  die  städtischen  Mittelbetriebe  mit  11  — 12  Stunden  im  Durch- 
schnitt. 

Neben  den  gesetzlichen  Ruhepausen,  besonders  der  Sonntags- 
ruhe, werden  den  bei  den  Mainzer  Bäckern  beschäftigten  Gehilfen 
und  Lehrlingen  zu  Ostern,  Pfingsten  und  Weihnachten,  in  der 
Nacht  vom  2.  Feiertag  auf  den  folgenden  Werktag,  und  außerdem 
vom  Fastnachtsdienstag  auf  den  Aschermittwoch,  kraft  des  vor- 
liegenden Tarifvertrags,  Freinächte  gewährt.  Verstöße  gegen  diese 
Vereinbarungen  sind,  selbst  wenn  sie  mit  Zustimmung  der  Lehr- 
linge und  Gesellen  vollzogen  werden,  mit  einer  Strafe  von  10  Mk. 
behaftet,  neben  dem  noch  auszuzahlenden  regelmäßigen  Lohn  7- 

Hier  und  da  finden  in  einzelnen  Betrieben  Übertretungen  der 
gesetzlichen  Ruhezeit  statt,  deren  Zahl  jedoch  sehr  minimal  ist, 
im  Laufe  der  Zeit  noch  eine  Abnahme  zeigt,  so  daß  ihr  nur  ge- 
ringe Bedeutung  zugemessen  werden  kann.  Die  meisten  Über- 
schreitungen erstrecken  sich  fast  ausschließlich  auf  die  vorherr- 
schende Sonntagsruhe,  die  besonders  in  Mainz  und  Umgebung 
anzutreffen  sind.  Hier  waren  es  nach  Berichten  der  Gewerbe- 

1)  Tarifvertrag  der  Bäckerinnung  Mainz  von  1912. 
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inspektion  1907  noch  17  Bäckereien,  also  9"/(t,  die  Gehilfen  und 
Lehrlinge  mit  der  Herstellung  von  Backarbeiten  und  dem  Waren- 
austrag  eine  halbe  bis  \ ^!->  Stunden  länger  beschäftigten,  als  gesetz- 
lich erlaubt  war;  1910  lagen  bloß  noch  4 Betriebe  vor,  die  gegen 
diese  Verordnungen  verstießen.  Die  sich  geltend  machenden  Ver- 
besserungen sind  den  vorbildlichen  Arbeitsverhältnissen  der  Konsum- 
vereinsbäckerei zuzuschreiben. 

Ebenso  geringwertig  sind  die  vereinzelten  Vorkommnisse 
über  längere  Beschäftigung  von  Lehrlingen.  So  wurde  1911  von 
der  Gewerbeinspektion  für  den  Bezirk  Mainz  ein  Bäckermeister 
angetroffen,  der  seinen  Lehrling  Stunde  länger  beschäftigte  als 
gesetzlich  erlaubt  war;  ein  anderer  verwandte  seine  2 Lehrlinge 
im  2.  Jahre  12  Stunden;  somit  eine  Stunde  mehr  als  zulässig; 
in  einer  dritten  Bäckerei  wurden  drei  Lehrlinge  14  Stunden  ohne 
Pause  bei  der  Arbeit  angetroffen. 

c)  Lohnverhältnisse  der  rheinhessischen  Bäckergesellen. 

Wie  stellt  sich  unter  diesen  verschiedenartigen  Arbeitsverhält- 
nissen das  Arbeitsverdienst  und  die  Lebenshaltung  des  Bäcker- 
arbeiters in  Rheinhessen? 

Zur  Beantwortung  dieser  Frage  genügt  es  natürlich  nicht,  die 
in  den  verschiedenen  Teilen  gezahlten  Geldlöhne  zusammenzustellen 
oder  eine  Durchschnittsziffer  daraus  zu  ziehen.  Da  in  den  meisten 
Betrieben  die  Entlohnung  naturaliter  erfolgt,  so  ist  hier  zu  dem 
in  Münze  gezahlten  Entgelt  ein  entsprechender  Zuschlag  zu  machen. 
Dieser  ist  jedoch  je  nach  der  Verpflegung  und  der  Kost  in  den 
einzelnen  Betrieben  sehr  verschieden,  so  daß  ein  genau  mathe- 
matisches Ergebnis  sich  nicht  erzielen  läßt;  immerhin  ergeben  sich 
wenigstens  annähernde  Durchschnittsziffern. 

Der  auf  dem  Lande  lebende  Arbeiter  hat  Kost  und  Logis 
beim  Meister;  ebenso  die  meisten  in  der  Stadt  wohnenden  Ge- 
sellen. Nur  für  Mainz  haben  die  Verhältnisse  der  Konsumvereins- 
bäckerei sowie  die  straffe  Organisation  der  dortigen  Gesellen  das 
Kost-  und  Logiswesen  zum  Teil  beseitigt. 

Nach  einer  vorgenommenen  Untersuchung  haben  von  237 
Gesellen  nur  49  Kost  und  Logis  beim  Meister;  119  nehmen  die 
Kost  außerhalb  ein,  wohnen  aber  beim  Meister,  und  der  Rest, 
69,  ist  ohne  Kost  und  Logis.  Der  hier  bezahlte  Lohn  ist  Mindest- 
lohn und  ist  genau  vertraglich  geregelt.  Er  zeigt  der  Leistung 
gemäß  verschiedene  Höhe  und  beträgt  für  Schießer  Mk.  27 ; für 


I 


— 124  — 

TeijJmaclier  Mk.  25;  für  dritte  Gehilfen  Mk.  23;  für  vierte  Gehilfen 
über  18  Jahre  Mk.  21;  unter  18  Jahren  nach  ordnungsmäßig 
vollendeter  Lehrzeit  Mk.  20  pro  Woche.  Außerdem  wird  den 
Gehilfen  der  Morgenkaffee  und  das  für  den  persönlichen  Gebrauch 
zum  sofortigen  Genüsse  bestimmte  Brot  unentgeltlich  verabfolgt. 
Für  die  Wohnung,  die  vom  Meister  den  ledigen  Gehilfen  gestellt 
wird,  kommen  2 Mk.  in  Abzug;  verheirateten  Gehilfen  wird  das 
Logis  ausbezahlt.  Aushilfsarbeiter  erhalten  für  die  geleistete 
Schicht  neben  Kaffee  und  Brot:  Mk.  5.50  der  Schießer;  Mk.  4.50 
der  Teigmacher  und  Mk.  3.50  der  dritte  und  letzte  Gehilfe. 

Der  den  in  der  Konsumvereinsbäckerei  beschäftigten  Bäckern 
bezahlte  Lohn  beträgt  bei  freier  Kost  und  Wohnung  pro  Woche 
Mk.  29.80;  für  den  Schichtführer  Mk.  33.20.  Überstunden  werden 
mit  75  Pfg.  vergütet.  Da  die  Löhne  Wochenlöhne  sind,  werden 
Feiertage  mitbezahlt. 

Als  wöchentlicher  Durchschnittslohn  ergibt  sich  somit  für 
Mainz  und  Umgebung  bei  freier  Kost  und  Wohnung  Mk.  24. 

Das  ganze  übrige  Rheinhessen,,  sowohl  Stadt  wie  Land, 
weist  nach  angestellten  Umfragen  Durchschnittslöhne,  die  zwischen 
8 und  12  Mark  schwanken,  auf.  Lege  ich  für  die  Wohnung  nach 
Mainzer  Berechnung  2 Mk.  zu  Grunde,  so  verbleiben  dem  länd- 
lichen und  städtischen  Gesellen  noch  10  bis  14  Mk.  pro  Woche, 
d.  h.  nahezu  2 Mk.  pro  Tag,  für  Essen  und  andere  Bedürfnisse, 
um  eine  Gleichstellung  mit  den  Mainzer  Verhältnissen  zu  erzielen. 

Selbstverständlich  können  die  von  mir  willkürlich  angenom- 
menen 2 Mk.  für  Verköstigung  und  sonstige  Bedürfnisse  eine  Er- 
höhung oder  Erniedrigung  erfahren,  die  jedoch  höchstens  eine 
Differenzierung  von  1—2  Mk.  zu  Gunsten  bezw.  Ungunsten  der 
rein  geldentlohnten  Gesellen  aufweisen. 

Nach  einer,  allerdings  bereits  1905  vom  sozialdemokratischen 
Verband  angestellten  Untersuchung  speziell  für  die  Stadt  Mainz 
und  die  umliegenden  ländlichen  Distrikte,  war  sogar  der  Durch- 
schnittslohn auf  dem  Lande  höher  als  in  der  Stadt.  Er  betrug 
bei  voller  Verpflegung  in  Mainz  Mk.  8.60;  in  der  Umgebung 
Mk.  10.20  pro  Woche. 

Den  Aussagen  einiger  Gesellen  gemäß  stellen  sich  diese  bei 
einem  durchschnittlichen  Wochenlohn  von  Mk.  12  mit  Kost  und 
Logis  besser,  als  bei  einer  reinen  Geldentlohnung  von  Mk.  27; 
wobei  allerdings  die  Maximalziffern  angeführt  sind. 

Somit  tritt  der  besonders  von  dem  sozialdemokratischen 
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Verbände  kritisierte  finanzielle  Nachteil  des  Kost-  und  Logis- 
wesens für  Rheinhessen  nicht  in  jenen  grellen  Farben  auf. 

Die  für  seine  Erhaltung  sprechenden  Gründe  sind  infolge 
ihrer  Einseitigkeit  mit  größter  Vorsicht  zu  nehmen.  Sie  beruhen 
nur  auf  Aussagen  von  Meistern,  die  sämtlich  präzisieren,  daß  es 
infolge  der  früh  beginnenden  Arbeitszeit  sehr  schwer  ist,  die  Ge- 
sellen pünktlich  zur  Arbeit  zu  haben,  was  gerade  für  die  Kneter 
unbedingte  Notwendigkeit  ist.  Unpünktlichkeit,  finanzielle  Gleich- 
stellung und  familiäre  Erziehung  sind  die  von  den  rheinhessischen 
Bäckern  angeführte  Gründe  für  die  Erhaltung  des  Kost-  und 
Logiswesens. 

Die  beiden  letzten  Punkte  sind  zweifellos  zutreffend,  da  es 
sich  in  Rheinhessen  durchweg  um  ein  familiäres  Verhältnis  zwi- 
schen Gesellen  und  Meistern  handelt,  und  keineswegs  eine  scharfe 
Kluft  zwischen  Arbeitgeber  und  Nehmer  besteht.  Diese  mag  nur 
für  Mainz  in  minimaler  Weise  vorliegen;  dagegen  zeigen  die 
übrigen  kleinstädtischen  und  besonders  die  ländlichen  Betriebe  ein 
friedliches  Einvernehmen  mit  den  Gehilfen.  Selbst  die  vom  sozial- 
demokratischen Verband  zu  Tage  geförderten  Ergebnisse  bezeugen 
für  1905,  daß  besonders  in  der  Umgegend  von  Mainz  die  Kost- 
und  Logisverhältnisse  einigermaßen  zufriedenstellend  sind,  bei 
weitem  jedoch  besser  als  in  der  Stadt. 

Die  Naturalentlohnung  wird  somit,  obwohl  im  starken  Gegen- 
satz zur  sozialen  Bewegung  der  Zeit,  deren  erstes  Ziel  die  mög- 
lichste Befreiung  des  Arbeiters  von  der  Herrschaft  des  Unter- 
nehmers, nicht  aber  die  Anbahnung  jenes  vorliegenden  patriar- 
chalischen Verhältnisses  ist,  dennoch  zukünftig  in  Rheinhessen  die 
ausschlaggebendere  bleiben,  umsomehr,  da  sie  auf  einem  gleich- 
mäßigen Lohnniveau  in  Stadt  und  Land  basiert,  also  gegenseitige 
Beeinflussungen  nicht  vorliegen.  Der  zweite  wichtigere  Faktor  zu 
ihrer  ferneren  Erhaltung,  der  zu  gleicher  Zeit  in  einer  gesell- 
schaftlichen Erziehung  und  Bildung,  die  bei  den  Gesellen  äußerst 
gering  ist,  gipfelt,  beruht  auf  dem  durchweg  vorherrschenden 
familiären  Verhältnis,  zu  dessen  Bestätigung  die  lange  Beschäftigung 
der  Gesellen  spricht. 

Leider  fehlen  jegliche  statistische  Angaben,  die  einen  genauen 
Einblick  über  die  bei  den  rheinhessischen  Bäckergesellen  tatsäch- 
lich vorliegende  Beschäftigungsdauer  und  den  damit  zusammen-  • 
hängenden  Altersaufbau  gewähren  könnten. 

Die  nach  der  Berufs-  und  Betriebszählung  1907  für  das  Groß- 
herzogtum Hessen  festgestellten  Zahlen  betreffend  die  Bäcker-  und 
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Konditorgesellen  weisen  nur  den  Altersaufbau  der  jugendlichen 
Arbeiter  auf  und  gestalten  sich  folgendermaßen : 


Die  1907  im  Großherzogtum  Hessen  be- 
schäftigten Gehilfen  und  Arbeiter  sind  alt 

16  Jahre 
und  darüber 

14  bis  unter 
! 16  Jalire 

unter 
14  Jahre 

Bäckerei  und 
Konditorei 

2068 

375 

51 

In  Ermangelung  einer  weiteren  Aufteilung  der  über  16  Jahre 
alten  Gesellen  können  somit  keine  triftigen  Schlüsse  gezogen 
werden.  Die  vorgenommene  Altersanalysierung  von  16 — 70  Jahren 
umfaßt  für  Hessen  nur  das  gesamte  Nahrungsmittelgewerbe,  dessen 
Zahlen  somit  für  unsere  Spezialbetrachtungen  nicht  als  Unterlage 
verwandt  werden  können. 

Wir  sind  vielmehr  auf  Angaben  der  Reichsstatistik  angewiesen. 
Nach  ihr  betrug  die  Zahl  der  im  Deutschen  Reiche  in  Bäckerei, 
Konditorei,  Pfefferküchler  und  Lebküchler  als  Gehilfen,  Lehrlinge, 
Fabrik-,  Lohn-  und  Tagearbeiter  einschließlich  der  im  Gewerbe 
tätigen  Familienangehörigen  und  Dienenden  im  Alter  von 


unter 
14  Jahre 

j 14  bis 
1 unter 
16  Jahre 

16  bis 
unter 
18  Jahre 

18  bis 
unter 
20  JahrCj 

20  bis 
unter 
25  Jahre 

25  bis 
unter 
30  Jahrcj 

30  bis 
unter 
40  Jahre 

40  bis 
unter 
50  Jahre 

50  bis 
unter 
60  Jahre; 

60  bis 
unter 
i70  Jahre 

70  Jahre 
und 

darüber 

t 

1 

3510 

i 

29166 

33914 

30882 

43931 

28469 

1 

24354 

11548 

5880 

2587 

654 

Darnach  zählen  317«  weniger  als  18  Jahre;  157»  stehen  im 
Alter  von  18—20  Jahren;  20 7o  sind  zwischen  20  und  25,  137o 
zwischen  25  und  30,  1 1 7o  zwischen  30  und  40,  57o  zwischen 
40  und  50,  3 7o  zwischen  50  und  60  und  27o  zwischen  60  und 
mehr  Jahre  alt.  79  7o  aller  Arbeiter  sind  demnach  weniger  als 
30  Jahre  alt;  der  größte  Teil  hiervon  trifft  das  Alter  unter  18  und 
20 — 25  Jahre.  Ein  rapider  Abstieg  von  16  7o  zeigt  sich  bereits 
in  dem  jugendlichen  Alter  von  18 — 20  Jahren,  ein  weiterer  von 
7 7o  und  67o  setzt  mit  dem  25.  bezw.  40.  und  50.  Lebensjahre 
ein.  Es  scheidet  also  in  vorwiegend  jungen  Jahren  ein  großer 
Teil  der  Arbeiter  von  dem  Gewerbe  aus.  Welcher  Beruf  an  die 
Stelle  der  bisherigen  Beschäftigung  tritt,  ist  statistisch  nicht  er- 
fahrbar; die  Tatsachen  weisen  jedoch  vorwiegend  einen  großen 
Teil  ehemaliger  Bäckergesellen  als  Fabrikarbeiter  auf. 


Inwieweit  kommt  ein  solcher  Ausscheidungsprozeß  auch  für 
Rheinhessen  in  Betracht? 
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Da  hierfür  jegliche  statistischen  Angaben  fehlen,  so  basieren 
die  gezogenen  Schlüsse  auf  privaten  Erhebungen.  Eine  teilweise 
Beantwortung  ist  durch  Tabelle  XI  (s.  nächste  Seite)  gegeben,  die 
allerdings  nur  für  Worms  Stadt,  Worms  Land  und  Kreis  Oppen- 
heim festgestellt  wurde,  aber  dennoch  ohne  erachtenswerte 
Schwankungen  gesamt  Rheinhessen  zu  Grunde  gelegt  werden 
kann,  da  sie  die  rein  ländlichen  und  städtischen  Typen  gleich- 
zeitig charakterisiert. 

Darnach  ergibt  sich  bereits  ein  Gesamtverlust  bis  zu  33  7<i 
bei  der  aufbauenden  Rekrutierungsschicht.  Inwieweit  eine  weitere 
Verminderung  bei  den  Gehilfen  vorliegt,  kann  auf  Grund  der  in 
i umstehender  Tabelle  vorgenommenen  Scheidung  der  Lehrlinge  und 

Gesellen  nach  ihrer  Herkunft  — sowie  dem  für  die  aus  Stadt 

und  Land  stammenden  Lehrlingen  berechneten  Verlustanteil  ge- 
gefolgert  werden. 

Die  Rekrutierung  wird  zum  weitaus  größten  Teil  von  länd- 
lichen Arbeitern,  Söhnen  kleinerer  Bauern  und  Handwerker  ge- 
liefert, die  mit  einem  durchschnittlichen  Anteil  von  70— 907o  den 
ausschlaggebendsten  Faktor  bilden.  Obwohl  auch  bei  ihnen  ein 
Verlust  bis  zu  20%  vorliegt,  so  bleibt  dieser  doch  hinter  dem 
der  städtischen  Arbeiter  weit  zurück.  Diese  repräsentieren  vor- 
wiegend die  aus  niederen  Schichten  hervorgegangenen  Rekruten 
des  Gewerbes,  von  denen  Sombart  mit  Recht  behauptet,  daß  sie 
von  ihren  Eltern  nur  in  die  Bäckerei  geschickt  werden,  um  den 
Haushalt  zu  entlasten,  was  nicht  sogleich  der  Fall  sein  würde, 
wenn  der  schulentlassene  Junge  sich  in  eine  Fabrik  einstellen 
ließe,  oder  sich  einem  anderen  Gewerbe  zuwenden  würde,  in 
dem  der  patriarchalische  Zustand  der  Hausgemeinschaft  zwischen 
Lehrling  und  Lehrherrn  nicht  mehr  besteht.  „Die  Mittel,  dem 
Sohne  eine  andere  Ausbildung  zu  Teil  werden  zu  lassen,  sind 
nicht  vorhanden,  und  dem  Jungen,  der  daheim  oft  hat  hungern 
müssen,  winkt  die  verlockende  Aussicht,  sich  als  Bäckerlehrling 
tüchtig  durchessen  zu  können“  ^).  Die  anstrengende  Arbeit  sagt 
ihm  jedoch  nur  selten  zu,  und  so  wird  er  frühzeitig  dem  er- 
griffenen Berufe  fahnenflüchtig,  was  durch  die  berechneten  Verlust- 
ziffern, die  eine  Höhe  bis  zu  607o,  in  ländlichen  Gebieten  sogar 
100%  aufweisen,  bestätigt  wird. 

Diese  verschiedenartig  gestaltete  aufbauende  Rekrutierung 
und  die  ihr  zufallende  Dirninuierung  bilden  den  grundlegendsten 

I)  Sombart,  Moderner  Kapitalismus,  Bd.  I. 


00  ro  lO  O O vO  O I/O  O 

T-  ^ T—  ^ (M  r—  fV|  ^ 


oo 

fsj  fM 


00  O O 00 
*—  <M  CM  »— 


o o o o o o 
o o o o o o 


o o 
lO  o 


r-  O ro  fNJ 

rsj  fM 


lO  fO  O CM 

fO  fO  ^ 


O fO 

(N3  rc 


fC  I I <N 


o o o r-  o o 
00  o o o o o 


<Nj  o CM  Tf  o r* 


ro  I I Tf  ^ 


CM  O O O fO  O 

00  O O lO  o o 


CO  o rvj  lO  00 


VO  O fvj  Os  ^ 00 


X ^ o fM  CO 

r/j 

g Os  Os  Ov  Ov  O'  Os 

u. 

o 


5=  X Os  o ^ ^ rq 
o>  o o ^ :r 

0-^\  Os  Os  Os 


129 


Faktor  für  die  weitere  Beurteilung  der  rheinhessischen  Bäcker- 
gesellen, die  sich  zu  70— 907o  aus  ländlichen  Arbeitern  (in  länd- 
lichen Gebieten  mitunter  nur  aus  solchen)  zusammensetzen,  wäh- 
rend der  Rest  aus  städtischen  Kreisen  bestritten  wird.  Diese  bilden 
einen  fluktuierenden  Bestandteil,  gekennzeichnet  durch  häufigen 
Wechsel,  Der  hier  während  der  Lehrzeit  schon  stark  einsetzende 
Diminuierungsprozeß  schreitet  bei  den  Gesellen  weiter  fort,  indem 
viele  in  der  Fabrik  ihr  ferneres  Heil  suchen.  Nur  wenige  bleiben 
dem  Berufe  treu;  noch  wenigere  gelangen  zur  Selbständigkeit. 
Liegt  diese  dennoch  vor,  so  bilden  ihre  Repräsentanten  meistens 
die  Elemente  der  Schleuderkonkurrenz, 

Diesem  minimalen  fluktuierenden  Arbeiterstrom  steht  der 
große  seßhafte  aus  Bauern-  und  Handwerkerkreisen  stammende 
Teil  als  Formationsschicht  des  Nachwuchses  gegenüber.  Auch  bei 
ihm  liegt  eine  Fluktuation  vor,  die  allerdings  meistens  als  Durch- 
gangsstadium zur  Selbständigkeit  im  Alter  von  20—24  Jahren 
einsetzt.  Dem  Drange  der  Wanderlust  und  der  damit  zusammen- 
hängenden Erweiterung  des  Gesichtskreises  folgend,  verlassen  sie 
in  genannten  Jahren  die  engeren  Grenzen  ihrer  seitherigen  Tätig- 
keit, kehren  jedoch  durchschnittlich  fast  alle  wieder  in  das  Gebiet 
ihrer  Lehrzeit  zurück,  um  hier  entweder  sich  selbständig  zu  machen 
oder  weiter  als  Gehilfe  zu  arbeiten,  wobei  sie  ein  langes  Aus- 
harren bei  demselben  Meister  an  den  Tag  legen.  Andere  bleiben 
direkt  nach  absolvierter  Lehrzeit  bei  ihrem  Meister  für  längere 
Zeit  in  Steifung,  was  folgende  Zahlen  beweisen: 

Von  13  mir  berichtenden  Gesellen  sind 


1 1 II  V VMI 

6 Gesellen  1 — 2 Jahre  bei  demselben  Meister  beschäftigt  20— 24  Jahren 
2 ,,  über  3 „ „ „ „ „ über  17  „ 

1 n 11  4 „ „ „ „ ,,  27  „ 

^ >1  11  ^ II  » 11  11  11  II  22  „ 

^ II  11  7 ,,  „ „ 22  ,, 

f 11  11  1 ^ 11  11  1,  1,  „ „ 33  „ 

^ I’  11  20  „ „ „ „ ^ 46  „ 

Somit  sind  38  “/o  seit  ihrer  Lehrzeit  bei  demselben  Meister  tätig. 

Von  den  gegenwärtig  im  Kreise  Worms  beschäftigten  17  Ge- 
sellen arbeiten  6 5—7  jahre 

1 8 „ 

1 13  „ 

1 19  „ 

1 27  „ 

ununterbrochen  an  demselben  Orte,  was  die  charakteristischen  Züge 
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der  ländlichen  rheinhessischen  Bäckereiarbeiter  bewahrheitet  und 
zugleich  als  Beweismittel  der  früher  geäußerten  vorherrschenden 
familiären  Verhältnisse  auf  dem  Lande  dienen  kann.  Ein  Ver- 
lassen des  Berufes  liegt  hier  meistens  nur  dann  vor,  wenn  gün- 
stige Gelegenheiten  eine  Verbesserung  der  sozialen  und  wirtschaft- 
lichen Lage  bieten.  Einige  bleiben  bei  der  Erfüllung  der  Militär- 
pflicht dauernd  im  Militärdienste.  Der  größte  Teil  jedoch,  nahezu 
50— 607o,  gelangt  zur  Selbständigkeit. 

In  Hauptzügen  zusammengefaßt,  trifft  der  bei  den  Bäckerei- 
arbeitern im  jugendlichen  Alter  zutage  tretende  Ausscheidungs- 
prozeß auch  für  Rheinhessen  zu,  vorwiegend  eine  ganz  bestimmte 
Gattung  von  Arbeitern  betreffend,  die  den  niederen  sozialen 
städtischen  fluktuierenden  Schichten  entspringen,  während  bei  dem 
ausschlaggebenderen  ländlichen  seßhaften  Arbeiterstrom  nur  mi- 
nimale Tendenzen  des  Austritts  vorliegen. 

Diese  auf  Grund  der  Tabelle  XI  gefolgerten  Schlüsse  be- 
kräftigen folgende  Angaben 


Zahl  d.  19!4 
beschält. 

1 

Davon  im  Alter  von  Jah 

Iren 

Gesellen 

18-20 

“/o 

; 20-25 

0/ 

1 

25-30 

7/0 

30-40 

1% 

40  und 
mehr 

0/ 

;() 

Worms  Stadt  . . 

1 

Kr.  Worms  Land  . 

17 

3 

18 

5 

29 

4 

24 

4 

24 

1 

5 

Kr.  Bingen  . . . 

26 

10 

38 

10 

38 

5 

20 

1 

4 

1 

Kr.  Oppenheim  . 

28 

17 

61 

6 

21 

4 

14 

1 

4 

Kr.  Alzey  . . . 

38 

19 

50 

10 

26 

5 

13 

4 

11 

— 

' — 

Daraus  spricht  das  Vorherrschen  der  jugendlichen  Arbeiter 
im  Alter  von  18— 25  Jahren,  bei  denen  besonders  starke  Verlust- 
ziffern in  den  Kreisen  Alzey  und  Oppenheim  vorliegen,  während 
sie  bei  Kreis  Bingen  und  Kreis  Worms  in  geschwächtem  Grade 
die  nächste  Altersschicht  betreffen.  Die  Gründe  der  hier  zutage 
tretenden  absoluten  sowie  Altersausscheidungsdifferenzierung  in 
rein  ländlichen  Gebieten  liegen  teilweise  in  der  verschiedenartig 
gestalteten  lokalen,  sozialen  und  wirtschaftlichen  Konstellation,  der 
zufolge  eine  frühere  oder  spätere  Selbständigkeit  auftritt;  teilweise 
spielen  die  Anziehungskräfte  der  naheliegenden  Großstädte  eine 
wesentliche  Rolle,  wobei  der  Attraktionsgrad  von  psychologischen 
Momenten  stark  tangiert  wird. 

d)  Physisches  und  soziales  Leben. 

1.  Ehelosigkeit;  geselliges  Leben. 

Die  mit  dem  häufigen  Wechsel  der  Bäckergehilfen  in  Verbindung 
gebrachte  Ehelosigkeit  trifft  somit  für  Rheinhessen  nur  für  den 


fluktuierenden  Arbeiterstrom  zu;  auch  der  Teilrest  der  seßhaften 
Arbeiter,  die  als  Gehilfe  noch  tätig  sind,  zeigt  äußerst  selten 
Familiengründungen,  die  zum  großen  Teil  auf  das  hier  vor- 
herrschende Kost-  und  Logiswesen  zurückzuführen  sind.  Treten 
sie  dennoch  auf,  so  liegt  ihnen  meistens  eine  Zwangslage  zu 
Grunde. 

Anfragen  ergaben 

für  Mainz  15 — 17  verheiratete  Gesellen;  somit  10% 

Worms  7 „ „ „ 3 „ 

„ Kreis  Oppenheim  2 „ „ „ 2 „ 

„ Kreis  Worms  2 „ „ „ 3 „ 

„ Kreis  Bingen  u.  Alzey  5— 7 „ „ „ 7„ 

Der  Drang  nach  einem  Ersatz  des  Familienlebens  durch 
Vereine  und  gesellige  Tätigkeit  ist  nur  in  Mainz  beachtenswert. 
Hier  sind  es  33  7o  der  Gesellen,  die  dem  „Verbände  der  deutschen 
Bäcker-  und  Konditorenarbeiter“  ängehören,  dessen  Zweck  ledig- 
lich in  der  Erlangung  besserer  Arbeits-  und  Lohnbedingungen 
gipfelt,  durch  Beseitigung  des  Kost-  und  Logiswesens  und  reichs- 
gesetzliche Einführung  des  36stündigen  Ruhetags. 

Das  ganze  übrige  Rheinhessen  ist  mit  5 7o  am  genannten 
Verbände  beteiligt.  Hier  wird  das  Vereinsleben  durch  persön- 
liche Liebhabereien,  wie  Vogelzucht,  Karten-  und  Kegelspiel, 
Sport,  Spaziergänge,  Lesen,  Ruhen  und  Schlaf  ersetzt;  andernteils 
tritt  besonders  in  den  ländlichen  Gebieten  Beschäftigung  in  den 
einfachen  landwirtschaftlichen  Feldarbeiten  wie  Rübenhacken,  Be- 
bauung der  Weinberge  u.  a.  an  seine  Stelle. 

• 2.  Berufskrankheiten. 

Ein  weiterer,  ja  den  vorstehendsten  Zug  im  Leben  des  Bäcker- 
arbeiters bilden  die  mit  seinem  Beruf  zusammenhängenden  Krank- 
heiten, die  in  der  Gegenwart  durch  die  erlassenen  polizeilichen 
Vorschriften  zur  Förderung  der  Gesundheit  eine  wesentliche  Ein- 
dämmung erfahren  haben.  Die  verlangten  gesetzgeberischen  Be- 
dingungen finden  sich  in  allen  rheinhessischen  Betrieben  nicht 
gleich  stark  vollendet. 

An  der  Spitze,  nahezu  hygienische  und  sanitäre  Vollkommen- 
heit verkörpernd,  steht  die  Bäckerei  der  Mainzer  „Spar-,  Konsum- 
und  Produktionsgenossenschaft  e.  G.  m.  b.  H.“.  Obwohl  die 
mittleren  und  kleineren  Betriebe  jene  sanitären  und  hygienischen 
Einrichtungen  nicht  in  dem  vollendeten  Stil  der  Konsumvereins- 
bäckerei aufweisen,  so  zeigen  sie  dennoch  durchweg  ernstes  Be- 
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streben,  die  gesetzgeberischen  Vorschriften  zu  erfüllen.  Die  ver- 
einzelt auftauchenden  Ausnahmen  vermögen  somit  das  Qesamt- 
urteil  nicht  zu  trüben.  Ihre  Anführung  ist  jedoch  notwendig,  um 
nicht  ein  vollständig  auf  der  Höhe  der  sanitären  und  hygienischen 
Ansprüchen  stehendes  Bäckergewerbe  für  Rheinhessen  anzu- 
nehmen. 

Nach  Berichten  der  Gewerbeinspektion  wurden  Betriebe  an- 
getroffen, die  ihren  Arbeitern  nur  alle  3—4  Wochen  ein  Handtuch 
zur  Verfügung  stellten;  bei  anderen  war  für  die  nötigen  Aufent- 
haltsräume nicht  Sorge  getragen,  so  daß  die  Bäckergehilfen  auf 
der  Backmulde  und  den  Tischen,  auf  der  die  Backwaren  herge- 
stellt wurden,  sitzend  und  liegend  angetroffen  wurden. 

Die  Schlafräume  der  Gesellen  bedurften  wiederholter  Ver- 
besserungen, obwohl  zu  ihrer  Regelung,  neben  den  hierfür  gesetz- 
lichen Erfordernissen,  bei  einigen  Innungen  noch  besondere 
Kommissionen,  bestehend  zur  Hälfte  aus  Meistern,  zur  Hälfte  aus 
Gesellen,  vorhanden  sind.  Es  ist  weniger  die  Lage,  die  zu  Klagen 
Anlaß  gab,  als  die  mangelhafte  Ausrüstung,  die.  bei  einer  Menge 
vorlag.  ln  manchen  fehlte  es  an  der  nötigen  Anzahl  Betten,  so 
daß  2 in  einem  Bett  schlafen  mußten.  Stühle,  Tische,  Schränke 
oder  Ofen  wurden  bei  anderen  vermißt, ‘die  gleichzeitig  große 
Unreinlichkeiten  aufwiesen  ^). 

Eine  Beeinträchtigung  der  Gesundheit  durch  diese  vereinzelten 
Fälle  tritt  äußerst  selten  auf.  Der  Gesundheitszustand  der  Bäcker 
wird  nach  verschiedenen  von  mir  gestellten  Anfragen  als  nicht 
ungünstig  bezeichnet,  was  sich  bereits  nach  Berichten  der  Innungs- 
krankenkassen sowie  Aussagen  der  Ortskrankenkassen,  die  gerade 
die  Bäckergehilfen  zu  ihren  besten  Mitgliedern  zählten,  kundgab.- 

Nach  Angaben  der  Leiter  der  Innungskrankenkassen  sind  es 
vorwiegend  Zahnkrankheiten,  sowie  hier  und  da  vereinzelte 
Hautausschläge,  die  auftreten.  Dennoch  sind  diese  Urteile  mit 
größter  Vorsicht  aufzunehmen,  da  sie  teilweise  nur  den  für  Rhein- 
hessen in  Betracht  kommenden  wandernden  Arbeiterstrom  be- 
treffen, der  durchweg  infolge  seines  jugendlichen  Alters  von 
25-30  Jahren,  geringe  Anlagen  zu  Krankheiten  aufweist.  Wollte 
man  ein  genaues  gegenwärtiges  Bild  erzielen,  so  müßten  diese 
jetzt  vorwiegend  in  Fabriken  beschäftigten  ehemaligen  Bäcker, 
sowie  die  von  dem  seßhaften  Strom  im  Militärdienst  verwandten, 
und  die  noch  gegenwärtig  als  Gehilfen  und  Meister  tätig  sind,  in 


1)  Berichte  der  Großh.  hessischen  Gewerbeinspektion  1907—1912. 
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den  einzelnen  Krankheitserscheinungen  zusammengestellt  werden, 
was  statistisch  unmöglich  ist. 

Es  verbleiben  somit  für  die  Krankheitsuntersuchungen  nur 
die  gegenwärtigen  längere  Zeit  als  Gehilfen  beschäftigten  Personen 
sowie  die  selbständigen  Meister,  also  der  große  Strom  der  ständigen 
Arbeitergruppe,  die  sich  umsomehr  zur  Beurteilung  eignet,  als  sie 
eine  geraume  Zeit  in  der  Bäckerei  beschäftigt  ist. 

Der  persönliche  Verkehr  mit  einer  Reihe  dieser  Arbeitskräfte,  vor- 
wiegend Meistern,  bestätigt  mir  eine  Menge  von  Berufshygienikern 
festgestellter  Berufskrankheiten,  die  je  nach  der  persönlichen  Ver- 
anlagung verschieden  stark  gestaltet  sind. 

An  der  Spitze,  d.  h.  der  Zahl  nach,  stehen  die  äußeren  Er- 
krankungen, wie  Hautkrankheiten,  die  durch  das  Kneten  des  an- 
gesäuerten feuchten  Teiges,  durch  das  abwechselnde  Arbeiten, 
bald  am  heißen  Ofen,  bald  in  kalter  Luft,  hervorgerufen  werden, 
indem  dadurch  Hände  und  Arme  äußerst  weich  und  in  leichten 
Reizzustand  versetzt  sind.  In  besonders  starkem  Maße  liegt  die 
als  „Bäcker-Akne"  bezeichnete  Bildung  von  Knötchen  in  der  Haut, 
sowie  Warzen  an  den  Händen  vor;  ebenso  sind  durchweg  schlechte 
Zähne  zu  konstatieren.  Sie  sind  auf  die  ständige  Einatmung  des 
Mehistaubes  zurückzuführen,  indem  dieser  in  der  Mundhöhle 
durch  Hinzutritt  des  Speichels  zu  Zucker  verarbeitet  und  durch 
weitere  sauere  Gärungsprozesse  derart  umgewandelt  wird,  daß  er 
im  Verein  mit  den  in  der  Mundflüssigkeit  befindlichen  Bakterien 
zur  Zerstörung  der  Zähne  beiträgt. 

Von  den  inneren  Krankheiten  herrschen  vereinzelt  Lungen- 
katarrhe vor,  die  meistens  als  Begleiterscheinungen  Lungen- 
erweiterung gekennzeichnet  durch  Kurzatmigkeit,  aufweisen. 
Dr.  Moeller  begründet  sie  folgendermaßen:  die  Bäcker  haben  bei 
allen  Hantierungen  ständig  den  Mehlstaub  einzuatmen.  Bleibt 
dieser  in  den  oberen  Luftwegen,  dem  Kehlkopfe  und  Luftröhren 
sitzen,  so  reizt  er  hier  die  zarten  Schleimhäute,  die  sich  infolge 
des  Reizes  röten  und  reichlicheren  Schleim  produzieren  wie  im 
normalen  Zustande.  Die  Folge  des  Reizes  ist  wieder  Husten  mit 
reichlicher  schleimiger  Absonderung.  Dringen  die  Staubteilchen 
in  die  tieferen  Teile  der  Lunge,  in  die  feinsten  Verzweigungen 
der  Luftröhren,  so  bilden  sie  hier  mit  dem  sich  befindlichen 
Bronchialschleim  feste,  derbe  Pfröpfe,  die  die  feinsten  Bronchiolen 
verstopfen  und  heftigen  Lungenkatarrh  hervorbringen.  Wirkt  der 
reizende  Mehlstaub  dauernd  auf  die  Luftwege,  was  bei  einer  un- 
unterbrochenen Beschäftigung  natürlich  ist,  dann  wird  aus  einem 
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akuten  Lungenkatarrhe  ein  chronischer  mit  seinen  Folgen.  Durch 
das  häufige  Husten  und  durch  die  Verstopfung  der  feinsten 
Bronchiolen  wird  die  von  Natur  sehr  elastische  Lunge  in  über- 
mäßiger Weise  gedehnt;  wie  jeder  Gummiballon  allmählich  durch 
öfteres  Aufblasen  an  Elastizität  verliert  und  erschlafft,  so  ähnlich 
auch  dies  Gewebe  der  Lunge.  Es  vermag  sich  nicht  mehr  zu- 
sammenzuziehen, es  bildet  sich  das  Bild  der  Lungenerweiterung 
mit  seinen  verderblichen  Folgen  der  Kurzatmigkeit. 

Eine  weitere  vereinzelt  anzutreffende  Krankheit,  besonders 
bei  ländlichen  Alleinmeistern,  ist  der  Gelenk-  und  Muskelrheuma- 
tismus, dessen  Ursache  in  dem  ständigen  Temperaturwechsel  be- 
ruht. So  ist  vorwiegend  der  ländliche  Alleinmeister  gezwungen, 
während  des  ganzen  Produktionsherganges  beständig  bei  heißer 
und  kühler  Temperatur  zu  arbeiten. 

Zu  diesen  äußeren  und  inneren  Erkrankungen  gesellt  sich 
die  als  körperlicher  Mangel  zu  bezeichnende  Verkrümmung  der 
Beine,  die  sogenannten  Bäckerbeine,  die  auf  das  lange  andauernde 
Stehen  zurückzuführen  sind. 

Eine  genaue  prozentuale  Feststellung  dieser  gesundheitlichen 
Mängel  in  ihrer  Gesamtheit  sowie  prozentualen  Verteilung  auf  die 
einzelnen  Gebiete  konnte  nicht  ermöglicht  werden ; ebenso  sind 
die  ermittelten  Angaben,  die  sich  auf  die  gehemmte  Berufstätig- 
keit, hervorgerufen  durch  die  geschilderten  Krankheiten,  beziehen, 
sowie  der  diesen  zu  Grunde  liegende  aufgeteilte  Ursachenkomplex, 
infolge  der  Einseitigkeit  nicht  stichhaltig. 

Bei  Bäckermeistern  veranstaltete  Umfragen  ergaben  das  Gegen- 
teil, da  sie  fast  alle  etwaigen  aus  ihrer  Beschäftigung  entspringen- 
den Mängel  durch  wohlgenährte  Gestalt  zu  verneinen  glaubten. 
Einige  berichten  mir,  daß  sie  bereits  über  20  Jahre  als  Bäcker 
tätig  sind  und  ihr  Wohlbefinden  sogar  von  dem  Grade  der  Arbeits- 
intensität abhängt,  wobei  von  einem  wörtlich  zitiert  wird : „Wenn 
die  Beschäftigung  als  Bäcker  wirklich  auf  die  Gesundheit  schäd- 
lich einwirkte,  so  müßte  ich  bei  meiner  43jährigen  tagtäglichen 
Arbeitszeit  schon  längst  gestorben  sein.“ 

Allerdings  ist  ein  durch  dauernde  Beschäftigung  hervor- 
gerufener körperlicher  Ruin  äußerst  selten.  Damit  sowohl  wie 
an  den  tatsächlich  zutreffenden  Ausnahmefällen  eine  für  die  All- 
gemeinheit gültige  und  wirklich  bestätigte  Regel  zu  verneinen,  ist 
verfehlt;  sie  bekundet  sich  auch  für  Rheinhessen  in  den  vor- 
liegenden und  geschilderten  Fällen. 
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III.  Rückblick  und  Ausblick  mit  kritischer  Stellungnahme  zur 
Beseitigung  der  Nachtarbeit  für  Rheinhessen. 

Werfen  wir  zum  Schluß  einen  Gesamtblick  auf  das  rhein- 
hessische Bäckergewerbe,  so  offenbaren  sich  in  seiner  wirtschaft- 
lichen und  sozialen  Lage  geringe  Unterschiede,  die  sich  innerhalb 
des  gesamten  zweifachen  Wirtschaftsgehäuses,  in  den  vorliegenden 
städtischen  Groß-  und  Mittelbetrieben  und  den  ländlichen  Klein- 
betrieben, widerspiegeln. 

Hier  auf  eine  Bedarfsdeckungswirtschaft  gerichtete,  mit  starkem 
naturalwirtschaftlichem  Gepräge  durchtränkte  Betriebe,  einen  Teil 
ihrer  Rohmaterialien  selbst  produzierend  und  konsumierend;  dazu 
noch  ein  scharfer  lohnwerklicher  Einschlag,  indem  der  Rohstoff 
zum  Teil  noch  von  den  Kunden  gestellt,  während  für  die  üblichen 
übrigen  Produktionsmittel,  Multe,  Sieb,  Backofen,  Maschinen,  Ar- 
beitskraft u.  a.  eine  Entlohnung  in  Geld  gewährt  wird.  Gerade 
dieses  in  das  ländliche  Preiswerk  scharf  einschneidende  Lohnwerk 
bildet  eine  ständige  Kalamität,  die  ebenfalls  noch  den  städtischen 
Mittelbetrieben  (beim  Kuchenbacken),  aber  nur  in  minimaler  Weise, 
anhaftet. 

Diese  kennzeichnet  ein  vorwiegender  preiswerklicher  Charakter, 
getrübt  einerseits  durch  historisch  unheilbare  Krebsschäden,  anderer- 
seits durch  den  gegenwärtigen  kapitalistischen  Großbetrieb,  der 
wiederum  trotz  modernster  Anpassung  in  sich  geringere  Schäden 
birgt,  die  nur  eine  gewisse  Tätigkeitsentfaltung  zulassen. 

Dies  ist  das  gegenwärtige  äußere  Betriebsgerippe  des  Bäcker- 
gewerbes Rheinhessens,  das  mit  geringen  Verschiebungen  sich  auch 
weiterhin  erhalten  wird. 

An  der  Spitze  der  städtische  Großbetrieb,  der  hauptsächlich 
infolge  nicht  vorhandener  zentralisierter  Absatzgebiete  nur  ver- 
einzelnd auftreten  wird.  Ihm  zur  Seite  der  städtische  Mittelbetrieb, 
bei  dem  die  vorliegende  Konzentration  in  Gehilfenbetrieben  zu- 
künftig in  langsamem  Tempo  sich  weiter  vollziehen  wird;  last 
not  least  der  ländliche  Kleinbetrieb,  der  bereits  im  Anfangsstadium 
einer  sozialen  Revolution  sich  befindet,  die  sich  in  der  Anpassung 
der  wirtschaftlichen  und  sozialen  Fortschritte  der  städtischen 
Mittel-  und  Großbetriebe  kundgibt.  Ich  sage  ausdrücklich  nur 
eine  Anpassung;  eine  gänzliche  Gleichstellung  wird  er  sich  nie 
gewährleisten  können,  obwohl  er  in  den  Hauptfragen  der  Arbeits- 
und Lohnbedingungen  ihnen  ebenbürtig  ist,  in  der  technischen 
Ausrüstung  auf  einer  mittleren  Stufe  steht,  so  werden  seine  sani- 
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tären  und  hygienischen  Einrichtungen  stets  denen  der  Groß-  und 
Mittelbetriebe  nicht  gleichgestellt  werden  können. 

Trotz  dieser  gleichartigen  Arbeits-  und  Lohnbedingungen,  den 
vorhandenen  familiären,  ländlichen  Verhältnissen,  die  die  der  Städte 
bei  weitem  übertreffen,  ein  ständiger  ländlicher  Arbeitermangel, 
der  aus  den  beiden  verschiedenartigen  Arbeiterangeboten  resultiert, 
von  denen  der  fluktuierende  Strom  in  einem  stetigen  Zug  zur 
Stadt  begriffen  ist;  somit  stellt  die  andere  seßhafte  Schicht  nicht 
ausreichende  Arbeitskräfte  zur  Verfügung,  da  der  größte  Teil  von 
ihnen  zur  Selbständigkeit  gelangt.  — 

Hier  liegt  für  den  zukünftigen  rheinhessischen  Kleinbetrieb 
ein  wesentlicher  wunder  und  zugleich  heilsamer  Punkt,  der  in  dem 
Problem  gipfelt ; Wie  ist  dem  vorliegenden  und  dem  sich  ständig 
mehrenden  Arbeitermangel  zu  begegnen?  Durch  was  kann  er 
ersetzt  werden? 

Dafür  ergeben  sich  drei  Möglichkeiten,  die  in  einer  weiteren  Ver- 
besserung der  Technik  und  einer  noch  stärkeren  als  gegenwärtig  vor- 
liegenden Heranziehung  der  Frauen-  und  Lehrlingsarbeit  beruhen. 

Da  die  Technik  bereits  für  die  ländlichen  Verhältnisse  eine 
ziemlich  hohe  Stufe  erreicht  hat,  so  kommen  hauptsächlich  die 
Frauen-  und  Lehrlingsarbeit  als  ersetzende  Elemente  in  Betracht. 
Welches  von  diesen  beiden  der  ausschlaggebende  Faktor  sein  wird, 
hängt  von  dem  angebotenen  rekrutierenden  Nachwuchs  ab.  So 
weit  dieser  zur  Deckung  des  mangelnden  Arbeiterbedarfs  nicht 
genügt,  wird  das  Manko  von  der  Frau  des  Alleinmeisters 
bestritten  werden  müssen;  eine  wenig  erfreuliche  Möglichkeit. 
Wird  jedoch  die  Nachfrage  vollständig  befriedigt  werden,  so  ist 
damit  eine  Beschäftigung  der  Frau  in  der  ländlichen  Bäckerei 
erübrigt,  zugleich  aber  auch  das  Fundament  für  die  Erhaltung  des 
rheinhessischen  ländlichen  Kleinbetriebs  geschaffen,  durch  eine 
gesunde,  mit  geistigem  und  materiellem  Kapital  ausgerüstete,  aus 
bäuerlichen  und  Handwerkerkreisen  stammenden  Rekrutierungs- 
schicht, die  es  verstehen  wird,  den  Bestand  des  Kleinbetriebes, 
trotz  vorhandener  sozialer  und  wirtschaftlicher  Mißstände,  neben 
den  städtischen  Mittel-  und  Großbetrieben  zu  gewährleisten. 

Die  vorliegenden  wirtschaftlichen  Mängel  werden,  soweit  sie 
sich  als  historisch  eingewurzelt  zeigen,  auch  fernerhin  als  hemmen- 
der Faktor  vorherrschen;  ebenso  der,  wie  ich  bereits  bemerkte, 
vorhandene  Kost-  und  Logiszwang.  Er  wird  in  den  städtischen 
Gebieten  hier  und  da  vereinzelte  Ausmerzung  finden,  dagegen  in 
den  ländlichen  Distrikten  nach  wie  vor  bestehen  bleiben. 
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Inwieweit  die  noch  vorherrschende  Nachtarbeit  ganz  oder 
teilweise  durch  Einführung  einer  22stündigen  Sonntagsruhe  be- 
seitigt werden  könnte,  bedarf  einer  kritischen  unparteiischen  Unter- 
suchung, wobei  das  Für  und  Gegen  einer  genauen  Erwägung 
unterzogen  werden  muß. 

Vereint  mit  der  in  Menge  literarisch  zu  Tage  geförderten 
Urteile,  die  nur  in  Bezug  auf  ihre  Schärfe  differieren,  kommt 
zweifellos  auch  für  Rheinhessen  eine  gesundheitliche  Beeinflussung 
durch  die  nächtliche  Arbeit  in  Betracht. 

Selbst  verschiedene  Bäckermeister  berichten,  daß  nur  die 
Kinder  von  kleinen  Handwerkern  und  Bauern  bei  ihnen  aus- 
harren, wohingegen  die  städtischen  Lehrlinge  teilweise  infolge  der 
Nachtarbeit  den  Beruf  aufgeben  müssen.  Sie  bestätigen  weiter, 
daß  infolge  der  Nachtarbeit  ein  Lüften  der  Räume  sehr  selten 
vorgenommen  wird,  so  daß  mangels  frischer  sauerstoffreicher 
Luft  die  Mehrzahl  der  Gehilfen  ein  bleiches  Aussehen  bekunden. 
Ebenso  wird  nach  ihren  Aussagen  der  gebotene  Tagesschlaf  nie 
völlig  ausgenützt  und  mehr  durch  den  Herbergsbesuch  ersetzt,  als 
zu  erfrischenden  Spaziergängen  oder  zur  Ruhe  verwandt.  Durch 
diese  umgekehrte  Ruh-  und  Arbeitszeit  ist  die  gesellschaftliche 
Erziehung  und  der  Bildungsgrad  der  Arbeiter  sehr  minimal. 

Inwieweit  neben  diesen  gesundheitlichen  Mängeln  die  anderen 
vorhandenen  Berufskrankheiten  in  ihren  verschiedenen  Formen 
der  Nachtarbeit  zuzuschreiben  sind,  kann  mangels  statistischer 
Belege  nicht  zahlenmäßig  festgestellt  werden. 

Die  aus  Bäckerkreisen  eingelaufenen  Antworten  sprechen 
zum  Teil  eine  gesundheitliche  Beeinflussung  durch  die  Nachtarbeit 
ganz  ab ; zum  Teil  bejahen  sie  direkt,  infolge  der  nächtlichen 
Arbeit  mit  Nervenzerrüttung  behaftet  zu  sein ; andere  besagen  in- 
direkt, daß  die  durch  die  Nachtarbeit  bedingte  Tagesruhe  infolge 
des  vorherrschenden  Nebenerwerbs  nie  völlig  zur  Erholung  aus- 
reiche. 

Daraus  läßt  sich  bei  Arbeitern  wie  bei  Meistern  eine,  wenn 
auch  nur  im  geringen  Grade  durch  die  Nachtarbeit  hervorgerufene 
gesundheitliche  Schädigung  konstatieren,  die  jedoch  nicht  derart 
ist,  daß  sie  eine  indirekte  Benachteiligung  der  Konsumenten  be- 
deutet. 

Ebenso  sind  die  mit  der  nächtlichen  Tätigkeit  zusammen- 
hängenden Unvorsichtigkeiten  der  Produzenten,  die  bei  der  Pro- 
duktion zu  Unreinlichkeiten  führen  können  — wie  Berührung  der 
Petroleumlampe  und  vorgenommene  Mehlverarbeitung  mit  den- 
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selben  Händen,  — wodurch  ebenfalls  der  Konsument  geschädigt 
wird,  durch  elektrische  Beleuchtung,  die  überall  vorherrscht,  sowie 
die  peinlichsten  Reinlichkeitsvorschriften  beseitigt.  Allerdings  ist 
es  unmöglich,  eine  ständige  nächtliche  Kontrolle  zu  üben,  die 
jedoch  indirekt  durch  die  täglichen  Revisionen  geboten  wird.’ 

In  dieser  Frage,  d.  h.  der  durch  die  Nachtarbeit  verursachten 
indirekten  Gesundheitsschädigung  der  Konsumenten  infolge  der 
direkten  gesundheitlichen  Beeinflussung  der  Produzenten,  stimmen 
die  Ansichten  hervorragender  Ärztekreise  nicht  vollständig  überein, 
was  die  Resultate  einer  von  der  „sozialen  Käuferliga  Sektion  Zürich“’ 
1910  veranstalteten  Enquete  zeitigen. 

Auf  die  an  eine  Reihe  von  Ärzten  und  Hygienikern  gestellten 
Fragen  : 

1.  Bietet  die  regelmäßige  Nachtarbeit,  wie  sie  in  den  meisten 
unserer  Bäckereien  durchgeführt  wird,  Nachteile  für  die 

Gesundheit  der  Arbeiter?  und  welcher  Art  sind  diese 
Nachteile? 

2.  Halten  Sie  dafür,  daß  die  nächtliche  Zubereitung  des  Brotes 
durch  größere  Nachlässigkeit  und  Unsauberkeit  bei  der 
Arbeit  für  die  Gesundheit  der  Konsumenten  gewisse  Ge- 
fahren mit  sich  bringen  kann? 

gliederten  sich  die  einlaufenden  Antworten  in  eine  kleine  Gruppe, 
die  beide  Fragen  glattweg  verneinten;  eine  weitere,  die  eine  Art 
Zwischenstellung  einnahm,  und  eine  dritte,  die  die  Nachtarbeit 
einer  scharfen  Kritik  unterwarf. 

Zur  Veranschaulichung  mögen  von  den  in  Menge  eingelaufenen 

Beantwortungen  nur  zwei,  die  beiden  letzteren  Gruppen  charakte- 
risierend, dienen. 

Dr.  Horner,  Zürich  sagt:  Die  regelmäßige  Nachtarbeit,  inso- 
fern sie  in  sauberen,  nicht  in  feuchten,  tagsüber  gelüfteten,  mit  ge- 
nügender und  richtig  regulierter  Beleuchtung  und  Wascheinrichtung 
versehenen  Backstuben  zu  leisten  ist,  bietet  für  den  erwachsenen 
Nichtalkoholiker,  bei  entsprechender  Gelegenheit  zur  Ruhe  und 

Schonung  am  folgenden  Tage,  an  und  für  sich  keine  gesundheits- 
schädlichen Nachteile. 

Wird  regelmäßige  Nachtarbeit  in  einem  feuchten,  unsauberen, 
schlecht  ventilierbaren,  mit  ungenügender,  rauchender  Beleuchtung 
versehenem  Raum  verlangt,  so  können  freilich  dadurch  für  den 
betreffenden  Arbeiter  gesundheitsschädliche  Nachteile  entstehen. 

Die  nächtliche  Zubereitung  des  Brotes  bringt  wohl  keine  di- 
rekte Gefahr  für  die  Gesundheit  des  Konsumenten ; es  leidet  da- 
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durch  aber  erwiesenermaßen  die  Schmackhaftigkeit  und  Bekömm- 
lichkeit des  Brotes,  wenn  bei  der  Herrichtung  sich  die  noch 
schläfrigen  Gesellen  der  mit  Petroleum  imprägnierten  Hände  be- 
dienen, oder  wenn  mangels  ungenügender  Beleuchtung  durch 
feuchte  Aufbewahrung  verdorbenes  Mehl  nicht  genügend  sortiert 
oder  von  der  Verwendung  ausgeschaltet  wird. 

Dr.  Mende-Ernst,  Zürich,  Vertreter  der  dritten  Gruppe  betont: 
Die  fortgesetzte  Nachtarbeit  der  Bäcker  hat  für  diese  sehr  große 
Nachteile. 

1.  Kann  der  Tagesschlaf,  besonders  in  einer  geräuschvollen 
Stadt,  nie  den  Nachtschlaf  ersetzen;  der  Körper  wird  damit  ge- 
schwächt, blutarm,  und  für  Aufnahme  von  Infektionsstoffen  sowie 
für  Erkrankungen  überhaupt  viel  empfänglicher  gemacht.  Es  gilt 
dies  ganz  besonders  für  Personen  unter  25  Jahren,  ln  meiner 
Praxis  habe  ich  in  keinem  Gewerbe  so  viel  blutarme  und  tuber- 
kulöse Lehrlinge  gesehen  wie  bei  den  Bäckern. 

2.  Die  Verunreinigung  der  Luft  durch  oft  schlechte  Beleuch- 
tung wirkt  schlecht  auf  die  Arbeiter  und  schwächt  besonders  ihre 
Atmungsorgane. 

3.  Kann  die  Lüftung  der  Arbeitslokale  nachts  weniger  durch- 
geführt werden,  da  die  Nachbarschaft  nicht  gestört  werden  darf. 

4.  Wirkt  nachgewiesenermaßen  fortgesetzte  Nachtarbeit  schlecht 
auf  die  Augen. 

5.  Da  der  Nachtarbeiter  den  Tag  zum  Ruhen  in  geschlos- 
senem Raum  benutzen  muß,  so  kann  er  unmöglich  die  für  die 
Gesundheit  nötige  Menge  von  guter  Luft  und  Licht  bekommen. 

6.  Ist  bei  kaum  einem  anderem  Nahrungsmittel  die  Gesund- 
heit des  Produzenten  für  die  Konsumenten  so  wichtig,  wie  bei 
demjenigen,  das  uns  „unser  täglich  Brot“  liefert. 

Es  wäre  somit  vom  sozialen  und  hygienischen  Standpunkt 
aus  im  Interesse  der  Arbeiter  wie  der  Meister  eine  Abschaffung 
der  Nachtarbeit  zu  befürworten,  umsomehr,  da  sich  für  letztere 
ein  noch  bedeutender  materieller  Nutzen  hinzugesellen  würde,  der 
sich  in  einer  Verringerung  der  Betriebskosten  zeigt.  Die  Kosten 
für  die  Nachtbeleuchtung  würden  erspart;  es  ließe  sich  am  Tage 
ein  rationelleres  Arbeiten  ermöglichen  als  bei  Nacht. 

Dem  stehen  gerade  für  Rheinhessen  folgende  Bedenken  ent- 
gegen, die  ich  ergänzend  nach  angestellten  Umfragen  durch  per- 
sönliche Urteile  beleben  möchte. 

Eine  gleichmäßige  Durchführung  für  alle  Betriebe  bedeutet 
eine  erhebliche  wirtschaftliche  Schädigung  des  kleinen  und  mitt- 
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leren  Handwerkers,  indem  sich  der  Großbetrieb  gezwungen  sehen 
würde,  wenn  auch  unter  schwierigen  Bedingungen,  die  Produktion 
vom  Klein-  und  Feingebäck  in  Angriff  zu  nehmen,  und  somit  die 
Existenzfähigkeit  des  typischen  Kleinbetriebs  gefährden  würde. 
Dieses  Gegenargument  ist  jedoch  nur  für  einen  lokalen  Bezirk 
stichhaltig  und  verliert  an  seiner  Stärke  durch  die  bereits  ge- 
schilderten großbetrieblichen  Nachteile. 

Den  ausschlaggebenderen  Faktor  jedoch  bildet  der  Kon- 
sumentenkreis, der  sich  nie,  wie  alle  Aussagen  betonen,  mit 
trockenen  Brötchen  zufriedengeben  wird,  so  daß  das  zweifache 
Verdienst  des  typischen  Klein-  und  Mittelbetriebs,  das  aus  Klein- 
gebäck und  Brot  resultiert,  durch  Wegfall  des  gewinnbringenderen 
ersteren  so  minimal  wird,  daß  die  Existenz  des  Kleinbetriebs  in 
Frage  gestellt  ist. 

Der  hierfür  vorgeschlagene  Ausweg  hat  noch  keine  allgemeine 
praktische  Bewertung  gezeitigt;  er  beruht  In  einem  Konservierungs- 
verfahren, das  bis  jetzt  nur  in  Frankfurt  a.  M.  von  dem  Leiter 
„für  Volkswohlfahrt“  mit  Erfolg  durchgeführt  wurde  und  wird, 
wobei  der  Konsumentenkreis  vorwiegend  aus  Arbeitern  besteht. 

Ob  die  anderen  sozialen  Schichten,  namentlich  die  für  Rhein- 
hessen in  Betracht  kommenden  mittelbäuerlichen  und  städtischen 
' Milieus,  sich  mit  den  konservierten  Frühstücksbrötchen  begnügen 
würden,  ist  sehr  zweifelhaft;  sämtlichen  Aussagen  der  Bäcker- 
meister gemäß  nicht. 

Ein  gänzliches  Fehlschlagen  bedeutet  die  von  einem  Franzosen 
vorgeschlagene  Methode,  die  besagt:  Le  petit  pain  frais  nous  le 
falsons  de  veille  dans  I apres-midi.  On  ne  le  cuit  pas  complete- 
ment,  on  jette  un  sac  dessus,  on  le  met  de  cote.  A 5 heures 
du  matin  on  le  passe  quelques  minutes  au  four  et  voila  le  petit 
pain  frais  du  matin  ^).  Die  so  hergestellten  Brötchen  würden  dem 
rheinhessischen  Gaumen  sicherlich  nicht  den  französischen  Erfolg 
versprechen. 

Somit  besteht  die  Hauptschwierigkeit  einer  geplanten  Ab- 
schaffung der  Nachtarbeit  in  den  Bedürfnissen  des  Publikums  und 
der  durch  sie  bedingten  wirtschaftlichen  Klein-  und  Mittel-Konstel- 
lation, die  nach  verschiedenen  Aussagen  in  eine  äußerst  ungünstige  ' 
Lage  geriete. 

Von  den  zahlreichen  eingelaufenen  rheinhessischen  Urteilen, 
die  sämtlich  in  der  Abschaffung  der  Nachtarbeit  einen  starken 

1)  Sereff,  Das  Züricher  Bäckergewerbe. 
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wirtschaftlichen  Schaden  erblicken,  sei  ein  charakteristisches  an- 
geführt: „durch  Abschaffung  der  Nachtarbeit  würde  der  Betrieb 
In  Kleinwaren,  weil  niemand  trockene  Brötchen  zum  Kaffee  wünscht, 
auf  50 7o  heruntergehen.  Da  uns  aber  gerade  hier  die  Brotfabriken 
am  wenigsten  beikommen  können,  und  der  Verdienst  in  Klein- 
ware ungleich  höher  ist,  als  bei  Brotbäckereien,  so  wäre  die  Auf- 
hebung der  Nachtarbeit  für  mittlere  und  kleine  Betriebe  gleich- 
bedeutend mit  dem  Ruin  des  kleinen  Handwerkers;  außerdem  hat 
die  kühle  Nachtzeit  für  den  Betrieb  noch  sehr  wesentliche  tech- 
nische Vorteile ; wie  Zurückhaltung  des  Weitergärens  der  Ware  u.  a.“ 
Zweifellos  würde,  ohne  gänzlich  mit  den  Ansichten  der 
Bäckermeister  übereinzustimmen,  die  Abschaffung  der  Nachtarbeit 
eine  starke  wirtschaftliche  Schädigung  zur  Folge  haben.  Inwieweit 
diese  den  Ruin  bedeutet,  ist  unnachweisbar;  sie  käme  für  die 
städtischen  Gehilfenbetriebe  wie  für  einen  großen  Teil  der  länd- 
lichen Alleinbetriebe  in  gleicher  Härte  in  Betracht,  da  gerade 
letztere  den  an  sich  schon  starken  Nebenerwerb  in  der  Land- 
wirtschaft noch  weiter  ausdehnen  müßten,  wobei  sich  ihnen  als 
Hemmschuh  die  hierzu  erforderlichen  Arbeitskräfte  zeigen  würden, 
die  infolge  der  herrschenden  Landarbeiternot  und  dem  vorliegen- 
den Mangel  an  ländlichen  Bäckereiarbeitern  schwerlich  zur 
Deckung  des  angestrebten  Bedarfes  ausreichen  würden. 

( Das  Schlußergebnis  spiegelt  sich  somit  in  den  2 Hauptargu- 

menten wieder,  deren 

erstes  für  eine  gesundheitliche  Erhaltungder  Bäckerei- 
arbeiter und  Meister  eine  Abschaffung  vertritt;  deren 
zweites  im  Interesse  eines  wirtschaftichen  Unter- 
ganges eine  verneinende  Antwort  aufwirft. 

Welches  von  beiden  das  ausschlaggebendere  ist,  ob  einerseits 
durch  eine  Abschaffung  die  Erhaltung  der  dadurch  in  ihrer  Ge- 
sundheit geförderten  Existenzen,  andererseits  in  eine  wlrtschaft- 
I liehe  Vernichtung  austönen  würde,  ist  unvoraussehbar,  sodaß  eine 
endgültige  Entscheidung  eine  vage  Resolution  bedeuten  würde. 
Die  in  Konsumentenkreisen  überwiegende  optimistische  Stimmung 
I für  eine  Abschaffung  würde  zweifellos  auch  bei  den  vorläufig 
noch  pessimistisch  gesinnten  Produzenten  Einkehr  halten  mit  dem 
Augenblicke,  wo  in  Konsumentenkreisen  sich  ein  Verschwinden 

I, 

des  pessimistischen  Verhaltens  gegenüber  den  trockenen  Brötchen 
bekunde.  Sie  würde  die  vollkommene  Lösung  des  Problems  be- 
i deuten,  die  teilweise  durch  ein  praktisch  bewertetes  Konservierungs- 
I verfahren  geboten  würde.  Ein  doppelter  Erfolg  wäre  damit  er- 
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reicht,  da  er  zugleich  dem  Gebiete  der  Technik  und  des  sozialen 
Lebens  zum  Segen  gereichen  würde. 

War  es  somit  unmöglich,  sich  für  ein  positives  Für  oder 
Gegen  eine  gänzliche  Abschaffung  der  Nachtarbeit  für  Rheinhessen 
auszusprechen,  so  könnte  sicherlich  eine  teilweise  Beseitigung 
durch  Einführung  eines  22stündigen  Ruhetages  ermöglicht  werden, 
umsomehr,  da  ein  einmaliger  Verzicht  in  der  Woche  auf  frische 
Brötchen  von  Seiten  der  Konsumenten  sich  leicht  erübrigen  lassen 
würde;  wenn  nicht,  so  wäre  gerade  für  Rheinhessen,  wo  Klein- 
gebäck und  Brot  in  gleicher  Menge  gebacken  wird,  der  einmalige 
Verlust  der  abgesetzten  Brötchen  so  gering,  daß  er  wirklich  nicht 
in  Erwägung  gestellt  werden  könnte  gegenüber  der  sozialen  Er- 
rungenschaft, die  jedem  Meister  und  Gesellen  einen  freien  Tag, 
einen  Ruhetag  in  der  Woche,  gewähren  würde. 

Mögen  besonders  in  dieser  Frage  für  die,  die  sich  dem  so- 
zialen Fortschritt  der  Zeit  mit  Befangen  entgegenstellen,  die  Worte 
gelten,  die  Prinz  Karl  von  Hessen  beim  Stapellauf  des  Kreuzers 
Arkona  einst  gesprochen  hat:  „Der  Fortschritt  ist  eine  Macht, 
die  Gewalt  hat  über  alles,  was  lebt  auf  Erden.  Wehe  dem,  der 
sich  ihm  widersetzt!  er  ist  vernichtet,  noch  ehe  er  es  selber  weiß. 
Wer  sich  von  ihm  treiben  läßt,  tut  nur  was  er  muß“. 
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Lebenslauf. 

Am  9.  Juli  1891  wurde  ich,  Adolf  Wissig,  zu  Kriegsheim 
in  Rheinhessen,  geboren.  Ich  besuchte  bis  zu  meinem  11.  Lebens- 
jahre die  dortige  Volksschule,  trat  Ostern  1902  in  die  Oberreal- 
schule zu  Worms  ein,  die  ich  1910  mit  dem  Zeugnis  der  Reife 
verließ.  Darauf  bezog  ich  die  Handelshochschule  Mannheim,  wo 
ich  nach  4semestrigem  Studium  1912  die  kaufmännische  Diplom- 
prüfung ablegte  und  alsdann  während  weiterer  4 Semester  an  der 
Universität  Heidelberg  die  Volkswirtschaftslehre  studierte.  Meine 
Lehrer  waren  unter  anderem  die  Herren  Geheimer  Hofrat  Prof. 

I Dr.  Gothein,  Geh.  Hofrat  Prof.  Dr.  Schroeder,  Prof.  Dr.  Alfred 

, Weber,  Prof.  Dr.  Altmann,  Prof.  Dr.  Pereis,  Prof.  Dr.  Calmes, 

Prof.  Dr.  Glauser. 
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